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Beginn: 9.03 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, herzlich
willkommen! Bevor wir in die Tagesordnung einstei-
gen, möchte ich die Gelegenheit nutzen, für den
gestrigen gelungenen Auftakt zum Reformationsju-
biläum, die friedliche Stimmung auf dem Martins-
umzug – auch mit dem „Sanften Riesen“, mit den
schönen Bildern von der Wartburg, Bildern des
Friedens, der Eintracht, der Spiritualität, der Reli-
giosität, sowohl der Thüringer als auch unseres
Freistaats insgesamt – ganz herzlich Ihnen, Herr
Ministerpräsident, Ihrer Landesregierung, aber
auch Ihren Vorgängern, insbesondere Frau Minis-
terpräsidentin Lieberknecht, zu danken. Ich finde,
das war ein ganz gelungener Auftakt, und ich wür-
de mir wünschen, dass diese Bilder ein Symbol da-
für sind, wie gelingend dieses Reformationsjahr,
dieses Jubiläumsjahr, dann auch insgesamt stattfin-
det. Ich wünsche uns, dass wir dabei viele tolle Bil-
der für unseren Freistaat produzieren und auch
möglichst viele Menschen an diesen Ereignissen
teilhaben können. Insofern ganz herzlichen Dank
im Namen aller Abgeordneten!

(Beifall im Hause)

Dann haben wir ein Geburtstagskind, die schon
überhäuft ist von Blumen – leicht erkennbar. Liebe
Christina Tasch, herzlichen Glückwunsch zu dei-
nem Geburtstag, Gesundheit, Gottes Segen, alles
Gute! Wir wünschen uns viele muntere Zwischenru-
fe, seien sie geprägt vom Glauben und dem eige-
nen katholischen Bekenntnis oder mit vielen prakti-
schen Einblicken in das Leben im Eichsfeld. Herz-
lichen Glückwunsch noch mal!

(Beifall im Hause)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir be-
ginnen mit der Plenarsitzung.

Als Schriftführer hat neben mir Herr Abgeordneter
Schaft Platz genommen. Die Redeliste führt Abge-
ordneter Bühl.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Abgeordneter Brandner, Frau Abgeordnete
Engel, Frau Ministerin Dr. Klaubert und Herr Minis-
ter Tiefensee zeitweise.

Wenn es keine Wünsche zur Tagesordnung gibt,
dann steigen wir, wie verabredet, gleich ein.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2

Regierungserklärung des Mi-
nisterpräsidenten zum Thürin-
gen-Monitor 2016
Unterrichtung durch die Landes-
regierung
- Drucksache 6/2782 -

Ich bitte Herrn Ministerpräsidenten Ramelow um
die Regierungserklärung.

Ramelow, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren Abgeordneten, liebe Gäste und
auch meine Damen und Herren, die Sie am Live-
stream zuschauen! Ich habe heute die Aufgabe,
zum dritten Mal die Ergebnisse des Thüringen-Mo-
nitors politisch einzuordnen. Ich tue das auch heute
nicht, ohne Herrn Prof. Dr. Heinrich Best und sei-
nem Team der Friedrich-Schiller-Universität Jena
den herzlichen Dank der Landesregierung auszu-
richten.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Der Thüringen-Monitor leistet etwas, was es eigent-
lich für die ganze Bundesrepublik geben müsste: Er
ermöglicht einen Langzeitblick auf die politische
Kultur. Er gibt Jahr für Jahr einen Einblick davon,
ob und wie sich die aktuellen Ereignisse im Denken
und im Reden der Bevölkerung niederschlagen. Er
ist nicht zuletzt eine der besten Langzeitstudien
zum Rechtsextremismus in der Bundesrepublik
Deutschland. Ich würde mir wünschen, diesen
Dank im Namen aller Fraktionen dieses Hauses
ausrichten zu dürfen.

Der Anlass des Thüringen-Monitors war der Brand-
anschlag auf die Erfurter Synagoge. Das war das
erste Alarmzeichen, das wir in Thüringen hatten.
Ich danke Bernhard Vogel und der Landesregie-
rung, die damals entschieden hat, dass wir nicht
nur gemeinsam mit unserer Jüdischen Landesge-
meinde zusammenstehen, sondern dass wir die
wissenschaftliche Expertise bitten, zu überprüfen,
zu messen und zu wägen, wie die Stimmungslagen
in unserem Land sind. Nicht jeder hier im Landtag
kann das akzeptieren, ich finde es aber eine wichti-
ge Analyse und ein wichtiges Analyseinstrument,
damit wir unsere politischen Entscheidungen auch
darauf einrichten können. Der Ausgangspunkt war
ein dramatischer, nämlich der Brandanschlag auf
die Erfurter Synagoge. Ich finde es beklemmend,
wenn ich höre, dass heute um 11.11 Uhr die Thügi-
da und ein extremer Neonazi hier vor dem Landtag
aufmarschieren wollen und nicht nur eine Karne-
valsveranstaltung durchziehen wollen, sondern das
weiter begleiten wollen, was auf ungute Art am
9. November stattfand – am Tag, an dem die NS-
Barbarei, die Vernichtung der jüdischen Mitbevölke-
rung begann –, als man durch Jena mit Fackeln ge-
zogen ist. Dieselben Leute kommen heute hierher,
um deutlich zu machen, was sie von der Demokra-
tie halten. Deswegen bin ich froh, dass der Thürin-
gen-Monitor uns veranlasst, darüber zu diskutieren,
miteinander ins Gespräch zu kommen.

Ein Befund des Thüringen-Monitors hat mich be-
sonders beeindruckt. Der Rechtsextremismus ist in
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Thüringen laut Thüringen-Monitor im Jahr 2016 zu-
rückgegangen, und zwar deutlich, auf den niedrigs-
ten Wert im 15-jährigen Beobachtungszeitraum.
Dieses Ergebnis ist zunächst einmal erfreulich, be-
darf aber einer weiteren Betrachtung.

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Wir werden bei unseren umfangreichen Bemühun-
gen nicht nachlassen. Diejenigen, die regelmäßig
mit nationalsozialistischen Symbolen, islamfeindli-
chen Parolen und hasserfüllten Herzen vor den
Landtag ziehen, die gewählten Volksvertreter als
„Volksverräter“ verunglimpfen, nehmen für sich
selbst in Anspruch, sie seien „das Volk“. Nein! Sie
sind nicht das Volk!

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und denjenigen, die in Kommunalvertretungen oder
Landesparlamenten Sitz und Stimme haben und
dennoch auf den Marktplätzen dieser Republik da-
von schwadronieren, die „Alt-Elite und Systempar-
teien entsorgen“ zu wollen, sage ich heute in aller
Deutlichkeit: Machen Sie sich keine Hoffnung!

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ihre sogenannte schweigende Mehrheit entspricht
wohl eher purem Wunschdenken.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: 71 Prozent,
Herr Ministerpräsident!)

Vor einem Jahr habe ich an dieser Stelle von einem
Veränderungsprozess gesprochen. Heute blicken
wir auf die Wirkungen dieser Veränderungen.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: 71 Prozent!
Sehen Sie in den Monitor hinein!)

Herr Höcke, dass Sie für 71 Prozent unserer Bevöl-
kerung sprechen, darf ich doch, gelinde gesagt, als
abenteuerlichen Unsinn bezeichnen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Die Reaktionen, die der Wandel auslöst, sind wider-
sprüchlich. Der Thüringen-Monitor ist Spiegel die-
ser Wirklichkeit. Der Titel könnte treffender nicht
sein: „Gemischte Gefühle“.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Gefühle sind
eindeutig – sehr eindeutig!)

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Halten Sie doch mal den Mund und las-
sen Sie ihn reden!)

Nein, lassen Sie, Frau Hennig-Wellsow, doch Herrn
Höcke sprechen. Er ist ja der Meinung, dass man
den Thüringen-Monitor dem Kamin zuführen sollte.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Habe ich
nicht gesagt!)

Wir Politikerinnen und Politiker tragen in solchen Si-
tuationen stets ein zuversichtliches Lächeln im Ge-
sicht, entschlossene Worte auf den Lippen und
klopfen auf unsere Tasche, in der ein fertiger Plan
zu sein scheint.

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt bitte
ich um etwas mehr Aufmerksamkeit für den Minis-
terpräsidenten, der hier die Regierungserklärung
abgibt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ramelow, Ministerpräsident:

Es gehört zu den Botschaften des Thüringen-Moni-
tors, dass eine solche Haltung nicht auf der Höhe
der Zeit ist, immer mit dem fertigen Plan durch die
Landschaft zu gehen. Die Politik beklagt, nicht ver-
standen zu werden. Die Bürger beklagen, nicht ge-
hört zu werden. Die Medien leiden unter Vertrau-
ensverlust. Aus einer spannungsgeladenen Drei-
ecksbeziehung droht ein schwarzes Loch zu wer-
den, in dem viel geredet, aber wenig verstanden
wird. Die richtige Antwort auf Angst und Misstrauen
ist aber nicht die Belehrung, sondern der Dialog.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aus dem „Wir schaffen das“ ist vielerorts längst ein
„Wir machen das“ geworden. Im Umbruch hängt
der Zusammenhalt von vielen Brückenbauern ab.
Der Thüringen-Monitor zeigt, dass es oft ein An-
packen mit Bauchgrimmen ist. Es ist nicht so, dass
dort die einen stehen, die anpacken, und dort die
anderen, die nur Fragen stellen und Sorgen artiku-
lieren. Die populistischen Lautsprecher erzählen die
Mär von einem gespaltenen Land. Sie geben vor,
für eine Mehrheit zu sprechen. Beides ist falsch.
Widersprüche aushalten, Dialoge führen, Haltung
zeigen und den Wandel gestalten – in diesem Vier-
klang kann aus dem Umbruch wieder ein Aufbruch
werden.

Wo steht Thüringen? Gemessen an allen verfügba-
ren sozioökonomischen Daten ist der Freistaat Thü-
ringen in guter Verfassung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die absolute Zahl der Arbeitslosen ist ebenso wie
die Arbeitslosenquote auf einem neuen historischen
Tiefstand. Thüringen, wo einst Niedriglöhne als
Standortfaktor galten, ist bundesweit Spitzenreiter
bei der Bruttolohnentwicklung. Erstmals seit der
Wiedervereinigung ist die Bevölkerungszahl im ver-
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gangenen Jahr nicht geschrumpft, sondern zaghaft
gewachsen. Vor allem Jena, Erfurt, Weimar, das
thüringische Franken und die Wartburgregion ent-
wickeln sich immer mehr zu dynamischen Regio-
nen, zu Magneten für Innovationen, Menschen und
Investitionen. Der Schuldenstand beim Land und
den Kommunen sinkt. Unser Bildungssystem erhält
Bestnoten und befindet sich in der Spitzengruppe
aller Bundesländer. Thüringen geht es gut. Den
meisten Thüringerinnen und Thüringern geht es
gut. Das Selbstbewusstsein der Thüringer als Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist wieder deut-
lich gewachsen.

Das spiegelt auch der Thüringen-Monitor 2016.
Fast drei Viertel der Befragten schätzen die wirt-
schaftliche Lage Thüringens als gut oder sehr gut
ein. Ein ähnlich hoher Anteil schätzt die eigene Si-
tuation als gut oder sehr gut ein. Auch die Daten
zum Demokratie- und Institutionenvertrauen der
Thüringer geben zwar gewiss keinen Anlass zu Ju-
belsprüngen, aber eben auch, das sagt der Thürin-
gen-Monitor klar, keinen Hinweis auf eine breite
Radikalisierung der Bevölkerung. Thüringen ist im
dritten Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung ein
ostdeutsches Bundesland, das auf seine Leistun-
gen stolz sein kann. Und wir sind Impulsgeber im
Osten.

Der Abschluss wichtiger Verkehrsinfrastrukturpro-
jekte auf der Straße und der Schiene macht Thürin-
gen zur schnellen Mitte Deutschlands. Die Mittella-
ge und die einmalige Verkehrsinfrastruktur sind ein
Standortfaktor, mit dem wir sehr gut punkten kön-
nen. Die Zeit der wirtschaftlichen Schrumpfung ist
schon lange vorbei. Die Thüringer Wirtschaft hat
den Sprung ins 21. Jahrhundert erfolgreich gestal-
tet. Mittlerweile gehören rund 60 Unternehmen aus
Thüringen zu Weltmarktführern. Thüringer Unter-
nehmen haben sich am Markt etabliert, sie sind
wettbewerbsfähig, bestimmen heute das Entwick-
lungstempo ihrer Branche und stehen für die tech-
nische Vorreiterrolle Thüringens.

Womit wir konfrontiert sind, ist ein merkwürdiges
Auseinanderklaffen der politischen Wahrnehmung
der Landesentwicklung und des Blicks auf die ver-
gangenen 25 Jahre. Thüringen verbindet Men-
schen, denen es wirtschaftlich und finanziell gut
geht, mit denen, die von der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung abgekoppelt sind. Die Sprei-
zung ist es, die uns Sorgen macht: der Arbeits-
markt, der sich exzellent entwickelt hat, und die
Langzeitarbeitslosen, die wie betoniert aus der
Langzeitarbeitslosigkeit nicht herauskommen. Das
ist ein Problem, über das wir ernsthaft reden müs-
sen. Aber die Befragten sagen individuell: „Es geht
uns besser“, und kollektiv: „Wir haben Sorgen“. Das
ist die Diskrepanz, über die wir reden müssen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Gefühl der ostdeutschen Benachteiligung
hat seine Ursachen. Keine Familie, die nicht Ge-
schichten erzählen kann von den Schwierigkeiten
des Umbruchs, von Arbeitslosigkeit, Neuanfang,
dem Gefühl, die eigene Lebensleistung werde nicht
ausreichend gewürdigt. Da sei nur erinnert an die
Menschen, die mit ABM und SAM in den letzten
20 Jahren ihren Lebensweg gestalten mussten, de-
nen am Ende ihres Lebens und ihrer Erwerbstätig-
keit eine ausreichende Altersrente fehlt. Das ist ein
Befund, über den wir uns Sorgen machen müssen,

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

weil wir diesen Menschen eine Perspektive bieten
müssen. Einen starken Sozialstaat braucht es, um
soziale Impulse für alle Bürger setzen zu können,
damit kein Kind in Armut groß wird und kein
Mensch vor Armut im Alter Angst haben muss.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Demgegenüber stehen die Indikatoren der Landes-
entwicklung. Thüringen ist in eine neue Phase der
Landesentwicklung eingetreten, in der wir selbstbe-
wusst den Anspruch erheben können, zu den leis-
tungsstarken Regionen Deutschlands vorzustoßen.
Das Land hat ein gewaltiges wirtschaftliches Ent-
wicklungspotenzial. Der Ballung von Logistikern am
Erfurter Verkehrsknoten wird bald in einem 30-Kilo-
meter-Radius um die Landeshauptstadt ein Boom
als Kongressmetropole folgen. Die ICE-Trasse ist
unter Strom. Wenn die Testzüge durchgefahren
sind, werden in weniger als zwölf Monaten 20 Mil-
lionen Passagiere über das Erfurter Kreuz fahren.
Wenn wir dann Jena, Weimar und Gera wieder am
Fernverkehrssystem der Bahn angeschlossen ha-
ben, werden wir den doppelten Knoten in Thüringen
haben und ein Verkehrsdrehkreuz, das seinesglei-
chen in Deutschland sucht, sein. Die Landeshaupt-
stadt wird daher eine Kongressmetropole.

Boomtown Jena platzt aus allen Nähten und
braucht dringend eine Stärkung im Umlandbereich,
um alle Wachstumsimpulse aufnehmen zu können.
In den südlichen Grenzregionen nach Bayern ist die
Dynamik auf unserer Seite der Landesgrenze zu
Hause.

Der Thüringen-Tourismus steht mit dem Reforma-
tionsjubiläum und dem Bauhausjubiläum vor einer
neuen Entwicklungsphase. Wir engagieren uns ge-
rade dafür, den Thüringen-Tourismus neu aufzuset-
zen, weil wir dort einen stärkeren Impuls brauchen.
Ob das der Thüringer Wald oder das Thüringer
Meer ist, neben Weimar und dem Städtetourismus
haben wir mehr zu bieten und auch das soll er-
schlossen werden.

(Beifall Abg. Korschewsky, DIE LINKE)
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Thüringen ist nicht nur geografisch, sondern auch
in seiner Entwicklung – ich betone das – zum „Wes-
ten des Ostens“ geworden. Das zeigt unsere niedri-
ge Arbeitslosenrate, die Beschäftigungsdichte bei
sozialversicherungspflichtiger Arbeit, bei den Frau-
en, bei den älteren Arbeitnehmern, die Dichte der
Industriebetriebe und der gewerblichen Arbeitsplät-
ze und schließlich vor allem die Zufriedenheit der
Menschen mit ihren Lebensbedingungen. All das
nähert sich in den statistischen und demoskopi-
schen Befunden westdeutschen Durchschnittswer-
ten an. Bei der Arbeitslosigkeit sind wir gerade da-
bei, uns über den westdeutschen Durchschnitt hin-
weg zu entwickeln. Wir sind mit 6,1 Prozent an der
Schwelle angelangt, wo wir deutlich machen kön-
nen, dass wir möglicherweise in zwölf Monaten den
Durchschnitt der Bundesrepublik Deutschland un-
terschritten haben werden. Das sind für mich
durchaus erfolgreiche Zahlen und Werte,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil es Menschen damit eine bessere Lebensper-
spektive bietet. Wenn wir immer daran denken,
dass wir die anderen, die abgehängt sind, dabei
nicht vergessen dürfen.

Dafür ist vielen zu danken, nicht zuletzt den Leis-
tungsträgern dieses Prozesses, den Thüringerinnen
und Thüringern selbst, aber auch früheren Regie-
rungen, die richtige strukturpolitische Entscheidun-
gen getroffen haben. In der Kontinuität aller Lan-
desregierungen sind die Entscheidungen heute die-
jenigen, auf denen wir die Wirkung erzielen, über
die ich gerade spreche.

(Beifall CDU)

Es wäre also auch vermessen zu sagen, es ist Rot-
Rot-Grün, sondern es ist Landespolitik, gestaltete
Landespolitik, die diesem Land die richtigen Impul-
se gegeben hat.

Wie der Thüringen-Monitor zeigt, haben wir als
Landesregierung jedoch die weiterhin bestehende
Aufgabe, das Gefühl der Ost-Deprivation zum Ge-
genstand von Kommunikation werden zu lassen.
Dies wäre der erste Schritt auf dem Weg, subjektiv
erfahrene Ost-Deprivation zu überwinden oder –
um es auf Deutsch zu sagen – das Gefühl, abge-
hängt zu sein, zu überwinden. Wir müssen den
Menschen das Gefühl geben, im Entwicklungspro-
zess der positiven Zahlen selbst partizipieren zu
können. Ich will das wenigstens an dem Beispiel
der Menschen erwähnen, die in der Langzeitar-
beitslosigkeit hängengeblieben sind. Es wäre doch
besser, Arbeit zu bezahlen, statt Arbeitslosigkeit zu
finanzieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie sehen, allgemeines Schulterklopfen ist kein Po-
litik-Ersatz, denn weitere Herausforderungen der
Landesentwicklung sind deutlich erkennbar: Thürin-
gen ist im vergangenen Jahr zum ersten Mal seit
der Wiedervereinigung nicht geschrumpft, weil über
20.000 Flüchtlinge hier aufgenommen wurden. Die
demografischen Mega-Trends für Thüringen wirken
aber nach wie vor. Ich freue mich, dass die Gebur-
tenrate zunimmt. Aber es reicht noch lange nicht
aus, um langfristig die Sterberate auszugleichen.
Deswegen müssen wir mehr tun, damit junge Leute
hier bleiben oder wieder hierherkommen oder sich
wohlfühlen und ihre Kinder hier bekommen.

Thüringen ist in den letzten 25 Jahren unter ande-
rem durch die Solidarpakte I und II in die Lage ver-
setzt worden, seine Infrastruktur umfassend zu
modernisieren. Tatsächlich gibt es aber auch hier
noch marode Straßen, Schulen, Krankenhäuser
und andere öffentliche Gebäude. Beim zukünftigen
Erhalt und dem gezielten Ausbau der Infrastruktur
muss auch die demografische Entwicklung im Blick
behalten werden. Die Schuldenbremse in der Ver-
fassung gilt – in Thüringen genauso wie in der Bun-
desrepublik Deutschland. Deshalb muss gefragt
werden, ob Infrastruktur, die modernisiert wird, in
Richtung Kinder oder in Richtung altengerechtes
Wohnen saniert wird. Wo haben wir welche Bedürf-
nisse und wie investieren wir das Geld richtig? Das
muss die Frage sein, die wir jetzt jedes Mal beant-
worten müssen. Wenn 61 Prozent der Befragten im
aktuellen Thüringen-Monitor der Ansicht sind, dass
der gesellschaftliche Zusammenhalt in Deutschland
gefährdet ist, dann ist diese Wahrnehmung ein Pro-
blem, auf das politisch reagiert werden muss. Wenn
wir den Prozess des Verlusts von sozialen Grund-
gewissheiten nicht aufhalten und umkehren, dann
ignorieren wir eines der großen kommenden Ent-
wicklungshemmnisse für dieses Land. Es gibt keine
Weltoffenheit ohne soziale Sicherheit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Thüringen steht am Ende des Jahres 2016 einer-
seits auf gesichertem Grund. Doch ist dieser Grund
andererseits in Bewegung. Die sich vollziehenden
Veränderungen werden das Gesicht unseres Lan-
des möglicherweise genauso prägen wie die Zeit
seit der Wiedervereinigung. Davor müssen wir kei-
ne Furcht haben. Anders als 1989/1990 ist unsere
ökonomische Ausgangslage, insbesondere die La-
ge am Arbeitsmarkt, stabil. Kein deutsches Bundes-
land hat mit fast 12 Prozent gegenüber dem Okto-
ber 2015 einen so starken Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit zu verzeichnen wie Thüringen. Und es ge-
lingt endlich auch, den Abbau der Langzeitarbeits-
losigkeit anzugehen. Wir haben die Kraft, unser
Haus Thüringen umzubauen. Es soll moderner, at-
traktiver werden und wir wollen in größeren Räu-
men mehr Menschen begrüßen, die hier leben und
in Zukunft auch arbeiten wollen und sollen. Den-
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noch registriere ich in den vielen Gesprächen, die
ich selbst führe, in den Briefen, die ich erhalte, und
in den Petitionen ein weit verbreitetes Unbehagen
der Thüringerinnen und Thüringer. Der Thüringen-
Monitor konstatiert gemischte Gefühle, die viele
Thüringerinnen und Thüringer mit der aktuellen Si-
tuation verbinden. Es ist nicht so, dass sich
Deutschland im Allgemeinen und Thüringen im Be-
sonderen in den vergangenen 26 Jahren nicht ver-
ändert hätten. 62 Prozent der Befragten geben an,
dass sie angesichts eines rasanten Veränderungs-
prozesses oft nicht mehr wissen, woran sie sich
halten sollen. Es ist, das hat der Historiker Ulrich
Herbert hervorragend herausgearbeitet, gerade der
kulturelle Modernisierungsprozess, der Verände-
rung als Verlust von Gewissheiten und als Rei-
bungsfläche sichtbar macht. Eigentlich ist das die
Stunde eines aufgeklärten demokratischen Konser-
vatismus. Ein Konservatismus, der sich der Bewah-
rung der Wertebasis unserer Gesellschaft und des
Sozialstaats gerade in einer sich verändernden
Welt verpflichtet fühlt. Konservative reklamieren die
Bindung an Heimat und Familie. Wir haben in Thü-
ringen in den 90er-Jahren gesehen, wie diese Bin-
dung ohne soziale Sicherheit erodiert. Der Verlust
eines Fünftels unserer Bevölkerung in den vergan-
genen 25 Jahren geht nicht unwesentlich auf diese
Erosion, auf den Verlust sozialer Grundgewisshei-
ten zurück. Deshalb ist heute mit Konservatismus
nur Staat zu machen, wenn soziale Unwuchten in
unserer Gesellschaft erkannt und die Errungen-
schaften des Sozialstaats verteidigt und bewahrt
werden. Soziale Sicherheit für alle verbunden mit
Investitionen in eine lebenswerte Heimat – mit die-
sen Kernelementen wird die Landesregierung eine
Politik umsetzen, die humanitäre Verantwortung,
soziale Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Erfolg
verbindet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will es am Beispiel eines Handwerksmeisters
erzählen. Wenn ein Klempner sich darauf speziali-
siert hat, Heizungen einzubauen, so baut er heute
immer noch Heizungen ein. Mittlerweile muss er
aber das Internet beherrschen und er muss wissen,
wie eine Bus-Ausstattung, also eine Elektronisie-
rung, in einem Gebäude stattfindet. Er muss wis-
sen, wie die Wärmeparameter sind, und er muss
wissen, wie die CO2-Abgaben seiner Anlagen sind.
Das hat er alles dazugelernt. Aber aus meiner Sicht
ist konservativ immer noch der Erhalt des Meister-
briefs, weil der Meisterbrief und die duale Ausbil-
dung das Fundament sind, auf dem sich der Meis-
ter und seine Gesellen permanent weiterentwickeln.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Das eine zu bewahren und die Veränderung im
Blick zu haben, das scheint mir eine der zentralen
Grundlagen unseres Staats zu sein.

Nicht zuletzt waren es Thüringer Unternehmer wie
Carl Zeiss und Ernst Abbe, die mit gewährten Sozi-
alleistungen Mitarbeiter und deren Familien an ihr
Unternehmen und damit an ihre Heimat gebunden
haben. In diesem Sinne wünsche ich mir das Be-
wahren sozialer Errungenschaften als Ausdruck ei-
nes sozialen Konservatismus, nicht zuletzt weil er
der Demagogie wirksame Dämme setzt. In dieser
Hinsicht bin und bleibe ich ein Konservativer.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Na ja, da-
rüber müssen wir noch mal reden!)

„Konservativ“ wird nicht mit „c“, sondern mit „k“ ge-
schrieben.

(Heiterkeit CDU)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mein Christlich-Sein hilft mir zumindest dabei.

Es war freilich in der deutschen Geschichte noch
nie ein Erfolgsmodell, wenn Politik in Verantwor-
tung so tat, als hätte eben diese Geschichte einen
Rückwärtsgang. Denn einen Rückwärtsgang hat
die Geschichte eben nicht. Von einer Generation
von Politikerinnen und Politikern, die seit Jahrzehn-
ten in Demokratie, Freiheit und Frieden lebt, erwar-
te ich ein Bekenntnis zu diesen Grundwerten unse-
res Rechtsstaats, das Bekenntnis zu Demokratie,
Freiheit und Frieden. Gerade dann, wenn sich die
Probleme verdichten, kommt es darauf an, Freiheit
und Frieden zu verteidigen.

Es ist dringend an der Zeit, dass wir die Scheinde-
batten hinter uns lassen und in ein gesellschaftli-
ches Gespräch darüber einsteigen, wie unser Land
morgen und übermorgen aussehen soll. Dieses Ge-
spräch duldet keinen Aufschub. Die Alternative zum
Schüren der Angst ist das Mutmachen zum Gestal-
ten. Wir haben damit begonnen und wir werden die-
sen Prozess weiter vorantreiben. Verlassen Sie
sich darauf!

Zu den Wahrheiten, die wir nicht verschweigen dür-
fen, gehört folgende: Viele von denen, die im ver-
gangenen Jahr hier angekommen sind, werden für
lange Zeit hierbleiben – manche für immer. Wer an-
deres behauptet, belügt die Menschen. Zu den
Wahrheiten gehört auch: Die Integration dieser
Menschen wird Jahre dauern und, wenn wir es gut
machen, in einer Generation abgeschlossen sein.
Eine dritte Wahrheit lautet: Die Zuwanderung nach
Deutschland und Thüringen ist nur der vordergrün-
dige Ausdruck eines auch ohnedies riesigen Verän-
derungsdrucks. Ja, es wird vieles anders werden.
Aber ich bin davon überzeugt: Wie wir es gestalten,
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wird es anders, aber auch besser werden. Unser
Freistaat wird sein Gesicht behalten: eine lebens-
werte Heimat für alte und neue Thüringerinnen und
Thüringer.

In einer Welt, die sich rasant verändert, in der Kri-
sen eskalieren und zunehmend auch an unsere Tü-
ren klopfen, wächst das Bedürfnis nach Verlässlich-
keit und Sicherheit. Laut Thüringen-Monitor würde
sich eine übergroße Mehrheit, wenn sie sich zwi-
schen Freiheit und Sicherheit entscheiden müsste,
für Sicherheit entscheiden. Sicherheit ist eine nicht
verhandelbare politische Priorität dieser Landesre-
gierung. Aber es gehört zu den großen Privilegien
dieses Landes und dieser Zeit, dass wir eine Ent-
scheidung zwischen Freiheit und Sicherheit nicht
treffen müssen und auch nicht treffen sollten. Und
es gehört zu der Verantwortung, Sicherheit in Frei-
heit zu garantieren. Wir werden daher den Begriff
der Sicherheit sozial und liberal buchstabieren.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Vision ist eine Gesellschaft, die durch Ein-
wanderung gestärkt wird und damit auch die sozia-
le Sicherheit der Gesellschaft stärkt. Damit reagie-
ren wir auch auf die Achillesferse unserer Landes-
entwicklung: ein Bevölkerungsrückgang. Die Indika-
toren dafür sind unübersehbar: eine beträchtliche
Anzahl von unbesetzten Ausbildungsplätzen. Aktu-
ell sind es immer noch 1.153 Ausbildungsplätze,
die nicht besetzt sind. Wenn ich dann höre: „Was
tut ihr denn für Deutsche?“, sage ich immer, wir ha-
ben auch für 1.153 Deutsche noch freie Ausbil-
dungsplätze. Wir sollten schauen, wo wir sie herbe-
kommen, denn jeder unbesetzte Ausbildungsplatz
ist der eigentliche Risikofaktor für unsere Zukunft.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Ein erkennbarer Personalmangel in fast allen Bran-
chen, ein nicht mehr zu ignorierender Rückgang an
Bewerberinnen und Bewerbern auf Stellen im öf-
fentlichen Dienst in Thüringen, bei Polizei, bei Feu-
erwehr, bei Lehrerinnen und Lehrern. Die Persona-
ler großer Unternehmen in Thüringen klagen über
Nachwuchsmangel und unser Wirtschaftsminister
weist darauf hin, dass wir auch aufpassen müssen,
wie wir das öffentlich kommunizieren, weil an dieser
Frage am Ende auch Investitionsentscheidungen
hängen, ob man eine neue Fabrik und eine neue
Produktion dort aufbaut, wo möglicherweise
200.000 Facharbeiter fehlen. Wenn wir dieses nicht
als Herausforderung begreifen, werden wir an der
Prosperität unseres Landes die Axt anlegen. Des-
wegen sage ich auch ganz klar: Wir müssen Zu-
wanderungsland sein wollen, um Menschen einzu-
laden, mit uns jeden Tag die Produktion zu organi-
sieren, die den Wohlstand garantiert, der in diesem
Land entstanden ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wo keine Menschen sind, ist auch keine Arbeit. Wo
keine Arbeit ist, ist auch kein Wohlstand. Um unse-
ren Wohlstand zu halten, brauchen wir, braucht die
Thüringer Wirtschaft in den nächsten Jahren jeden-
falls statistisch rund 200.000 Fachkräfte. Viele Men-
schen treten in den nächsten Jahren in ihren wohl-
verdienten Ruhestand. Auf zwei Renteneintritte
kommt potenziell nur ein Schulabgänger. Den ent-
stehenden Bedarf kann das Land damit nicht aus-
reichend aus dem eigenen Nachwuchs decken, vor
allem nicht in Konkurrenz zu anderen Regionen mit
ähnlichen Problemen. Diesen Bedarf kann auch
keine Flüchtlingswelle decken, so naiv wird nie-
mand sein. Diesen Bedarf können wir nur dann
decken, wenn es dauerhaft Zuwanderung nach
Thüringen gibt. Thüringen muss sich als Zuwande-
rungsland begreifen, um zukunftsfähig zu werden.
Es ist nicht zu verkennen, dass auch Themen wie
„Industrie 4.0“, „digitale Gesellschaft“, der technolo-
gische Fortschritt nicht ohne Auswirkungen auf den
Bedarf an Arbeitskräften sein werden. Auch des-
halb werden wir weiter dafür Sorge tragen, die
Hochschul-, Forschungs- und Entwicklungsland-
schaft in Thüringen weiter zu befördern. Wir wollen
in Thüringen „Gute Arbeit“, bei der die neuen Rah-
menbedingungen der Digitalisierung und der weite-
ren Flexibilisierung so gestaltet werden, dass die
Arbeitsbedingungen für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer oder auch für quasi Selbstständige
vertretbar sind und diese in dem sozialen Verände-
rungsprozess endlich mitgenommen und nicht ab-
gekoppelt werden.

Meine Damen und Herren, ich will es an einem Bei-
spiel sagen: Wenn die E-Mobilität zum zentralen
Faktor des Individualverkehrs wird, wenn sich Tesla
mit Standards durchsetzt oder sich das Google-
mobil als Datensammelmaschine mit Transportcha-
rakter durchsetzt, wird diese Art der Veränderung in
der Produktion ein Drittel unserer Arbeitsplätze in
den Industriebereichen des Automotive-Bereichs in-
frage stellen. Deswegen brauchen wir einen Verän-
derungsprozess, bei dem wir Forschung und Ent-
wicklung genauso vorantreiben wie das Umstellen
der Wirtschaft. Und da sind unsere kleinen und mit-
telständischen und eigentümergeführten Fabriken
und Firmen der Garant dafür, dass Veränderungs-
prozesse in die richtige Richtung gehen, denn diese
wissen sich schneller am Markt zu behaupten. Wir
müssen die Nase im Wind halten, um nicht abge-
meldet zu sein.

Politik in demokratischer Verantwortung für die Zu-
kunft Thüringens muss sich der Aufgabe stellen,
um demokratische Mehrheiten für einen Kurs der
modernen Zuwanderungspolitik zu werben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016 5563

(Ministerpräsident Ramelow)



mit allen ökonomischen, kulturellen und sozialen
Konsequenzen, die das mit sich bringt.

Aber ich habe meine letzte Regierungserklärung
zum Thüringen-Monitor 2015 im November 2015
ganz bewusst unter das Motto „Wachsen lernen“
gestellt, und ich meine damit, dass sich die Landes-
politik, wenn sie das Land voranbringen will, den
Herausforderungen einer Einwanderungsgesell-
schaft verpflichtet fühlen muss, und zwar sozial und
integrativ.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Leitbild für die Landesentwicklung in diesem
Veränderungsprozess ist die Vision einer Gesell-
schaft, in der sich soziale Sicherheit, innere Sicher-
heit, Gesellschaftlicher Zusammenhalt, wirtschaftli-
cher Erfolg sowie politische und kulturelle Moderni-
sierung miteinander im Positiven verbinden.

Dieses Leitbild lässt sich in fünf Herausforderungen
übersetzen, denen Leitprojekte der Landesregie-
rung entsprechen:

Wir wollen die Voraussetzungen für den künftigen
wirtschaftlichen Erfolg Thüringens durch die Siche-
rung des Fachkräftenachwuchses und durch Inves-
titionen schaffen. Thüringen braucht in den kom-
menden Jahren eine große Zahl an Fachkräften für
Industrie, Handel und Dienstleistung. Mittelfristig
kann uns die gestiegene Geburtenrate dabei hel-
fen. Kurzfristig werden wir werben müssen um jun-
ge Auszubildende, die hier auch bleiben und leben.
Dies braucht gemeinsame Anstrengungen der Wirt-
schafts-, Arbeits- und der Bildungsministerien.

Auch da ein praktisches Beispiel: Die Firma HBS in
Schleiz – einer der größten Baustellenausstatter,
wenn es um Elektroausstattung geht, mittlerweile
der zehntgrößte Betrieb der Bundesrepublik – steht
vor dem Problem, aus der einheimischen Bevölke-
rung nicht mehr genügend Auszubildende finden zu
können. Dort wird geworben in Bulgarien, in Rumä-
nien, sie finanzieren den Deutschkurs in Rumänien
und Bulgarien und sie bilden in Schleiz aus. Da ha-
ben wir gemeinsame Entscheidungen getroffen,
dass ein solches Unternehmen einerseits begleitet
wird bei der Absicherung der Ausbildung, aber an-
dererseits darf sich niemand der Angeworbenen
hier fremd fühlen und als fremd ausgegrenzt sein.
Die, die wir dringend brauchen, müssen Menschen
sein, die einfach Menschen sind und nicht eingeteilt
werden nach Hautfarbe, nach Herkunft oder gar
nach rassistischen Kennziffern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Migrationsministerium wird weiterhin mit voller
Kraft und unter Mithilfe aller Ressorts an einer
schnellen Integration der nach Thüringen zugezo-
genen und zuziehenden Migranten arbeiten. Ich

wünsche mir, dass wir hier mehr innovative Wege
gehen können, mehr kreative institutionelle Arran-
gements entwickeln können. Den Gemeinden ver-
trauen die Menschen in Sachen Integration am
meisten, sagt der Thüringen-Monitor. Integration
beginnt vor Ort. Wir werden daher vor allem die
Rolle der Kommunen stärken, wenn es um Integra-
tion geht. Weil all das auch bei größter Anstren-
gung nicht ausreichen wird, werden wir uns auf
Bundesebene weiterhin und verstärkt dafür einset-
zen, dass ein Einwanderungsgesetz – neben vie-
lem anderen – auch die Migration in den deutschen
Arbeitsmarkt einheitlich regelt. Ich bleibe dabei: Ein
Zuwanderungsland braucht ein Einwanderungsge-
setz.

(Beifall DIE LINKE)

Die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen ver-
schafft uns finanzielle und politische Planungssi-
cherheit, um dringend notwendige Investitionen in
die soziale, ökologische und kulturelle Infrastruktur
weiterhin vornehmen zu können. Insbesondere Kul-
tur, unsere Theater und Museen sind Visitenkarte
des Landes und damit auch Werbeträger für den
ganzen Freistaat.

Heute Politik für morgen zu gestalten, impliziert
auch Investitionen in Klimaschutz, Ökologie und in
die Energiewende. Nur wenn wir uns wirtschaftlich
neu erfinden, sind wir auch in Zukunft noch konkur-
renzfähig. Eine ressourcensparende und energieef-
fiziente, auch ökologische Modernisierung ist künf-
tig eine Voraussetzung für den sozialen Zusam-
menhalt und den wirtschaftlichen Erfolg Thüringer
Unternehmen. Thüringen kann zum Land der Ener-
gie-Gewinner werden. Wir denken Ökonomie und
Ökologie zusammen. Wir verstehen Klimaschutz
und die Energiewende als Triebfeder einer zu-
kunftsfesten Entwicklung unseres Landes. Bis 2020
unterstützt die Thüringer Landesregierung Thürin-
ger Unternehmen und Kommunen mit rund 59 Mil-
lionen Euro dabei, energieeffizient zu wirtschaften
und den verbleibenden Energiebedarf durch klima-
freundliche Energien zu decken. Daraus entsteht
eine echte Win-win-Situation für den Klimaschutz
und für die Sicherung des Wirtschaftsstandorts
Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Betrachtet man klimatische Verhältnisse in chinesi-
schen Metropolen, wird man wissen, warum die
Chinesen sehr genau gucken, wer der Innovations-
träger ist, um auch in diesen Metropolen oder in In-
dien, in den Megametropolen dieser Welt Antwor-
ten zu geben, die in dem grünen Herzen entwickelt
werden. Also zu glauben, dass wir uns hier raushal-
ten könnten aus dem globalen Prozess, wäre ein
schwerer Fehler. Wir könnten der Entwicklungsträ-
ger sein, um Angebote auch für große Investitionen
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in den anderen Nationen dieser Welt liefern zu kön-
nen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen den sozialen Zusammenhalt durch eine
Wiederinkraftsetzung sozialer Grundgewissheiten
festigen und verbessern. Man kann mit Fug und
Recht sagen, dass bisher niemand auch nur einen
Cent weniger wegen der Flüchtlingskrise bekom-
men hat oder gar Geld verloren hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Allen anderslautenden Gerüchten zum Trotz: Die
471 Millionen Euro, die wir in den Landeshaushalt
eingestellt haben, um Integration zu leisten, sind
zuvörderst ein Investitionsprogramm in unsere hei-
mische Wirtschaft gewesen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Häuser, die modernisiert worden sind, die Ge-
bäude, die ertüchtigt worden sind, die Schulen, die
hergerichtet worden sind, sind alles Investitionen
gewesen, die an heimische Wirtschaftsvertreter ge-
gangen sind. Insoweit waren das auch gut inves-
tierte Gelder zur Sicherung von Arbeitsplätzen un-
serer ganz normalen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in den Betrieben. Es ist eben eine Win-
win-Situation, wenn wir es gemeinsam machen und
nicht einem Teil der Bevölkerung das Geld wegneh-
men und einem anderen dafür das Geld geben wür-
den, sondern ganz im Gegenteil: Wir haben inves-
tiert in die Zukunft unseres Landes.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Was für eine
Logik, Herr Ministerpräsident! Das ist wie mit
der Abwrackprämie!)

Wenn Ihnen zu Flüchtlingen, sehr geehrter Herr
Höcke, die Abwrackprämie einfällt, zeigt das Ihre
intellektuelle Haltung. Ich sage: Das ist widerlich!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir werden uns auf Bundesebene in eine zentrale
Gerechtigkeitsdebatte um die Zukunft der Rente mit
einer eigenen Thüringer Positionierung einmischen.
Es gilt: Keine Rentenreform ohne Renteneinheit in
Deutschland!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir werden in Thüringen daran arbeiten, den öffent-
lichen Beschäftigungssektor weiter auszubauen.
Ich meine damit nicht den öffentlichen Dienst, weil
da nach wie vor der Umbauprozess gilt. Da gilt im-
mer noch der Umbauprozess, den die vorherige
Regierung beschlossen hat und der nicht aufgeho-
ben wurde.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Und wir
haben es umgesetzt, das kann man ja heute
noch nachlesen!)

Wir danken für Ihre Hinweise, Herr Mohring.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Gern!)

Dank Ihrer Haushaltsanträge, die Sie zur Haus-
haltsdebatte gestellt haben, wissen wir um Ihre
Qualifikation,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

an dem Veränderungsprozess teilzuhaben. Dieser
öffentliche Beschäftigungssektor, den Sie, liebe
CDU, immer ideologisch bekämpft haben, dieser öf-
fentliche Beschäftigungssektor ist der Sektor der
gemeinwohlorientierten Tätigkeit.

(Unruhe CDU)

Wir sagen: Dort muss Arbeit geschaffen werden.
Statt Arbeitslosigkeit zu bezahlen, muss dort end-
lich bezahlte Arbeit organisiert werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen den gesellschaftlichen Zusammenhalt in
einem unumgänglichen Reformprozess der öffentli-
chen Verwaltung und des öffentlichen Dienstleis-
tungssektors stärken. Es geht bei diesen Reformen
um die Lebensqualität in unserem Land, nicht um
die Euros in der Kasse. Für eine bessere Lebens-
qualität müssen wir heute Aufgaben lösen, die
sonst in der Zukunft zum Problem für unser ganzes
Land werden.

Eine höhere Lebensqualität erreichen wir, indem
wir Sicherheit ebenso gewährleisten wie Freiheit.
Deshalb bin ich dankbar, dass eine Expertenkom-
mission ein umfangreiches Gutachten zur Evaluie-
rung der Polizeistrukturreform erarbeitet und Ende
Oktober der Öffentlichkeit vorgestellt hat. Wichtig ist
bei diesem Vorhaben, dass sich die Polizei weiter-
entwickelt, indem die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in diesem Prozess mitgenommen werden. Und
dann, lieber Herr Mohring, muss man sich mal ent-
scheiden, ob wir die Polizei abbauen wollen oder
ob wir die Polizei umbauen wollen.

(Beifall Abg. Kräuter, DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Ja, Herr Fiedler, wenn man es also aufbauen will
und Herr Mohring gleichzeitig sagt, wir sollen aber
das Personal abbauen,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das haben
Sie doch gerade gesagt!)

dann muss man mal erklären, an welchen Stellen
wir die Ministerien auflösen wollen. Sollte ich dann
die Staatskanzlei auflösen, lieber Herr Mohring?
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(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ja!)

Dann können Sie darin keinen Platz mehr nehmen.
Dann ist da auch für Sie kein Platz mehr.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

Also, Sie sollten sich überlegen, welchen Weg wir
beim Umbau unseres Landes eigentlich gehen wol-
len.

Wir haben auch ein weiteres Reformprojekt mit der
Umsetzung eines beitragsfreien Kindergartenjahres
auf den Weg gebracht als einen Schritt für eine ge-
meinsame Bildung von Anfang an. Wir werden ein
zentrales Versprechen der Landesregierung umset-
zen und eine Funktional-, Verwaltungs- und Ge-
bietsreform verabschieden. Mit der Zukunftsfähig-
keit Thüringens in den nächsten Jahrzehnten wol-
len wir damit die Voraussetzungen schaffen, damit
die Verwaltung auch in Zukunft noch die Aufgaben
für die Bürger erledigen kann.

Die Landesregierung hat den Prozess der Neuord-
nung der Landkreise und Gemeinden in Gang ge-
setzt. Dabei ist unser entscheidendes Ziel, Refor-
men auf den Weg zu bringen, die eine ausgewoge-
ne Entwicklung aller Regionen, sowohl der Städte
als auch des ländlichen Raums, befördert. Es muss
unsere Aufgabe sein, in allen Regionen eine gute
Versorgung mit kultureller Infrastruktur, Bildung,
Schulen, ÖPNV, Krankenhäusern, Gerichten und
Polizei zu garantieren, flächendeckend und für das
ganze Land so verteilt, dass der Bürger in über-
schaubarer Geschwindigkeit alle Dienstleistungen
in Anspruch nehmen kann.

Gemeinsam mit den Verbänden, Gewerkschaften
und Kommunen könnten die vier Planungsregionen
eine Leitsäule der Regionalentwicklung sein. Wir
müssen darüber nachdenken, Aufgaben zu kom-
munalisieren oder von den Kommunen zurückzuho-
len, in Behörden zu bündeln. Aber es geht auch da-
rum, die interkommunale Zusammenarbeit weiter
zu vertiefen.

Gestern hat Sie Innenminister Holger Poppenhäger
in seiner Regierungserklärung über die Absichten,
Ziele und vor allem über die Notwendigkeiten die-
ser Reform in Bezug auf die Gemeinde- und Ge-
bietsreform informiert.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Hat er
nicht!)

Oft wird suggeriert, dass wir damit vor allem nur
Geld sparen wollten. Ich wiederhole das: Darum
geht es nicht. Es geht um den Effizienzgewinn, der
auf der mittleren Zeitachse erst erreicht werden
kann, wenn der Prozess abgeschlossen ist. Die Re-
form hat wie alle anderen Reformen der Landesre-

gierung nur ein Ziel: Wir wollen Thüringen stark für
die Zukunft machen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Über die vier Planungsregionen, meine Damen und
Herren der Union, sollten Sie nachdenken, weil mit
Blick auf die Frage, ob die neu zu bildenden Land-
kreise im Rahmen der interkommunalen Zusam-
menarbeit in allen vier Planungsregionen wenigs-
tens ein abgerundetes Berufsschulnetz vorhalten,
das nur geht, wenn sie es miteinander verabreden.
Und die andere Frage ist, ob wir endlich im öffentli-
chen Personennahverkehr ein leistungsfähiges An-
gebot haben. In Hessen fahren 4,3 Millionen Ein-
wohner mit dem Verkehrsverbund. In Thüringen
schaffen wir es immer noch nicht, für 2,16 Millionen
Einwohner wenigstens ein höheres Maß an Koope-
ration in den vier Planungsregionen zu organisie-
ren. Auch die Krankenhausplanung orientiert sich
an den vier Planungsregionen und – ich betone –
nicht an den Profiterwartungen börsennotierter
Krankenhauskonzerne.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es geht darum, heute die richtigen Lösungen zu fin-
den. In Thüringen als einem Land mit begrenzten
Ressourcen müssen die Bediensteten des Landes
und der Kommunen Dienstleister für die Bürgerin-
nen und Bürger und damit für ein lebenswertes
Thüringen sein.

Wir als Bedienstete und als Regierende sind für die
Bürger da und nicht umgekehrt. Wir werden Kon-
zepte für eine Stärkung der Regionen an der Peri-
pherie vorlegen. Diese Regionen – die Thüringer
Rhön, das Thüringer Eichsfeld, das Thüringer Vogt-
land, der Thüringer Teil Frankens, das Osterland,
der Kyffhäuser und der Südharz – besitzen eine
Scharnierfunktion und wir wollen diese bereits vor-
handenen historischen, kulturellen und wirtschaftli-
chen Kontakte und Verbindungen in die Metropolre-
gionen um Leipzig und Westsachsen, um Nürnberg
und Franken, um Hannover bis Südniedersachsen
nutzen und ausbauen. Jena als Boomregion in Ost-
thüringen muss als Fernverkehrskreuz erhalten
bleiben. In und um Altenburg gibt es viel Raum, der
jene Kreativen und Startup-Gründer aufnehmen
kann, die in Leipzig keinen Raum mehr finden und
ihn in der sächsischen Boomtown nicht mehr be-
zahlen können. Mit der S-Bahn dauert die Fahrt von
Leipzig nach Altenburg weniger als eine Stunde.
Die Regionen in Nord- und Südthüringen wollen wir
als Kulturentwicklungsregionen stärker aufwerten.
Der Kulturminister hat einen solchen Prozess be-
reits angestoßen.

Diese Koalition und die Landesregierung verfolgen
das Ziel der Stärkung der direkten Demokratie. Wir
haben Thüringen bereits auf kommunaler Ebene zu
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einem Vorreiterland in Sachen direkter Demokratie
gemacht.

(Beifall DIE LINKE)

Nun muss die Landesebene nachziehen. Demokra-
tie lebt von der aktiven Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger. Dazu gehören neben den Wahlen im
Land und in den Kommunen auch die direkten For-
men der Willensbekundung etwa durch Volksent-
scheide. Thüringen soll, wenn der nächste Landtag
gewählt wird und wir uns darauf verständigen wür-
den, auch auf der Landesebene Vorreiterland in
Sachen direkter Demokratie sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Debatte darüber, ob diese Gesellschaft bereit
ist, sich dauerhaft für eine geregelte Zuwanderung
zu öffnen, führt uns zu wichtigen Fragen: nach der
Basis unseres künftigen wirtschaftlichen Erfolgs,
nach der Qualität und Quantität der öffentlichen und
sozialen Dienstleistungen, nach unserer Bereit-
schaft, neue kulturelle und religiöse Impulse in un-
ser demokratisches und weltoffenes Gesellschafts-
konzept zu integrieren, und nicht zuletzt danach,
wer eigentlich für die daraus zunächst erwachsen-
den finanziellen Lasten bezahlen soll.

Auch da sei mir die Anmerkung gestattet: Ich lese
sehr wohl, dass der überwiegende Anteil unserer
Bürgerinnen und Bürger ein Problem mit dem Islam
hat. Aber das Grundgesetz – die Verfassung unse-
res Landes – gebietet es, Religionsfreiheit und Reli-
gionsgewährung als Prinzip anzuerkennen und
durchzuhalten. Es ist ein Kernelement unserer Ver-
fassung, dass Mehrheiten niemals mehr über Min-
derheiten entscheiden dürfen, solange sich die Min-
derheiten friedlich an Recht und Gesetz halten und
jeder seinen Glauben friedlich lebt. Deshalb gehört
für mich der Islam zu Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich lese den Thüringen-Monitor an zentraler Stelle
als Ermutigung zu einer solchen Debatte, bei der
wir als Politiker auf die Grundwerte unserer freiheit-
lichen Verfassung nicht nur verweisen dürfen, son-
dern wir müssen sie auch mit Leben erfüllen und
verteidigen. Fast drei Viertel der Befragten plädie-
ren für die Regulierung der Zuwanderung durch ein
Einwanderungsgesetz. Ich finde, das ist ein guter
Ansatz, den wir auch umsetzen sollten und dem wir
uns nicht verweigern sollten. Mehr als die Hälfte
sieht Zuwanderung als Chance zum Ausgleich des
Bevölkerungsrückgangs. Ja, es gibt große Sorgen
vor den damit einhergehenden Veränderungen, vor
den finanziellen Belastungen, vor fremden Lebens-
weisen, vor Kriminalität, vor dem Islam. Der Staat
hat hier zwei Aufgaben, zu deren Erfüllung sich die
Landesregierung ohne Wenn und Aber bekennt:
Gegen jede Form von Hass und Gewalt,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

gegen wen auch immer, von wem auch immer, gilt
in Thüringen eine Null-Toleranz-Strategie. Wir dul-
den keine Gewalt an Flüchtlingen und wir dulden
keine Gewalt von Flüchtlingen. Wir dürfen über-
haupt keine Gewalt dulden, von niemandem.

(Unruhe CDU, AfD)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die zentralen Bestandteile einer freiheitlichen und
toleranten Lebensweise sind nie und nirgendwo
verhandelbar. Es gibt keinen Rabatt auf Grundrech-
te. Die gemischten Gefühle entstehen, solange wir
statt dieses Gesprächs mit der Gesellschaft von
morgen und über die Gesellschaft von morgen
Scheindebatten führen, Angst schüren, Angst in
den Herzen platzieren. Es gehört zu den großen
Versäumnissen des vergangenen Jahres, dass we-
der die Kanzlerin noch irgendeine Spitze des Bun-
des den Versuch gemacht hat, über die Krisende-
batten nach den Ereignissen des zweiten Halb-
jahrs 2015 hinauszuwachsen und in einen solchen
Diskurs über die Zukunft unserer Gesellschaft laut,
deutlich, klar und für die Bürger vernehmbar einzu-
steigen. Wo bestenfalls verschämt mit allerlei Ent-
schuldigungen um Verständnis geworben wird,
muss man sich nicht wundern, wenn eine Stim-
mung wächst, in der Zuwanderung grundsätzlich
als Übel gilt, bei der man sich eigentlich nur um den
Grad der Vermeidbarkeit streitet.

Ich werbe für das Leitbild der sozialen Integration,
weil ich es für richtig und machbar halte und nicht
zuletzt weil ich Vertrauen in die Thüringerinnen und
Thüringer habe, in die Kraft zur Beharrung und zur
Modernisierung, die zwischen Wartburg und Alten-
burg seit 1990 gezeigt wurde. Wir diskutieren klar,
deutlich und entschieden hierzulande, aber wir
packen auch stark an, wenn es darauf ankommt.
Ich jedenfalls freue mich auf den Veränderungspro-
zess.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, am Ende
würde ich dann doch noch eine persönliche Anmer-
kung machen: Herr Oppositionsführer Mohring hat
gestern darauf verwiesen, dass ich als Oppositions-
führer 2011 für eine Volksabstimmung zur Gebiets-
reform eingetreten bin. Ja, dafür bin ich eingetreten.
Dazu stehe ich auch heute noch. Wir haben im
Landtagswahlkampf die Gebietsreform zum zentra-
len Wahlkampfthema gemacht und Ihre Partei hat
die zentrale Verweigerung zu dem Thema themati-
siert.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Die Wählerinnen und Wähler haben eine Entschei-
dung getroffen, dass die Blockade des Themas
endlich beendet wird.

(Heiterkeit CDU)

Deshalb, meine Damen und Herren, es gab eine
Expertenkommission, ich muss es nicht wiederho-
len, Sie wissen es, Sie waren dabei. Es war Ihre ei-
gene Fraktion,

(Unruhe CDU)

die Frau Lieberknecht daran gehindert hat, die
Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform umzu-
setzen. Ihre eigene Fraktion war die Bremserfrak-
tion.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber ich bin gern bereit, Herr Mohring, mit Ihnen in
den Aushandlungsprozess über eine Gebietsre-
form, eine Funktional- und Verwaltungsreform ein-
zutreten.

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Dann ma-
chen Sie einen Volksentscheid!)

Wenn Sie nicht mehr das Ob infrage stellen, son-
dern ernsthaft über das Wie ins Gespräch kommen
und nicht einfach nur Anträge stellen, die alles so
lassen, wie es ist, sondern den Veränderungspro-
zess aktiv betreiben wollen, dann bin ich gern be-
reit, mit Ihnen in den Dialog einzutreten, weil Sie of-
fenkundig auch daran interessiert sind, dieses Land
zukunftsfest machen zu wollen. Wenn Sie daran in-
teressiert sind, dann lassen Sie uns doch endlich
über die neue Gebietskulisse und die Aufgabenver-
teilung ...

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ihr zäumt
von hinten auf!)

Herr Heym, hören Sie doch einfach 1 Sekunde zu!
Ich mache Ihnen gerade ein Angebot, aber offen-
kundig wollen Sie es nicht, weil Sie nur weiter im
Neinsagen verharren wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sagen Sie doch endlich Ja und dann können wir
doch darüber abstimmen, wann wir eine Volksab-
stimmung zu welchen Teilen machen.

(Unruhe CDU)

Dann werden wir sehen, ob die Bürgerinnen und
Bürger auch dann entscheiden können, wenn The-
men Geld kosten, wenn die Bürger selbst darüber
entscheiden, wie die Zukunftsfähigkeit stattfindet.
Da bin ich gespannt, ob die Bürger sagen, wann sie
das letzte Mal in einer Kreisverwaltung waren oder
wer eigentlich in die Kreisverwaltung geht.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist doch
gar nicht das Thema!)

Wie wir das Thema „Bürgerservicebüros“ umsetzen
...

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Kollegen, jetzt bitte ich wieder
um etwas mehr ...

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Beißringe verteilen!)

Herr Kollege Heym, Sie können sich nachher in der
Debatte melden.

Ramelow, Ministerpräsident:

Wenn ich es jetzt richtig vom Kollegen Heym
verstehe, geht es nicht um die Kreisstädte und den
Landkreis.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Nein, es geht
um den Weg in die Kreisstadt!)

Wenn es nicht darum geht, dann können wir uns ja
...

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Drehen Sie
mir doch nicht das Wort im Mund herum,
Herr Ministerpräsident!)

(Unruhe DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wollte
eigentlich nur der demokratischen Opposition ein
Angebot machen, dass wir miteinander …

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das ist doch
kein Angebot, was Sie machen!)

Ja, Sie brüllen immer nur, Sie hören nicht bis zu
Ende zu. Deswegen möchten Sie ja lieber in Ihrer
Verharrungsstrategie bleiben.

Meine Damen und Herren, Nein sagen zur Zukunft
unseres Landes ist kein Konzept. Sagen Sie end-
lich Ja zum Umbau der Verwaltung, damit die Men-
schen in der Verwaltung ihre Aufgabe für alle Bür-
ger erfüllen können.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich betone es noch einmal: Wir als Abgeordnete,
als Regierende, als Beschäftigte im öffentlichen
Dienst sind für die Bürger da.

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Wenn wir das in Zukunft organisieren wollen, dann
müssen wir jetzt den Veränderungsprozess gestal-
ten. Wir stehen vor dem größten Veränderungspro-
zess unseres Landes seit 25 Jahren. Lassen Sie
ihn doch in die Zukunft entwickeln und nicht in die
Vergangenheit.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie ihn doch in Mobilität und in Modernisie-
rung entwickeln und nicht im Beharren der Struktu-
ren, wie sie bis jetzt erreicht sind. In diesem Sinne
denke ich, dass die gemischten Gefühle, die die
Bürger haben, auch ein Spiegelbild dessen sind,
was sie von uns hören, nämlich nur Streit darum,
ob denn ein Umbau notwendig ist oder nicht. Ich
halte die Richtung des Umbaus für thematisie-
rungswürdig und nicht die Verharrung in Rück-
wärtsgewandtem. Die Zukunft wird man nie errei-
chen, wenn man immer nur in den Rückspiegel
schaut, wenn man nach vorn fahren will. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Ich gehe davon aus, dass alle die Aussprache zur
Regierungserklärung wünschen. Ich darf darauf
hinweisen, dass Beratungen zu Regierungserklä-
rungen grundsätzlich in langer, also doppelter Re-
dezeit verhandelt werden. Ich rufe als Ersten Herrn
Abgeordneten Mohring für die CDU-Fraktion auf.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte gern, bevor ich zum Thüringen-
Monitor spreche, kurz darauf eingehen, was der
Herr Ministerpräsident zum Schluss gesagt hat und
womit er dankenswerterweise die kurze schmale
Rede seines Innenministers in Sachen Gebietsre-
form gestern um zwei Seiten ergänzt hat.

(Beifall CDU)

Danke dafür. Ich will auch noch sagen: Mir fällt auf,
gestern waren Sie nicht da, als der Innenminister
zur Gebietsreform geredet hat. Heute sind Sie da
und er nicht. Zusammen geht es nicht so richtig bei
Ihnen.

(Heiterkeit CDU)

Aber ich will auch gern mal aufgreifen, was Sie
ganz zum Schluss gesagt haben, damit es einge-
ordnet bleibt und nicht irgendwie in Vergessenheit
gerät.

(Beifall CDU)

Falls Sie analysieren wollen, dass die Leute Sie bei
der Landtagswahl 2014 gewählt haben, weil sie ei-
ne Gebietsreform wollen, da will ich gern noch mal
sagen: Ihre Koalition aus Rot-Rot-Grün besteht –
soweit ich das sehe – nur aus Verlierern. Die Leute
wollten Sie nicht haben. Sie haben sich zusammen-
getan.

(Unruhe DIE LINKE)

Das ist auch möglich. Aber die Leute haben Sie
nicht gewählt, weil Sie eine Gebietsreform machen
wollen.

(Beifall CDU)

Da müssen Sie sich mal Ihr eigenes Ergebnis an-
schauen. Sehen Sie sich mal Ihr eigenes Ergebnis
im Wahlkreis in Erfurt an. Soweit ich das sehe, hat
Marion Walsmann dort gewonnen und nicht Sie. So
toll kann das nicht gewesen sein mit der Unterstüt-
zung.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sind Sie der Ministerpräsi-
dent?)

Aber gern können wir darüber reden. Ich nehme
auch Ihr Angebot zu dem an, was ich gestern
schon gesagt habe – das können Sie nicht wissen,
weil Sie nicht im Hause waren, aber auch verständ-
lich woanders unterwegs gewesen sind –, nämlich
dass wir die Hand ausgestreckt haben, über die
Frage der richtigen Reihenfolge zu sprechen, was
Sie auch früher gesagt haben:

(Beifall CDU)

Aufgabenkritik, Funktionalreform, Verwaltungsre-
form – und dann noch schauen, was für Gebietsre-
form übrig bleibt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Sie haben die Hand ausge-
streckt und den Stinkefinger gezeigt!)

Sie wollen nur immer sagen: Liebe Leute, wenn ihr
in der CDU einsteigt, mit uns über neue Gebietszu-
schnitte zu reden, dann strecke ich euch die Hand
aus. Aber ob das alles notwendig ist, ob es nicht
andere und bessere Wege gibt, diesen Prozess
verweigern Sie – mit den Bürgern, mit der kommu-
nalen Ebene und auch mit uns. Deshalb: richtige
Reihenfolge, dann Gespräche sofort, gleich mor-
gen. Aber nicht über die falsche Reihenfolge, das
kann nicht funktionieren.

(Beifall CDU)

Zum Thüringen-Monitor: Danke für die Vorlage des
Thüringen-Monitors auch 2016. Er zählt – glaube
ich – zu den spannendsten Thüringen-Monitoren
seit Jahren, seit Anbeginn, seit Bernhard Vogel,
über alle Ministerpräsidenten hinweg bis zum heuti-
gen Tag. Er zeigt den Bürgern über die Demokratie,
wie die Thüringerinnen und Thüringer im Stresstest
bestehen, zur Frage der Demokratie und den Auf-
gaben, die im diesjährigen Thüringen-Monitor eine
Rolle gespielt haben. Deshalb Danke an die Wis-
senschaftler der Universität Jena, aber Danke auch
an die Landesregierung für die Datensammlung
und auch für die Interpretation. Die Debatte dazu
führen wir hier. Aber es ist wichtig, dass dieser Thü-
ringen-Monitor fortgesetzt wird.

(Beifall CDU)
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Es ist das wissenschaftlich beste Werk, das man
aus den deutschen Bundesländern kennt, und es
kann sich wahrlich sehen lassen.

Um es vorwegzunehmen: Die Thüringerinnen und
Thüringer haben diesen Stresstest im Großen und
Ganzen gut gemeistert. Es gibt aber auch Ansagen
an die politischen Verantwortungsträger. Ich will in
meinem Teil der Rede – Marion Walsmann wird für
uns als Fraktion auch noch einmal sprechen – zu
drei Themen sprechen: zu den Thüringern, den
Flüchtlingen und der Fluchtmigration, zur Stabilität
unserer Demokratie und zur Entfremdung zwischen
Bürgern und den politischen Verantwortungsträ-
gern.

Heute ist in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“
zum Thema „Gutmenschen und Dunkeldeutsche“
und zum Thüringen-Monitor ein großer Beitrag er-
schienen. Ich kann ihn nur empfehlen, weil er mit
einer ganz entscheidenden Botschaft startet. Ich
will – gestern, Sie haben recht, 10. November – da-
zu zitieren, Herr Präsident. Der Artikel beginnt mit
folgender und – wie ich finde – für mich wichtigen
Feststellung: „In der sogenannten Flüchtlingskrise
sind oft Pauschalurteile über Ostdeutschland zu
vernehmen, die oft von Hysterie, selten von Sach-
kenntnis geprägt sind. Für Letztere hilft es, sich den
Thüringen-Monitor anzuschauen [...].“ Ich will das
auch verstärken und gleich zu Beginn sagen: Diese
Thüringer, unsere Bürgerinnen und Bürger, ent-
sprechen eben genau nicht diesem billigen Kli-
schee, das oft den Ostdeutschen unterstellt wird,
dass sie nichts mit Fremden am Hut haben, dass
sie nicht mit Demokratie umgehen können, dass sie
alle nur in Dunkeldeutschland leben würden und
keine Ahnung hätten, wie man ein offenes Herz tra-
gen will. Diese Thüringer haben sehr wohl einen
klugen und weltoffenen Blick auf dieses Land und
auf diese Herausforderungen.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Deswegen ist tatsächlich dieses Kapitel – Thürin-
gen, Flüchtlinge und Fluchtmigration – im neuen
Thüringen-Monitor für 2016 das spannendste, weil
es viel verrät über das Selbstverständnis der Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land und über die
Vorstellung zur Zukunft dieses Landes. Deshalb ist
es die erfreuliche Botschaft des Thüringen-Monitors
2016: Die Thüringer nehmen ihre humanitäre Ver-
pflichtung wahr, Menschen in Not zu helfen, und sie
stehen diesen Menschen auch eher freundlich und
aufgeschlossen gegenüber. Das belegen die Zah-
len: 79 Prozent erkennen die universelle humani-
täre Norm an, Zuflucht zu gewähren, und 46 Pro-
zent bekunden ihre Bereitschaft, sich für Flüchtlinge
und Asylsuchende zu engagieren. 16 Prozent sa-
gen, sie haben das auch schon getan, und 88 Pro-
zent bewerten die Arbeit der freiwilligen Helfer sehr
oder eher positiv. 62 Prozent hätten nichts gegen
Asylbewerberheime in ihrer Nachbarschaft und

55 Prozent haben sogar eher positive Empfindun-
gen bei der Begegnung mit Asylsuchenden. 27 Pro-
zent sind zumindest neutral. Doch oft die gleichen
Menschen lassen eben auch keinen Zweifel daran,
dass daraus kein Dauerzustand werden soll, und in
einem Punkt ist sich die große Mehrheit auch einig:
Wer einwandern will, soll sich bitte schön nicht als
Flüchtling ausgeben, sondern soll auch sagen,
dass er einwandern will, weil er wirtschaftlich ande-
re Perspektiven sucht.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wie gut, dass wir kein Einwande-
rungsgesetz haben!)

Diese spannende Frage ist eine ganz entscheiden-
de Erkenntnis aus dem Thüringen-Monitor. Ich will
das mit Zahlen unterlegen, damit Sie gar nicht da-
zwischenrufen müssen, sondern sich auf das, was
Prof. Best und seine Wissenschaftskollegen aufge-
schrieben haben, konzentrieren können. 81 Prozent
sagen, dass abgelehnte Asylbewerber abgescho-
ben werden sollen. Und 67 Prozent meinen, dass
Flüchtlinge und Asylbewerber in ihre Heimatländer
zurück sollen, wenn Verfolgung und Krieg beendet
sind.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Meine Damen und Herren, was dahintersteht, ist
nicht die prinzipielle Absage an jede Form der Zu-
wanderung. Das kann man daraus nicht lesen und
das darf auch nicht die Botschaft des Thüringen-
Monitors 2016 sein. Sondern es geht eher darum,
eine konsequente Steuerung durchzusetzen und so
wie wir das als CDU-Fraktion beschreiben: konse-
quente Integration, aber auch Konsequenz bei der
Abschiebung. Das ist genau das Empfinden, was
die Bürgerinnen und Bürger beim diesjährigen Thü-
ringen-Monitor auch bestätigt haben. Deswegen
befürworten auch 77 Prozent ein Einwanderungs-
gesetz – Sie haben davon gesprochen –, das fest-
legt, welche und wie viele Ausländer ins Land kom-
men. Und da die Alternativfrage war, ob die beste-
henden Regeln ausreichen, wäre ich zumindest
vorsichtig in der Interpretation, dass die Bürgerin-
nen und Bürger mit der Regelung zu einem Ein-
wanderungsgesetz verstehen wollen, dass das,
was wir im Herbst 2015 und danach erlebt haben,
durch gesetzliche Grundlage fortgeschrieben wer-
den soll. Da würde ich ein großes Fragezeichen da-
hinter machen. Sie haben das auch nicht ganz so
interpretiert, aber ich will das schon mal deutlich sa-
gen, weil mir in dieser ganzen Debatte auffällt, dass
es eine Unsicherheit der Begriffe gibt, eine Unsi-
cherheit der Erklärung darüber, wer als Flüchtling
kommt, wer als Asylbewerber kommt und wer soll
als Zuwanderer kommen. Das sind drei verschiede-
ne Rechtskreise und Regelungskreise, die in der
hektischen und aufgeregten politischen Debatte im-
mer übereinander- und aufeinandergelegt werden,
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und es wird so getan, als sei das ein Kreis, den
man mit einem Male regeln könnte. Dem ist aus-
drücklich nicht so. Ich verstehe die Interpretation
der Thüringerinnen und Thüringer so: Es geht na-
türlich auch um Nützlichkeitsaspekte für eine Ge-
sellschaft, Fachkräfte zu gewinnen, Leute zu gewin-
nen, die mit helfen, dass das, was wir aufgebaut
haben – Sozialstaat –, auch weitergehen kann. Das
kann in einem Zuwanderungsrecht geregelt wer-
den, aber das umfasst nicht, dass illegale Einwan-
derung und ungezügelter Zustrom wie im Herbst
2015 auf Dauer gesetzlich festgeschrieben werden
sollen.

(Beifall CDU)

Und deshalb passt es auch in das Bild, dass aus
der Thüringer Bevölkerung 72 Prozent sagen, dass
sie für eine nationale Obergrenze der Aufnahme
von Flüchtlingen und Asylsuchenden sind. Ich glau-
be, Horst Seehofer würden, wenn er den Thürin-
gen-Monitor kennen würde, die Ohren klingeln. Ich
muss überlegen, ob ich es ihm schicke, aber ich will
mich auch gar nicht so in die großen Debatten von
den zweien da einmischen.

(Beifall CDU)

Kurz gesagt: Die Menschen wollen ein gehöriges
Wort mitreden, wer und wie viele kommen. Die Au-
toren des Thüringen-Monitors warnen zu Recht da-
vor, das alles als Nützlichkeitsrassismus zu denun-
zieren. Da schließt sich aber mal der Kreis. Ich bin
dankbar für diese wissenschaftliche Analyse, weil
wir oft merken, wenn die Bürgerinnen und Bürger
skeptisch sind mit dem Bild auf das, was passiert
ist, unsicher bei dem sind, was kommt, vielleicht
auch manchmal in Sorge über die eigene Zukunft
sind, sich das sozusagen vermischt, dass daraus
immer sofort die Keule des Rassismus gestreut
wird und die Leute dann alle in eine extreme rechte
Ecke gestellt werden. Nein, die Sorgen der Men-
schen sind größer und nicht jede Sorge der Men-
schen wird gleich damit beantwortet, dass man sie
als Rassisten beschimpft.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Rassismus ist kein Merkmal
irgendwelcher gesellschaftlicher Ränder! Das
müssen Sie endlich begreifen!)

Bleiben Sie doch einfach unaufgeregter. Das will
diese Gesellschaft. Sie wollen keine aufgeregten
Politikerinnen von Links-Links-Grün, sondern sie
wollen ernst genommen werden. Das ist auch eine
große Botschaft aus diesem Thüringen-Monitor.

(Beifall CDU, AfD)

Deshalb, meine Damen und Herren, dieser aktive
Auswahlprozess – so empfinden es viele Bürgerin-
nen und Bürger, auch ausweislich des Thüringen-
Monitors –, der ist eben bei den Flüchtlingen kaum

gegeben, das sehen die Bürger mit Blick auf die
rund 25.000 Asylsuchenden und Flüchtlinge in Thü-
ringen so. Es gibt nur 2 Prozent der Befragten, die
gar keine Sorge haben, und lediglich 13 Prozent
der Befragten, die überhaupt keine Chance sehen.
Die meisten Menschen stehen diesen Menschen
schlicht ambivalent gegenüber, was auch gar nicht
verwerflich ist und was Politiker und Prof. Best auch
ausdrücklich erwähnen, dass diese Ambivalenz et-
was ganz Natürliches ist und gar nicht immer unter
politischen Maßstäben bewertet werden soll, son-
dern einfach, weil die Menschen so sind. Ihnen
wohnen manchmal auch mehrere Meinungen inne.
Es gibt eben nicht nur schwarz oder weiß und damit
kann man nicht alles kategorisieren, sondern das
Leben ist vielfältig. Die Menschen sind in sich viel-
fältig. Wenn die Politik das erkennt und darauf
Rücksicht nimmt, dann hätten wir eine Menge ge-
tan, wenn es darum geht, die Diskrepanz zwischen
den vermeintlichen Eliten und der Bevölkerung wie-
der kleiner zu machen. Die Menschen einfach mal
ernst nehmen, ihnen zuhören und ihre Sorgen res-
pektieren – wenn das alle machen würden und
nicht aufgeregt und gleich hysterisch durchs Land
gehen würden, wäre eine Menge gutgemacht für
unsere Demokratie.

(Beifall CDU)

Bei 40 Prozent der Befragten überwiegen die Sor-
gen, bei 24 Prozent die Chancen und bei einem
Viertel hält sich beides die Waage. Eine Chance
sieht die Mehrheit im Ausgleich des Bevölkerungs-
rückgangs, in Bezug auf Arbeitskräfte, kulturelle
Vielfalt. Herr Ministerpräsident, Sie sind darauf ein-
gegangen. Genau das ist eine gute Grundlage, auf
der man auch eine Gesellschaft aufbauen kann,
wenn man dieses Verständnis hat. Das kann man
gemeinsam definieren aus dem Thüringen-Monitor.
Da muss einem auch nicht bange sein. Deswegen
ist er auch so spannend in diesen Fragen, eben
weil es so ambivalent ist und weil es nicht diese
einfache Antwort darauf gibt, mit der man alles
plötzlich lösen könnte, nur weil man die nackten
Zahlen so auf dem Tisch hat. Aber wichtig ist eben
auch – das ist der andere Punkt –, die Menschen
sind besorgt über den Zulauf für Rechtspopulisten,
über Kriminalität, den Einfluss des Islams und den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und sie gehen
auf Distanz gegenüber einschneidenden Verände-
rungen in der Art und Weise des Zusammenlebens.
Diese Ambivalenz führt eben auch manchmal zu ei-
ner reservierten Haltung, die ganz verständlich ist,
weil das, was neu kommt, was im Herbst 2015 pas-
siert ist, viele Menschen einfach umtreibt und sie
nicht euphorisch mit offenen Armen jeden Tag
durchs Land gehen wollen, sondern weil sie auch
ein bisschen skeptisch sind, ob die, die da regieren,
egal wo, das Land beherrschen, die Aufgabe be-
herrschen, so Sachen wie Kontrollverlust beseitigen
und auch wissen, was sie tun, dass sie damit auch
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einen guten Beitrag leisten können, dass diese
Ordnung, die viele Menschen erwarten, auch
stimmt. In den Worten der Verfasser heißt das wie
folgt: Die „prinzipielle Befürwortung der humani-
tären Hilfe und die individuelle Bereitschaft zum En-
gagement für Flüchtlinge“ verbindet sich „mit deutli-
chen Forderungen nach strikteren staatlichen
Steuerungs- und Begrenzungsmaßnahmen in der
Asylpolitik“. Die Menschen wollen weder eine politi-
sche Polarisierung noch eine weitgehende Verän-
derung des Gewohnten. Die Thüringer sind offen
für Fremde und Fremdes, wenn die Geschäfts-
grundlagen klar sind. So verstehe ich eben auch
den Wunsch von drei Vierteln der Bevölkerung,
auch in dem Regelungskreis der Zuwanderung eine
rechtliche Grundlage zu schaffen, damit die Ge-
schäftsgrundlage klar ist und alle sich daran orien-
tieren können. Wer aus wirtschaftlichen Aspekten
kommt, der muss Anforderungen erfüllen, der muss
Maßstäbe erfüllen, der muss die Integrationsbereit-
schaft mitbringen, auch die Loyalität zum Staat.
Wenn das gewährleistet ist, ist das eine Geschäfts-
grundlage, für die sich die Thüringerinnen und Thü-
ringer im Thüringen-Monitor aussprechen. Das zei-
gen eben die spannenden Zahlen zum Themenfeld
„Integration“. Denn jeweils eine große Mehrheit von
80 und mehr Prozent hält Spracherwerb, Rechtsge-
horsam und den Besuch von Kitas und Schulen für
zwingend. Genauso ist es: Spracherwerb und Ar-
beitsintegration sind die besten Möglichkeiten, dass
Konsequenz bei der Integration auch tatsächlich
gelingt. Da müssen wir alle gemeinsam Anstren-
gungen unternehmen.

(Beifall CDU)

Deswegen benennen auch zwei Drittel die Arbeit
und Kontakte zu den Deutschen als wesentliche
Gelingensbedingung für eine Integration. 51 Pro-
zent sagen, die Zuwanderer sollen ihren Lebensstil
behalten, auch wenn er sich vom Lebensstil der
Deutschen unterscheidet – eine spannende Fest-
stellung. Bei 57 Prozent überwiegt die Auffassung,
dass wir uns in Zukunft Wertevorstellungen und
Maßstäben anderer Kulturen stärker öffnen müs-
sen. 58 Prozent halten allerdings die meisten
Flüchtlinge aufgrund ihrer Kultur für nicht integrier-
bar. Fremdheitsgefühle speisen sich dabei unter
anderem aus dem Blick auf den Islam. Dass
80 Prozent der Thüringerinnen und Thüringer sa-
gen, der Islam gehört nicht zu Thüringen, kann man
nicht einfach wegwischen, sondern sollte man zur
Kenntnis nehmen.

(Beifall CDU)

Was für uns daraus auch folgt, ist folgende Fest-
stellung, die sich an Zahlen, die wir erhoben haben,
die aber auch der Landtagspräsident in seiner Hei-
matumfrage erhoben hat, belegen lässt, nämlich:
Umso stärker die Menschen in der eigenen Heimat
verwurzelt sind, umso eher ihnen auch das Gefühl

gegeben wird, dass sie in der Region, wo sie zu
Hause sind, noch etwas mitbestimmen können,
dass sie das in überschaubaren Strukturen machen
und ihre Heimatliebe auch sozusagen zum Aus-
druck bringen können, auch im Ehrenamt, dass ih-
nen das alles nicht über den Kopf wächst, umso
stärker diese Verwurzelung da ist, umso offener
können die Menschen auch für Neues sein. Deswe-
gen muss man immer beides berücksichtigen: den
eigenen Menschen eine gute Perspektive für ihre
Heimat zu geben und deshalb klug überlegen,
wenn man was verändert, ob man die Leute nicht
besser mitnimmt, als am grünen Tisch zu entschei-
den, und dann eben auch das Herz dafür öffnen, für
Neues offen zu sein. Wer ihnen aber in so einem
schwierigen Prozess einfach die heimatlichen
Strukturen kaputt macht, meint, Gebietsreform, oh-
ne das Volk zu befragen, einfach auflegen zu kön-
nen, der trägt jedenfalls nicht zur Festigkeit in das
Vertrauen für die Institution der Demokratie bei,
sondern der lässt das eher wackeln. Wir wollen
aber Stärkung der Demokratie und nicht die Skep-
sis bei den Menschen stärken. Deshalb: Nehmen
Sie die Menschen auch bei der Gebietsreform mit!

(Beifall CDU, AfD)

Zu Recht tun sich die Wissenschaftler der Universi-
tät Jena schwer mit dem Befund auf die verschie-
denen Antworten auf die Fragen und Interpretatio-
nen dieser Daten, die sich mit dem Thema „Integra-
tion“ beschäftigen. Es stimmt, sie entziehen sich –
Zitat – „der Ordnung des öffentlichen Diskurses mit
seinen Stereotypen und Gegenstereotypen.“ Gut-
mensch und Dunkeldeutscher wohnen oft in einer
Person. Doch die Frage ist: Ist das wirklich alles so
schwer zu erklären? Oder ist das wirklich alles so
problematisch, wie oft dargestellt wird? Oder ist es
nicht einfach eher so, dass wir die Menschen so se-
hen, die in ihrer großen Mehrheit durchaus rational
denken, Mitmenschlichkeit praktizieren, aber eben
genauso gut wissen, dass, wer nach allen Seiten
offen ist, auch nicht ganz dicht ist?

(Beifall CDU)

Manchmal sind diese simplen Lebensweisheiten
auch nicht einfach vom Tisch zu wischen. Wir wis-
sen – die Bürger wissen das, wir wissen das –,
dass die öffentliche Ordnung eine kulturelle Leis-
tung ist, mit der behutsam umgegangen werden
sollte. Dieses Gefühl nach Ordnung, nach Sicher-
heit, nach Vertrauen auch in den Staat – auch das
belegen die Zahlen, dass gerade das Zutrauen der
Bürgerinnen und Bürger bei der Polizei in diesen
Tagen am stärksten ist –, das sollte uns auch ver-
anlassen, darüber nachzudenken, dass wir, die je-
den Tag sozusagen an der ersten Frontlinie stehen,
um unsere Sicherheit zu verteidigen, diejenigen
wertschätzen, dass wir ihnen einen Rechtsrahmen
setzen, bei dem klar ist, dass bei Angriffen auf die
Sicherheitskräfte, die sich in die Linie stellen, um
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unsere Sicherheit zu verteidigen, wir sie besser
schützen, dass wir sie besser ausstatten, dass wir
sie auch besser wertschätzen. Das würde das un-
terstützen, was die Bürger fühlen. Das Streben
nach Ordnung, nach Sicherheit, Vertrauen in die
Polizei, das müssen die, die politische Verantwor-
tung tragen, unterstützen und stärken und nicht
schwächen oder infrage stellen.

(Beifall CDU)

Deshalb will ich schon noch mal anmerken und in
der Debatte wenigstens an der Stelle noch mal das
besprechen, was wir bei „ACAB“ gesehen haben:
Wenn drei Fraktionsvorsitzende – es hilft doch
nichts –, zwei davon vielleicht ausgetrickst, einer
bewusst, am Ende hinnehmen, dass man alle Poli-
zisten als Bastarde – zumindest suggerierend da-
hinterstehend – beschimpfen kann, ist das jeden-
falls nicht die Wertschätzung, die die Polizistinnen
und Polizisten von Politikerinnen und Politikern er-
warten – ich habe das schön gegendert ausgespro-
chen –, sondern dass sie sie unterstützen und gar
nicht erst so einen Kokolores zulassen.

(Beifall CDU, AfD)

Ich war dankbar, dass sich Matthias Hey und dann
auch Dirk Adams relativ schnell von diesem Geze-
ter distanziert haben. Aber dass es überhaupt dazu
gekommen ist, dass so was auch einen Umlauf ma-
chen konnte, das muss einen schon beunruhigen,
weil so was nicht einfach durch Zufall passiert ist,
sondern mindestens eine Person wahrscheinlich
auch politisch toleriert hat, dass man so eine Bot-
schaft in das linksextreme Gewaltpotenzial in dieser
Gesellschaft hineinsetzen könnte. Deswegen gilt
ganz klar – Sie haben das auch richtigerweise ge-
sagt –: Wir müssen in dieser Gesellschaft, in die-
sem Land gegenüber Gewalt und sozusagen ge-
genüber extremistischen Auswüchsen null Toleranz
haben. Und ich ergänze: Es ist vollkommen egal,
ob diese Gewalt von links, ganz links oder ganz
rechts kommt. Diese Gesellschaft braucht keine
Gewalt und sie braucht keine brutalen Auseinan-
dersetzungen, sondern sie braucht ein gutes Zu-
sammenleben und daran sollte jeder, egal auf wel-
cher Seite des Spektrums er Politik macht, seinen
Beitrag leisten. Die Gesellschaft kommt gut voran,
wenn wir gut zusammenleben und nicht, wenn wir
den extremen Kräften in dieser Gesellschaft auch
noch Futter geben durch politische Debattenteilneh-
mer. Das ist wichtig.

(Beifall CDU)

Deswegen: Das, was wir im Thüringen-Monitor se-
hen, ist in der Summe eine klare Absage an die Ex-
treme, und zwar einerseits eine Absage an die
Strategien einer ethnisch-kulturellen Abschottung.
Der Akzent der Thüringer liegt klar auf der Ordnung
des Landes mit den dazugehörenden Elementen
der politischen Kultur. Auch das will ich noch einmal

sagen, weil wir das hier auch immer wieder erle-
ben: Wer davon spricht, die Kanzlerin in eine
Zwangsjacke zu stecken, der erfüllt eben nicht die
Anforderungen an die Ordnung eines Landes und
die dazugehörenden Elemente einer politischen
Kultur.

(Beifall CDU, SPD)

Beides macht erst das Land aus und nicht nur das
eine. Deswegen ist diese Absage auch aus dem
Thüringen-Monitor heraus klar zu lesen und als
Maßstab zu verstehen. Man könnte auch sagen,
kulturelle Vielfalt ist möglich, solange die Statik des
Staats und der Gesellschaft nicht gefährdet ist. Da-
rauf kommt es an.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich will es nicht verheh-
len, es gibt auch noch eine andere Absage aus
dem Thüringen-Monitor: Das ist die Absage an die
Aussagen, die oft auch von Ihnen, Herr Ministerprä-
sident, getroffen werden, dass jeder Flüchtling und
jeder Migrant gleich als Neubürger zu verstehen ist.
Wir glauben nicht, dass es die richtige Antwort und
die Rezeptur ist, dass man sagt, wie wird man der
Illegalität von Flüchtlingen in diesem Land Herr,
dass man sagt, der Prozess liegt darin, den Leuten
eine Staatsbürgerschaft zu versprechen. Wir fin-
den, die Staatsbürgerschaft steht am Ende eines
gelungenen Integrationsprozesses und kann jeden-
falls nicht auf die Illegalität folgen. Das lässt sich
aus dem Thüringen-Monitor heraus nicht ablesen.

(Beifall CDU)

Ich will ferner noch einmal sagen, Sie haben in Je-
na am 25. Juni gesagt – ich will zitieren –: „Der Zu-
zug von Menschen, egal ob Flüchtlinge oder Ar-
beitsmigranten, wirkt als Katalysator für die Durch-
setzung eines neuen Leitbilds der sozialen und
ökonomischen Entwicklung unseres Landes mit
dem Ziel einer sozialen Einwanderungsgesell-
schaft.“ Ich kann Ihnen mit Blick auf den Thüringen-
Monitor sagen: Das wollen die Thüringer nicht und
dafür haben Sie auch kein Mandat.

(Beifall CDU, AfD)

Zur Stabilität unserer Demokratie – und das ist die
zweite erfreuliche Botschaft: Die demokratische
Ordnung ruht alles in allem auf einem soliden Fun-
dament in diesem Land. Spannend ist an dieser
Stelle auch – damit will ich beginnen –, die Bürge-
rinnen und Bürger sind auch gefragt worden, ob sie
sich von Westdeutschen als Ostdeutsche als Men-
schen zweiter Klasse behandelt fühlen, und immer-
hin 51 Prozent stimmen dem völlig oder überwie-
gend zu. Mathematisch geht das nicht ganz auf,
aber die Zahlen sind so. 50 Prozent lehnen das
überwiegend ab oder völlig ab oder haben keine
Angabe dazu. Aber es darf einen schon nicht ganz
nonchalant darüber hinweggehen lassen, dass
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51 Prozent im 26. Jahr der deutschen Einheit im-
mer noch sagen, sie fühlen sich als ostdeutsche
Bürgerinnen und Bürger von Westdeutschen als
Menschen zweiter Klasse behandelt. Das ist auch
nicht ganz unwichtig. Dass dann aber auch 46 Pro-
zent – knapp die Hälfte – sagen, freie Meinungsäu-
ßerung ist nicht ohne Nachteile möglich, das darf
uns nun gar nicht kaltlassen.

(Beifall CDU)

Viele von Ihnen wissen das, ich war als Schüler im
Herbst 1989 unterwegs und gerade sitzen so viele
Schülerinnen und Schüler aus der Edith-Stein-
Schule dabei, da muss man schon einmal kurz
nachdenken, als ich als Schüler auf die Straße ge-
gangen bin und viele andere von Ihnen als Erwach-
sene oder im gleichen Alter auch unterwegs gewe-
sen sind, wir sind ja im Herbst 1989 auf die Straße
gegangen nicht zuallererst wegen dem Herbst
1989, wegen der deutschen Einheit oder anderen
Fragen, sondern weil wir unter anderem endlich
auch unsere Meinung frei sagen wollten, ohne da-
für am nächsten Tag bestraft zu werden oder dop-
pelzüngig reden zu müssen zu Hause oder auch in
der Gesellschaft. Dass dieses Gefühl noch bei
knapp der Hälfte unserer Bürgerinnen und Bürger
in diesem Freistaat Thüringen auch 26 Jahre da-
nach immer noch innewohnt oder wieder stärker
geworden ist, das muss uns mit Sorge erfüllen, weil
das auch ein Befund dafür ist, warum es zu dieser
beschriebenen Diskrepanz von Eliten und Bürgern
kommt. Wer sich unsicher fühlt, seine Meinung zu
sagen, weil er denkt, er hat Nachteile, dann ist es
nicht mehr ganz so gut bestellt, da haben wir eine
Menge zu tun, damit die Demokratie wieder stärker
und fröhlicher wahrgenommen wird, als uns dieser
Befund des Thüringen-Monitors an dieser Fra-
gestellung scheinbar sagen will.

(Beifall CDU)

Aber – auch das will ich sagen, das darf man nicht
untergehen lassen – dass die Demokratie die beste
Staatsidee ist, das beschreibt der Thüringen-Moni-
tor in den anderthalb Jahrzehnten, seitdem es ihn
gibt. 75 Prozent stimmen völlig zu oder stimmen
überwiegend zu, dass die Demokratie die beste
Staatsidee ist. Wenn wir uns die Langzeitprojektion
angucken, dann sehen wir, die Werte werden ge-
stärkt, sie werden verfestigt, sie sind nicht schwach.
Es gibt in diesem Land nur 6 Prozent ausdrücklich
ausgewiesener Antidemokraten. Dieses Land und
diese Demokratie sind in guter Verfassung und wir
dürfen uns von niemandem reinreden lassen, der
aus der Angst, die die Menschen wegen der beson-
deren Aufgaben in dieser Zeit haben, politisches
Kapital schlagen will. Es ist gut, dass die Demokra-
tie so fest ist und dass die Bürger in diesem Land
das auch so sehen. Darauf sollten wir alles aufbau-
en und auch subsumieren, was wir – jeder Einzelne
von uns – an politischen Ideen haben.

(Beifall CDU)

Deswegen muss man eben auch sehen: Nur
14 Prozent sind Demokratieskeptiker. Der Anteil
der rechtsextrem Eingestellten ist auf den tiefsten
Stand seit Beginn der Messungen gesunken. Das
heißt, alle 15 Jahre vorher gab es noch nie so
einen niedrigen Wert. Ich komme noch mal auf das
zurück, was ich zu Beginn aus der FAZ zitiert habe.
Das ist doch spannend und gut zu sehen, dass die-
ses simple Bild „Ostdeutsch gleich rechtsextrem,
ostdeutsch gleich Nazi“ hier überhaupt nicht bewie-
sen ist und nicht stimmt. Es hat manche aufgeregt
von den linken Beobachtern, als der Thüringen-Mo-
nitor letzte Woche in den ersten Daten veröffentlicht
wurde. Aber das Bild der Ostdeutschen ist eben ein
anderes als das, was manchmal gern gezeichnet
wird, weil es gut ins Bild passt. Die Ostdeutschen
sind in erster Linie keine Nazis, sondern es sind
Demokraten und sie sind froh, dass sie in Demo-
kratie und in Freiheit und in deutscher Einheit leben
können. Das ist der Befund dieses Thüringen-Moni-
tors.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Die Autoren des Thüringen-Monitors wenden aber
an dieser Stelle auch ein – das darf man nicht unter
den Tisch fallen lassen –: 17 Prozent halten im na-
tionalen Interesse unter Umständen eine Diktatur
für die bessere Staatsform, 18 Prozent wollen zur
sozialistischen Ordnung zurück. Beides ist er-
schreckend. Bei Ihnen gibt es wahrscheinlich wel-
che, die wollen das Letztere, die sozialistische Ord-
nung, gern haben.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das gibt es bei Ihnen auch!)

Deswegen verstehe ich auch, warum Sie so schnell
wieder vom Linken-Parteitag weggegangen sind.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Nein! Nein! Bei Ihnen auch!)

Ich würde es an Ihrer Stelle auch nicht aushalten,
so lange dabeizubleiben.

(Beifall CDU)

Deswegen verstehe ich das. Aber sei es drum.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Die fordern,
dass die Kommunistische Plattform nicht
mehr beobachtet werden soll!)

Ja, das fordern genau die, die da dabei sind. Aber
es zeigt, das ist nur eine Minderheit auf beiden Sei-
ten. Aber man darf es nicht wegwischen, wenn man
analysiert, was die Wissenschaftler gemessen ha-
ben. Das ist schon so.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Ich bedanke mich für den Zusatz „auf beiden
Seiten“!)
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Genau, ausdrücklich.

Aber diese Anteile – das ist jetzt auch eine Bot-
schaft, auch eine frohe Botschaft für uns mit Blick
auf Ihre Partei und auf die anderen auch – wachsen
nicht. Angesichts der Turbulenzen des letzten Jah-
res strahlen diese Werte in einem – glaube ich –
helleren Licht, wenn man mal auf die Aufgeregtheit,
die Angst, die Sorge, die die Menschen aus dem
Herbst 2015 mitgenommen haben, auch auf die
Sorge und die Erwartung an die Politik, dass sich
jedenfalls der Kontrollverlust des Herbstes 2015
aus der Flüchtlingskrise nicht wiederholen darf,
schaut. Das sagen auch alle, von der Bundeskanz-
lerin bis zum Ministerpräsidenten. Dann ist es doch
beruhigend zu wissen, dass für extreme Einstellun-
gen in diesem Land definitiv kein Raum bleibt und
auch kein Potenzial ist, aus dem dieses erwachsen
kann. Die Menschen wollen gut aufgenommen sein,
aber sie erwarten vom Staat eben auch, dass er die
Ordnung im Griff hat und dass er weiß, was er tut.
Darauf kommt es an und der Thüringen-Monitor be-
stätigt das wirklich deutlich.

(Beifall CDU)

Wir sollten zur Kenntnis nehmen – das zeigen viele
Befunde, auch der Thüringen-Monitor, auch die
Wahlen in diesem Jahr –: Die Bürger wollen wieder
wählen gehen. Ich halte deshalb auch nichts davon,
von einer Krise der parlamentarischen Demokratie
zu sprechen, nur weil die, die wählen gehen, viel-
leicht nicht die Richtigen wählen von denen, die es
erwarten und die gern gewählt werden wollen. Son-
dern es ist die Aufgabe aller Demokraten, das
Recht der politischen Parteien, dafür zu werben,
dass die Leute Lust auf Demokratie haben, dass
sie Lust haben, wählen zu gehen, und dass man ih-
nen ein besseres Konzept macht, ein besseres An-
gebot macht, als nur populistisch von den Seiten
heraus laut irgendwas zu rufen. Das ist anstrengen-
der. Aber sich zu kümmern, die Leute mitzuneh-
men, den Leuten ein Angebot der Beteiligung zu
machen, auch das ist ein Befund des Thüringen-
Monitors. Ich sehe jedenfalls eine Stärkung der par-
lamentarischen Demokratie und auch eine Bestäti-
gung – ja – der Parteiendemokratie. Aber auch ein
ordentliches Angebot zu machen, das ist die Aufga-
be aller Parteien, und nicht zuerst erschreckt zu ru-
fen: Ja, es gehen mehr Wähler, aber sie haben die
Falschen gewählt. Das darf nicht die richtige
Schlussfolgerung sein. Gut, dass die Leute wählen
gehen, gut so.

(Beifall CDU)

Deshalb, meine Damen und Herren, will ich zum
dritten Punkt aus meiner Analyse kommen, der Ent-
fremdung zwischen Bürgern und politischen Verant-
wortungsträgern. Es muss an dieser Stelle einfach
erwähnt werden, weil der Thüringen-Monitor darauf
Rücksicht nimmt und das bewertet. Deswegen
muss man auch Wasser in den Wein gießen über

die guten Zahlen und die spannenden Zahlen des
Thüringen-Monitors, aber man darf diese Entfrem-
dung, die sich da entwickelt und wissenschaftlich
festgestellt wird, nicht beiseite wischen. Der Thürin-
gen-Monitor 2016 weist darauf hin, wo es Schwach-
stellen gibt und wo die Demokratie angreifbar ist.

Ich will Ihnen dazu noch einmal wenige Zahlen prä-
sentieren. Nur 11 Prozent vertrauen den politischen
Parteien. 58 Prozent tun es nicht, 32 Prozent nur
teilweise. 77 Prozent sagen, die Parteien seien
nicht an den Ansichten der Bürger, sondern nur an
deren Stimmen interessiert. 70 Prozent sagen, die
Anliegen der Menschen werden nicht mehr wirksam
vertreten, und knapp ein Fünftel sieht Repräsentati-
onsbeziehungen zwischen Bürgern und politischen
Eliten gestört. Viele fordern ausdrücklich mehr di-
rekte Demokratie und mehr Bürgerbeteiligung an
den Prozessen, die für sie auch wichtig sind. Natür-
lich sehe ich daran noch einmal das bestätigt, was
wir gestern eingefordert haben und Sie auch so
halb zugegeben haben, dass es richtig wäre, wenn
Ihre Leute sie lassen würden. Zu dem wichtigsten
Themenfeld in diesem Land in diesem Jahrzehnt,
zu der Gebietsreform, die Menschen nicht zu betei-
ligen, würde genau diese Entfremdung verstärken –
wir müssen sie kleiner machen. Deshalb, lieber Mi-
nisterpräsident, wenn Sie das ernst meinen, was
Sie 2011 gesagt haben, und am Ende zu dem Weg
kommen und hier im Landtag Gebietsreformge-
setze, die die Einschnitte normieren, vorlegen,
dann erinnere ich Sie auch an Ihre Zusage von
heute Morgen, dann lassen Sie darüber das Volk
abstimmen und entscheiden Sie es nicht mit Ihrer
knappen Mehrheit. Dann leisten Sie einen großen
Beitrag, diese Diskrepanz wieder kleiner zu ma-
chen, anstatt größer werden zu lassen.

(Beifall CDU)

Nur mal so zur rechnerischen Mehrheit – falls es in
Ihrer Koalition nicht reicht, dass die kleineren Part-
ner mitmachen: Mit uns zusammen hätten Sie für
diese Volksabstimmung in diesem Landtag eine
Mehrheit.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Keine Sorge!)

Daran soll es nicht liegen. Wenn die anderen gräm-
lich sind: Eine Mehrheit für Volksabstimmungen zur
Gebietsreform gibt es in diesem Landtag. Trauen
Sie sich nur, sich an das zu erinnern, was Sie vor
fünf Jahren laut gesagt haben. Mehrheiten dafür
gibt es hier in diesem Haus.

(Beifall CDU)

(Unruhe SPD)

Tja, Genossen, hilft ja nichts. Wir haben zu diesem
Debattenvorschlag, wie man den Wunsch der Bür-
ger nach mehr Beteiligung, nach mehr Demokratie,
nach mehr Entscheidungsmacht auch zwischen
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den Wahlen beantworten kann, einen Diskussions-
vorschlag gemacht. Wir haben eine Verfassungsän-
derung vorgelegt, wir haben einen Ausgestaltungs-
vorschlag vorgelegt, den wir ausdrücklich weiter
diskutieren wollen und der nicht abschließend ist,
den wir auf Symposien mit Fachleuten, mit Verfas-
sungsrechtlern besprechen wollen, nämlich die
Idee: Kann man fakultative Referenden in die Ver-
fassung einbauen und dadurch den Bürgerinnen
und Bürgern eine Möglichkeit an die Hand geben,
sich auch zwischen den Wahlen zu beteiligen? Ich
will gern noch mal sagen, was wir bei dieser Frage
vorgeschlagen haben: dass der Landtag natürlich
Gesetze in diesem Haus beschließt, er das erste
Wort behalten soll, aber wenn sich eine Initiative
aus dem Volk entwickelt und meint, diese Gesetze
noch einmal abschießend zu beurteilen, dass dann
50.000 Menschen diesen Prozess beginnen kön-
nen. Zur Erklärung will ich es noch einmal deutlich
sagen: Das ist dann ein Volksentscheid, der nach
den Regelungen unserer Verfassung zur Zustim-
mung nach den gegenwärtigen Bevölkerungsstatis-
tiken immerhin 460.000 zustimmende Stimmen
bräuchte, um so ein Gesetz des Landtags anzuhal-
ten oder ein Alternativgesetz zu beschließen. Man
sollte über dieses Angebot von fakultativen Refe-
renden als Beitrag, um populistischen Parolen das
Wasser abzugraben, ernsthaft reden. Ich sage aus-
drücklich: Wer das ernst meint und in die Debatte
eintritt, der darf eben nicht sofort kommen und sa-
gen, jetzt krempeln wir die ganze Verfassung die-
ses Landes um, weil wir gerade in der Mehrheit
sind. Dafür gibt es eben keine politischen Mehrhei-
ten. Aber Mittel zu finden, die besser sind als Popu-
lismus, Mittel zu finden, die die Erwartung der Bür-
ger erfüllen, sich mehr zu beteiligen, Mittel zu fin-
den, die mehr sind, als nur alle fünf Jahre die Leute
zur Wahl zu schicken, Mittel zu finden, die die Leu-
te wieder begeistern lassen, an Demokratie teilzu-
nehmen, das sollte uns zuallererst anstrengen und
das sollten wir in einem offenen Aushandlungspro-
zess auch gern diskutieren, ausdrücklich offen und
von mir aus auch über einen längeren Zeitraum.
Aber wenn wir fertig werden würden, dieses Instru-
ment einzuführen, bevor Sie Ihre Gebietsreform auf
den Weg gebracht haben – daraus mache ich kei-
nen Hehl –, würde das die Möglichkeit erleichtern,
das Volk über das abstimmen zu lassen, was Sie
da vorlegen. Dann sehen wir doch – ja oder nein,
hopp oder top –, ob Sie nur aus der Minderheit her-
aus das Land meinen umkrempeln zu wollen oder
ob Sie dafür wirklich die Legitimation haben. Ich
würde das gern durch das Volk bewiesen wissen
und nicht durch Ihre Reden hier in diesem Landtag.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Ich will das gern noch mal aufgreifen, was ich
gestern gesagt habe, und noch mal zitieren, was
auf der Internetseite des Thüringer Innenministe-
riums steht. Ich glaube jedenfalls, dass das, was

Sie an Beteiligungsprozessen anbieten, das Ge-
genteil von dem ist, was man als Befund aus dem
Thüringen-Monitor heraus mitnehmen muss. Dort
heißt es nämlich auf der Website: „Es ist absolut le-
gitim, eigene Interessen zu haben, diese offen zu
artikulieren und sie in die Debatte einzubringen.
Das ist Demokratie. Aber der Verhandlungsspiel-
raum ist aus den oben genannten Gründen eben
auch begrenzt.“ Meine lieben Leute, Sie können
doch nicht einerseits die Bürgerinnen und Bürger
auffordern, sie sollen sich beteiligen, sollen bessere
Vorschläge machen, und dann sagen Sie aber
gleichzeitig, der Verhandlungsspielraum ist eben
begrenzt. Entweder offene Angebote und Alterna-
tivvorschläge oder begrenzter Verhandlungsspiel-
raum – für eines müssen Sie sich schon entschei-
den; beides geht jedenfalls in dieser Frage nicht zu-
sammen.

(Beifall CDU)

Dass Sie die Interessen von 44.000 Bürgerinnen
und Bürgern, die sich für ein Volksbegehren zum
Vorschaltgesetz ausgesprochen haben, mit einer
Klage beantworten wollen, müssen Sie mit sich
selbst ausmachen. Glaubwürdig ist das nicht. Ich
habe das gestern gesagt, aber ich will das auch
noch mal an dieser Frage festhalten. Wenn man
nach Lösungsmodellen sucht, wie man die Entfrem-
dung kleiner machen kann, dann ist das auch ein
Punkt, den man an dieser Stelle nicht wegdiskutie-
ren kann. Die Weigerung, im Parlament über Alter-
nativen zu reden, das haben wir ja nun mehrmals
vorgetragen. Sie hören aber auch nicht auf, dau-
ernd von den Haushaltsanträgen zu reden. Das ha-
ben Sie sich irgendwo aufgeschrieben. Wahr-
scheinlich hat Herr Hoff Ihnen einen neuen Stich-
wortzettel mitgegeben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber es war doch so!)

Aber ich will Sie noch mal daran erinnern, lieber
Dirk Adams, euch von Rot-Rot-Grün, an die Haus-
haltsdebatte 2015, der erste Haushalt, nachdem ihr
ins Amt gekommen seid. Da haben wir 150 Ände-
rungsanträge zu dem Haushalt gestellt. Sage und
schreibe 150-mal haben Sie in diesem Haus mit
Nein gestimmt. Sie sind doch gar nicht ernsthaft an
Alternativvorschlägen interessiert. Sie haben sie mit
Ihrer Mehrheit weggewischt, die Sie vermeintlich
haben.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind nicht an einer ehrlichen Debatte interes-
siert. Hören Sie auf mit diesen demagogischen Zwi-
schenrufen und Äußerungen, die Sie dauernd an
den Tag legen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
sagt einer, der 25 Jahre lang …!)

5576 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016

(Abg. Mohring)



Ich will das gern noch mal sagen: Wie haben Sie
denn auf 9.000 Unterschriften aus dem Holzland
reagiert, als es darum ging, dass sich Bürgerinnen
und Bürger aus Bürgerinitiativen an diesen Landtag
wegen der Errichtung von Windrädern in ihrem kul-
turellen Raum gewendet haben?

(Beifall CDU)

Da haben Sie nicht mal die Petitionsverfahren zu-
gelassen.

(Unruhe SPD)

9.000 Menschen – die Unterschriften haben Sie
doch überhaupt nicht interessiert! Sie haben nicht
mal mit den Menschen gesprochen, Sie haben das
Verfahren mit Mehrheit abgebogen und abgebro-
chen. Das empört die Leute und das verstärkt die
Diskrepanzen. Hören Sie den Leuten zu und ma-
chen Sie ein Angebot!

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Das
stimmt doch gar nicht! Es gab eine Anhö-
rung! Sie lügen gerade!)

Oder ich erinnere an die Ignoranz, mit der Sie Sam-
melpetitionen beim Thüringer Erziehungsgeld sozu-
sagen weggewischt haben.

(Beifall CDU)

Auch dort haben sich Tausende Frauen gemeldet
und eine Sammelpetition auf den Weg gebracht.
Auch da haben Sie das Verfahren mit Ihrer Mehr-
heit abgekürzt und die Frauen nicht gehört, die De-
batte nicht neu bewertet, neu justiert.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Gar
nicht wahr!)

Das meine ich. Wenn es darum geht, muss man
manchmal mehr im Handeln machen. Auch wenn
er je nach Publikum schön redet, dann müssen Sie
in Ihrem Handeln – Rot-Rot-Grün – beweisen, dass
Sie das mit Ihrer Mehrheit ausfüllen, das, was er je-
den Tag ankündigt und sagt, sonst bleibt eine
große Lücke, sonst rennt er durch das Land, ver-
spricht jedem alles, heute konservativ, morgen Ar-
beiterführer, morgen Sozialist, übermorgen bürger-
lich. Das passt hier alles nicht zusammen, es sei
denn, Sie füllen es mit Ihrem Handeln hier im Land-
tag aus. Aber Sie lassen ihn doch allein im Regen
stehen. Er hält zwar schöne Reden, aber mit Sub-
stanz und Inhalt lassen Sie ihn hängen. Das ist die
Wahrheit Ihrer Regierungspolitik.

(Beifall CDU)

Da will ich gern zum Abschluss noch mal auf diese
Frage eingehen, die wir gestern gehabt haben, die
ja Kollege Hey bestritten hat: Gibt es einen Zusam-
menhang zwischen dem Abschneiden der AfD in
Vorpommern und der Gebietsreform? Ich muss es
an der Stelle noch mal aufgreifen, weil es um den

demokratischen Zusammenhalt in dieser Gesell-
schaft geht, auch in diesem Land. Ich will jetzt noch
mal ganz genau zitieren, was die Linke-Landrätin
aus Vorpommern, Greifswald, Frau Dr. Barbara
Syrbe, gesagt hat – Genossen, für euch: Im Zuge
der Kreisgebietsreform gab es eine Reihe von an-
deren Reformen, unter anderem eine Gerichtsstruk-
turreform.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Das ist
doch nur die halbe Wahrheit!)

Das heißt, die kleinen Amtsgerichte sind zusam-
mengefasst und aufgelöst worden und alles ist an
wenigen Standorten konzentriert worden. Dagegen
haben die Bürger großen Protest durchgeführt. Es
gab Demonstrationen, Petitionen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Als würde Sie die Funktionalre-
form überfordern!)

Es gab sogar eine Bürgerinitiative und trotzdem hat
das alles nichts genützt. Es gab viel mehr noch: Die
Finanzämter, die Arbeitsämter, die Polizei sind re-
duziert worden. Das alles führte zu dem Gefühl,
dass wir abgehängt sind von der Entwicklung des
Landes. – Das sagen Linke nach einer Gebietsre-
form! Natürlich gibt es den Zusammenhang, aber
Sie wollen auch diese Wahrheit nicht hören. Aber
diese Frau hat das Gefühl, weil sie vor Ort in Ver-
antwortung ist und nicht – wie Sie hier in diesem
Haus – nur theoretisiert.

(Beifall CDU)

Ich zitiere Ihnen gern noch Prof. Dr. Helmut Klüter,
Wirtschaftsgeograf von der Universität Greifswald.
Er hat mit Blick auf Mecklenburg-Vorpommern, das
räumlich überzentralisiert sei und diesbezüglich
bundesweit die schlechtesten Werte habe, gesagt:
„Wenn man sich von Seiten des Landes in ein paar
Jahren nicht fast ausschließlich mit AfD-Bürger-
meistern unterhalten möchte, muss dringend ge-
handelt werden.“ Der Professor für regionale Geo-
grafie forderte, die Dienstleistungsdichte im ländli-
chen Raum zu erhöhen und einstmals wichtige Ver-
waltungsstandorte, wie Anklam, Wolgast, Pasewalk
oder Ueckermünde, durch Ausstattung mit Landes-
behörden wieder aufzuwerten.

Ich frage mich: Warum wollen Sie so was nicht zur
Kenntnis nehmen? Machen Sie es doch besser als
die, die es falsch eingetütet haben und dann bei
Wahlen die Ergebnisse zu spüren haben! Haben
Sie ein offenes Ohr für die Menschen! Haben Sie
als politisch Verantwortliche doch ein offenes Auge,
ein offenes Ohr! Hören Sie zu und sehen Sie, was
andere nicht richtig gemacht haben! Die Bürger
wünschen sich mehr Mitsprache, die Bürger wün-
schen sich mehr Berechenbarkeit, sie wünschen
sich mehr Verlässlichkeit
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(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Erster
Platz der Thüringer Demokratie, Herr
Mohring!)

und sie hängen an dem, was ihr Land ausmacht,
nämlich Heimat. Auf dieser Basis können wir gern
zusammenarbeiten, aber Sie müssen es zur Kennt-
nis nehmen. Das ist gut für die Demokratie.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Rot-
Rot-Grün!)

Wenn wir das beachten, dann erhöht sich das Zu-
trauen in die Demokratie. Darauf kommt es doch
an. Deswegen machen wir den Thüringen-Monitor,
weil wir es besser machen wollen und nicht
schlechter, als es die anderen schon gemacht ha-
ben. Darauf kommt es an, das ist Thüringen. Vielen
Dank.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Wir
machen es besser!)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächste erhält das Wort Abgeord-
nete Hennig-Wellsow für die Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Hennig-Wellsow, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Wir haben jetzt schon ei-
ne Unterscheidung zwischen dem Ministerpräsiden-
ten und dem Oppositionsführer wahrgenommen.
Der Ministerpräsident hält nicht nur schöne Reden,
sondern er will auch etwas in diesem Land. Er ge-
staltet dieses Land und er macht es anders als die
25 Jahre zuvor.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU, AfD)

Zum Zweiten: Wer hier Verlierer und Gewinner ist –
oder wie auch immer diese Kategorien von Ihnen
definiert sind –, will ich Ihnen noch mal beschrei-
ben. Es wird nämlich nicht wahrer, wenn Sie sagen,
in Erfurt gab es ein Direktmandat – ja, das stimmt –
für die CDU, aber es gab auch drei Direktmandate
für die Linke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern: Gewinner und Verlierer sowie Regie-
rungsbank und Oppositionsbank – das ist, glaube
ich, eindeutig sichtbar. Was mir wirklich nicht ge-
fällt, ist Ihre Respektlosigkeit im Handeln, in der Re-
de und der Glaube daran, dass das überhaupt kei-
ne Auswirkungen darauf hätte, wie sich hier politi-
sche Debatten gestalten und wie politische Debat-
ten auch von der Tribüne aus wahrgenommen wer-
den. Ich bleibe dabei: Sie sind die Dagegen-Frak-

tion und -Partei. Ich habe heute auch nichts ande-
res gehört.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich finde es ja auch nicht okay, Herr Mohring, wenn
Sie hier Unwahrheiten berichten. Zur Petition zum
Thema „Windenergien“ mit 9.000 Unterschriften
gab es eine Anhörung. Also ich weiß nicht, was ei-
ne Anhörung bedeutet, wenn nicht das Zuhören bei
den Bürgerinnen und Bürgern, wenn nicht das Hö-
ren ihrer Argumente. Das ist das Gegenteil von
Wegwischen. Dass man im Zweifel der Petition
trotzdem nicht abhelfen kann, hat auch etwas mit
Prozessen zu tun.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Und das er-
zählen Sie jetzt hier? Das kann ja wohl nicht
wahr sein!)

Insofern bitte ich hier um Contenance, auch bei der
Wahrheit zu bleiben.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Bleiben Sie
doch mal bei der Wahrheit!)

Und der vierte Punkt noch vorab – Haushaltsanträ-
ge 2015: Hätten wir Ihren Anträgen zugestimmt, gä-
be es zum Beispiel keine öffentliche Beschäftigung
durch den Freistaat Thüringen, es gäbe keine Tarif-
erhöhung für Beamtinnen und Beamte in Anleh-
nung an die Angestellten, es gäbe keine Kürzung
beim Verfassungsschutz, was uns natürlich sehr
am Herzen liegt. Insofern muss man auch die Kir-
che im Dorf lassen, weil wir natürlich Ihre politi-
schen Auffassungen zum Teil nicht teilen.

Und der andere Punkt zum Thema „Gebietsreform“:
Ich frage mich, was andere CDU-Landesverbände
in den 15 anderen Bundesländern gemacht haben,
in denen bisher eine Verwaltungs-, Funktional- und
Gebietsreform oder zum Teil nur eine Gebietsre-
form gemacht worden ist. Da scheint ja die CDU in
Thüringen deutlich herauszustechen, was ihre Ge-
staltungsfähigkeit angeht.

Werte Abgeordnete, liebe Gäste auf der Tribüne,
zunächst gilt natürlich der große Dank erst mal
Prof. Best und seinem Team,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

der auch in diesem Jahr den Monitor zuverlässig
auf den Weg gebracht hat. Der Thüringen-Monitor
liefert seit vielen Jahren eine solide Datenbasis für
das politische Klima in Thüringen. Und – da teile ich
die Auffassung meiner Vorredner – gerade in die-
sem Jahr besonders wichtig: die Kontinuität und
über die Länge hinweg zu schauen, wie sich die
Zahlen zu antidemokratischen Einstellungen, Ras-
sismus und der Wunsch nach autoritärer Führung
Jahr für Jahr bis in die Mitte der Gesellschaft ent-
wickelt haben. Eine Daueruntersuchung wie der
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Thüringen-Monitor ist auch so wichtig, meine Da-
men und Herren, weil ich glaube, dass Wahlergeb-
nisse eben auch nur ein Teilausschnitt gesellschaft-
licher Wahrnehmung sind und nur ein Indiz für
mögliche Stimmungen, Forderungen, Notwendig-
keiten. Deswegen braucht es mehr als Wahlergeb-
nisse und die eine oder andere Umfrage zwischen-
durch.

In einer Reihe von europäischen Ländern – und
nun auch in den USA – sind aus rechten, autoritär-
en, antidemokratischen Ressentiments und aus
Ängsten in der Gesellschaft reale Wählerstimmen
geworden. Der Wahlsieg von Donald Trump hat
noch einmal die politische Gefahr auch für Europa
deutlich gemacht. Das Gespenst der nationalisti-
schen Internationale von Trump bis Le Pen geht
durch die Welt.

(Beifall DIE LINKE)

Auch hier vor Ort sind wir mit ihrer Ausgeburt und
ihren kleinen Anführern geschlagen. Auch hier erle-
ben wir seit zwei bis drei Jahren eine Partei in den
Parlamenten, die inzwischen offen rechtsextrem
auftritt und auch vor Antisemitismus und dem Kun-
geln mit Neonazis nicht zurückschreckt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine Partei, die die Stichworte für rassistische
Übergriffe und Anschläge liefert – aus Brandreden
werden Brandstiftungen.

An dieser Stelle möchte ich aus diesem Grund
auch noch einmal daran erinnern, wie es überhaupt
zustande kam, dass Thüringen im Jahr 2000 den
Thüringen-Monitor begonnen hat. Damals verübten
Neonazis hier in Erfurt einen Brandanschlag auf die
Synagoge. Das Datum für den antisemitischen An-
schlag war bewusst gewählt: Es war der Geburts-
tag Hitlers. An diesen Anschlag auf die Synagoge
und die hier in Thüringen lebenden Jüdinnen und
Juden sollten wir immer wieder erinnern, wenn wir
über die Ergebnisse des Monitors diskutieren. Da
erwarte ich ein entsprechendes Verhalten jener, die
den Monitor am liebsten im Kaminofen verbrennen
wollen. Denn es scheint, Bücherverbrennungen
sind eine weitere Tradition, in der sich eine Partei
hier im Haus offenbar gern messen lassen würde.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will heute besonders über drei Themen im Thü-
ringen-Monitor sprechen. Das ist zum einen das
Thema „Sozialgarantie gegen soziale Ungleichheit
und Spaltung der Gesellschaft“, das zweite Thema
„Demokratie und Mitbestimmung“ und das dritte
„Rechtsextremismus und Flüchtlingspolitik“. Doch
zuvor will ich noch mal unterstreichen, was Bodo
Ramelow in seiner Regierungserklärung am Anfang
gesagt hat, und daran erinnern, wo Thüringen nach

zwei Jahren Rot-Rot-Grün in der Regierung steht,
nämlich besser als je zuvor unter der CDU. Die
Zahl der Erwerbslosen ist gesunken. Die Zahl der
sozialversicherungspflichtigen Jobs ist gestiegen.
Wir sehen einen Rückgang der Erwerbslosigkeit
gerade bei älteren Arbeitnehmerinnen und Lang-
zeitarbeitslosen. Unsere Arbeitsmarktinstrumente
zur öffentlich geförderten Beschäftigung wirken
langsam. Thüringen ist Spitzenreiter bei der Brutto-
lohnentwicklung. Auch die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen sind positiv. Das heißt, die Rah-
menbedingungen in Thüringen haben sich grund-
sätzlich verbessert.

Aber wenn man über Sozialgarantie gegen soziale
Ungleichheit und Spaltung von Gesellschaft redet,
muss man natürlich etwas tiefer schauen. Das hat
unter anderem der Thüringen-Monitor getan. Für
die Befragten im Thüringen-Monitor ist das Thema
„soziale Gerechtigkeit“ das wichtigste Themenfeld,
wenn sie antworten und ihren Dialog mit der Politik
messen. Es gibt eine deutlich erlebte Verteilungs-
ungerechtigkeit quer durch die Gesellschaft. Die fi-
nanzielle Situation wird von vielen Menschen heute
als schlechter beschrieben als im vergangenen
Jahr. Tatsächlich ist die Krise des Sozialen doch
anschaubar. Wenn ich rund um den Thüringer
Landtag schaue und wenn ich in die Parkanlagen
und touristischen Sehenswürdigkeiten Erfurts
schaue, passiert es mir immer – und so wird es
auch anderen Menschen und der Gesellschaft ge-
nerell gehen –, dass wir vermehrt ältere Menschen
finden, die in Mülleimern nach Pfandflaschen
schauen, um überhaupt noch über die Runden zu
kommen. Mit diesen Bildern wird doch Armut und
Unsicherheit und die Aufspaltung der Schere von
Arm und Reich tatsächlich faktisch anfassbar.

(Beifall DIE LINKE)

Auch 26 Jahre nach der Vereinigung beschreiben
viele Menschen weiterhin ihre persönliche Benach-
teiligung durch ihre ostdeutsche Herkunft. Die Er-
gebnisse zu den Fragen von realer und wahrge-
nommener Ungleichheit machen klar, dass wir drin-
gend und vorrangig über eine massive gesellschaft-
liche Krise der sozialen Gerechtigkeit sprechen
müssen. Der höchste Wert von Unzufriedenheit in
Sachen Demokratie ist hier die Frage nach Un-
gleichheit. Es geht den Menschen um mehr soziale
Gerechtigkeit und um die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse. Genau das müssen wir bespre-
chen. Die Ergebnisse im Monitor zu diesen Fragen
stimmen mit zahlreichen anderen Befragungen
überein. Die Menschen sehen die Bundesrepublik
in hohem Maße als eine sozial ungerechte und un-
gleiche Gesellschaft an. Sie befürworten mehr so-
ziale Gerechtigkeit und einen aktiven Staat, der für
einen Ausgleich sorgt. In Politik übersetzt bedeutet
das mehr Ausgaben im Bereich Schule, Bildung,
Polizei, eine bessere öffentliche Infrastruktur, einen
Staat, der handeln kann, dessen Verwaltung aktiv
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arbeitet, einen Staat, der für einen Ausgleich zwi-
schen Arm und Reich sorgt.

Die rot-rot-grüne Thüringer Landesregierung hat
darauf bereits geantwortet, zum Beispiel mit mehr
Lehrern, mehr Geld für die Kommunen, der jüngs-
ten Erhöhung des Blindengelds oder mit mehr För-
derung des sozialen Wohnungsbaus. Dass aber
weitere Anstrengungen nötig sind, liegt auf der
Hand. Weitere Schritte für mehr soziale Gerechtig-
keit und mehr Beteiligung stehen auf der Tagesord-
nung der Regierung. Vor allem vom rechten Rand
wird alles unternommen, um diese soziale Un-
gleichheit und das Auseinanderklaffen der sozialen
Schere in der Bundesrepublik für die eigenen Inte-
ressen zu instrumentalisieren und die Schuld an al-
len möglichen Missständen Flüchtlingen in die
Schuhe zu schieben. Das ist pure Demagogie, das
ist einfach falsch und durch Fakten nicht zu bele-
gen. Bodo Ramelow hat in seiner Rede darauf hin-
gewiesen und ich kann es einfach nur wiederholen.

Die Ergebnisse des Monitors machen aber auch
deutlich, dass es in der Gesellschaft massive sozia-
le Bedrohungs- und Abstiegsängste gibt, die sich in
der Ablehnung von Flüchtlingen an die völlig
falschen Adressaten richten. Ich denke, man muss
klar und deutlich sagen: Durch Hetze gegen Flücht-
linge wird es keine Angleichung der Renten in Ost
und West geben. Durch die Aufmärsche von Pegi-
da, AfD und Co. wird keine Angleichung der Löhne
von Frauen und Männern in Ost und West erreicht
werden. Eine Stimme für eine Partei der extremen
Rechten ist keine Stimme für mehr Gerechtigkeit,
sondern es ist eine Stimme für Ausgrenzung und
eine Stimme gegen die Interessen der Angestellten,
Erwerbslosen und Rentner.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für uns als Linke, aber auch für Rot-Rot-Grün ist
klar, dass soziale und politische Rechte miteinan-
der Hand in Hand gehen müssen. Es wäre falsch,
Freiheit oder Gleichheit als Widerspruch zu denken.
Und es ist falsch, beides gegeneinander auszuspie-
len. Ein Blick in die Werte des Monitors zeigt, dass
die Politik hier durchaus noch Überzeugungsarbeit
leisten muss. Wirksame soziale Grundrechte sind
dagegen eine notwendige Voraussetzung für wirk-
same politische Beteiligung. Demokratie kann nur
als soziale Demokratie wirklich funktionieren, so
wie sie in ihrer Grundeinrichtung eigentlich gedacht
ist, als emanzipatorische Staatsform, die möglichst
allen gleiche Teilhabe an der Gesellschaft gewährt.

Unsere deutliche Kritik an der neoliberalen Wirt-
schaftsordnung und ihren Vertretern, die für die
Umverteilung von Reichtum von oben nach unten
sorgen, ist auch immer eine Kritik an der Entmündi-
gung und der Entrechtung von Menschen, die mit
ihr einhergehen. Der Neoliberalismus hat darauf
gesetzt, die demokratischen Interessenvertretun-

gen der Arbeiterinnen und Arbeiter, der Angestell-
ten und sozial schlechtergestellten Menschen zu
schleifen. Der Einfluss von Politik auf die Gestal-
tung von Gesellschaft wurde Stück für Stück zu-
rückgedrängt und aufgegeben. Vereinzelung, die
Schwächung von Interessenvertretungen und der
Kampf ums Überleben machen die Gesellschaft un-
gerechter und verhindern die Beteiligung vieler
Menschen an der Gestaltung unserer Gesellschaft.
Eine Antwort muss also sein, mehr Demokratie und
mehr Mitbestimmung in allen Bereichen der Gesell-
schaft zu ermöglichen und jene Institutionen wieder
zu stärken, die auf der Basis von demokratischen
Entscheidungsprozessen Gesellschaft gestalten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Statt Vorurteilen und falschen Urteilen aufzusitzen,
müssen wir klar sagen, warum es ungerechte Ver-
teilung von Reichtum und Armut und Ungerechtig-
keit gibt. Wir müssen also über eine gerechte Wirt-
schafts-, Steuer- und Sozialpolitik reden, wir müs-
sen über Rentenpolitik sprechen und über öffentli-
che Infrastruktur, die für alle da ist.

Werte Abgeordnete, die Distanz zur Demokratie,
die Skepsis gegenüber Parteien und Politik, die im
Thüringen-Monitor festgestellt worden ist, hat doch
auch etwas damit zu tun, dass viele Entwicklungen
als alternativlos erscheinen. Wie oft redet sich die
Bundespolitik damit heraus, sie könne nicht ent-
scheiden, obwohl es Möglichkeiten gäbe. Dort, wo
es angeblich oder tatsächlich nichts mehr zu ent-
scheiden gibt, da ist doch klar, dass Wahlenthal-
tung zunimmt und das Vertrauen in die Institutionen
schwindet. Was soll ich wählen, wenn ich angeblich
keine Wahl habe?

Wo Trennendes wächst und die Erfahrung der mas-
siven Verwerfungen der frühen 90er-Jahre in unse-
ren ostdeutschen Ländern noch immer erinnert
werden muss, da muss Politik aktiv entgegensteu-
ern. Die gezielte Deindustrialisierung weiter Land-
striche und die auch daraus resultierende Arbeitslo-
sigkeit in Ostdeutschland waren ein Fehler, was bis
heute nachwirkt. Die neuen Bundesländer und die
Menschen hier werden bis heute strukturell benach-
teiligt. Das wird von den Menschen deutlich wahr-
genommen; die Zahlen des Monitors sind hier ein-
deutig. Da sind einerseits wirtschaftliche und sozia-
le Probleme, da sind zugleich aber auch Probleme
demokratischer Repräsentation. Der Thüringen-Mo-
nitor macht aber klar, dass es ja nicht nur Demokra-
tiekritik und Institutionenskepsis gibt, sondern
durchaus Interesse und Bereitschaft, sich in politi-
sche Diskussionen einzubringen und zu engagie-
ren.

Auf die Skepsis, auf die Entfremdung von Politik
und die Ungleichheit muss Politik reagieren. Es
braucht einerseits den Ausbau demokratischer Be-
teiligung, aber es braucht andererseits vor allem ei-
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ne Politik, die nicht allein verwaltet oder sich in Nör-
geln oder Blockieren ergeht, eine Politik, die unsere
Gesellschaft aktiv gestaltet, eine Politik, die klar-
macht: Ja, es ist möglich, eine Gesellschaft ge-
meinsam so zu gestalten, dass es sozialen, ökolo-
gischen und demokratischen Fortschritt gibt. Das
meint, dass ein Versprechen eines guten Lebens
durchaus Realität werden kann.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und daran arbeitet Rot-Rot-Grün. Wir brauchen ei-
ne Politik für eine Gesellschaft, die den Erfordernis-
sen des 21. Jahrhunderts gerecht wird. Wir brau-
chen in Zeiten von Wandel und Unsicherheit kon-
krete Antworten auf den Wandel der Arbeitswelt.
Wir brauchen konkrete Antworten auf neue Heraus-
forderungen sozialer Sicherheit, von Rente und
Schutz vor Erwerbslosigkeit. Bodo Ramelow hat
das wiederholt als Sozialgarantie bezeichnet. Also
das umfassende Versprechen: Keiner bleibt auf der
Strecke! Dazu, werte Abgeordnete, braucht es ein
Zusammenwirken aller demokratischen Kräfte auf
allen Ebenen, um diesen Anspruch zu erfüllen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nun zum Punkt „Demokratie“: Parteien, Abgeordne-
te und Parlamente haben, so sagt es der Monitor,
an Zustimmung und Vertrauen verloren. Selbst un-
ter denen, die unsere Demokratie unterstützen, sa-
gen 72 Prozent, dass die Anliegen der Menschen
nicht mehr richtig wirksam vertreten werden. Viele
Menschen glauben, die Politik nehme die Anliegen
und die Sorgen der Menschen nicht mehr auf. In ei-
ner repräsentativen Demokratie müssen Abgeord-
nete, Parteien und die Politik die Anliegen von Bür-
gerinnen und Bürgern diskutieren und aufgreifen.
Demokratie funktioniert nur, wenn Gesellschaft, Po-
litik und auch Medien in einen konstruktiven und –
wo nötig – kritischen Dialog gehen. Dieser Dialog –
das sagt der Monitor nicht erst in diesem Jahr – ist
offenbar schon seit Längerem gestört. Nun ist ja
Demokratie kein Getränkeautomat, man steckt eine
Münze rein und unten kommt raus, was man möch-
te. Nein, so ist es eben nicht, denn Demokratie
dauert. Sie ist keine autoritäre Staatsform, die sich
manche so sehr wünschen. Demokratie verlangt
nach Ausgleich von Interessen, nach Kompromis-
sen, nach Verhandlungen und nach der besten
Idee, die alle teilen. Das mag auch manchmal ner-
ven. Demokratie liefert vielleicht auch mal ein ande-
res Ergebnis, als man sich selbst wünscht oder es
selbst möchte. Denn demokratische Verhältnisse
sind nicht nur dann demokratische Verhältnisse,
wenn man die eigene Position durchsetzt, was die
CDU gerade mühsam erlernt. Aber ein demokra-
tisches politisches System ist – und dabei bleibe
ich – das Beste, was wir haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Demokratie wurde in Jahrhunderten mühsam er-
kämpft, mal in kleinen Schritten, mal in großen
Sprüngen. Ich finde, wir dürfen diesen Fortschritt
nicht aufs Spiel setzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Errungenschaften wie das gleiche Wahlrecht für al-
le Bürgerinnen und Bürger müssen wir gegen An-
griffe von rechts verteidigen, die zum Beispiel Emp-
fänger von Hartz IV vom Wahlrecht ausschließen
wollen. Mir macht die Gleichgültigkeit in der Mitte
der Gesellschaft – von vielen in der Mitte der Ge-
sellschaft – Angst, weil ich glaube, wer heute die
Demokratie nicht gegen die Attacken von rechts
verteidigt, muss sich nicht wundern, wenn er mor-
gen in einer anderen, in einer rechten Republik auf-
wacht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber zum Verteidigen der Demokratie zählt eben
auch, Demokratie weiterzuentwickeln. Wir müssen
die gestiegenen Anforderungen an Mitsprache an-
passen und wir müssen sie an moderne Entwick-
lungen anpassen. In Thüringen haben wir gerade
das modernste Gesetz für mehr Demokratie auf
kommunaler Ebene auf den Weg gebracht. Das ge-
hört eben auch zur Wahrheit, wenn man darüber
spricht,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wie Rot-Rot-Grün in Thüringen mehr Demokratie,
auch durch jeden Einzelnen möglich machen will.
Wir handeln also ganz praktisch und weiten die
Möglichkeiten der Mitbestimmung aus. Und ja, auch
wir streiten dafür, mehr direktdemokratische Ele-
mente in die Thüringer Verfassung einzubauen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und ja, wir gehen da wesentlich weiter, als die
CDU-Fraktion sich das an diesem Punkt vorstellt.
Wir wollen den Finanz- und Abgabenvorbehalt aus
der Thüringer Verfassung streichen und wir wollen,
dass mehr Menschen als bisher auch an Wahlen
teilnehmen können. Das bedeutet auch, das Ab-
senken des Wahlalters auf 16 Jahre zu ermögli-
chen, um der jungen Generation frühzeitig die Mit-
sprache zu ermöglichen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und ja, wir sind für einen Volksentscheid über die
Thüringer Verfassung wie

(Beifall DIE LINKE)
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zuletzt im Jahr 1994. Es wäre an der Zeit – 20,
25 Jahre nach der ersten Verfassung –, über eine
neue Aushandlung des Miteinanderredens abstim-
men zu lassen und miteinander zu diskutieren.

(Beifall DIE LINKE)

Da unterstützt uns unter anderem auch der Thürin-
gen-Monitor, weil die Zustimmungswerte für Unter-
schriftensammlungen erstaunlich hoch sind: 90 bis
100 Prozent; hohe Beteiligungen auch an Bürger-
initiativen, um die 70 Prozent. Wer aber ein fakulta-
tives Referendum, abgeschrieben aus der Schweiz,
als Mogelpackung hier in den Landtag einbringt und
es als Allheilmittel für direkte Demokratie und Mit-
bestimmung für Menschen verkauft, der sagt – ge-
linde gesagt – nicht die Wahrheit und dient nur sei-
nem eigenen Interesse, nämlich eine Kreisgebiets-
reform stoppen zu wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist genau der Punkt, an dem wir uns als Poli-
tikerinnen und Politiker in die Augen schauen müs-
sen. Wir können nicht mehr nur – oder einige ha-
ben es ja noch nie getan –, wir handeln nicht im In-
teresse der Parteien, sondern im Interesse der
Menschen. Das heißt, alles auf den Tisch zu
packen, die Menschen entscheiden zu lassen. An
solchen Punkten ist es nicht nur wichtig, was man
sagt, sondern an solchen Punkten ist eben auch
wichtig – wie im fakultativen Referendum –, was
man nicht sagt. Ändern wir die Thüringer Verfas-
sung nicht im Finanztabu, ist ein fakultatives Refe-
rendum so gut wie unmöglich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Positiv ist auch, dass Menschen sich an der Gestal-
tung von Sachthemen aktiv beteiligen wollen. Prak-
tisches Tun hat die größte soziale Bewegung in den
letzten Jahren, Jahrzehnten in der Bundesrepublik
gekennzeichnet, die Bewegung der Flüchtlingshel-
fer und -helferinnen. Von mir aus – für meine Frak-
tion und wahrscheinlich für Rot-Rot-Grün insgesamt
– ein herzliches Dankeschön an jeden und jede ein-
zelne Flüchtlingshelferin.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Thema „Rechtsextremismus“: Eine erfreuliche
Zahl aus dem Thüringen-Monitor ist der Rückgang
rechtsextremer Einstellungen im vergangenen Jahr.
Das ist erst einmal ein gutes Signal, gerade vor
dem Hintergrund, dass sich die Hetze gegen
Flüchtlinge durch AfD und Co. offenbar nicht breit
verfängt und dass der Zuzug von Geflüchteten und
die breite Debatte um die Flüchtlingspolitik offenbar
die Zustimmung und Verbreitung rechter Einstellun-
gen nicht befördert hat. Man könnte aus diesen
Zahlen eventuell sogar ablesen, dass sich die Pro-

paganda der AfD nicht nur nicht verfängt, sondern
sie für Unentschiedene sogar abschreckend ist. Ich
würde auch sagen, dass die klare Positionierung
weiter Teile der Thüringer Politik, von Kirchen, Ge-
werkschaften, Unternehmen, Feuerwehren, Sozial-
und Sportverbänden in diesen Fragen dazu beige-
tragen hat, dass die Stimmung nicht kippt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich sage allen Danke, die gegen die, die zum Bei-
spiel jetzt vorm Thüringer Landtag demonstrieren,
gegen Thügida, gegen rechte Hetzer, gegen Ras-
sisten und Fremdenfeinde, gegen Nazis demon-
strieren und klare Haltung und Gesicht zeigen und
sich nicht unterkriegen lassen, sondern für unsere
Demokratie und unsere Werte kämpfen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich hätte mir gewünscht, dass auch die Thüringer
CDU und die Landtagsfraktion am 09.11.2015 zu-
sammen mit dem Bündnis „Mitmenschlich“ auf dem
Erfurter Domplatz für Mitmenschlichkeit demons-
triert hätte. Die CDU-Fraktion hat sich damals da-
gegen entschieden. Ich danke aber ausdrücklich
Christian Carius, dass er sich in das breite Bündnis
eingereiht hat. Vielen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In Thüringen hat die Aufnahme und Unterbringung
von Flüchtlingen im Großen und Ganzen geklappt.
Hier gibt es keine Zeltstädte. Hier gab es kein Zau-
dern, sondern Zupacken der Zuständigen und vieler
Ehrenamtlicher.

Doch Entwarnung bei den rechtsextremen Einstel-
lungen kann noch lange nicht gegeben werden, wie
wir gerade hören. 16 Prozent der Menschen in Thü-
ringen vertreten ein rechtsextremes Weltbild, 6 Pro-
zent neonationalistische Ideologien und die Zustim-
mung zu nationalistischen, rassistischen und ethno-
zentrischen Positionen ist weiterhin besorgniserre-
gend hoch. Jeder zweite Thüringer sieht die Bun-
desrepublik gefährlich überfremdet, und das ange-
sichts eines verschwindend geringen Anteils von
Migrantinnen auch in Thüringen. 37 Prozent glau-
ben, dass Flüchtlinge nur herkommen, um den So-
zialstaat auszunutzen. Beinah jeder vierte Thürin-
ger glaubt, es gäbe wertvolles und unwertes Leben;
jeder sechste meint, im nationalen Interesse seien
Diktaturen die bessere Staatsform. Erschütternd
gerade angesichts des Gedenkens an die Pogrom-
nacht 1938 vor zwei Tagen ist: 10 Prozent der Thü-
ringer, also mehr als 200.000, wenn man sie als ab-
solute Zahl betrachtet, teilen antisemitische Positio-
nen. Es ist auch deswegen für Entwarnung der
falsche Zeitpunkt, weil befeuert durch die Hetze auf
Plätzen und in Parlamenten die Zahl rechtsextre-
mer und rassistischer Gewalt- und Straftaten mas-
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siv gestiegen ist. Angriffe auf Asylbewerberunter-
künfte in Thüringen haben sich verachtfacht. Das
Landeskriminalamt spricht von 270 Prozent bei den
Übergriffen auf Unterkünfte. 2015 zählte die Mobile
Beratung in Thüringen 570 extrem rechte Konzerte,
Sachbeschädigungen und Aufmärsche. Die Opfer-
beratung ezra verzeichnete 2015 eine Verdopplung
der Opfer rechter, rassistischer und antisemitischer
Gewalt. Bei den rechten Straftaten in Thüringen
zählte die Polizei im letzten Jahr einen Anstieg von
33 Prozent. Und mit der AfD gibt es einen Akteur,
der für einen Schulterschluss mit Neonazis auf den
Straßen sorgt. Regelmäßig kommt es am Rande
der AfD-Aufmärsche durch schlagkräftige Neonazis
zu Gewalt, 43 rechte Straftaten allein zwischen
September 2015 und Mai 2016. Die AfD hat maß-
geblich daran mitgewirkt, dass in Thüringen
Angsträume entstanden sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zur Flüchtlingspolitik: Mit dem Schwerpunkt „Ge-
mischte Gefühle: Thüringen nach der ‚Flüchtlings-
krise‘“ weist der Monitor auf Hausaufgaben hin, die
Gesellschaft, Politik und Verwaltung noch machen
müssen. Aber eine Bemerkung vorab: Ich habe
mich sehr gefreut – und das hat Mike Mohring
wahrscheinlich überhaupt nicht wahrgenommen –,
dass die Autoren des Monitors den Begriff „Flücht-
lingskrise“ konsequent in Anführungsstriche gesetzt
haben und Dr. Best auch in der zusammenfassen-
den Veröffentlichung von einer umstrittenen Be-
zeichnung der Zuwanderung seit Sommer 2015
sprach. Bemerkenswert finde ich auch folgenden
Hinweis im Monitor, ich zitiere: „Sie wird auch des-
halb als eine ‚Krise‘ wahrgenommen, weil eine ge-
meinsame normative Grundlage fehlt, auf der mit
dieser Herausforderung umgegangen werden könn-
te. Von einer ‚Vereinigungskrise‘ war dagegen trotz
der massiven Problematik der ostdeutschen Mas-
senarbeitslosigkeit seinerzeit nicht die Rede.“ Das
heißt, der Dialog über die fehlende gemeinsame
Beschreibung und das gemeinsame Verständnis
der Situation 2015 ist eine der langfristigen Haus-
aufgaben, auch um die gemischten Gefühle zu ver-
ändern.

(Beifall DIE LINKE)

Insgesamt sind die Ergebnisse des Monitors in der
Frage „Flüchtlingspolitik“ ambivalent, das haben
auch meine beiden Vorredner schon gesagt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Äußerst positiven Werten, wie der Auffassung von
über drei Vierteln der Befragten, Flüchtlingen soll-
ten legale Möglichkeiten der Einreise nach
Deutschland eröffnet werden, stehen Vorstellungen
restriktiver Asylpolitik und vorurteilsbehaftete Be-
fürchtungen der Thüringer Bevölkerung gegenüber,

die mit der realen Situation nicht korrespondieren.
Ich interpretiere das so: Sie wollen keine Mauern
um Europa, nicht mehr Tausende Tote wöchentlich
im Mittelmeer oder über die Monate und Jahre hin-
weg. Die Menschen wollen keine Schüsse auf
Frauen, Kinder, Männer an einer möglichen Gren-
ze, aber sie möchten eine geregelte Einwanderung.
Ich erinnere daran, wer die Regeln für Asyl und für
Einwanderung macht und wer im vergangenen Jahr
die Regeln für das Beantragen von Asyl, Asylregeln
generell massiv verschärft hat.

(Beifall DIE LINKE)

Ich erinnere daran, dass der Deutsche Bundestag
darüber entscheidet, welche Länder als sichere
Herkunftsstaaten gelten und welche nicht. Es be-
fremdet mich schon sehr, wenn innerhalb eines
Jahres oder innerhalb von Tagen und Wochen vor-
mals unsichere Herkunftsstaaten, in die nicht abge-
schoben werden soll, zu sicheren Herkunftsstaaten
erklärt werden.

(Beifall DIE LINKE)

Kurzum: Die gemessenen Werte zeigen, dass Poli-
tik Begegnen und Kennenlernen ermöglichen muss,
dass Politik Regeln zur Einwanderung schaffen
muss. Auch wir als Linke werden einen eigenen
Vorschlag auf der Bundesebene zum Thema „Ein-
wanderung für alle ermöglichen“ machen. Die Rea-
lität in Thüringen bietet eigentlich von den Fakten
her auch 2015 kaum Anlass für Befürchtungen. Da-
zu hat das Handeln der Landesregierung, der Kom-
munen und der ehren- und hauptamtlichen Helfer in
der Frage von Unterbringung und Integration sehr
beigetragen und dafür meinen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Schluss: In unserer Gesellschaft sind Räume
von Unsicherheit und Ängsten entstanden. Das
Grundproblem ist nicht die Zuwanderung von
Flüchtlingen, sondern die Gerechtigkeitsfrage in un-
serer Gesellschaft. Eine ausgewogene wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Entwicklung für alle hier
lebenden Menschen ist die zentrale Aufgabe von
Politik. Sicherheit empfinden die Menschen durch
ein sicheres soziales Gefüge und einen handlungs-
fähigen Staat. Rot-Rot-Grün in Thüringen steht mit
seinem Handeln für mehr soziale Gerechtigkeit und
die Gestaltung des demokratischen und ökologi-
schen Wandels.

(Beifall DIE LINKE)

Anders als andere hier im Raum ziehen wir uns vor
Problemen nicht zurück, sondern wir stellen uns ih-
nen.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie schaffen
neue!)
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Was ist aus unserer Sicht nötig? Erstens: Wir brau-
chen vor allem eine Politik, die gestalten will und
gestalten kann. Wir haben mit Bodo Ramelow als
Ministerpräsidenten einen Garanten dafür, dass wir
an der Spitze der Landesregierung einen Men-
schen haben, der Kompetenz und Lösungswillen
vereint.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe AfD)

Zweitens, mit dem Blick auf den Thüringen-Monitor:
Aus meiner Sicht wäre es sinnvoll, in einem der
nächsten Thüringen-Monitore dezidiert die regiona-
le Verteilung von sozialer und ökonomischer Un-
gleichheit und ihre Auswirkungen auf demokra-
tische Teilhabe zu untersuchen. Angesichts der ho-
hen Wahlenthaltungen halte ich das für ein dringen-
des Thema.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Der Muezzin
ruft!)

Drittens, ich hoffe, der Appell von Bodo Ramelow
aus seiner Regierungserklärung an die CDU fruch-
tet: Sie sollten endlich die Dämme nach rechts
hochziehen. Wer konservative Politik allerdings nur
auf Patriotismus, Deutschlandkrawatten und Ra-
daurhetorik reduziert, erweist unserer Demokratie
keinen guten Dienst.

(Beifall DIE LINKE)

Die Thüringer CDU muss selbst wissen, was sie für
richtig hält. Aber aus Sorge um die Demokratie und
die Freiheit müssen wir uns bei gewissen Fragen
über Trennendes hinweg gemeinsam für Demokra-
tie einsetzen.

(Beifall DIE LINKE)

Viertens: Politik und Gesellschaft müssen sich stär-
ker als bisher der Frage von Altersgerechtigkeit
widmen. Angesichts von schlechten Löhnen, prekä-
rer Arbeit und Erwerbslosigkeit in den letzten Jah-
ren und Jahrzehnten ist die Frage der Alterssiche-
rung für heutige Rentner, aber vor allem für künftige
Rentner ein ganz wichtiges Thema.

(Beifall DIE LINKE)

Hier muss der Staat eine Sozialgarantie leisten. Ich
habe erst vor wenigen Tagen das Gespräch mit ei-
nem Bürger gehabt, ein Rentner, der nach 40 Jah-
ren Arbeitszeit 670 Euro Rente bekommt, der jetzt
sein Haus verkaufen muss, was er im Moment nur
noch halten kann, weil er unter anderem Zeitungen
austrägt und meint, er muss bis zum Ende seines
Lebens arbeiten, um überhaupt 1.000 Euro im Mo-
nat für sich zu haben. Das ist eine Bankrotterklä-
rung eines Sozialstaats, das können wir nicht dul-
den. Also her mit der Sozialgarantie und mit Taten!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Fünftens: Angesichts der Erfahrungen von Abwer-
tung und struktureller Benachteiligung brauchen wir
eine politische Offensive zur Angleichung der Le-
bensverhältnisse in Ost und West, und zwar in den
Bereichen Rente, Löhne, Arbeitsplätze, Infrastruk-
tur, Wissenschaftsstandorte.

Sechstens: Wir brauchen ein Gesetz für legale We-
ge der Einwanderung auch in Deutschland. Ich ha-
be es vorhin schon gesagt: Auch die Linke wird ih-
ren Beitrag dazu leisten.

Siebentens: Wir brauchen eine andere und gerech-
te Steuer- und Finanzpolitik im Bund, damit unsere
Kommunen und die Länder endlich wieder hand-
lungsfähig werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hier erleben die Menschen tagtäglich, ob sich Poli-
tik und Verwaltung um ihre Interessen, Bedürfnisse
und Sorgen kümmern. Ist der Spielplatz für die Kin-
der in Ordnung? Sind die Kita als auch die Schule
gut? Gibt es genug Schüler, Polizistinnen? Ist das
Freibad noch auf oder kann das Theater noch be-
zahlt werden? Wie funktionieren Straße und Nah-
verkehr für die Arbeit, für den Weg zur Arbeit? Gibt
es genug Arbeitsangebote im Ort? Gibt es genü-
gend Ärzte? Gibt es Angebote für die Freizeit? Hier
beweist sich, ob Vertrauen in Institutionen und Poli-
tik gerechtfertigt ist oder nicht.

Achtens: Mit der Neuausrichtung des Landespro-
gramms der neuen Jenaer Dokumentationsstelle
für Menschenrechte, Grundrechte und Demokratie
und den weiteren Maßnahmen gegen gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit durch Rot-Rot-Grün
ist ein guter Weg eingeschlagen, um auf die Bedro-
hung von rechts zu reagieren. Das müssen wir fort-
setzen. Mit den Ermittlungen gegen die Schläger
von Ballstädt oder der jüngsten Razzia gegen
Blood and Honour Südthüringen hat die Thüringer
Polizei gezeigt, dass sie aktiv gegen rechte Straftä-
ter vorgeht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

„Keine Toleranz für rechte und rassistische Gewalt“
ist ein notwendiges Signal, das die Behörden aus-
strahlen müssen, und ich bedanke mich bei der
Thüringer Polizei für diese Konsequenz.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gilt, alle Menschen zu ermutigen, sich gegen
rassistische, nationalistische und antisemitische
Positionen zu stellen. Wenn eine laute Minderheit
Woche für Woche einem rassistischen Hasspredi-
ger hinterherläuft und Angsträume schafft, ist es,
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verehrte Abgeordnete, liebe Gäste auf der Tribüne,
umso wichtiger, nicht mehr zu schweigen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Bevor ich dem Abgeordneten Hey das Wort erteile,
bitte ich die Parlamentarischen Geschäftsführer mal
zu mir.

Wir fahren mit der parlamentarischen Debatte fort
und Abgeordneter Hey hat jetzt das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, da kann jemand vor diesem
Hause brüllen, wie er will, hier drin geht alles sei-
nen gewohnten Gang. Auch das ist ein Wert an
sich.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte zum eigentlichen Thema sprechen, dem
Thüringen-Monitor. Aber bevor ich zu den Auswer-
tungen der vielen Befragungs- und Umfragewerte
komme, will ich Ihnen eine Begegnung schildern,
die ich vor Kurzem in meinem Bürgerbüro in Gotha
hatte; das liegt relativ zentral am Rathaus. An
Wahlkreistagen kommen da immer die Leute vor-
bei, manche mit, manche ohne Termin. Neulich war
ein älterer Herr bei mir. Wir kennen uns, weil wir
uns immer mal beim Fußball sehen, ich nenne jetzt
keine Namen, das tut auch nichts zur Sache. Mit
dem hatte ich einen Dialog, den ich kurz wiederge-
ben möchte, weil ich glaube, dass das sehr ent-
scheidend ist und ziemlich prägnant auch für die
heutige Debatte. Ich glaube, wenn ich Ihnen, liebe
Kolleginnen und Kollegen, das jetzt erzähle, kommt
Ihnen das sehr bekannt vor. Der ältere Herr sagte
also: „Ich bin ja kein Rechter, weiß Gott nicht. Ich
sage Ihnen das jetzt aber mal ganz deutlich: Mit
den ganzen Flüchtlingen, das nimmt doch langsam
überhand.“ Ich habe zurückgefragt: „Sie meinen
jetzt, wie die sich benehmen, oder meinen Sie die
Menge an Leuten?“ Da hat er gesagt, er wohnt Am
schmalen Rain – das ist ein Wohnviertel bei uns –,
da gibt es keine Flüchtlinge und sonst in Gotha gibt
es auch nicht viele. „Wenn ich mal ab und zu wel-
che sehe, dann muss ich sagen, die verhalten sich
ja eher unauffällig.“ Ich habe dann gesagt: „Ja,
selbst den alten Praktiker-Baumarkt bei uns in Go-
tha hat man als Erstaufnahmeeinrichtung wieder
geschlossen, es sind wirklich nicht mehr viele hier.“
„Aber das werden“, sagte er dann, „demnächst Mil-
lionen. Wenn die ihre ganzen Frauen und Kinder
und Tanten und die ganze Familie herholen, das
nimmt doch überhand.“ Dann sagte er: „Im Fernse-
hen sieht man immer nur, dass die in Syrien alles
kurz und klein hauen, das ist doch Schimpf und

Schande.“ „Ja“, habe ich gesagt, „deshalb flüchten
die ja auch aus Syrien.“ „Ja“, sagte er, „aber dann
sollen die dort unten erst mal Frieden machen, aber
das will ja der Amerikaner nicht.“ Da habe ich ge-
sagt: „Ja, aber die Kampfeinsätze der Russen in
Syrien, das versteht doch mittlerweile auch keiner
mehr.“ Da hätte ich schon recht, sagte der ältere
Herr, „aber der Amerikaner, der hatte doch da jah-
relang auch seine Hände mit im Spiel, überall hat
der seine Hände mit im Spiel. Das müssten die im
Fernsehen mal bringen, aber das ist doch alles
zensiert, darüber darf man ja gar nicht reden.“ Ich
habe gesagt: „Ich weiß nicht, ob das jetzt wirklich
alles zensiert ist, aber darüber reden können Sie
doch.“ „Ja, mit Ihnen vielleicht“, sagte er, „aber
draußen kann man so was gar nicht mehr sagen,
man wird ja sofort in irgendeine Ecke gestellt.“ So
ging das eine ganze Weile hin und her. Ich glaube,
wenn Sie auch Bürgersprechstunden abhalten oder
generell mit Leuten ins Gespräch kommen, dann
kennen Sie das alles haargenau. Ich komme gleich
auf den älteren Herrn zurück, weil seine Aussagen
oder seine Annahmen unter anderem das sind, was
sich auch in diesem Thüringen-Monitor widerspie-
gelt.

In diesem Jahr trägt der Thüringen-Monitor den Ti-
tel „Gemischte Gefühle“. Ich kann den Autoren nur
zu diesem Titel gratulieren. Wer diesen Thüringen-
Monitor gelesen hat, der wird auch wissen, warum
ich das sage. Zwischen den beiden Thüringen-Mo-
nitoren, also in diesem Erhebungszeitraum eines
Jahres, hat sich – ich glaube, das sagen zu dürfen
– unser Land verändert. Oder besser gesagt: Wie
eine Debatte, wie eine Diskussion über ein be-
stimmtes gesellschaftliches Ereignis geführt wird,
das ist etwas ganz anderes als noch vor drei oder
fünf oder beispielsweise vor zehn Jahren. Ich
möchte gern mit dem beginnen, was wohl als Fak-
tenlage ziemlich klar skizziert wird. Der Rückgang
des Rechtsextremismus in Thüringen ist eine er-
freuliche Entwicklung, das wird auch so im Thürin-
gen-Monitor bewertet. Aber hier muss man schon
klar unterscheiden: Gemeint ist der Rückgang von
rechtsextremen Ansichten. Im Thüringen-Monitor
wird darauf ausdrücklich verwiesen, aber es wird
auch eindeutig klargestellt, gleichzeitig gibt es kei-
nen Rückgang im Zusammenhang mit rechtsextre-
men Gewalttaten. Das klingt jetzt verwirrend. Aber
ob eine Gesellschaft zu einem gewissen Prozent-
satz rechtsextreme Ansichten hat oder ob rechtsex-
treme Gewalt vorkommt, sind eben zwei unter-
schiedliche Seiten, manchmal auch ein und dersel-
ben Medaille. Das ist eben einer der auffälligen
Punkte: Erfreuliches auf der einen Seite, Ernüch-
terndes auf der anderen Seite. „Gemischte Gefüh-
le“ – mein Vorredner, der Ministerpräsident, hat es
ja auch bereits gesagt –, treffender hätte man die-
sen Titel, wie gesagt, nicht finden können.
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Bei vielen Punkten wird es noch verwirrender, bei
beiden maßgeblichen Hauptteilen des Thüringen-
Monitors. Der ist ja aufgeteilt in die Frage um Mi-
gration, Asyl und Flüchtlinge und um die Einstellun-
gen zur Politik und zur Demokratie. Ich denke, der
Arbeitstitel „Gemischte Gefühle“ ist auch deswegen
so gewählt, weil viele der Umfrageergebnisse einen
ziemlich ratlos zurücklassen. Das liegt daran, dass
diese Ergebnisse, wenn man sie in bestimmte
Sachzusammenhänge stellt, gar nicht so richtig zu-
einanderpassen. Nehmen wir mal die Werte aus
den Befragungen, die sich damit beschäftigen, was
Menschen für Erfahrungen bei Begegnungen mit
Asylsuchenden haben. „Das war überwiegend posi-
tiv“, sagen vor allem jüngere und höher qualifizierte
Leute. Umgekehrt urteilen ältere Menschen und
zum Beispiel Arbeitslose. Immer wieder wird im
Thüringen-Monitor darauf verwiesen, dass es eher
negative Auffassungen bei diesem Themenfeld bei
denen gibt, die sich selbst als – ich sage jetzt mal –
die zu kurz Gekommenen in dieser Gesellschaft be-
trachten. Das sind – so sagen es die Fachleute –
die sogenannten Deprivierten. Aber jetzt kommt es,
meine Damen und Herren: Ein Großteil der Befrag-
ten hatte eigentlich gar keinen Kontakt mit Flüchtlin-
gen. Die äußern sich trotzdem und sagen gut zur
Hälfte, sie hätten positive Erfahrungen. Jeder Fünf-
te – also rund 20 Prozent – sagt aber auch, er habe
negative. Das ist auf beiden Seiten betrachtet abso-
lut surreal, weil man ja nicht durch eigene Erfah-
rung bewertet, sondern oft durch Stimmungsbilder,
die man hat, also durch Stereotype, manchmal
auch vom Hörensagen.

Das gleiche Phänomen beobachten wir, wenn es
um die Frage geht, ob durch die Flüchtlinge eine
gefährliche Überfremdung droht. 16 Prozent der
Befragten fühlen sich generell durch die Aufnahme
von Flüchtlingen bedroht. Wiederum 84 Prozent sa-
gen: „Nein, ich fühle mich nicht bedroht, weil
Deutschland im letzten Jahren so viele Flüchtlinge
aufgenommen hat.“ Gleichzeitig sagen mehr als die
Hälfte der Befragten, sie hätten Angst vor einer
Überfremdung. Sie erinnern sich an den älteren
Herrn bei mir im Bürgerbüro. „In Gotha selbst gibt
es zwar wenige Flüchtlinge, aber bestimmt nimmt
das alles noch mal überhand“, sagt der immer.
Wenn man beim Thüringen-Monitor diese Frage
dann noch ausdifferenziert, wird es noch interes-
santer. Ich muss wieder an meinen Gesprächspart-
ner in Gotha denken. Dieser hohe Wert – mehr als
50 Prozent der Befragten – gilt bei der Angst vor
Überfremdung mit einem Bezug auf Deutschland,
also allgemein. Wenn man jetzt fragt, ob das auch
für Thüringen zutrifft, sagt nur noch ein Viertel der
Befragten dazu Ja. Wenn man fragt, ob denn die
Ängste auch für das eigene Wohnumfeld bestehen,
dann sehen das nur noch 7 Prozent der Befragten.
Das heißt, je allgemeiner man also das Thema be-
trachtet, umso größer wird die Angst. Je näher man
hinschaut, bis zum eigenen Wohnumfeld, umso

kleiner ist sie. Es geht also hier um eine Art gefühl-
te Bedrohung, nicht in der Nachbarschaft, sondern
eher da draußen in Deutschland.

Ein nächstes Beispiel: 87 Prozent der befragten
Menschen sagen, dass, wenn Flüchtlinge kommen,
das dann auch eine Chance ist, nämlich im Hinblick
auf die Bevölkerungsentwicklung und die benötig-
ten Arbeitskräfte, die in Zukunft gebraucht werden.
Gleichzeitig sagen 68 Prozent, wenn die Flucht-
gründe weggefallen sind, dass die Flüchtlinge,
wenn also Krieg und Verfolgung ein Ende gefunden
haben, wieder rasch zurück in die Herkunftsländer
sollen. Einerseits wird anerkannt, wir brauchen ja
eigentlich mehr Menschen und mehr Fachkräfte so-
wieso, aber andererseits sollen sie auch wieder
schnell dahin zurück, wo sie hergekommen sind.

Ich könnte jetzt weitere Beispiele aufzählen, bei de-
nen man sehr schnell merkt: Die Befragungsergeb-
nisse sind sehr irritierend, wenn man sie auswertet.

Das zieht sich beim zweiten Komplex des Thürin-
gen-Monitors wie ein roter Faden weiter. Hier wur-
de nach der Einstellung zur Politik und zur Demo-
kratie, also quasi auch zur Verfasstheit unserer Ge-
sellschaft gefragt. Auch hier gilt: gemischte Gefüh-
le. Das ist die richtige Überschrift, wenn man sich
die Werte mal genauer ansieht. 72 Prozent, also
fast drei Viertel der Menschen, beklagen eine ge-
wisse einseitige Berichterstattung, die von der Poli-
tik gedeckt wird. Sie erinnern sich an meinen Gast
in der Bürgersprechstunde, da ist das ähnlich.
Wenn die gleichen Menschen aber gefragt werden,
ob sie den herkömmlichen Medien, also den kon-
ventionellen Printmedien, den Zeitungen, Radio
und Fernsehen, vertrauen, sagen wiederum 63 Pro-
zent Ja. In Sachen Facebook und Twitter ist die
Skepsis größer. Das ist aus meiner Sicht heraus
auch verständlich, wenn man sich mal anschaut,
was allein in den letzten zwölf Monaten bei Face-
book und Twitter so geschehen ist. Wenn Men-
schen gefragt werden, ob sie die Demokratie als
die beste aller Staatsformen betrachten, dann beja-
hen das 79 Prozent. Das ist auch wieder ein sehr
erfreulicher Wert. Aber seit Bestehen des Thürin-
gen-Monitors – seit dem Jahr 2000 – gibt es eine
beachtliche Minderheit, schwankend jeweils zwi-
schen 12 und 20 Prozent – das ist also jeder Fünf-
te –, die eine Diktatur unter bestimmten Umständen
für eine bessere Staatsform hält. Noch beängsti-
gender ist es, wenn 70 Prozent der Menschen sa-
gen: Unsere Anliegen werden nicht mehr wirksam
vertreten.

Es gibt weitere beunruhigende Fakten, dass näm-
lich immer mehr Menschen glauben, ihre Meinung
nicht mehr frei äußern zu können, weil man an-
sonsten Nachteile befürchtet. Der ältere Herr bringt
das ganz gut bei mir auf den Punkt, wenn er sagt:
„Ich kann mit Ihnen im Bürgerbüro ja noch darüber
reden, aber draußen wird man ja gleich in irgendei-
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ne Ecke gestellt.“ Wenn man also alles gelesen hat,
was unter dem Slogan „Gemischte Gefühle“ aufge-
schrieben steht, fragt man sich natürlich auch: Was
heißt das jetzt für mich oder für uns hier im Parla-
ment oder für die Politik in diesem Land? Diese
Frage, da bin ich mir ganz sicher, ist nicht so ein-
fach zu beantworten.

Ich war vorhin relativ verblüfft, als der eine oder an-
dere meiner Vorredner so einen ganz klaren
Schluss daraus gezogen hat. Martin Debes von der
„Thüringer Allgemeinen“ urteilt zu Recht – ich zitie-
re, Frau Präsidentin –: „Doch noch nie seit dem
Jahr 2000, seit also die Universität Jena mit dem
‚Thüringen Monitor‘ die Stimmung im Land misst,
bot sich ein derart uneinheitliches, widersprüchli-
ches Bild.“ Deswegen will ich versuchen, das wie
folgt zusammenzufassen, was für mich zumindest
ein Extrakt aus diesem Thüringen-Monitor sein
könnte, auch namens meiner Fraktion. Erstens: Wir
sollten uns davor hüten, die Leute in Schubladen zu
stecken. Zweitens: Es gibt keine einfachen Antwor-
ten und es gibt keine einfachen Wahrheiten.

Ich will sagen, was ich damit meine. Wenn ich sa-
ge, dass wir unser Schubladendenken ablegen
müssen, dann deshalb, weil einfach nichts mehr in
gewöhnliche Schubladen passt. Oder anders aus-
gedrückt: Die Befunde im Thüringen-Monitor sind
so unterschiedlich, dass man die Befragungsergeb-
nisse – also die Meinung der Menschen – ständig
in neue Schubladen stecken müsste, also man wä-
re ständig am Umräumen. Deshalb gilt auch: Es
gibt keine einfachen Wahrheiten.

Wenn ich mit Menschen im Gespräch bin, in der
Diskussion, manchmal auch im Streit, dann läuft
mir immer wieder der Einleitungssatz über den
Weg: „Ich bin ja kein Rechter, aber ...“ Er wird mitt-
lerweile inflationär gebraucht. Ich bin mir ganz si-
cher, das ist Ihnen auch schon mal so über den
Weg gelaufen. Dieser Satzanfang, meine Damen
und Herren, stimmt ja auch zum Teil. Die Leute äu-
ßern bestimmte Ängste und Befürchtungen aus
ganz unterschiedlichen Gründen. Es ist wirklich
nicht immer gleich radikales Gedankengut und es
sind nicht immer gleich Extremisten, die das tun.
Zumindest versuchen sich viele Gesprächspartner
ja auch durch dieses „Ich bin ja kein Rechter, aber
...“ abzugrenzen von denen, die sich im Übrigen
mittlerweile vollkommen selbstverständlich schon
als rechts bezeichnen. Das ist mittlerweile auch
richtig en vogue, das ist gesellschaftsfähig gewor-
den. Insoweit gibt es da auch einen hochinteres-
santen Umfragewert beim Thüringen-Monitor:
92 Prozent der Menschen sagen in Verbindung mit
der sogenannten Flüchtlingskrise: Ich habe Angst
vor dem Zulauf für Rechtspopulisten und Rechtsex-
treme.

(Beifall SPD)

Der Wert dieser Befragung ist weitaus höher als der
Wert der Angst vor Überfremdung. Das merken Sie
bestimmt auch, wenn Sie den Thüringen-Monitor
mal gelesen haben und versuchen, diese Zahlen ir-
gendwo in Korrelation zu setzen. Wenn ich sage,
die Zeit der einfachen Wahrheiten und der einfa-
chen Antworten ist vorbei, dann will ich in diesem
Zusammenhang auch mal ein paar Fragen stellen
dürfen. Vor allem will ich eines deutlich sagen: Die
Menschen draußen, also der ältere Herr bei mir im
Bürgerbüro, die vielen anderen drum herum, die ihr
Geld nicht in der Politik verdienen und auch nicht
gerade bei den Medien – bei den Printmedien, beim
Radio oder beim Fernsehen –, die jeden Tag zu
ganz unterschiedlichen Arbeitsorten gehen, in Arzt-
praxen, in Bäckereien, die unsere Busse fahren,
unsere Post austragen, wie nehmen die das alles
wahr, was sie jeden Tag in der Zeitung lesen, was
sie im Radio hören, was sie im Fernsehen verfol-
gen können? In welchen Zeiten, fragen die sich
manchmal, leben wir denn eigentlich heute?

Blenden wir die Flüchtlingsfrage doch dabei mal
ganz einfach weg, lassen wir doch dieses Thema
einfach mal außen vor! In welchen Zeiten – frage
ich auch – leben wir denn? Welche Empfindungen
hat eine Bürgerin oder ein Bürger, wenn er regel-
mäßig die Medien verfolgt? Das ist doch eine Zeit
der Krisen und der Skandale – anders kann man
das doch gar nicht mehr nennen. Ich will noch mal
ganz kurz aufzählen: Der Präsident des stolzen
FC Bayern München hinterzieht fast 20 Millionen
Euro an Steuern. Das hat die Welt ein halbes Jahr
lang hier in Deutschland beschäftigt. Ganz Europa
steht – auch das war eine Debatte, die aktuell über-
all in den Gazetten zu lesen war, die uns landauf,
landab beschäftigt hat – mehr als ein Jahr vor dem
Kollaps, ein Rettungsschirm nach dem anderen
muss aufgespannt werden. Denken Sie nur an die
engagierte Debatte um die Griechen, das Für und
Wider der Euro-Rettungspolitik. Einer der größten
Autokonzerne der Welt, meine Damen und Herren,
betrügt bei den vorgelegten Abgaswerten. Russ-
lands Präsident Putin besetzt die Krim.

Merken Sie etwas? Ist da eine einzige Nachricht
darunter – ich bin noch gar nicht fertig mit der Auf-
zählung, ich könnte das ellenlang machen –, die
nicht Ängste und Befürchtungen weckt? Eine einzi-
ge gute Nachricht vielleicht? Dann kommen die Bil-
der aus Syrien, Afghanistan, Jemen, dem Sudan
und Libyen noch dazu und überall herrscht Krieg,
Vertreibung und Flucht, Bilder von toten Männern,
Frauen und kleinen Kindern, ertrunken im Mittel-
meer. Zu all dem dann der Terror: die Toten des
damaligen Pariser Magazins „Charlie Hebdo“, die
Anschläge in Brüssel, Selbstmordattentäter überall,
die Schreckensnacht in München. Ich denke, die
Menschen sind mittlerweile auch zutiefst verunsi-
chert. Es ist doch auch wirklich, wenn wir ehrlich
sind, wie ein Hamsterrad, in dem wir uns drehen,
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jeden Tag, jede Nachrichtensendung, jede Zei-
tungsseite aufs Neue. Wir stehen, wenn wir ehrlich
sind, doch eigentlich auch schon am Rand der Er-
schöpfung. Ständige Eilnachrichten auf dem Smart-
phone in der Hosentasche, sofort politische Parolen
von der einen wie von der anderen Seite. Diese
Welt, meine Damen und Herren, produziert täglich
neue Bilder, die Angst oder zumindest Befürchtun-
gen machen. Das verschwimmt schon alles, man
kommt gar nicht mehr so schnell hinterher bei die-
ser Nachrichtenlage. Vorgestern der Brexit, gestern
Trump. Was passiert heute? Wissen Sie noch den
Namen der jungen englischen Unterhausabgeord-
neten, die bei der Brexit-Kampagne auf offener
Straße erschossen wurde? Das war im Juni. Das ist
nicht mal ein halbes Jahr her. Eine Woche ist der
Kampf um die Stimmen für oder gegen die EU da-
mals in Großbritannien ausgesetzt worden. Eine
Woche ist mittlerweile so ein Vorfall immerhin wert,
um innezuhalten, wenn eine zweifache Mutter we-
gen ihrer Überzeugung getötet wird – eine Woche!
Sie hieß übrigens Jo Cox. Wir sollten eigentlich die-
sen Namen nie vergessen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine Welt, meine Damen und Herren, voller
Unsicherheiten. Und direkt vor der Haustür – so ist
der Eindruck – geht es doch weiter. Die Menschen
fragen: Reicht denn überhaupt meine Rente, wenn
ich alt bin? Ist mein Verdienst denn dafür hoch ge-
nug? Stimmt es, dass die Riester-Rente ein Rie-
senbetrug ist? Was wird aus meinem Geld auf der
Bank? Kann ich später meine Miete noch bezah-
len? Das ist die Nachrichtenlage. Zusätzlich – das
muss man auch selbstkritisch eingestehen – wer-
den insbesondere auch von der Politik bei den un-
terschiedlichen Positionen die immer schrilleren Tö-
ne gewählt. Man will ja gehört werden mit seinen
Argumenten, es sollen ja möglichst viele Leute
glauben, dass man recht hat. Deshalb müssen wir
auch ein wenig ehrlich sein. Auch hierzulande droht
sich die Politik derzeit an diese ständige Spirale
des Übertreibens, des größtmöglichen Geschreis
anzupassen. Ich will gar nicht auf die gestrige De-
batte abstellen, die hier im Landtag geführt wurde.
Da müssen wir uns wohl auch an die eigene Nase
fassen in diesem Hohen Haus, wenn es mal wieder
nicht dick genug geht und man versucht, sich ge-
genseitig die Vorwürfe aufs Butterbrot zu schmie-
ren.

Es gibt nicht nur den Thüringen-Monitor, es gibt
weitere sehr belastbare Umfragen, die eines bewei-
sen: Die Menschen sind zutiefst verunsichert. Die-
ser Zustand ist auf Dauer nicht gut und ich glaube,
er ist auch eine Belastung für unsere Gesellschaft.
Da ist es überhaupt kein Wunder, dass mittlerweile
die bescheuertsten Verschwörungstheorien immer
mehr Anhänger finden. Seit Wochen beschäftigen
wir uns bei diesem Thema mit Leuten, die ernsthaft

daran glauben, dass es die Bundesrepublik gar
nicht gibt und dass deswegen die Gesetze, die in
diesem Land gelten, für sie überhaupt nicht zutref-
fen würden. Soweit ich das verfolgen konnte, ist am
Montag das Königreich Sondershausen ausgerufen
worden. Ich finde, das kann man alles noch ganz
witzig finden, das klingt auch vielleicht ein bisschen
possierlich, aber dann geschieht eben so etwas:
Ein sogenannter Reichsbürger erschießt in seinem
Wahn einen Polizisten. Wieder fragt man sich: Was
ist hier eigentlich los?

Auf diese Frage in diesen schwierigen, sehr kompli-
zierten Zeiten mit sehr komplexen Vorgängen hel-
fen eben keine einfachen Antworten. Ich glaube
auch, dass es oft gefährlich ist, immer nur mit einfa-
chen Antworten agieren zu wollen. Ich denke, das
muss man ganz besonders denen deutlich machen,
die sich derzeit aufschwingen, den Menschen wie-
der einen neuen Floh ins Ohr zu setzen, dass nur
sie die politische Wahrheit mit Löffeln gefressen ha-
ben. Alles andere sind ja die sogenannten Altpar-
teien, das Parteienkartell – alle sind unfähig, außer
sie. Jetzt kommen sie und rollen das Feld von hin-
ten auf. Die Wahrheiten, die den Leuten dabei prä-
sentiert werden, sind immer ganz einfach: Raus
aus dem Euro, raus aus der EU, Mauern wieder
hoch. Dieser ganze Quatsch mit Soße wird den
Leuten dann so aufgetischt, als wäre es ein Fünf-
Gänge-Menü. Wenn dieser Thüringen-Monitor eine
Handlungsempfehlung für uns Politiker gibt, dann
kann es doch eigentlich nur die sein: Wir sollten
uns hüten, nur immer die ganz einfachen Antworten
geben zu wollen, und wir müssen anerkennen,
dass die Dinge in unserer Gesellschaft teilweise so
komplex sind, dass man sich die Zeit nehmen
muss, den Leuten klarzumachen, warum das so ist
und warum die Dinge sind, wie sie sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Na klar, meine Damen und Herren, lese ich die
Fakten im Thüringen-Monitor über die steigende
Skepsis gegenüber der Demokratie. Deshalb sage
ich: Wir müssen den Menschen klarmachen, dass
Demokratie eben kein Sofa ist, auf dem man sitzt
und sich die Fernbedienung und das Bier kommen
lässt, und dass Demokratie manchmal schwierig ist
und mit Sicherheit auch nie ganz perfekt. Das ist
oftmals mühselig und sicher auch zeitaufwendig.
Aber wenn in der Bürgersprechstunde nicht nur ei-
ner, sondern hintereinander drei solche älteren Her-
ren kommen wie der, von dem ich Ihnen berichtet
habe, und mir das alles erzählen, was ich Ihnen ge-
schildert habe, dann muss ich mir auch die Zeit
nehmen und eben mit drei Menschen reden und
wenn es Not tut, auch mit fünf oder auch mit zehn.
Dann muss man auch die Geduld aufbringen und
ihnen sagen: Leute, Parlamente, die man frei wäh-
len kann, Zeitungen, die ohne Zensur erscheinen,
all das sind Dinge, die eine Demokratie ausma-
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chen. Das ist das Beste, was uns passieren kann.
Was wäre denn die Alternative zu alldem? Das ist
doch die Frage. Wer soll denn mit ihnen darüber
sprechen, wenn nicht wir als gewählte Abgeordne-
te, wenn nicht ich als Politiker? Wer soll ihnen das
denn sonst sagen – Facebook vielleicht oder Twit-
ter?

Zu diesem Thema – ich habe vorhin meinem Kolle-
gen Mohring sehr genau zugehört – kann man si-
cherlich auch sehr differenzierter Meinung sein. Er
hat gesagt, er stellt noch einmal zusätzlich flankie-
rend zur parlamentarischen Demokratie, die wir in
diesem Land Gott sei Dank auch haben, ein weite-
res Instrument zur Verfügung und er wirbt wieder
für sein fakultatives Referendum. Ich weiß nicht, ob
die Befragungsergebnisse, die Umfragewerte in
diesem Thüringen-Monitor tatsächlich anders wä-
ren, wenn wir ein fakultatives Referendum hätten.
Ich kann es in Zweifel ziehen. Ich finde trotzdem,
dass man eine Debatte führen muss, wie politische
Prozesse generell auch in diesem Land letzten En-
des durchschaubarer, komplexer werden. Da gebe
ich ihm in vollem Umfang recht. Wenn er aber
gleichzeitig hier vorn am Mikrofon steht und sagt,
dass die Verfassung – aus meiner Sicht heraus
höchstes und schützenswertes Gut – selbstver-
ständlich hin und wieder einer Überarbeitung be-
darf, auch in der Richtung, inwieweit mit parlamen-
tarischen Initiativen, mit Gesetzentwürfen und Ge-
setzen, die letzten Endes beschlossen werden, um
sie draußen dem Volk zu präsentieren, kritisch um-
gegangen werden kann, und er dann gleichzeitig
sagt, das Ganze müsse dann aber doch noch ein
bisschen schneller gehen als die Gebietsreform,
damit man mit diesem fakultativen Referendum die-
ses zentrale Reformprojekt des Freistaats Thürin-
gen letzten Endes aufhalten könnte, da sage ich:
Leute, Vorsicht an der Bahnsteigkante!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn im Schweinsgalopp eine Verfassung nur we-
gen dieses einen Grundes ändern zu wollen, das ist
aus meiner Sicht heraus wirklich fahrlässig. Das will
ich an dieser Stelle deutlich sagen.

Dieser Thüringen-Monitor jedenfalls zeigt an vielen
Stellen sehr genau, wo wir ansetzen müssen. Die
Debatte um die Umfrageergebnisse mag zwar in
ein paar Minuten hier im Plenum abgeschlossen
sein, aber im Grunde hat sie gerade erst begonnen.
Deshalb ganz am Ende ein Dankeschön an Dr.
Best und sein Team für die Diskussion, die wir hier
ihretwegen führen. Sie sind im Übrigen sogar
gestern – ich habe das mal während meiner per-
sönlichen Presseschau gesehen – in einem sehr
ausführlichen Artikel in der FAZ erwähnt worden.
Eine meiner Fraktionskolleginnen, Diana Lehmann,
hat mich auch darauf hingewiesen. Da sind sie als
ein sehr wertvolles Kompendium gelobt worden. Ich

will mich dem anschließen. Ich denke, auch na-
mens meiner Fraktion, dass dieser Thüringen-Moni-
tor insbesondere in diesem Jahr nicht nur lesens-,
sondern auch besonders nachdenkenswert ist. Im
Grunde ist dieser Thüringen-Monitor nicht nur guter
Lesestoff, er ist auch eine Handlungsempfehlung
für uns als Politiker. Denn eines steht fest: Wir müs-
sen mit den Leuten, die verunsichert sind und viele
Fragen haben, die zweifeln, immer im Gespräch
bleiben, so wie mit dem älteren Herrn, der in die
Bürgersprechstunde kommt. Das ist wichtig. Das ist
vor allen Dingen deswegen wichtig, damit sie nicht
anderen Leuten auf den Leim gehen, die ihnen im-
mer nur die ganz einfachen Antworten geben und
die wirklich noch in ganz einfachen und zum Teil
auch sehr alten und muffigen Schubladen denken.
Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Höcke das
Wort.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der
Tribüne! Herr Hey, ich will mit Ihnen anfangen. Sie
haben einiges gesagt, was richtig ist, was ich unter-
schreiben kann. Das möchte ich betonen. Sie ha-
ben vollkommen zu Recht auf unsägliche und uner-
sprießliche Beschleunigungstendenzen hingewie-
sen, sowohl in den Medien als auch im politischen
Betrieb. Da schließe ich mich vollumfänglich Ihrer
Analyse an. Sie haben ebenso richtig auf die im Au-
genblick zu beobachtenden Polarisierungstenden-
zen in unserem Land, in unserer Gesellschaft hin-
gewiesen. Auch das sehe ich so. Ich glaube, das
sehen die meisten Kollegen Abgeordneten genau-
so, wie Sie das hier beschrieben haben. Allerdings
muss ich natürlich den Grund dieser Tendenzen
oder der von mir letztgenannten Tendenz anders
anlegen oder anders ableiten. Ich glaube, dass der
Thüringen-Monitor, den ich gleich auch noch grund-
sätzlich kritisieren werde – das haben alle anderen
Vorredner nicht getan, ich werde es tun –, auch in-
haltlich, methodisch kritisieren muss – da muss ich
einfach Wasser in den Wein gießen, aber das
kommt, wie gesagt, später –, ich glaube trotzdem,
dass der Thüringen-Monitor eine ganz, ganz wichti-
ge zentrale Zahl liefert. Das ist nämlich das, was
Sie auch angesprochen haben, Herr Kollege Hey,
die Sorge der Menschen oder das Ungemach der
Menschen daran, dass sie das Gefühl haben, dass
man in diesem Land gewisse Dinge nicht mehr sa-
gen kann – dass die Meinungsfreiheit das zentrale
Grundrecht in einer Demokratie ist, das ist, glaube
ich, Konsensmeinung hier im Hohen Haus, denn
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wir wissen alle, dass ohne Meinungsfreiheit Demo-
kratie gar nicht gedacht werden kann –, dass diese
Meinungsfreiheit in diesem Land von vielen Men-
schen nicht mehr vollumfänglich gelebt wird oder
zumindest das Gefühl besteht, dass diese Mei-
nungsfreiheit nicht mehr vollumfänglich gelebt wer-
den kann.

Meine Partei oder meine Fraktion hat heute direkt
oder indirekt schon einige Prügel von den Vertre-
tern der alten Parteien oder alten Fraktionen be-
kommen und die AfD wird dann immer so als Ursa-
che benannt für diese Meinungspolarisierung, die
sich darstellt. Die AfD ist nicht die Ursache dieser
Polarisierung, denn die AfD hat nirgendwo Regie-
rungsverantwortung, die AfD gibt es erst seit drei
Jahren. Nein, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete
gerade von den alten Parteien, Sie und Ihre seit
Jahrzehnten falsch angelegte Politik ist ursächlich
dafür, dass die Menschen sich in diesem Land nicht
mehr wohlfühlen.

(Beifall AfD)

Die Menschen wollen doch einfach nur etwas
Selbstverständliches: Sie wollen eine offene und
sachliche Diskussion über alle Probleme, die wir in
unserem Land haben. Das ist gelebte Demokratie.
Ich höre in diesem Hohen Haus immer so oft etwas
von gelebter Demokratie, davon, dass wir die Men-
schen auf den Straßen, in den Städten, in den Dör-
fern mitnehmen müssten. Ja, das wollen wir sicher-
lich alle, aber ich habe das Gefühl, dass das nicht
mehr erfolgt, dass das nicht mehr Realität ist. Ihr
Anspruch ist da und Ihr Anspruch ist richtig, aber
die Menschen fühlen sich nicht mehr mitgenommen
und deswegen gibt es die AfD, sehr verehrte Kolle-
gen Abgeordnete, deswegen sind wir da und es ist
gut, dass wir da sind.

(Beifall AfD)

Denn es ist doch so, dass wir diese demografische
Krisenentwicklung in unserem Land – die ich immer
natürlich deutlich pointiert als Katastrophenentwick-
lung bezeichne, weil unsere sämtlichen sozialen
Systeme doch umlagefinanziert sind – schon seit
Jahrzehnten haben, ohne dass die alten Parteien
dagegen wirklich wirksam vorgegangen wären. Das
ist doch ein Punkt, den man ansprechen muss, und
natürlich kommt man dann irgendwann auf die Idee
zu sagen: Wir brauchen eine aktive Familienpolitik.
Aber wer in diesem Lande eine aktive Familienpoli-
tik fordert, der wird von den alten Kräften sofort wie-
der in Richtung der Nazi-Diktatur verortet, der wird
sofort wieder in entsprechender Art und Weise stig-
matisiert. Das kann so nicht weitergehen.

(Beifall AfD)

Wer in Anbetracht einer millionenfachen illegalen
und unkontrollierten Einwanderung, die unsere So-
zialsysteme auf das Stärkste strapaziert, die uns
Milliarden kosten wird, die dieses Land nicht mehr

hat, darauf pocht, dass wir zu einer kontrollierten,
zu einer in gesunde Bahnen gelenkten Einwande-
rung kommen müssen, der wird automatisch und
immer wieder im politischen Diskurs als Ausländer-
feind beschimpft. Nichts ist falscher als diese Fest-
stellung, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete.

(Beifall AfD)

Wer die Euro-Rettungspolitik kritisiert, weil sie über
die Niedrigzinspolitik unsere Sparer, unsere deut-
schen Sparer, die versuchen, die wegbrechenden
Renteneinnahmen, die sie im Alter haben werden,
irgendwie zu kompensieren, indem sie ihr sauer er-
spartes Geld entsprechend investieren, dafür aber
mittlerweile gar keine Zinsen mehr kriegen, sodass
sie durch die entsprechende Inflationierung der
Währung, die Niedrigzinspolitik, sogar noch Milliar-
denverluste haben – wir wissen, dass es mittlerwei-
le 200/300 Milliarden Zinsverluste sind, die der
deutsche Sparer zu realisieren hat durch die Nied-
rigzinspolitik der EZB, die angeblich diese Währung
retten soll –, wer in Anbetracht dieser Lage und die-
ser unsäglichen Entwicklung, die nicht zu perpetu-
ieren ist, darüber nachdenkt, dass der Euro viel-
leicht doch eine Fehlentwicklung und eine Fehlent-
scheidung war, der ist doch kein Anti-Europäer,
sehr verehrte Kollegen Abgeordnete.

(Beifall AfD)

Der versucht doch einfach nur, ökonomischen Ver-
stand in die Diskussion einzuspeisen. Verstehen
Sie, ich könnte jetzt noch andere Politikfelder nen-
nen, andere Politikfelder, wo die Menschen im Land
einfach das Gefühl haben, wir diskutieren nicht
mehr offen, wir reden nicht mehr offen miteinander,
sondern es gibt Meinungen, die werden zugelas-
sen, und andere Meinungen, die werden per se aus
der politischen Diskussion ausgedrängt und ausge-
klammert.

(Beifall AfD)

Damit muss Schluss sein, sehr verehrte Kollegen
Abgeordnete!

Ich musste das in dieser Deutlichkeit sagen. Ich
glaube, es war notwendig. Der Ministerpräsident
hat auch weniger zum Thüringen-Monitor geredet,
sondern er hat eine Grundlagenrede gehalten, er
hat sein ideologisches Konzept hier vorgestellt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das war eine Regierungs-
erklärung!)

Ich möchte auch zu Ihnen was sagen, sehr geehr-
ter Herr Ministerpräsident: Sie haben heute hier
nicht als Privatmann Bodo Ramelow geredet, son-
dern Sie haben als Ministerpräsident des Freistaats
Thüringen hier vorn am Rednerpult gestanden. Sie
haben etwas getan, das ich nicht gut finde: Sie ha-
ben hier in Ihrer Rede von einer demokratischen
Oppositionsfraktion geredet. Sie haben also indirekt
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behauptet, dass es in diesem Hohen Hause eine
undemokratische Oppositionsfraktion gäbe. Welche
das jetzt ist, sehr verehrte Kollegen von der CDU,
weiß ich nicht genau, Sie können sich das vorstel-
len, dass sich das meinen Überlegungen entzieht,
aber jedenfalls hat das der Ministerpräsident getan.

Herr Ministerpräsident, ich glaube, Sie haben mit
dieser Stellungnahme tatsächlich Ihre Pflicht zur
neutralen Amtsführung verletzt

(Beifall AfD)

und Sie haben 20 Prozent der Menschen draußen
im Land – das ist ungefähr die Zahl, die im Augen-
blick sagt, wir fühlen uns von der AfD vertreten –
heute wirklich vor den Kopf gestoßen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie stoßen permanent
80 Prozent vor den Kopf, mindestens!)

Sie haben als Ministerpräsident – und das haben
Sie bei Amtsantritt angekündigt und ich nehme Sie
immer noch beim Wort – gesagt, Sie wollen der
Landesvater aller Thüringer werden, und ich bitte
Sie: Erinnern Sie sich an diese Aussage und leben
Sie diese Aussage endlich wieder!

(Beifall AfD)

Sehr geehrter Ministerpräsident, dass mir Ihre wirt-
schaftspolitischen Ausführungen nicht gefallen ha-
ben, können Sie sicherlich verstehen. Im Gegenteil:
Mir haben Ihre wirtschaftspolitischen Ausführungen
tatsächlich die Haare zu Berge stehen lassen. Ich
frage Sie mal: Glauben Sie wirklich, dass ein über-
schuldeter Staat – Thüringen hat 16 Milliarden Euro
Schulden, der Bund hat über 2 Billionen Euro expli-
zite Staatsschulden, die implizierte Staatsverschul-
dung unseres Landes beträgt über 6 Billionen
Euro –, dass unser Land, unser hoch verschuldeter
Staat, nachhaltiges Wachstum generieren kann, in-
dem er Geld ausgibt, das er nicht hat? Ich glaube
das nicht!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Das
macht keinen Sinn, was Sie da sagen!)

Frau Kollegin Hennig-Wellsow, Sie haben auch
Ausführungen gemacht, die, na ja, zumindest als
krude zu bezeichnen sind. Sie haben von der Be-
drohung des Sozialstaats gesprochen. Ja, dieser
Sozialstaat ist tatsächlich bedroht, Sie haben voll-
kommen recht. Er ist bedroht durch eine Politik der
sozialen Kälte, die Sie in erster Linie zu verantwor-
ten haben.

(Beifall AfD)

Sie reden einer unkontrollierten Masseneinwande-
rung in unsere Sozialsysteme das Wort und damit
werden Sie das bestehende Sozialsystem zum Kol-
labieren bringen. Das spüren die Menschen drau-

ßen und deswegen haben die Menschen ihre Sor-
gen über diese Entwicklung auch im Thüringen-Mo-
nitor entsprechend zur Sprache gebracht.

(Beifall AfD)

Und man muss nicht unbedingt ein Liberaler sein.
Ich habe liberales Gedankengut in mir, ich habe
konservatives Gedankengut und ich habe als Kon-
servativer selbstverständlich auch soziales Gedan-
kengut in mir. Man muss nicht unbedingt ein Libera-
ler sein, um einem zeitlosen Ausspruch von Milton
Friedman zuzustimmen. Der sagte nämlich – hören
Sie bitte gut zu, Frau Hennig-Wellsow, auch wenn
Sie gerade nicht da sind, schade eigentlich, Sie
könnten doch noch das ein oder andere sicherlich
mitnehmen –,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Hennig!)

ja, ich zitiere, bzw. ich zitiere nur den Tenor aus
dem Gedanken: Ein Staat kann ein wunderbar aus-
gebautes Sozialsystem haben. Das kann ein Staat.
Und ein Staat kann offene Grenzen haben. Aber ei-
nes, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, kann ein
Staat nicht: Ein wunderbar ausgebautes Sozialsys-
tem und offene Grenzen gleichzeitig haben. Punkt.

(Beifall AfD)

50.000 Euro – und jetzt komme ich zum Thüringen-
Monitor – sind in diesen Thüringen-Monitor inves-
tiert worden. 50.000 Euro, um etwas herauszube-
kommen, das jeder von Ihnen, das jeder von uns,
wenn er denn da draußen unterwegs ist, wenn er
mit den Menschen in Thüringen ins Gespräch
kommt und wenn er mit offenen Augen durch unser
Land geht, ohne irgendwelche Probleme, wenn er
denn gesunden Menschenverstand hätte, einfach
so aus den Gesprächen mit den Menschen hätte
mitnehmen können. 50.000 Euro für Selbstver-
ständlichkeiten, die uns allen bekannt sind. Mir ist
das definitiv zu teuer. Sehr verehrte Kollegen Abge-
ordnete, ich hätte diese 50.000 Euro lieber zusätz-
lich in eine Lehrerstelle oder eine sanierte Schule
investiert. Das wäre der richtige Weg gewesen!

(Beifall AfD)

Wieder könnte ich hier ausführlich das darstellen,
was ich im letzten Jahr schon getan habe. Ich
könnte diesen Thüringen-Monitor sehr grundsätz-
lich in seiner Wissenschaftlichkeit hinterfragen. Ja,
ich glaube, die Redlichkeit dieses angeblich wis-
senschaftlichen Werks ist nicht gegeben.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist eine
Frechheit!)

Die von mir im letzten Jahr schon sehr ausführlich
dargestellte Kontextkontaminierung begegnet uns
nämlich auch im Thüringen-Monitor in diesem Jahr
sehr ausführlich. Wer ethnozentristische Einstellun-
gen pflegt, ist zwar noch kein Neonationalist – da-
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rauf weisen die Autoren der Studie dieses Jahr sehr
eindringlich hin, vielleicht auch als Reaktion auf un-
sere doch sehr deutliche Kritik im letzten Jahr; das
ist zumindest jetzt schon mal gegeben –, allerdings
– und das muss man doch feststellen – wird in den
weiteren Ausführungen dann doch angedeutet,
dass dieser Ethnozentrist, der sich entsprechend
auch sehr oft in den Ausführungen des Thüringen-
Monitors findet bzw. eine ethnozentristische Ein-
stellung, doch irgendwie schon den ersten Schritt in
Richtung dieser ideologischen Sackgasse, nämlich
des Neonationalsozialismus, darstellt. Damit sind
wir schon bei der Begriffsklarheit, sehr geehrte Kol-
legen Abgeordnete. Auch das merkte ich bereits
letztes Jahr an und es ist wichtig, sich das immer
wieder klarzumachen, denn viele von Ihnen neh-
men dieses Werk einfach als mehr oder weniger
gottgegeben hin, als höhere Wissenschaft, der man
nicht widersprechen darf. Sehr verehrte Kollegen
Abgeordnete, die Soziologie und die Politologie
sind eine im besonderen Maß begriffsgetragene
Wissenschaft. Diese begriffsgetragenen Wissen-
schaften stehen auf sehr dünnem Eis, wissen-
schaftlich. Herr Prof. Hoff, Sie brauchen das Ge-
sicht nicht zu verziehen, Sie wissen das genauso
gut wie ich.

Denn was ist eigentlich Ethnozentrismus? Ich glau-
be, jetzt sind gerade nicht 91 Abgeordnete anwe-
send, aber wenn die 91 Abgeordneten des Thürin-
ger Hohen Hauses mal die Aufgabe bekämen, die-
sen Begriff, Frau Tasch, „Ethnozentrismus“ in ei-
nem Satz zu definieren,

(Zwischenruf aus dem Hause)

– nein –, ich glaube, wir hätten 91 unterschiedliche
Definitionen. Davon können wir ausgehen. Da bin
ich mir ganz sicher. Man kann viele Fragen zu die-
sem Begriff stellen. Ist Ethnozentrismus vielleicht
das Gegenteil von Ethnopluralismus oder ist Ethno-
zentrismus das Gegenteil von Multikulturalismus?
Subsumieren Prof. Best und sein Team unter dem
Begriff des Ethnozentrismus auch jemanden bzw.
eine Einstellung, der seine soziale, geografische
und kulturelle Heimat – das sind die drei Ausfaltun-
gen des Heimatbegriffs – liebt, ohne andere Länder
zu verachten? Ist das auch ein Ethnozentrist? Ist so
eine Einstellung, also Heimatliebe ohne Fremden-
hass, in der Logik des noch herrschenden Zeitgeis-
tes und seiner Exekutoren, die nicht nur heute am
Rednerpult gestanden haben, sondern die auch an
den Hochschulen lehren, vielleicht auch ein erster
Schritt, wenn auch kein hinreichender Schritt, wie
die Autoren der Studien eingestehen, hin in die
ideologische Sackgasse des Neonationalismus?
Auch das darf man fragen.

(Beifall AfD)

Sind Ethnozentristen auch immer Ethnopluralisten?
Bedingt der Einsatz für die Bewahrung der eigenen
Heimat nicht den Einsatz der Bewahrung aller Hei-

maten in all ihren Facetten? Sehr verehrte Kollegen
Abgeordnete, der Begriff „Ethnozentrismus“ setzt
sich zusammen aus „éthnos“ und „Zentrismus“.
„Éthnos“ kann man vielleicht übersetzen als „Volk“
und „Zentrismus“ eventuell als „Mittelpunktorientie-
rung“. Beim Ethnozentrismus steht also das Volk im
Mittelpunkt.

Der Reichstag, sehr verehrte Kollegen Abgeordne-
te, trägt eine Inschrift. Der Reichstag ist dem deut-
schen Volk gewidmet. Die Amtsträger der Exekuti-
ve schwören, dem deutschen Volk zu dienen und
Schaden von ihm abzuwenden. Ja, noch ist das tat-
sächlich der Amtseid der Würdenträger und Amts-
träger der Exekutive. Somit rücken diese Politiker,
diese Amtsträger der Exekutive, das deutsche Volk
in den Mittelpunkt ihres politischen Tuns. Sie sind
und sie sollten eigentlich, Herr Ramelow, Herr Mi-
nisterpräsident, von Amts wegen Ethnozentristen
sein,

(Beifall AfD)

obwohl ich – wenn ich mir die aktuelle Politik der
Exekutive ansehe – doch das Gefühl habe, dass
der eine oder andere vielleicht doch das Hexen-
kreuz hinter dem Rücken gemacht hat, als er den
Amtseid abgelegt hat. Also, als Ethnozentristen von
Amts wegen haben Sie vielleicht auch schon, Herr
Ministerpräsident Ramelow, den ersten kleinen
Schritt – auch wenn Sie ihn gar nicht bemerkt ha-
ben – in Richtung einer ideologischen Sackgasse
namens Neonationalismus gemacht. Das ist jeden-
falls die Logik jener Rabulistik, die den Zeitgeist ho-
fiert. Herr Prof. Hoff: Kann ein Kommunist eigentlich
ein Ethnozentrist sein? Googeln Sie mal bitte!

(Beifall AfD)

Natürlich fragen wir uns: Ist ein ethnopluralistischer
Multikulturalist jetzt ein Nazi oder ist er ein Antifa-
schist? Ist er ein Demokrat oder ein Antidemokrat?
Fragen über Fragen.

(Beifall AfD)

Bemerkenswert ist übrigens auch, dass der Begriff
mit dem Maximalstigmatisierungspotenzial – und
darum geht es gerade der rot-rot-grünen Landesre-
gierung hier in Thüringen –, nämlich der Begriff des
Rechtsextremismus, gar nicht definiert wird. Das ist
in meinen Augen tatsächlich wissenschaftlich un-
redlich. Also wir haben die Kontextkontaminierung,
wir haben die Begriffsunklarheit und dann haben
wir noch einen bemerkenswerten Ableitungsmut
der Autoren des Thüringen-Monitors. Das beobach-
ten wir schon seit einigen Jahren. Denn man leitet
aus wenigen simplen Fragen überdauernde Einstel-
lungsmuster und Persönlichkeitszüge ab. Das, sehr
verehrte Kollegen Abgeordnete, ist nicht nur zutiefst
unwissenschaftlich und unredlich, das ist in unse-
ren Augen sogar zutiefst inhuman.

(Beifall AfD)
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Ich sage es in aller Deutlichkeit und ich hoffe, dass
die Autoren dieser Studie mir gut zuhören: So ein
Vorgehen, sehr verehrte Autorenschaft des Thürin-
gen-Monitors, so eine krasse Simplifizierung könnte
in meinen Augen – und ich glaube, diese Einstel-
lung ist durchaus berechtigt – eine Disposition – ich
drücke mich im Konjunktiv aus, Sie verstehen mich
– dieser Autoren zur gruppenbezogenen Mensch-
lichkeit indizieren. Ich möchte an dieser Stelle die
kollektive Betroffenheit meiner Fraktion zum Aus-
druck bringen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie und gruppenbezogene
Menschlichkeit, hahaha!)

Aber wollen wir die Zahlen des Thüringen-Monitors
einmal einigermaßen ernst nehmen: Sie sind zu-
mindest ein Anhaltspunkt – und wir haben sie auch
teuer bezahlt. 50.000 Euro sind ja kein Pappenstiel,
nicht wahr? Hinter jeder Ziffer der Umfrageergeb-
nisse steht die Ablehnung – das kann man schon
mal so pauschal und mit der notwendigen Deutlich-
keit ausdrücken –, eine Ablehnung der Thüringer
bezüglich der Politik des unkontrollierten Hineinwin-
kens und Hereinwinkens. Das sind keine graduellen
Zahlen mehr, die Spielraum für irgendeine Art von
Interpretation böten. Nein, das sind so überdeutli-
che Mehrheiten, wie sie der Thüringen-Monitor bis-
her noch niemals transportiert hat.

Sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, eine Mehrheit
der Thüringer weiß, dass sich die Mehrzahl der Mi-
granten, die man unkontrolliert ins Land gelassen
hat, eben nicht anpassen wird. Eine noch deutliche-
re Mehrheit hat begründetermaßen Angst vor der
Kriminalität. – Meine Damen im Präsidium, Sie sind
ein bisschen laut, wenn mir das gestattet ist zu er-
wähnen. – Praktisch alle sagen, dass der Islam
nicht zu Deutschland gehört. Fast schon höhnisch
ist angesichts solcher Zahlen der Titel der diesjähri-
gen Ausgabe. Der Titel lautet: „Gemischte Gefüh-
le“. Nein, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, die
Befundlage ist eindeutig und glasklar. Gemischte
Gefühle sehen anders aus. Gemischte Gefühle sind
das mit Sicherheit nicht. Eine deutliche Ablehnung
der Politik der Landes- und Bundesregierung, so
hätte der Titel des diesjährigen Thüringen-Monitors
eigentlich lauten müssen.

(Beifall AfD)

Egal ob der Ministerpräsident unseres Freistaats
als „roter Trabant“ Kanzlerin Merkels Einwande-
rungspolitik entsprechend unterstützt, egal ob der
Innenminister die Augen vor einer explodierenden
Kriminalität verschließt und ja – Herr Minister Pop-
penhäger ist heute nicht da –, man kann es nicht
anders sagen, unsere Polizei hier in Thüringen in
einen kollektiven Burnout hineintreibt,

(Beifall AfD)

und egal, ob unser Winterabschiebestoppminister
jeglichen Zusammenhang zwischen der Migration
und islamischem Terror leugnet, die Verursacher
für die Angst in Thüringen, für die Angst der Men-
schen, die sich im Thüringen-Monitor manifestiert,
sie sitzen hier im Raum, sie befinden sich hier im
Hohen Haus. Es sind die Regierungsvertreter
rechts und links von mir.

(Beifall AfD)

Anstatt mal wieder eine präsidiale Rede zu halten,
Herr Ministerpräsident Ramelow – aber vielleicht
war das ja schon Ihre Bewerbungsrede für das Amt
des Bundespräsidenten –, hätten Sie vielleicht mal
lieber darauf geantwortet, wie Sie denn auf diese
alarmierenden Befunde zu reagieren gedenken –
und nichts anderes ist der Thüringen-Monitor. Len-
ken Sie vielleicht ein, gehen Sie auf die Thüringer
zu, nehmen Sie ihre Sorgen und Ängste irgendwie
ernst? Nein, Fehlanzeige! Sie gehen kein Haarbreit
auf die Menschen im Land zu. Schon vor Wochen
demonstrierte die Staatskanzlei wieder ihre Beton-
köpfigkeit gegenüber gesellschaftlichen Wahrhei-
ten, die bei Ihnen niemand hören will.

(Beifall AfD)

Honorarprofessor Hoff verkündete bereits, dass die
Erkenntnisse des Thüringen-Monitors helfen sollen,
den Freistaat, so wörtlich, „noch lebenswerter,
weltoffener und sozialer“ zu machen. Es fehlt nur
noch „ganzheitlich und nachhaltig“, nicht wahr, Herr
Prof. Hoff? Und die Abgeordnete Berninger, die
heute – doch, da hinten ist sie, Frau Kollegin Ber-
ninger –,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Ich
bin nicht Ihre Kollegin!)

die Abgeordnete Berninger machte sogleich klar,
dass man jetzt, so wörtlich, noch mehr um die Inte-
gration von Flüchtlingen werben müsse. Man ahnt
Schlimmes nach solchen Aussagen.

(Beifall AfD)

Für uns, für die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag,
ist es bereits Gewissheit: Die Ablehnung dieser Po-
litik durch eine übergroße Mehrzahl und Mehrheit
der Thüringer wird die Regierung dazu veranlas-
sen, noch mehr Geld in den Demonstrationstouris-
mus, noch mehr Geld in linksextreme Vereine und
das sogenannte Programm für Weltoffenheit und
Toleranz zu pumpen. Als Legitimation für diese
weltanschaulichen Indoktrinierungsversuche dient
wieder einmal der Thüringen-Monitor, der längst –
das wissen die meisten in diesem Hohen Hause,
die noch klaren Verstand in sich tragen – zu einem
politischen Instrument verkommen ist.

(Beifall AfD)

In Wirklichkeit ist die sogenannte Studie längst ein
weiteres Element in einem weit verbreiteten System
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linker Meinungsmache. Dieses System setzt sich
aus staatsfinanzierten Stiftungen, Vereinen und
Programmen zusammen. Die AfD-Fraktion hat
durch eine Vielzahl Kleiner Anfragen dieses linke
Netzwerk, diese linken Strukturen, die im Freistaat
lebendig sind und steuerfinanziert werden, aufge-
klärt. Ein linkes Netzwerk, das nichts anderes zu
tun hat, als ohne Unterlass die Meinungsfreiheit in
diesem Lande, die freie Meinungsäußerung zu stig-
matisieren und die Menschen in die Angst zu trei-
ben.

(Beifall AfD)

Zu diesem Netzwerk, sehr verehrte Kollegen Abge-
ordnete, gehören ehemalige Stasi-Mitarbeiter und
Landtagsabgeordnete – Landtagsabgeordnete, die
immer nur einen Steinwurf von einer Straftat ent-
fernt sind. Dazu gehört auch ein willfähriger Präsi-
dent des Thüringer Verfassungsschutzes und dazu
gehört der Soziologe Quent, der die Leitung der
Stasi 2.0, also der neu geschaffenen sogenannten
Dokumentationsstelle, innehat und jetzt qua Amt im
Privatleben der Bürger herumschnüffeln darf.

(Beifall AfD)

Herr Quent ist übrigens der ehemalige Mitarbeiter
der Abgeordneten König

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Na und?)

und ist wiederum selbst Mitglied, dieser Herr Quent,
dieser Soziologe Quent ist selbst Mitglied im Kom-
petenzzentrum Rechtsextremismus, das was tut?
Genau, den Thüringen-Monitor erstellen. Damit
schließt sich der Kreis, sehr verehrte Kollegen Ab-
geordnete.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Können Sie sich eigentlich
selbst ernst nehmen?)

Es ist eine durchgängige personelle Verbindung –
das ist noch viel schlimmer als Vetternwirtschaft,
aber den Begriff möchte ich hier nicht platzieren –
von den Antifa-Abgeordneten in diesem Hohen
Haus bis zum angeblich objektiven Thüringen-Mo-
nitor hergestellt. Wer angesichts solcher Ver-
strickungen einem Machwerk wie dem Thüringen-
Monitor noch Unabhängigkeit zuschreibt, der muss
wirklich gewaltig große ideologische Scheuklappen
aufhaben, meine sehr verehrten Kollegen Abgeord-
neten.

(Beifall AfD)

Der Thüringen-Monitor steht in erster Linie für Mei-
nungsmache. Weit verbreitete Ängste und berech-
tigte Sorgen und Nöte der Menschen werden ein-
fach als Indikatoren für Rechtsextremismus verun-
glimpft. Anstatt auf die Menschen im Land zu hö-
ren, wird die Skepsis angesichts der Einwanderung
von Millionen von Menschen, die beruflich nicht

qualifiziert sind, die noch nicht einmal unsere Spra-
che sprechen, die letztlich sozialen Sprengstoff dar-
stellen, einfach diskreditiert. Hier haben sich die
Kollegen Hoff und Best prima arrangiert. Herr
Prof. Best liefert die Zahlen auf dem Papier und
Herr Prof. Hoff liefert die Zahlen auf dem Konto.

Aber kommen wir mal zu diesen Zahlen. 80 Prozent
der Menschen sind der Ansicht, dass der Islam
nicht zu Deutschland gehört. Die Menschen sind
skeptisch aufgrund eines Moscheebaus, der nichts
anderes als das Symbol einer Landnahme, einer
fremden Kultur ist. Sie sehen die unterjochten Frau-
en und sie fürchten zu Recht die religiösen Konflik-
te, die in unser Land importiert werden.

(Beifall AfD)

Doch anstatt diese Sorgen, diese berechtigten Sor-
gen ernst zu nehmen, tun die Autoren des Thürin-
gen-Monitors diese Sorgen einfach nur als Ressen-
timent ab.

Herr Ministerpräsident Ramelow hofiert die Ahma-
diyya-Gemeinde und verschafft ihr eine Plattform
im Landtag. Dieser Ministerpräsident spricht den
Erfurter Bürgern da draußen, die überwiegend in
großer Sorge sind, was den Moscheebau in Mar-
bach angeht, das Recht ab, selbst zu entscheiden,
ob sie diese Moschee haben wollen oder nicht. Er
spricht ihnen das Recht ab zu entscheiden, was ei-
gentlich ein Souverän zu entscheiden hätte, wie viel
Islam im Land für diese Menschen, für unsere Thü-
ringer Bürger überhaupt vorstellbar ist.

(Beifall AfD)

Ich sage es Ihnen, Herr Ministerpräsident Rame-
low, noch mal in aller Deutlichkeit: Die Menschen
draußen im Land – und wenn Sie die Zahlen des
Thüringen-Monitors mal ohne Ihre ideologischen
Scheuklappen vor den Augen wahrnehmen wür-
den, dann wüssten Sie es auch – wollen keinen Mi-
nisterpräsidenten, der auf einem Bahnhof steht und
„Inschallah“ ruft. Das wollen die Menschen im Land
nicht. Sie wollen einen Ministerpräsidenten, der der
Islamisierung Thüringens mutig entgegentritt. So
einen Ministerpräsidenten wollen sie.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Und woher haben Sie das?)

Meine große Sorge über die Einschränkung der
Meinungsfreiheit in diesem Lande: Die Meinungs-
freiheit als zentrales Grundrecht müssen wir vertei-
digen. Wir tun das als AfD. Die politische Korrekt-
heit, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, liegt wie
Mehltau auf unserem Land und wir sind angetreten,
diesen Mehltau abzutragen.
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(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Rassismus hat nichts mit poli-
tischer Korrektheit zu tun!)

In diesem Hohen Hause sind Abgeordnete – das
sind die, die immer am meisten schreien, wenn ich
hier vorn am Pult stehe –, die zusammen mit der
Landesregierung, mit dem Herrn Ministerpräsiden-
ten und seinen Helfern an einer neuen Gesinnungs-
diktatur arbeiten, die in diesem Freistaat errichtet
werden soll.

(Beifall AfD)

Das erinnert an die Zeiten der unseligen DDR.
Einen weiteren Höhepunkt erleben wir mit diesem
Thüringen-Monitor. In diesem Thüringen-Monitor
wird regierungsoffiziell, Herr Ministerpräsident Ra-
melow, jeder sechste Thüringer irgendwie in die
rechtsradikale Ecke eingeordnet. Das ist unerträg-
lich und das ist tatsächlich ein erster Schritt in Rich-
tung Gesinnungsstaat.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist unerträglich, was
Sie da vorn machen, Herr Höcke!)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte
Besucher auf der Tribüne, führen wir uns noch mal
folgende Entwicklung der letzten anderthalb Jahre
vor Augen. Millionenfach wurde nach Ansicht zahl-
reicher Staats- und Verfassungsrechtler – und es
ist auch meine Ansicht, das ist auch die Ansicht der
AfD-Fraktion im Thüringer Landtag – durch die tota-
le Grenzöffnung der Bundeskanzlerin gegen euro-
päisches Recht, gegen deutsches Recht und das
deutsche Grundgesetz verstoßen, während Sie von
den Altparteien immer in allen anderen Lagen eine
penible Rechtstreue der Bürger einfordern. Millio-
nen Menschen hat man in unsere Versicherungs-
systeme einwandern lassen, die niemals einen Bei-
trag in unsere Solidargemeinschaft entsprechend
hineinbezahlt haben. Deswegen ist die Politik der
Linken, deswegen ist die Politik der Grünen, des-
wegen ist die Politik der Sozialdemokraten und lei-
der auch, sehr verehrte Kollegen der CDU unter Ih-
rer Migrationskanzlerin Merkel, Ihre Politik – denn
Frau Kanzlerin Merkel ist ja für die totale Grenzöff-
nung am 4. September 2015 hauptverantwortlich –,
Ihre Politik, meine Damen und Herren von den Alt-
parteien und Altfraktionen, zutiefst unsozial dem ei-
genen Volk gegenüber.

(Beifall AfD)

Und die importierte Kriminalität – und auch das
spüren die Menschen – hat uns in diesem Jahr be-
reits Hunderttausende zusätzliche Straftaten ge-
bracht. Das ist die Lage und die Menschen nehmen
diese Lage einfach sehr realistisch wahr.

(Beifall AfD)

Die Abgeordneten aller alten Parteien haben zum
Teil als bewusst operierende Ideologen, manche
auch nur als willige Vollstrecker und manche auch
nur als einfache Mitläufer – und ich weiß, manche
von Ihnen auch mit großer Sorge und großem
Grimmen im Bauch – eine Politik mitgetragen, die
im Ergebnis – respice finem, denken wir vom Ende
her – unseren Rechtsstaat, unseren Sozialstaat
und unseren Sicherheitsstaat auflösen wird. Diese
Politik der Staatsauflösung fürchten die Menschen
in Thüringen zu Recht.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, es ist von mei-
nen Vorrednern zu Recht darauf hingewiesen wor-
den: Die Ergebnisse des Thüringen-Monitors, wenn
sie auch nicht immer wissenschaftlich redlich abge-
leitet sind, geben doch eine Tendenz ab, die uns
große Sorge machen sollte. Wenn 71 Prozent der
Menschen ihre Anliegen in unserer Demokratie
nicht mehr wirksam vertreten sehen, dann sollten
Sie, sehr geehrte Kollegen von den Altfraktionen,
eine Politik machen, die eine Wende um 180 Grad
in ihrer Ausrichtung enthält. Sie sollten endlich ein-
sehen, dass Sie eine Politik machen, die den Reali-
täten entspricht, und keine Politik aus dem ideolo-
gischen Wolkenkuckucksheim. Wenn Sie das nicht
können, dann wird es für Sie alle ein sehr, sehr bö-
ses Erwachen geben. Sie, sehr verehrte Kollegen
Abgeordnete von den Altfraktionen, sind immer we-
niger Volksvertreter. Sie machen eine Politik, die
man einfach nur noch als Demokratiegefährdung
bezeichnen kann. Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Adams das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolle-
gen hier im Thüringer Landtag, liebe Gäste hier in
diesem Thüringer Landtag! Heute ist der 11.11. Um
11.11 Uhr haben an vielen Orten Närrinnen und
Narren, die humorvoll auch immer mal die Politik,
also zumeist die Politik und gesellschaftliche
Missstände oder gesellschaftliche Kritik auf die
Spitze treiben, das Heft des Handelns und die
Schlüssel der Rathäuser übernommen. Ich finde
das gut. Es ist ein guter Tag. Hier vor diesem Thü-
ringer Landtag hat um 11.11 Uhr eine Demonstrati-
on begonnen, die so laut wie noch nie in diesen
Plenarsaal hineinschallen konnte. Für mich sind
das keine Narren; das sind, meine sehr verehrten
Damen und Herren, die Horrorclowns, vor denen zu
Recht gewarnt wird.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber es darf auch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass alles das, wenn es stimmt, was mir berichtet
wurde, was da draußen gesagt wurde, auch schon
an diesem Pult von der AfD gesagt wurde.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Na ja, da gibt
es schon weite Unterschiede!)

Herr Höcke, Ihre Rede hat ja eben versucht, mit ge-
schliffenen und viel benutzten Fremdworten Serio-
sität vorzutäuschen. Aber Sie sind auf dem Weg,
den Menschen das salonfähig zu machen, was da
draußen geredet wird.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist Hetze,
Herr Adams, was Sie da machen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf wel-
chem schmalen Pfad Sie in Ihrer Argumentation
stehen, zeigt ein Blick in den deutschen Duden.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr
Höcke hat angezweifelt, dass es klar sei, was Eth-
nozentrismus ist, und unter anderem damit diesem
Thüringen-Monitor Wissenschaftlichkeit abgespro-
chen. Im Duden – und ich glaube, dass wir uns alle
darauf einigen können, dass Definitionen, die im
Duden gegeben sind, als allgemeingültig und ver-
ständlich angesehen werden können – kann man
Folgendes lesen, meine sehr verehrten Damen und
Herren: „Ethnozentrismus: Form des Nationalis-
mus, bei der das eigene Volk (die eigene Nation)
als Mittelpunkt und zugleich als gegenüber anderen
Völkern überlegen angesehen wird“. Was davon
verstehen Sie nicht?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was davon wollen Sie nicht annehmen, dass Wis-
senschaftler mit dieser ganz einfachen Definition
arbeiten?

(Unruhe AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer sei-
ne Rede damit abschließt – mit totaler Grenzöff-
nung, Staatsauflösung, Demokratiefeindlichkeit der
Altparteien –, der bläst genau in dieses Horn.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eigentlich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wollte ich anders anfangen, und zwar mit ei-
nem Blick auf den gestrigen Abend. Wir haben
gestern auf der Wartburg des Thesenanschlags vor
500 Jahren gedacht, nämlich des Thesenanschlags
von Martin Luther. Wenn man der Erzbischöfin aus
Schweden gut zugehört hat, dann hat man davon
erfahren können, dass es in dieser Reformation, die

von Martin Luther ganz maßgeblich geprägt wurde,
ganz viel um Bildung, ganz viel um Freiheit, ganz
viel um die Frage ging, wie ein moderner Staat, wie
wir ihn heute verstehen, nämlich mit der Trennung
von Glauben und Religion sowie Staat auf der an-
deren Seite, geprägt worden ist. Das war ein we-
sentlicher Punkt. Ganz wesentlich war aber auch
die Leistung von Martin Luther, dass er zu den
Menschen gesprochen hat und aufgeschrieben hat,
was dann hundertfach gedruckt wurde, vielleicht
auch tausendfach, es war nämlich seine Sprache.
Es war seine einfache Sprache, mit der er Men-
schen erklären wollte und die Menschen zu mündi-
gen Bürgern machen wollte. Schaut man auf das
Ergebnis des Thüringen-Monitors, wenn wir heute
darüber diskutieren, könnte man fix sagen: Na ja, in
dem Thüringen-Monitor ist eigentlich dem vermeint-
lichen Widerspruch oder der besonderen Bedeu-
tung der polarisierten öffentlichen Debatte und der
Ambivalenz in jedem Einzelnen persönlich Rech-
nung getragen worden. Das bearbeitet dieser Thü-
ringen-Monitor. Aber so, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, sprechen ja nur wir hier in diesem
Landtag. Deshalb will ich heute versuchen – viel-
leicht mache ich das in Zukunft, vielleicht funktio-
niert das dann auch –, mich mit einer sehr einfa-
chen Sprache diesen beiden Elementen, dem, was
der Thüringen-Monitor uns hier sagen will, zu wid-
men.

Der Thüringen-Monitor – ich glaube, das ist heute
schon deutlich geworden – ist eine Umfrage, die
jährlich durchgeführt wird und uns dadurch viel Wis-
sen über die Einstellungen geben kann. Mit diesem
Thüringen-Monitor sollen die Einstellungen der
Menschen in Thüringen abgefragt werden, insbe-
sondere zu extremen, ganz besonders zu rechtsex-
tremen Einstellungen. Das war auch der Beginn,
das wurde hier schon gesagt.

Was meinen die Wissenschaftler, wenn sie über
„polarisierte Debatte“ reden? Die Wissenschaftler
haben herausgefunden, dass viele Menschen im-
mer wütender werden, wenn sie miteinander in die-
sem Land diskutieren. Man kann das, glaube ich,
vor der Tür hören. Die einen sagen: Ich finde nicht
gut, dass du geflüchteten Menschen helfen willst.
Die anderen sagen: Ich finde nicht gut, wie du da-
rüber denkst, denn in diesem Land gibt es Gesetze,
die schreiben es vor, dass jeder Mensch, der als
Geflohener zu uns kommt, bleiben darf, und an Ge-
setze muss man sich halten. Manche sagen: Ich
habe aber Angst und keiner sagt mir, du musst kei-
ne Angst haben, weil wir uns doch um alles küm-
mern. Die anderen sagen: Doch, es kümmern sich
viele Menschen darum und das ist auch gut so.
Letztere Aussage scheint vom Thüringen-Monitor
auch gedeckt zu sein, weil die wenigsten Menschen
in Thüringen Angst vor einer sogenannten Über-
fremdung haben, sondern die Überfremdung eher
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in anderen Teilen sehen. Das scheint so zu sein,
dass hier einiges richtig gemacht wurde.

Oft wird aber auch darüber gestritten, was in die-
sem Land richtig und falsch oder gut und böse ist.
Es wird so heftig darüber gestritten, dass man glau-
ben könnte, dass dies in unserem Land nicht mehr
klar ist. Beispielsweise die AfD und einige andere
haben gesagt, die Guten sind doch gar nicht die
Guten, weil sie nur behaupten, Gutes zu tun, aber
das Böse und das Falsche tun. Sie haben sich da-
für auch einen Namen ausgedacht: Das sind die
„Gutmenschen“. Andere haben sich ein anderes
Wort ausgedacht: Das sind die „Dunkeldeutschen“.
Und sie sagen: Böse ist, wer Böses tut und Böses
sagt. Das klingt erst einmal logischer, aber ich will
das gleich sagen: So einfach, meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Gäste, ist das natürlich
nicht. Vielleicht müssen wir uns wieder – und das
will ich heute hier auch an dieser Stelle tun – eher
den Zahlen und Fakten – und dafür ist so ein Thü-
ringen-Monitor gut eingesetztes Geld und dafür ist
so ein Thüringen-Monitor ein guter Anlass – zuwen-
den und sie ansehen, aber wir müssen noch viel
mehr darüber diskutieren, was uns wichtig ist. Eine
solche Debatte um „was uns wichtig ist“ kann man
sehr leicht als Wertediskussion oder Wertedebatte
bezeichnen. Diese Debatte lohnt sich immer wieder
zu führen. Auch diese Debatte, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, kann hervorragend an die-
sem Thüringen-Monitor geführt werden.

Was, meine ich, ist richtig? Ich meine, wir Grünen
meinen: Jeder soll hier leben und glücklich werden
können, egal woher er oder sie kommen, egal
woran sie oder er glauben. Das ist uns wichtig.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist einer der wichtigsten Werte, den wir vertei-
digen wollen. Ich erlebe den Thüringen-Monitor so,
ich finde in dem Thüringen-Monitor, dass die meis-
ten Menschen hier in Thüringen das auch so wol-
len, denn sie wollen ein Einwanderungsgesetz.
Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, soll
dann helfen, Menschen diese Chance auch zu ge-
ben.

Wenn wir über die polarisierte Debatte reden, mei-
nen die Wissenschaftler aber noch etwas anderes,
denn sie haben uns ins Stammbuch geschrieben,
dass viele Menschen nicht gut finden, wie wir Poli-
tiker miteinander umgehen. Viele Menschen sagen:
Ihr streitet euch um sinnlose Dinge, die überhaupt
keine Relevanz für unser Leben haben. Ja! Ich will
damit selbstkritisch anfangen. Wir Grüne sollten
weniger komplizierte Erklärungen für Alltägliches
suchen. Das mit dem „Gender-Star“ versteht auch
kein Mensch, obwohl es eine wichtige Debatte ist,
aber es versteht uns keiner. Außerdem finden die
Menschen, dass wir Grüne viel zu viel verbieten.
Ob das so ist oder nicht, kann man noch diskutie-

ren, aber sie verstehen es so, und daran sollten wir
arbeiten. Ich finde aber auch, dass Björn Höcke
aufhören muss, wie ein böser Zauberer zu spre-
chen, weil er damit Menschen Angst macht, Angst
machen will.

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man darf
auch nicht erzählen, dass in diesem Land niemand
mehr die eigene Meinung ausdrücken kann, obwohl
wir gerade erleben, dass das vor der Tür viel lauter,
als wir das hier im Landtag tun, natürlich möglich
ist, dass das an allen Stammtischen in diesem
Land möglich ist und dass man das überall – auch
in diesem Plenum – sagen kann. Das Einzige, das
Ihnen dabei offensichtlich nicht zu gefallen scheint,
ist, dass Sie dafür Widerspruch von uns ernten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Darum geht
es nicht!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aber
auch die CDU darf so gemeine Sachen wie
gestern, nämlich „Ihr versaut unser Land“ oder „Ihr
redet mit den Leuten zwar nett, habt aber ein Mes-
ser hinter dem Rücken“, nicht sagen, weil das näm-
lich nicht wahr ist und weil man solche Worte auch
in diesem Plenum nicht sagt.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Mohring, man darf auch nicht so eine Geste
machen, wenn der Ministerpräsident spricht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist nicht in Ordnung, Kollegen zu denunzieren,
obwohl man genau weiß, Herr Mohring, dass sich
die Fraktionsvorsitzenden der SPD, der Linken und
der Grünen niemals die Buchstabenkombination,
die Sie und alle Ihre Kollegen massenhaft ins Inter-
net geschrieben haben, selbst reingeschrieben ha-
ben, zu eigen machen würden. Wir haben beim
letzten Plenum ein Foto von uns gemacht und in
der Struktur des Hintergrunds hat jemand eine –
diese – Buchstabenkombination hineingesetzt.

(Unruhe CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als wir es
gepostet haben, hat niemand von uns dreien das
gewusst. Wider besseres Wissen – und Sie wissen
das – zu behaupten, dass ein guter, konservativer
Sozialdemokrat, ein GdP-Mitglied und die Tochter
eines Kriminalisten das tun würden, das ist Denun-
ziation. So etwas darf man nicht tun, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)
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(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist ja
wohl unerhört! Immer die anderen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man darf
auch der Mehrheit in diesem Parlament nicht die
Legitimation absprechen, nur weil man selbst gera-
de nicht die Mehrheit hat.

(Unruhe CDU)

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren,
man darf der Bevölkerung auch nicht erzählen,
dass Anträge der Opposition dafür gemacht und
hier gestellt werden, dass sie dann tatsächlich auch
angenommen werden. Das ist in keinem Parlament
dieser Welt so, sondern die Anträge der Opposition
sind gut dafür und wichtig dafür, dass gezeigt wird,
man könnte es auch anders machen, als es die re-
gierungstragenden Fraktionen tun, aber es geht
nicht darum, dass das dann eins zu eins übernom-
men wird. Jeder weiß das, Herr Grob, und Sie
auch.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Zwischen
150 und eins zu eins liegt noch was dazwi-
schen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die inne-
re Ambivalenz ist auch von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern hier untersucht worden. Das
meint für meine Begriffe, dass wir alle mal gemein
sind, dass wir alle mal gute Sachen tun. Das ist
auch gut so. Ich finde, wir sollten auch nicht zu
schnell übereinander urteilen. Aber wir müssen das
ansprechen und wir müssen das zur Diskussion
stellen. Viele Menschen finden, wer vor einem
Krieg – und das finde ich gut, dass das in Thürin-
gen alle oder der überwiegende, große Teil so fin-
det – oder großer Armut flieht, soll hier aufgenom-
men werden. Wir müssen erkennen, dass sich die
Menschen wünschen, dass sie danach auch gehen,
wenn der Asylgrund entfallen ist. Gleichzeitig finden
die Menschen – und auch das finde ich gut –, dass
Geflüchtete danach auch gern wiederkommen kön-
nen, wenn sie sich auf ein anderes Gesetz berufen.
Das Problem ist nur, dass es dieses Gesetz, näm-
lich ein echtes Einwanderungsgesetz, leider nicht
gibt. Wir Grüne wollen ein solches Gesetz. Wir hal-
ten es für sehr wichtig, dass es dieses Gesetz end-
lich gibt. Wir kämpfen, Herr Kießling, seit so vielen
Jahren dafür, da gab es – wie es Ihr Vorsitzender
gerade gesagt hat – die AfD wirklich noch nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so ein
Gesetz ist aber wichtig und wir wollen das machen
und wir freuen uns darauf, das mit den Menschen
auf der Bundesebene durchzusetzen, die sich auch
hinter die Forderung stellen. Wir brauchen endlich
ein Einwanderungsgesetz. Dabei werden wir noch
viele Fragen klären müssen, nämlich auch die Fra-
ge, die dabei sehr entscheidend ist, ob dann jeder
kommen darf oder nur diejenigen, die etwas kön-
nen, was hier niemand kann oder hier nur wenige

können. Wir Grüne meinen, es müsste jeder kom-
men dürfen, weil wir ja vorher nicht wissen können,
was die Leute können, und wir wissen auch nicht,
ob sie es vielleicht lernen und damit unserem Land
Gutes tun.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sehen Sie
mal nach Kanada!)

Wir wollen das ermöglichen, Herr Kießling, und wir
werden das ermöglichen.

Im Thüringen-Monitor stehen noch viele wichtige
und kluge Sachen, die der Ministerpräsident und
meine Vorredner von SPD und Linke hier auch
schon gesagt haben, zum Teil auch von der CDU,
das will ich ganz deutlich sagen.

Für uns Grüne will ich die wichtigsten Ergebnisse
noch einmal zusammenfassen. Die Menschen in
Thüringen wollen gut und in Sicherheit leben. Des-
halb werden wir uns dafür einsetzen, dass der
falsche Stellenabbaupfad der CDU bei der Polizei
ausgesetzt wird. Deshalb haben wir das bisher
auch so gemacht, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU)

Die Landesregierung hat das mit den geflüchteten
Menschen ziemlich gut gemacht und dafür darf
man Dieter Lauinger, dem zuständigen Minister,
auch einmal Danke sagen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Thüringerinnen und Thüringer wollen Men-
schen, die verfolgt sind …

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Wenigstens
der Ministerpräsident hat erkannt, dass es
die Kommunen waren!)

Die Menschen in Thüringen haben vor allen Din-
gen, Herr Emde, Herr PGF der CDU, gesagt, die
Thüringer Landesregierung hat das auf jeden Fall
besser gemacht – und das hat sie auch wirklich ge-
sagt, als Landesregierung – als die Bundesregie-
rung, bei der Sie die Spitze stellen. Auch das, glau-
be ich, muss man wahrnehmen und bereit sein
ernst zu nehmen. Darüber muss man auch einmal
nachdenken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Thü-
ringer wollen die Menschen, die verfolgt sind, auf-
nehmen und nicht wieder wegschicken, sondern ih-
nen hier auch eine Bleibeperspektive geben. Die
Thüringerinnen und Thüringer wollen ein Gesetz,
mit dem man das ermöglicht. Dieses Gesetz, so
wollen wir, soll nicht nur ein Gesetz für die Schlau-
en und Guten sein, sondern es soll für jedermann
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wirken, weil jedermann ein Recht hat zu entschei-
den, wo sie oder er leben will.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Viele Thüringerinnen und Thüringer wollen Politiker,
die gute und gerechte Entscheidungen treffen und
sich um wichtige Dinge kümmern. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, das muss für uns eine
große Verpflichtung sein und wir wollen das auch
machen. Aber eines muss man auch erklären: De-
mokratie ist nicht die Diktatur der Mehrheit über ei-
ne Minderheit, sondern ein Diskussions- und Aus-
handlungsprozess, den wir jeden Tag hier wieder
erneut führen müssen, und wir wollen das auch tun.
Wir alle müssen aufpassen, wie wir miteinander re-
den, und Gemeinheiten sollten wir hier unterlassen,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen uns auch, um in der Debatte wieder
vorwärtszukommen und uns nicht nur Dinge vorzu-
werfen, an die Fakten halten und natürlich aushal-
ten, dass wir diese Fakten unterschiedlich bewer-
ten. Wir Grüne wollen in Thüringen mit den Thürin-
gerinnen und Thüringern reden und dafür wollen wir
die Möglichkeit schaffen, dass die Menschen in
Thüringen mehr entscheiden können, und das ist
die Freiheit, die wir meinen. Wir Grüne wollen auf
die Regeln im Zusammenleben achten und das
auch starkmachen und das heißt auch, dass es ei-
ne gute Polizei, aber auch diejenigen gibt, die diese
Regeln vermitteln, nämlich Lehrerinnen und Lehrer.

(Beifall DIE LINKE)

Wir Thüringer Grüne wollen mit Ihnen diesen Weg
gehen, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Es lohnt sich, über all das zu sprechen, in einfa-
chen Sätzen zu versuchen, auch komplizierte
Sachverhalte zu erklären und die Menschen damit
zu befähigen, an dieser Debatte teilzunehmen. Vie-
len Dank, dass Sie mir zugehört haben!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt weitere Wortmeldungen. Zunächst hat
Prof. Hoff von der Landesregierung das Wort.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
ich habe in einer anderen Rede hier vor einiger
Zeit, da saß die NPD noch im Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern, der AfD und insbesondere ih-
rem Fraktionsvorsitzenden gegenüber deutlich ge-

macht, warum Herr Höcke in der einen oder ande-
ren Rede rechts an der NPD in Mecklenburg-Vor-
pommern vorbei argumentiert hat. Davon war heute
wieder ein Beispiel zu hören. Wenn Herr Köckert
von Thügida, also dem gewalttätigen, rechtsextre-
men Bündnis, das hier vor der Tür demonstriert, pa-
rallel zu der Rede des AfD-Fraktionsvorsitzenden
die AfD als parlamentarischen Arm von Thügida be-
zeichnet, ist das …

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Hört,
hört!)

– ich zitiere Herrn Köckert dort draußen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Dafür kön-
nen wir doch nichts!)

Sie können nichts dafür?

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Außer dass Sie den Eindruck erwecken, dass Sie
der parlamentarische Arm seien, denn das nimmt
er ja in Anspruch und nur Herrn Köckert habe ich
zitiert.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Provokation!)

Herr Höcke hat hier in seiner gesamten Rede ideo-
logische Scheuklappen kritisiert und eine Rede vol-
ler Ideologismen gehalten. Er behauptete – ich zi-
tiere wörtlich –, Soziologie und Politologie seien be-
griffsgetragene Wissenschaften und stünden da-
durch auf tönernen Füßen. Nun habe ich häufiger
Studenten im ersten Semester, die auch unverstän-
dige Fragen stellen – aber sie stellen Fragen. Aber
Herr Höcke steht hier und stellt Behauptungen auf
ohne Kenntnis von Soziologie und den Methoden
der empirischen Sozialforschung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Er hat – als er eine rhetorische Figur strapazierte,
er machte es nämlich so, dass er den Begriff „Eth-
nozentrismus“ nahm und den dann seziert hat –
versucht, den Eindruck zu erwecken, er würde sei-
ne Behauptungen belegen. Das war aber keine
Auseinandersetzung mit dem Begriff, sondern es
war erst mal nichts weiter als eine rhetorische Fi-
gur, indem er nichts weiter versucht hat, als anhand
dieser rhetorischen Figur eine Delegitimierung von
dem vorzunehmen, was im Thüringen-Monitor
steht. Ich kenne diese rhetorische Figur, die ist mir
nämlich aus der DDR gut vertraut. Die finden wir
aber auch in anderen Staaten illiberaler Demokrati-
en, Ungarn etc. Dort werden Studien zurückgehal-
ten, Institute geschlossen, kritische Meinungsfor-
schungsinstitute wie in Russland nicht mehr zuge-
lassen, weil es das Instrument jedes Demagogen
ist, der eine Behauptung aufstellt, aber die Fakten,
die möglicherweise eine kritische Auseinanderset-
zung mit der demagogischen Behauptung möglich
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machen würden, denunziert oder den Leuten zum
Beispiel vorwirft, sie würden nur eine Meinung ver-
treten, sie würden nicht objektiv sein, oder wenn
das nichts hilft, die Institute einfach zumacht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Herr Höcke mir sagt, ich solle doch mal den
Begriff „Ethnozentrismus“ googeln, sind wir genau
beim Fakt, der ein Problem unserer gesellschafts-
politischen Diskussion ist. Kaeser sagt in der „Neu-
en Zürcher Zeitung“: „Es schlägt die Stunde der
Dogmatiker, Demagogen und Dummschwätzer“ –
ich zitiere an dieser Stelle – und es gibt die „Bewirt-
schaftung von Launen“.

Die Rede von Herrn Höcke ist ein Beweis für das,
was Kaeser mit „die Internetgesellschaft als ‚Nicht-
wissenwollengesellschaft‘“ meint. Es wird nicht ge-
fragt, wie man objektives Wissen gewinnt oder wie
man es begründet, sondern es wird gegoogelt und
Google wird mit Wissen gleichgesetzt – Google als
Wissensersatz. Das ist aber die Entfremdung von
jeder Form kritischer Faktenbetrachtung. Es ist Ver-
mutungswissenschaft oder eine eigene Blase, in
der man sich seine Welt zusammenschreibt und zu-
sammendenkt,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

aber eines auf jeden Fall nicht möchte, die Ausei-
nandersetzung mit Fakten. Da sind wir bei dem
Kernprinzip auch dessen, was der Thüringen-Moni-
tor uns als Lehren vorgibt. Der Ministerpräsident
hat in seiner Regierungserklärung vorhin gesagt,
ich zitiere ihn: „Die Politik beklagt, nicht verstanden
zu werden. Die Bürger beklagen, nicht gehört zu
werden [...]. Die richtige Antwort auf Angst und
Misstrauen ist aber nicht Belehrung, sondern der
Dialog.“ Aber zu einem Dialog, der ein tatsächlicher
Dialog ist, gehört die Legitimität, die Akzeptanz un-
terschiedlicher Positionen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das ma-
chen Sie doch nicht!)

Ich mache Ihnen einen Vorschlag: Sie kriegen be-
stimmt nachher noch mal das Wort. Jetzt lassen
Sie mich reden und dann setze ich mich hin und
dann höre ich Ihnen zu, ohne die ganze Zeit dazwi-
schenzuquatschen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Hochkonjunktur des Vorwurfs der Lüge, die wir
auch in der politischen Debatte in Thüringen erle-
ben, ist der Tod des Arguments. Zur Infragestellung
des Thüringen-Monitors durch Herrn Höcke will ich
noch mal den Philosophen Kaeser zitieren: „Der
Appell an die Wahrheit – so altväterlich er klingen
mag – ist überlebenswichtig für demokratische Ge-
sellschaften. Sie benötigen das Tribunal der Fak-
ten, das heisst Institutionen, die stark und neutral

genug sind, dem Bürger eine tragfähige Basis für
seine Entscheidungen zu garantieren. [...] Die Ver-
drossenheit gegenüber den Modellen, Analysen,
Prognosen der Experten tendiert dazu, dass sich
nun jeder zum Experten erklärt. Das Zeitalter des
Postfaktischen“ – also die Zeit nach den Fakten –
„ist auch eines des Postexpertentums“ – also eines
nach den Experten. „Wenn aber jeder recht hat, hat
niemand recht. Wo die Leitplanken des Faktischen
demontiert werden, beginnt die Wildbahn der Stim-
mungsmache.“

Daraus müssen wir die Schlussfolgerung ziehen,
dass aus der Verachtung gegenüber den Schmä-
hungen rechter Populisten der argumentative Wi-
derspruch entstehen muss und der Respekt gegen-
über denjenigen, die sich gesellschaftlich ausge-
schlossen fühlen.

Der Thüringen-Monitor zeigt uns, das Gefühl, ge-
sellschaftlich auf der Verliererseite zu stehen, ist
keine Frage des Einkommens oder der sozialen Si-
tuation. Auch Menschen, denen es objektiv und fi-
nanziell/wirtschaftlich gut geht, fühlen sich ebenso
wie sozial Ausgeschlossene – so sagt der Thürin-
gen-Monitor – in Thüringen als Ostdeutsche be-
nachteiligt. Übrigens auch junge Leute, die die DDR
überhaupt nicht mehr erlebt haben, fühlen sich in
ihrer Beschreibung als Ostdeutsche nicht ausrei-
chend gesellschaftlich anerkannt gegenüber denje-
nigen, die in Westdeutschland in gleichen Alters-
klassen sind. Das müssen wir ernst nehmen. Der
Ministerpräsident sagte dazu, dass darüber zu re-
den der erste notwendige Schritt ist. Der zukünftige
US-Präsident sagte in seiner Rede zur Annahme
der Präsidentschaft: Der vergessene Mann und die
vergessene Frau sollen nie wieder vergessen wer-
den. – Wir haben zu akzeptieren, dass es auch in
unserem Land Menschen gibt, die das Gefühl ha-
ben, vergessen worden zu sein. Denen Aufmerk-
samkeit zu schenken, ist eine Aufgabe. Was heißt
freilich, Aufmerksamkeit zu schenken? Heißt Auf-
merksamkeit zu schenken, jedes Argument von
denjenigen oder jede Behauptung oder Position
von denjenigen, die sich auf der Seite derjenigen,
die sich vergessen fühlen, zu akzeptieren? Das sa-
ge ich nicht.

Wir haben aber – das zeigt uns auch der Thürin-
gen-Monitor – die deutlich ambivalenten Haltungen
in den Einstellungen der Thüringerinnen und Thü-
ringer gegenüber asylsuchenden Flüchtlingen und
der Asylpolitik zu akzeptieren. Die sind wider-
sprüchlich und in den Widersprüchen der Aussagen
der Befragten bilden sich objektive Ungewissheiten
ab und auch die Offenheit der politischen und so-
zialen Situation.

Wenn Politik zugibt, dass sie auf die eine oder an-
dere Herausforderung nicht immer sofort eine Ant-
wort hat, und wir aufhören zu behaupten, dass wir
jedes Problem sofort lösen können, sondern dass

5600 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016

(Minister Prof. Dr. Hoff)



komplexe Probleme eben auch Zeit für Debatte
brauchen, dass man Widersprüche hat, aber sogar
auch mal zu Gemeinsamkeiten in den politischen
Auffassungen kommen kann, dann ist das ein ehrli-
cher Umgang mit Komplexität.

Bürgerinnen und Bürger nicht nur in unserem Frei-
staat haben eher inkonsistente politische Weltbilder
und können deshalb auch mit Widersprüchen rela-
tiv souverän umgehen. Bei politischen Aktivisten,
wie sie hier bei den Abgeordneten versammelt sind,
ist die Akzeptanz von diesen Widersprüchen und
Ambivalenzen in den Weltbildern nicht so ausge-
prägt. Daraus entsteht der Hang, die Menschen be-
lehren zu wollen, sie möglicherweise sogar für ein
bisschen dumm zu erklären. Dagegen reagieren
Bürgerinnen und Bürger mit einem absolut ver-
ständlichen Gefühl des Widerspruchs.

Die Alternative zur Belehrung ist das Zeigen von
Haltungen, das Aushalten von Widersprüchen, der
Verzicht, so zu tun, als ob komplexe Probleme ein-
fach lösbar wären, aber auch die Forderung an Bür-
gerinnen und Bürger, Komplexität nicht mit Verwei-
gerung und dem Lügenverdacht zu begegnen.

Das Klima in der gesellschaftlichen Debatte ist rau-
er geworden. Trumps Wahlkampf war, wie Jasper
von Altenbockum heute in der FAZ schreibt: „Pöbe-
lei am Rande der Gewaltbereitschaft“. Die AfD in
diesem Hause praktiziert diese Methode ebenfalls
und überschreitet die Grenze bei ihren Kundgebun-
gen nicht selten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Unterstel-
lungen!)

Das ist ein wesentliches Problem unseres gesell-
schaftlichen Diskurses. Wenn wir uns am Ende des
Jahres 2016 im Vorfeld eines Bundestagswahl-
kampfs 2017 befinden, dann ist es die Frage, wie
es uns gelingt, in diesem Bundestagswahlkampf die
Fehler des US-amerikanischen Wahlkampfs zu ver-
meiden – Wahlkampfveranstaltungen, in denen zu
einer Kandidatin „Sperrt sie ein“ gerufen wurde, in
denen unter der Gürtellinie argumentiert wurde.
Wie bekommen wir Grundmomente bürgerlichen
Anstands in die gesellschaftspolitische Debatte zu-
rück?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie gelingt es uns zu akzeptieren, dass es unter-
schiedliche Positionen gibt? Wir sollten aufhören,
so zu tun, als ob in der Mitte für alle Parteien Platz
sei. Wir sollten akzeptieren, dass es gesellschaftli-
che Widersprüche gibt, dass es gesellschaftlich un-
terschiedliche Auffassungen gibt, aber dass die
Diskussion über die gesellschaftlichen Widersprü-
che diejenige Kraft entfaltet, die diese Bundesrepu-

blik zu dem demokratischen und sozialen Rechts-
staat gemacht hat, der sie ist. Daraus entstand, wie
der Fraktionsvorsitzende der CDU in seiner Rede
heute sagte, der Moment, in dem die Ostdeutschen
im Herbst 1989 sagten: Es ist der Moment, in dem
wir unsere eigene Geschichte in die Hand nehmen
und auf der Straße unsere Meinung frei sagen wol-
len. Aber auf der Straße seine Meinung sagen zu
können, heißt eben auch zu akzeptieren, dass an-
dere ihre Meinung sagen können wollen und dass
der Vorwurf, dass jeder, der eine andere Meinung
hat, Lügen oder Unwahrheit verbreitet, der Tod je-
der argumentativen Auseinandersetzung und des
demokratischen Diskurses ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das führt uns in einem nicht ganz so großen
Sprung auf die Debatte, die wir gestern hier im
Haus geführt haben. Dazu möchte ich abschlie-
ßend zwei, drei Aspekte sagen. Lieber Herr Frak-
tionsvorsitzender der CDU, Sie wissen, dass ich
Sie und Ihre politische Klugheit schätze. Der Minis-
terpräsident hat heute gegenüber der CDU-Fraktion
die offene Hand ausgestreckt und gesagt: Ich biete
Ihnen an, dass wir uns zusammensetzen und ge-
meinsam einen Prozess der Verwaltungs-, Funktio-
nal- und Gebietsreform gestalten.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Getwittert
haben Sie aber anders!)

– Twitter hat nur 140 Zeichen! – Noch einmal: Der
Ministerpräsident streckt Ihnen die Hand hin. Wann
hat einer der vorhergehenden CDU-Ministerpräsi-
denten in dieser Form gesagt: „Wir haben eine Re-
form

(Unruhe CDU)

vor uns und wir bieten Ihnen an, wir setzen uns an
einen Tisch und wir gestalten zusammen diesen
Prozess der Verwaltungs-, Funktional- und Gebiets-
reform. Den Prozess, den wir gemeinsam gestalten
wollen, und das Ergebnis, das wir im Konsens er-
reicht haben, darüber lassen wir dann die Bevölke-
rung abstimmen?“ Das hat noch kein Ministerpräsi-
dent und noch keine Ministerpräsidentin der CDU
vorher dem Oppositionsführer angeboten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber es stimmt, Sie müssen sich entscheiden, lie-
ber Herr Mohring. Sie argumentieren – ich zitiere
wörtlich aus Ihrer Rede: „Ja oder nein, hopp oder
top, lassen Sie, Herr Ramelow, die Bürger abstim-
men und dann sehen wir“ – also Sie als CDU – „ob
Sie“ – also Rot-Rot-Grün – „eine Mehrheit haben.“
Wollen wir weiter aneinander vorbei oder miteinan-
der reden? Gestern sagten Sie den Satz – ich zitie-
re wörtlich einen Satz, den Sie gesagt haben; wir
werden sehen, ob er sich im Protokoll findet –:
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„Rot-Rot-Grün versaut dieses Land.“ Sie sagen, die
Landesregierung vollzieht eine Zerstörung des Ge-
meinwesens, einen Angriff auf den ländlichen
Raum etc. Jetzt komme ich noch mal auf das Ange-
bot des Ministerpräsidenten zurück. Er sagt: Wir
gestalten gemeinsam diesen Prozess, weil wir wis-
sen, dass wir unser Land verändern müssen, damit
wir zukunftsfähig sind. Jetzt ist die Frage: Soll eine
Volksabstimmung eine Abstimmung über das Er-
gebnis eines politischen Prozesses und Kompro-
misses sein oder ist sie die Fortsetzung einer politi-
schen Kampagne, in der Sie zur Veränderung die-
ses Landes Nein sagen?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn das gilt, was ich im ersten Teil meiner Rede
gesagt habe, dann müssen wir doch in den politi-
schen Diskurs eintreten und uns hinsetzen und
schauen, woher wir gemeinsame Ergebnisse krie-
gen, und nicht dafür sorgen, dass es in dieser Fra-
ge ein ausschließlich bipolares Parteiensystem gibt
und so getan wird, als ob die einen die Zukunft des
Landes bewahren und die anderen die Zukunft des
Landes infrage stellen. Ich glaube, diese Debatte
können wir uns nicht leisten. Insofern schauen wir
uns gemeinsam an, wo wir hinmüssen.

Die Landesregierung hat ganz eindeutig gesagt, wir
wollen nicht – ich betone – die Fehler früherer Ge-
bietsreformen anderer Bundesländer wiederholen.
Im Leitbild zur Gebietsreform hat die Landesregie-
rung deutlich gemacht, dass wir genau analysiert
und betrachtet haben, was in anderen Bundeslän-
dern falsch gemacht worden ist. Sie zitierten
gestern in Ihrer Rede und heute wieder diejenigen,
die frühere Gebietsreformer für die Fehler früherer
Gebietsreformen kritisieren. Ja, da sind Fehler ge-
macht worden. Die Tatsache, dass man in anderen
Bundesländern, in denjenigen Städten, die vormals
Kreisstädte waren und es heute nicht mehr sind,
bürgernahe Dienstleistungen einfach abgeschafft
hat, ist ein Fehler gewesen. Wir wollen diesen Feh-
ler nicht wiederholen. Dass man in den 90er-Jahren
vor allem Gebietsreformen mit dem Ziel gemacht
hat, Einsparungen vorzunehmen, war ein Fehler.
Deshalb haben wir gesagt, das Diktum dieser Ge-
bietsreform ist nicht die Einsparung von Geld, son-
dern die Herstellung funktionsfähiger Verwaltungs-
einheiten. Insofern reagieren wir bereits auf die Kri-
tik früherer Gebietsreformen. Aber dann lassen Sie
uns doch auf der Anerkennung dieser gemeinsa-
men Grundlage in die Debatte eintreten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern würde ich Sie auch bitten, nicht nur SPD-
Vertreter und Linke zu zitieren, sondern möglicher-
weise auch mal den einen oder anderen Christde-
mokraten,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

denn ich denke, dass das zur Wahrheit in der politi-
schen Auseinandersetzung auch dazugehört.

Sie haben gestern, lieber Herr Mohring, kritisiert,
dass die Kreisgebietsreform vor allem dazu führen
würde, dass der Staat sich aus den Städten zurück-
ziehen würde und aus dem ländlichen Raum. Ich
glaube, dass man den Schuh andersherum anzie-
hen muss, als Sie das machen. Es geht um die Fra-
ge, wie es uns gelingt, in dem Gemeinwesen unse-
res Bundeslands eine tragende Entwicklung zu
schaffen, ohne dass nur die öffentliche Hand die
Funktionsfähigkeit jeder Form von Perspektive die-
ses Gemeinwesens realisiert. Wollen wir Unterneh-
men hier ansiedeln, dann müssen wir aus den
Kleinststrukturen Thüringens heraus. Es kann nicht
sein, dass der Staat der alleinige Ersatz für diejeni-
gen Strukturen ist, die in anderen gut funktionieren-
den Bundesländern wirtschaftliche Unternehmen,
Industriebetriebe etc. sind. Aus diesem Grund ma-
chen wir diese Verwaltungs-, Funktional- und Ge-
bietsreform. Sie haben – damit komme ich zum Ab-
schluss, lieber Herr Mohring – immer wieder, auch
gestern und heute, auch zutreffend darauf hinge-
wiesen: ohne Verwaltungs- und Funktionalreform
keine Gebietsreform. Zutreffend! Aber Sie behaup-
ten, dass es quasi einen lehrbuchhaften Schritt ge-
ben muss, wie eine Gebietsreform zustande
kommt. Man müsse erst eine Verwaltungsmoderni-
sierung machen, dann eine Funktionalreform und
dann könnte man darauf aufsetzend eine Gebiets-
reform machen. Wo nehmen Sie diese Gewissheit
her, dass es nur diesen einen Weg gibt? Ich kann
diese Logik nicht erkennen, sondern es geht da-
rum, dass wir in einem Zusammenhang Verwal-
tungs-, Funktional- und Gebietsreform herstellen,
und genau darum geht es. Ich sage aber auch: Ihr
Argument, bezogen auf die Verwaltungs- und Funk-
tionalreform, ist natürlich – sagen wir mal – angreif-
bar. Denn wir haben einen Landkreistag, der in sei-
ner Mehrheit der Landkreise sagt: Wir wollen keine
Gebietsreform, weil wir der Auffassung sind, dass
wir in unserer jetzigen Größe genau richtig sind,
und weitere Aufgaben auf uns zu übertragen, leh-
nen wir ab, weil das unser verfassungsrechtliches
Argument schwächt, dass wir für die Aufgaben, die
wir haben, genau die richtige Größe haben. Das
heißt also, auch die mehrfache Bitte meiner Seite
an den Landkreistag und an die Landrätinnen und
Landräte, mir Vorschläge zu machen, welche Auf-
gaben des Landes wir auf die Landkreisebene
übertragen können, ist bisher ohne Antwort geblie-
ben, weil es ein politisches Interesse in einer ver-
fassungsrechtlichen Auseinandersetzung gegen die
Gebietsreform gibt, keine Aufgaben des Landes auf
die Landkreisebene zu übertragen.

(Unruhe CDU)
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Ein Brief von mir an den Landkreistag: „Machen Sie
mir Vorschläge!“, ist bis auf eine Einladung auf ir-
gendwann unbeantwortet geblieben. Insofern sage
ich: Wer A sagt, muss auch B sagen. Und ich bitte
alle Landrätinnen und Landräte, die sich gegen ei-
ne Gebietsreform wenden, zu sagen, welche Auf-
gaben des Landes auf die Landkreisebene übertra-
gen werden sollen, aber auch in die ehrliche Debat-
te darüber einzusteigen, ob die Aufgaben, die in an-
deren Bundesländern vom Land auf die Landkreis-
ebenen übertragen worden sind, in anderen Grö-
ßenordnungen zu erledigen sind.

Ich sage aber auch, die Aufgabe der Verwaltungs-
modernisierung, die haben wir als Land zu leisten.
Wir haben eine interministerielle Arbeitsgruppe, wir
werden am Ende des Jahres die Ergebnisse für die
Veränderung der Landesorganisation vorlegen. In-
sofern sage ich, lieber Herr Mohring: Es ist jetzt ge-
nau der richtige Zeitpunkt, in die Diskussion einzu-
treten und mit uns gemeinsam den Weg zu be-
schreiten, wie wir in diesem Land eine Verwal-
tungs-, Funktional- und Gebietsreform – alle drei
Punkte gehören zusammen und es gibt keinen ers-
ten, zweiten oder dritten Schritt, sondern es gibt die
Gemeinsamkeit davon – auf den Weg bringen, und
über dieses Ergebnis können wir dann, wenn die
rechtlichen Rahmenbedingungen dafür hergestellt
sind, auch gut und gern gemeinsam für eine Zu-
kunftsfähigkeit des Landes die Bürgerinnen und
Bürger abstimmen lassen. Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren, damit verlängert sich die
Redezeit pro Fraktion noch mal um 19 Minuten. Als
nächste Rednerin hat Frau Abgeordnete Walsmann
das Wort.

Abgeordnete Walsmann, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Irgendwie, Herr Minister Hoff, hatte ich jetzt
das Gefühl, dass Sie den Wunsch und das Bedürf-
nis hatten, die etwas verunglückte Rede des Innen-
ministers gestern zur Gebietsreform, die ja auch ei-
ne Regierungserklärung sein sollte, korrigieren zu
wollen.

(Beifall CDU; Abg. Henke, AfD)

Aber das hätten Sie dann gestern tun sollen, das
wäre der richtige Ort gewesen, und vielleicht auch
im Beisein des Innenministers. Irgendwie be-
schleicht mich da das Gefühl, dass es auch nicht
ganz fair ist. Aber das ist nicht unser Problem, das
ist Ihr Problem in der Regierung. Das kann man ja
mal sagen.

Kommen wir aber zum Thema. Ich begrüße die
Schüler des Heinrich-Böll-Gymnasiums aus Saal-
feld,

(Beifall CDU)

die ja eigentlich zu den Fakten des Thüringen-Mo-
nitors in dieser Debatte dabei sein wollten. Und
auch nach den Debattenbeiträgen, die gefolgt sind,
meine ich, dass es wichtig ist und dass es gut ist,
dass wir den Thüringen-Monitor auch im 16. Jahr
haben und dass er uns mit Zahlen – und Zahlen
sind nun mal unverrückbar – ein Verständnis von
Demokratie unserer Thüringer Bürgerinnen und
Bürger übermittelt.

Mike Mohring, mein Fraktionsvorsitzender, hat sich
ja bereits zu der Gesamtheit des Monitors geäußert
und doch möchte ich noch mal auf eine ganz dezi-
dierte Fragestellung des Thüringen-Monitors einge-
hen, weil es mir auch gerade als direkt gewählte Er-
furter Abgeordnete besonders wichtig und bedeut-
sam erscheint. Lieber Herr Kollege Hey, auch in
mein Abgeordnetenbüro kommen viele Bürgerinnen
und Bürger und sie tragen eben ein Spektrum von
Sorgen, auch von Fragen, von Dingen vor, die sich
im Thüringen-Monitor in dieser Themenstellung fin-
den. Aber Sie wollen nicht nur vortragen, sondern
Sie wollen auch eine Lösung, eine Antwort haben
und Sie möchten vor allen Dingen, dass Ihre Mei-
nung gehört wird, aufgenommen wird. Deshalb ist
es wichtig, dass wir die Fakten des Thüringen-Mo-
nitors nicht nur dezidiert diskutieren, sondern dass
daraus auch etwas erwächst.

Lassen Sie mich daher auf den Punkt 5 des Moni-
tors zu sprechen kommen, die Einstellung gegen-
über Muslima und Muslimen und dem Islam, und
das ohne Polemik, aber mit klarem Blick auf den
Befund, den uns der Thüringen-Monitor gibt. Be-
reits im Mai dieses Jahres hatten wir eine ähnliche
Debatte, als es um den Bau der Moschee in Erfurt-
Marbach ging. Kontrovers wurde diskutiert über
Sinn und Unsinn eines solchen Baus. Es freut mich,
dass die Bürger laut Thüringen-Monitor prinzipiell
kulturell offen sind. Gleichzeitig jedoch begegnen
viele Thüringer gerade Muslimen mit Skepsis und
Misstrauen. Die Zahlen sprechen hier für sich: So
waren es 2012 immerhin schon 49 Prozent, die den
Bau einer Moschee als Störung empfanden. 2016
sind es bereits 54 Prozent. Interessant dabei ist,
dass in Städten, in denen der Anteil von Muslimen
deutlich höher ist als im ländlichen Raum, die Tole-
ranz gegenüber Muslimen erheblich höher scheint.
57 Prozent der Thüringer meinen, wir müssen uns
in Zukunft den Wertvorstellungen und Maßstäben
anderer Kulturen stärker öffnen. Doch beim Thema
„Islam“ scheint da eine schwer verrückbare Grenze
erreicht. Lediglich 20 Prozent der Befragten würden
jenen Satz unterschreiben, der aus der Präsident-
schaft Christian Wulffs geblieben ist: „Der Islam ge-
hört zu Deutschland.“ Die Zurückhaltung wird ge-
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stützt durch einen anderen mageren Wert: Nur
53 Prozent der Befragten glauben, dass die meis-
ten in Deutschland lebenden Muslime unsere Werte
akzeptieren, wie sie im Grundgesetz festgeschrie-
ben sind. Vor diesem Hintergrund wird verständlich,
wenn 49 Prozent der Deutschen eine Islamisierung
Deutschlands fürchten. 67 Prozent der Befragten
haben Sorge, dass mit den Flüchtlingen und Asyl-
suchenden der Einfluss des Islam in unserem Land
zu stark wird. Im Thüringen-Monitor 2012, der die
Akzeptanz von Zuwanderung und Integration aus-
führlich thematisierte, konnte gezeigt werden, dass
die Befragten die Zuwanderung aus verschiedenen
Herkunftsländern bzw. Regionen sehr differenziert
bewerten und dabei die kulturelle Kompatibilität der
Zuwandernden ausschlaggebend ist. 51 Prozent
der Befragten befürworteten demnach eine Be-
schränkung des Zuzugs von Menschen aus arabi-
schen Ländern – das ist alles in allem ein schwieri-
ger Befund. Kulturelle Distanz und Differenz wer-
den als besonders schwerwiegend empfunden. Die
säkularisierten, weitgehend atheistisch geprägten
Bevölkerungsanteile Ostdeutschlands haben damit
nochmals ein verschärftes Problem.

Es reicht nicht aus, dies einfach zur Kenntnis zu
nehmen. An einer gelingenden Integration auf Ba-
sis der deutschen Leitkultur hängen mittel- und
langfristig innerer Friede und Zusammenhalt unse-
res Gemeinwesens und letztlich die Akzeptanz und
damit der Fortbestand unserer freiheitlich-demokra-
tischen Ordnung.

Wovor die Menschen Angst haben – und das bringt
der Thüringen-Monitor klar zutage –, ist ein polit-re-
ligiöses System des radikalen Islamismus, das sich
unter dem Deckmantel der Religionsfreiheit in Stel-
lung bringt gegen eine von religiösen Auseinander-
setzungen entwöhnte, deshalb irritierte und seltsam
hilflose Gesellschaft.

Einerseits, meine Damen und Herren, verhindert
ein integrierter Islam, der sich auf Basis dieser Leit-
kultur entwickelt und ihre Prinzipen akzeptiert, dass
islamische Gemeinschaften zum Rekrutierungsfeld
oder zur Brutstätte für Fundamentalismus, Extre-
mismus oder gar Terror werden. Auf der anderen
Seite haben viele Menschen genau an diesem
Punkt eben auch berechtigte Fragen. Diesen De-
batten dürfen wir nicht ausweichen und wir dürfen
sie vor allem den islamischen Gemeinschaften
nicht ersparen. Wie haltet ihr es mit der Rolle der
Frauen? Wer zum Beispiel aktuell auf den Fluren
der rot-rot-grünen Koalitionsfraktionen ein Frauen-
bild propagiert, das nicht mit den Stimmungen des
Grundgesetzes zur Gleichheit der Geschlechter
und schon gar nicht mit den allgemein akzeptierten
Vorstellungen zur Rolle der Frau in Deutschland
vereinbar ist, der darf sich nicht wundern, wenn er
nicht mit offenen Armen empfangen wird.

Ich ermahne aber auch die Menschen, die in
Deutschland enormen Einfluss auf die Meinungsbil-
dung haben. Was sich kürzlich bei Maybrit Illner ab-
gespielt hat, das geht gar nicht. Wer in Talkshows
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk mitdiskutieren
will, der soll und muss auch Gesicht zeigen.

(Beifall Abg. Schulze, CDU)

Ein solcher Auftritt zerstört mehr Verständnis, als
es Zehntausende Gespräche und Begegnungen
schaffen können.

(Beifall CDU, AfD)

Es sind weitere Fragen: Wie geht ihr mit Kritik und
Meinungsfreiheit um? Wie haltet ihr es mit der Reli-
gionsfreiheit? Wie haltet ihr es mit der Trennung
von Religion und Politik? Wie haltet ihr es mit der
Scharia? Wie steht ihr zum islamistischen Terror
und seid ihr bereit, jede Form der Gewaltausübung
im Namen des Islam öffentlich zu verurteilen und
die Gläubigen eindeutig und mit Nachdruck zur Ge-
waltlosigkeit aufzurufen? Das sind nicht allein politi-
sche Fragen, meine Damen und Herren. Das sind
auch theologische Fragen. Zu wenig ist dabei aber
die Antwort – und das möchte ich hier auch noch
einmal ganz klar hervorheben –: Wir halten uns an
die Gesetze des Landes, in dem wir in einer Min-
derheit leben. Das reicht nicht aus.

Im Verhältnis zu unserem Grundgesetz, zu unseren
dort verbrieften Grundwerten, gibt es keinen kultu-
rellen Rabatt. Diese Debatte muss etwa in den
Hochschulen, wo sich auch Lehrstuhlinhaber für is-
lamische Theologie der wissenschaftlichen Kritik
stellen müssen, oder auch in den Schulen geführt
werden. Deshalb haben wir uns schon im Januar
2015 für Religionsunterricht für Muslime ausgespro-
chen. Wer über Lehrpläne diskutieren muss, der
kann der Diskussion über die Grenzen unserer Ver-
fassung für Glaubensgemeinschaften nicht auswei-
chen. Daher sollten wir auch ganz aktuell die im Ja-
nuar anstehende Petition hier im Landtag dazu nut-
zen, um beiderseitig aufzuklären und Ressenti-
ments abzubauen. Die Worte meines Abgeordne-
tenkollegen Christian Herrgott aus der vergangenen
Woche kann ich daher nur bekräftigen. Die Sorge
der Erfurter und die gesamte Debatte über den Is-
lam in Thüringen müssen gemeinsam mit den Kir-
chen und Religionsgemeinschaften, mit der Wis-
senschaft und uns als Abgeordnete erörtert und
versachlicht werden.

(Beifall CDU)

Denn eines ist nicht verhandelbar: Religionsfreiheit
gehört zu den rechtlichen und ethischen Funda-
menten des deutschen Staates.

(Beifall CDU)

Entscheidend ist, dass sich Glaubensgemeinschaf-
ten an Recht und Gesetz halten und die freiheitlich-
demokratische Leitkultur Deutschlands achten. Zu-
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rückhalten sollten wir uns mit steilen Programmsät-
zen. Ob der Islam zu Deutschland, zu Thüringen
gehört, das ist letztlich eine belanglose Frage. Tat-
sache ist, dass Millionen Muslime im Land leben.
Tatsache ist, dass sie Religionsfreiheit genießen.
Tatsache ist, dass Religionsfreiheit kein Super-
grundrecht ist, sondern im Rahmen der Gesetze
gilt. Und Tatsache ist, dass die Geschichte dieses
Landes untrennbar mit der Geschichte des Chris-
tentums verbunden ist und seine gesamte Kultur,
auch die politische, davon durchdrungen ist.
Gestern hat das Reformationsjahr mit einem wun-
derbaren Festakt begonnen. Die eigenen Kenntnis-
se zur Kultur und Geistesgeschichte dieses Landes
kann man prima in diesem Reformationsjahr vertie-
fen. Tatsache ist, dass das für den Islam nun ein-
mal nicht gilt und dass dies auch durch eine Prokla-
mation von höchster Stelle nicht geändert wird.

Unser Ziel muss sein, auch für den Islam hinzube-
kommen, was die hier lebenden Menschen – übri-
gens nicht nur die Deutschen – erwarten und was
die Jenaer Wissenschaftler als „Akkulturation“ be-
zeichnen: Hineinwachsen einer Person in ihre kul-
turelle Umwelt durch Erziehung – Kurzbegriff. Die-
ser Prozess und nur dieser Prozess, sich ernsthaft
damit auseinanderzusetzen, ohne Denkverbote
ranzugehen, aber mit Klarheit und Blick auf die Fra-
gestellung dessen, was unsere Bürger bewegt, be-
hindert die Religionsausübung überhaupt nicht,
aber er fußt auf der Kontinuität mit den Normen, die
diese Gesellschaft ausmachen. Das Grundgesetz
ist klare Aussage davon, worauf wir uns verständigt
haben. Das bindet unsere westliche Wertegemein-
schaft. Ich denke mal, damit ist es eine grandiose
Richtschnur dafür, entlang welcher Grenzen Ausei-
nandersetzung funktionieren kann: nur so! Danke
schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Jetzt hat sich der
Ministerpräsident zu Wort gemeldet.

Ramelow, Ministerpräsident:

Liebe Frau Kollegin Walsmann, ich habe mich jetzt
zu Wort gemeldet, um ein paar Anmerkungen zu Ih-
ren Ausführungen zum Islam und der Moschee in
Marbach zu machen. Sie haben ausgeführt, dass
das Frauenbild der Ahmadiyya-Gemeinde nicht
dem unserer Verfassung entsprechen würde. Das
halte ich für eine diskussionsnotwendige Grundla-
ge. Ich will aber anmerken, dass die Frage des An-
tidiskriminierungsgesetzes, würde man es auf die
Kirchen anwenden, in der katholischen Kirche zu
kuriosen Ergebnissen führen würde, wenn man der
Meinung wäre, dass das Antidiskriminierungsge-
setz zum Beispiel bei der Priesterweihe nicht mehr
geschlechtsspezifisch angewendet werden dürfte.

Es gibt gute Gründe, warum das Antidiskriminie-
rungsgesetz und warum das Arbeitsgesetz im Kern
nicht in den Kirchen, in unseren Religionsgemein-
schaften angewendet wird. Das ist der Konsens,
der aus Westdeutschland aus dem Verfassungs-
recht entstanden ist. Ich will es nur erwähnen, weil
ich der Meinung bin, dass wir dann insgesamt da-
rüber diskutieren. Ich habe ja Ihren Redebeitrag als
Diskussionsangebot und nicht als Ausgrenzung
verstanden.

Und es gibt eine zweite Geschichte, wo ich einfach
nur anmerken wollte, weil ich mich über die Presse-
erklärung von Herrn Herrgott schon gewundert ha-
be: Ihre Vertreterin Holbe war bei der Eröffnung der
Ausstellung dabei und hat selbst mitgekriegt, dass
Astrid Rothe-Beinlich das Frauenbild kritisch hinter-
fragt hat während der Veranstaltung mit der Ahma-
diyya-Gemeinde, damit ein Diskurs überhaupt ein
Dialog werden kann, dass man überhaupt ins Ge-
spräch kommt. Deswegen war die Abwesenheit von
Herrn Herrgott, der dann hinterher per Presseerklä-
rung sagt, was man hätte diskutieren müssen, selt-
sam, wenn eine Kollegin, die für Religionsfragen
aus Ihrer Fraktion zuständig ist, dabei war und mit-
kriegt, dass genau diese Fragen gestellt wurden.
Es hat also niemand gesagt, wir machen uns das
zu eigen und akzeptieren das einfach, sondern es
muss miteinander diskutiert werden. Ich halte die
Diskussion für notwendig. Ich halte sie auch deswe-
gen für notwendig, weil das Land, aus dem ich
komme – Sie sprachen eben von dem westlichen
Wertekonsens –, sich immer dem westlichen Wer-
tekonsens verpflichtet fühlte. Aber die Frage der
Gleichbehandlung der Frau in der Bundesrepublik
Deutschland, ich will es erwähnen – Sie sind Juri-
stin, Sie können es unschwer googeln –, das Urteil
des obersten Gerichts noch in den End-60er-Jah-
ren, sogar noch Anfang der 70er-Jahre, war, dass
der Geschlechtsverkehr in der Ehe vollzogen wer-
den muss und die Ehefrau Lust dabei wenigstens
zeigen soll. Das steht in den obersten Leitsätzen
des Urteils im Namen der Bundesrepublik Deutsch-
land über das Verhältnis der Ehe und die Rolle der
Ehe. Noch in den 70er-Jahren – also das ist jeden-
falls in meinem Leben noch nicht so lange her –
war es so, dass die Ehegattin in der Bundesrepu-
blik Deutschland ohne die Zustimmung des Ehe-
manns kein Konto eröffnen durfte. Ich war froh,
dass es ein sozialdemokratischer Justizminister
war, der endlich dieses ganz krude Zeug der Be-
nachteiligung der Frau in der Ehe beendet hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und ich war froh, dass dann auch das Ende des
Scheidungsrechts zugunsten eines Auflösungs-
rechts verändert wurde, denn bis dahin war es so,
dass der Ehemann machen konnte, was er wollte,
und die Ehefrau musste alles erdulden. Das war
Rechtsprechung der Bundesrepublik Deutschland
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bis Anfang der 70er-Jahre. Deswegen sage ich mal
– von den 70er-Jahren bis heute –, mit welcher
Selbstverständlichkeit wir heute darüber reden,
dass so etwas doch absurd wäre! Wenn ich heute
so etwas vorlesen würde, würde fast jeder hier im
Saal sagen: Das ist doch absurd. Trotzdem war das
Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland.
Deswegen sage ich, es war gut, dass auch die
christdemokratische Partei jetzt in Westdeutschland
bereit war, nachdem die sozialliberale Regierung
angefangen hat, Justizreformen auf den Weg zu
bringen, und Ihre Partei es endlich geschafft hat, ihr
Frauenbild zu modernisieren.

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen bin ich froh, wenn Sie das heute anspre-
chen. Aber ich denke, wir sollten es in den gleichen
zeithistorischen Kontext einordnen, in dem sich
Entwicklungen vollziehen. Wir müssen Menschen
einladen, damit sich dieser Kontext verändert.

Eine persönliche Anmerkung: Ich bin in einer sehr
protestantischen Gegend groß geworden. Ich erin-
nere mich noch gut, wenn meine Großmutter über
die Katholiken in der Nachbarschaft geredet hatte –
das war nicht freundlich. Ich bin froh, dass das heu-
te überhaupt keine Rolle mehr spielt. Als ich in Hes-
sen drei Dörfer, die katholisch waren, kennenge-
lernt habe und wir als junge Kerle zur Kirmes nicht
hingegangen sind, weil wir wussten, das geht nicht
gut aus – heute würde man darüber lachen. Aber
der Prozess zwischen evangelisch und katholisch
war ein Prozess, der – gemessen am Dreißigjähri-
gen Krieg – noch viele Jahre und Jahrzehnte
brauchte, bis eine Normalität entstanden ist. Des-
wegen bin ich überzeugt, dass wir auch mit der Ah-
madiyya-Gemeinde und anderen, die friedlich ihre
Religion leben wollen, einen Prozess organisieren
können, der dazu führt, dass das, was heute noch
nicht selbstverständlich ist, doch selbstverständlich
werden kann. Wenn wir dann noch eine Moderni-
sierung von Religionsunterricht und religiösen An-
geboten mit staatlichen Institutionen, so wie wir es
ja mit den Kirchen auch organisiert haben, dass
Religionslehrer eben an der Hochschule studiert
haben und auch die Priesterausbildung Teil des
universitären Teils ist, wenn wir auch das offensiv
angehen, dann sage ich: Aus der Unkenntnis und
aus der Ablehnung könnte eine Normalisierung ent-
stehen. Aber die Unkenntnis und Ablehnung nicht
zur Kenntnis zu nehmen, wäre ein Fehler, da bin
ich völlig dabei. Deswegen wollte ich das nur an-
merken, dass wir uns nicht einfach unter ein Glas-
haus setzen, anfangen, mit Steinen zu schmeißen,
und uns dann wundern, dass es ziemlich schep-
pert, weil wir so eine eigene Entwicklungsgeschich-
te haben.

Die Anmerkung will ich mir schon erlauben: Als ich
aus Westdeutschland vor 26 Jahren als Gewerk-
schafter hierherkam, hofften meine Gewerkschafts-

frauen aus Westdeutschland, dass mit den ostdeut-
schen Gewerkschaftsfrauen die Quote in der Sat-
zung unserer Gewerkschaft donnernd beschlossen
wird, und die ostdeutschen Frauen waren über-
haupt nicht willens, die Quote einzuführen, weil die
gesagt haben: Das, was wir uns erkämpft haben
und was für uns normal ist, wollen wir nicht durch
eine Quote reduziert kriegen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das war eine interessante kulturelle Erfahrung für
mich, weil ich auf einmal das, was ich für normal
hielt, hinterfragen musste. So gesehen würde ich
mich freuen, wenn wir tatsächlich den Thüringen-
Monitor und auch die dahinterstehenden Problem-
lagen als Ausgangspunkt der Diskussion nehmen.
Ja, ich weiß, der Islam wird überwiegend von der
Bevölkerung nicht positiv aufgenommen, sondern
als Bedrohung empfunden, und das in Unkenntnis
von muslimischen Menschen. Das scheint nur ein
Teil des Problems zu sein, so wie auch vor
80/90 Jahren das Judentum auf einmal abgegrenzt
und ausgegrenzt wurde. Deswegen scheint es mir
notwendig zu sein, auf dem Fundament unseres
Grundgesetzes – das ist die Hausordnung – sollten
wir uns aufmachen, Vorurteile abzubauen und auch
eine klare Haltung zu zeigen. Selbst wenn die
Mehrheit der Bevölkerung sagt, dass ihr unange-
nehm ist, da muss man trotzdem sagen: Es ist
längst da.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich fand Herrn Wulff damals in zwei Punkten mutig.
Er hat einmal diesen Satz gesagt – danach hatte
ich den Eindruck, dass seine Präsidentschaft relativ
rapide zu Ende gegangen ist –,

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: Wir
auch!)

aber er ist gleichzeitig auch der erste Präsident ge-
wesen, der für die Rabbinerordination in der Syn-
agoge war. Das habe ich Herrn Wulff beides hoch
angerechnet. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. Als Nächste
hat sich Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich zu Wort
gemeldet.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, die Debatten um den Thürin-
gen-Monitor fordern uns immer wieder. Ich bin wirk-
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lich froh, dass es ihn gibt – als einen Gradmesser,
als Bestandsaufnahme von Haltungen, von Wertur-
teilungen, auch von Meinungen in der Bevölkerung.
Das macht ihn bundesweit einzigartig, meine sehr
geehrten Damen und Herren. Deswegen an dieser
Stelle auch noch einmal der Dank an die Erstelle-
rinnen und Ersteller dieses Monitors, der uns immer
wieder zu denken gibt.

Ich will aber auch sagen – und das wird jetzt auch
gleich deutlich werden –, dass ich mich natürlich
auch kritisch auseinandersetze mit dem einen oder
anderen Befund. Das kann mitunter auch schon bei
der Begriffswahl losgehen. Wenn ich nämlich im Ti-
tel der Studie von „Flüchtlingskrise“ – auch wenn
sie in Anführungszeichen steht – lese, dann halte
ich das ein Stück weit für problematisch, weil
„Flüchtlingskrise“ in der Regel als Krise Deutsch-
lands, ursächlich verursacht durch die Flüchtlinge,
verstanden wird und nicht als Krisen in den Her-
kunftsländern, vor denen Menschen fliehen müssen
und zu uns kommen. Auch später ist die Studie für
meine Begriffe wenig begriffssensibel, indem Be-
griffe verwendet werden wie zum Beispiel „Zu-
strom“ oder auch „Integrationsproblematik“.

Mich haben allerdings einige Zahlen im Monitor
durchaus optimistisch gestimmt, dass beispielswei-
se viele, gerade jüngere, hoch qualifizierte, sozio-
ökonomisch gut etablierte Menschen mit eigener
Migrationsgeschichte sehr positiv zur Asyl- und
Flüchtlingssituation stehen. 58 Prozent der Befrag-
ten sind der Ansicht, dass mit der Aufnahme von
Flüchtlingen und Asylsuchenden der Bevölkerungs-
rückgang ausgeglichen werden kann. Der Minister-
präsident hatte in seiner Rede darauf aufmerksam
gemacht, dass wir Zuwanderungsland werden müs-
sen. Auch dieser Befund stimmt mich überaus posi-
tiv. 75 Prozent – das sind immerhin drei Viertel der
Befragten – sind der Ansicht, dass unsere Gesell-
schaft mit der Aufnahme von Geflüchteten und
Asylsuchenden kulturell vielfältiger wird. Auch das
werte ich positiv. 57 Prozent sehen den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt gefährdet, allerdings
nicht wegen der Geflüchteten, sondern wegen der
Zunahme des Rechtspopulismus und des Rechts-
extremismus, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Ganz deutlich widersprechen muss ich auch denen,
die hier ein Bild gezeichnet haben, der Thüringen-
Monitor würde – auch wenn sie ihn zuvor gänzlich
infrage gestellt haben – die Landesregierung und
deren Politik infrage stellen. Das Gegenteil ist der
Fall, denn die Asyl- und Flüchtlingspolitik der Lan-
desregierung wird mehrheitlich positiv bewertet. Ich
will es noch einmal auseinandernehmen: 5 Prozent
bewerten sie sogar sehr positiv, 42 Prozent eher
positiv. Dazu gehört natürlich, auch zu sagen:
31 Prozent bewerten sie negativ und 8 Prozent
sehr negativ. Am positivsten aber wird die Arbeit
der freiwilligen Helferinnen und Helfer bewertet:

56 Prozent sehen diese sehr positiv, 32 Prozent
eher positiv, 16 Prozent geben an, sich bereits eh-
renamtlich engagiert zu haben, und 46 Prozent der
Menschen wären bereit, sich zu engagieren. Die
Hilfsbereitschaft ist also durchaus groß. Ich möchte
mich an dieser Stelle auch noch einmal ganz herz-
lich bei allen bedanken, die bereits geholfen haben
oder die sich tagtäglich engagieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Spannend ist übrigens auch, dass immerhin
67 Prozent der Befragten nichts dagegen hätten,
wenn in ihrer Nachbarschaft eine Unterkunft für
Asylsuchende entstehen würde. In den größeren
Städten sind es sogar 75 Prozent. 96 Prozent der
Befragten geben an, dass alle Asylsuchenden zur
Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen ver-
pflichtet werden sollten. Allerdings meinte nur die
Hälfte der Befragten, dass die Behörden genug tun,
um Ausländerinnen und Geflüchtete vor fremden-
feindlichen Übergriffen zu schützen. 21 Prozent be-
nennen Aspekte einer Willkommenskultur als rele-
vant, insbesondere die Einbindung in den Alltag,
Hilfsbereitschaft und aktive Wertevermittlung.
16 Prozent der Befragten beurteilen ein dauerhaf-
tes Bleiberecht als sehr wichtig bzw. wichtig für die
gelingende Integration. 77 Prozent der Befragten
sind der Meinung, dass Deutschland ein Einwande-
rungsgesetz braucht, das festlegt, welche und wie
viele Menschen mit Migrationshintergrund ins Land
kommen dürfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der
Rede des Fraktionsvorsitzenden der CDU, der ja
leider in der Regel nicht mehr zugegen ist, wenn
die anderen reden – so wird ein Diskurs übrigens
auch immer schwierig –, wurde deutlich, dass er
der Meinung ist, dass Rassismus allein ein Problem
des rechten Randes darstellt. Das ist nicht so, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, und wir wis-
sen es. Rassismus hat seine Wurzeln in der Mitte
der Gesellschaft. Genau das muss uns zu denken
geben und genau das macht der Thüringen-Monitor
immer wieder deutlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe im Übrigen mitunter weniger Sorge vor de-
nen, die neu zu uns kommen, als vor denjenigen,
die im ewig Gestrigen verharren und nicht annä-
hernd bereit sind, sich auf Veränderungen einzu-
stellen. Auch ist mir wichtig zu sagen – und das
auch an die Adresse von Mike Mohring –, dass es
in allererster Linie Menschen sind, die zu uns kom-
men, und zwar unabhängig von ihrem Aufenthalts-
status oder ihrem Beweggrund. Ich glaube, das ver-
gessen immer wieder zu viele, wenn sie nur Nütz-
lichkeitsaspekte benennen, nach denen sie diese
Menschen bewerten, und wen sie auch mit bei uns
sehen wollen.
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(Beifall Abg. Berninger, DIE LINKE)

Das Konstrukt der sicheren Herkunftsstaaten hat
heute auch schon eine Rolle gespielt. Ich sage es
noch einmal: Aus unserer Sicht ist es ein politi-
sches Konstrukt, das keiner näheren Betrachtungs-
weise standhält und das einzig und allein dazu
dient, Menschen abzuschrecken,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Menschen schneller abschieben zu können oder
sich eben nicht mit der Situation der Einzelnen zu
befassen. Das widerspricht unserem Ansatz vom
Grundrecht auf Asyl, weil es ein individuelles
Grundrecht ist, und auch darauf möchte ich hier
noch einmal hinweisen.

(Beifall Abg. Berninger, DIE LINKE)

Ich will auch noch eines zu Frau Walsmann sagen:
Sie machen es sich hier sehr leicht. Ich weiß nicht,
ob das eine OB-Wahlrede für Erfurt werden sollte,
wo ja gerade Stimmung gegen den Bau einer klei-
nen Moschee im Ortsteil Marbach gemacht wird.
„Den Islam“ gibt es so nicht. Auch hier gilt es, ge-
nauer hinzuschauen. Auch er ist sehr differenziert
zu betrachten. Ich finde es wirklich bedauerlich, der
Ministerpräsident hat eben darauf hingewiesen,
dass Sie sich offenkundig nicht mal die Ausstellung
genauer angeschaut haben, zu der im Moment drei
Fraktionen in diesem Haus einladen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn diese Ausstellung dient dazu, aufzuklären,
das Gespräch zu suchen, auch ins Gespräch zu
kommen und sich damit auseinanderzusetzen, was
eine kleine Gemeinde selbst für ihre eigene Haltung
und ihren richtigen Weg hält. Ich bin in der ehemali-
gen DDR groß geworden und habe es erlebt, wie in
einem System mit Menschen umgegangen wurde,
die gläubig sind. Deswegen – ich habe es schon
mal gesagt – ist gelebte Religionsfreiheit und der
Artikel 4 im Grundgesetz einer der wichtigsten mit
für mich. Religionsfreiheit heißt, sich frei entschei-
den zu können, zu glauben. Dass hier natürlich das
Grundgesetz auch für alle Gläubigen – und zwar
egal welchen Glaubens – maßgeblich sein muss,
ist klar. Frau Walsmann, ich weiß nicht, was Sie da-
mit meinen, wenn Sie sagen, dass es nicht reicht,
wenn Muslime sagen: „Wir achten die Gesetze des
Landes“! Was sollen sie denn noch tun, meine sehr
geehrten Damen und Herren? Wir erwarten auch
von den Bürgerinnen und Bürgern, die nicht musli-
mischen Glaubens sind, nichts anderes. Alle haben
die Gesetze zu achten und das gilt unabhängig da-
von, ob und an wen und warum Menschen glauben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten
Sie mir noch sechs Schlussfolgerungen aus dem,
was ich aus diesem Thüringen-Monitor entnommen
habe. Die Mehrheit der Thüringerinnen und Thürin-
ger hat tatsächlich Befürchtungen und Ängste auch
angesichts der Asyl- und Geflüchtetensituation. Für
uns ergibt sich daraus folgende Herausforderung,
nämlich diese Ängste und Befürchtungen einerseits
ernst zu nehmen und andererseits – da wo möglich
– abzubauen. Es ist also eine menschenrechtsori-
entierte Asyl- und Migrationspolitik gefordert, die
zudem sachlich, rational und faktenbasiert agiert.
Und diesen Weg werden wir als rot-rot-grüne Koali-
tion weitergehen.

Zweitens: Die Menschen in Thüringen sehen den
gesellschaftlichen Zusammenhalt in Thüringen ge-
fährdet, aber eben nicht wegen der Flüchtlinge –
ich sagte es vorhin –, sondern wegen der Zunahme
des Rechtspopulismus und des Rechtsextremis-
mus. Wir müssen also umso entschlossener rechts-
populistischen und rechtsextremen Tendenzen ent-
gegentreten und ich danke daher denen, die eben
mit Besen dafür gesorgt haben, auch noch den letz-
ten braunen Dreck hier vor dem Haus wegzukeh-
ren.

(Beifall DIE LINKE)

Es muss uns schon zu denken geben, wenn Herr
Köckert heute draußen erklärt, dass Herr Höcke
sein parlamentarischer Vertreter hier im Landtag
wäre, und ich habe bis jetzt keine Distanzierung da-
von gehört.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Walk, CDU)

Zum Dritten: Die Asyl- und Flüchtlingspolitik der
Landesregierung, auch wenn das hier einigen im
Haus nicht schmeckt, wird mehrheitlich positiv ein-
geschätzt. Das ist ein gutes Zeugnis für rot-rot-grü-
ne Asylpolitik. Eine menschenwürdige Unterbrin-
gung, die Versorgung und Schaffung von Rahmen-
bedingungen für gute Integration wird also von den
Thüringerinnen und Thüringern mehrheitlich unter-
stützt, und das macht mich froh.

Zum Vierten: Zwei Drittel der Thüringerinnen hätten
nichts dagegen, wenn Geflüchtete ihre neuen
Nachbarn und Nachbarinnen werden. Allerdings
macht uns natürlich nachdenklich, dass 72 Prozent
der Befragten eine nationale Obergrenze befürwor-
ten. Das ist aus unserer Sicht allerdings vor allem
ein deutliches Zeichen dafür, endlich europaweit zu
einem gerechten Verteilungsmodus zu gelangen,
der sowohl die Integrationsbedingungen in den je-
weiligen Ländern als auch die Interessen der Ge-
flüchteten berücksichtigt. Und gestatten Sie mir
noch einen Hinweis, da ich erst gestern wieder Be-
richte über Menschen gesehen habe, die im Mittel-
meer ertrunken sind: Dazu gehört es auch, endlich
sichere und legale Fluchtwege zu schaffen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Fünften: Zwei Drittel der Thüringerinnen und
Thüringer halten ein dauerhaftes Bleiberecht für
sehr wichtig, damit Integration gelingen kann. Auch
dies stellt eine Unterstützung für rot-rot-grüne Asyl-
und Migrationspolitik dar, setzen wir doch gerade
bei Asylsuchenden, die bereits mehrere Jahre im
Asylverfahren sind, auf ein dauerhaftes Bleiberecht.

Und zum Sechsten: Die Thüringerinnen und Thürin-
ger befürworten ein Einwanderungsgesetz. Unsere
grüne Bundestagsfraktion hat hier bereits 2015 vor-
gelegt, Dirk Adams hat das vorhin ausgeführt, und
ich glaube, dass es auch an der Zeit ist, hierfür ein
klares Signal aus Thüringen zu senden. Vielen
herzlichen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächste hat
sich Frau Abgeordnete Berninger, Fraktion Die Lin-
ke, zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrter Präsident, meine Damen und Herren,
vorab fürs Protokoll: Ich bin nicht die Kollegin ir-
gendeines rechtspopulistischen Abgeordneten hier
in diesem Haus und ich möchte auch nicht als Kol-
legin angesprochen werden!

Meine sehr geehrten Damen und Herren der demo-
kratischen Fraktionen und der Landesregierung,
sehr geehrte Zuhörerinnen! „Die Hochkonjunktur
der politischen Lüge ist der Tod des Arguments“,
hat Benjamin Hoff vorhin gesagt. Ich habe mir das
gemerkt, denn ich finde es wirklich an Dreistigkeit
nicht zu überbieten, wenn der Abgeordnete Höcke
es hier wagt, von Redlichkeit zu sprechen, während
seine Rede vor politischen Lügen gestrotzt hat, wie
es nicht mehr ging. Nur ein Beispiel: Die Behaup-
tung, es gebe eine große Ablehnung der Arbeit der
Landesregierung, die aus dem Thüringen-Monitor
ersichtlich würde – 47 Prozent der Befragten be-
werten die Arbeit der Landesregierung in der
Flüchtlingspolitik sehr oder eher positiv und es sind
nur 39 Prozent, die diese Arbeit sehr oder eher ne-
gativ bewerten, meine Damen und Herren. Von we-
gen große Ablehnung der Arbeit der Landesregie-
rung! Ein zweites Indiz dafür, dass es einfach eine
Lüge von Herrn Höcke war, möchte ich mit dem
nächsten Zitat der Autoren des Monitors anbringen.
Ich zitiere: „Die Reihung des Institutionsvertrauens
zwischen – in aufsteigender Folge – Bundesregie-
rung-Landesregierung-Gerichten-Polizei ist über
den gesamten Untersuchungszeitraum“ – das sind
inzwischen 16 Jahre – „stabil“. Im Übrigen, was die
Wissenschaftsschelte angeht, die der Abgeordnete

Höcke hier vorgetragen hat, ist das Vertrauen der
Befragten in die Wissenschaft 2016 noch höher als
das in die Polizei, nämlich über 70 Prozent vertrau-
en der Institution Wissenschaft voll.

Meine Damen und Herren, eine der Aufgaben – Su-
sanne Hennig-Wellsow hat es angedeutet – besteht
in der im Monitor zum Ausdruck kommenden Ambi-
valenz zwischen der tatsächlichen und der gefühl-
ten Situation. So sehen die Autoren des Monitors
anhand des wirtschaftlich günstigen Kontextes und
der positiven Bewertung der allgemeinen und indivi-
duellen wirtschaftlichen Lage in Thüringen, die
auch der Ministerpräsident heute Morgen beschrie-
ben hat, eigentlich Anlass zur Dämpfung der Sor-
gen um die Integrationskapazität, die jedoch nicht
gemessen wurde.

Stattdessen befürchtet mehr als die Hälfte der Be-
fragten Veränderungen in ihrer Lebensweise und
definiert Integration sozusagen als „Plan B“, solan-
ge nicht die befürchtete Heterogenität durch Ab-
schiebung abgelehnter Asylsuchender verhindert
werden könne. Gleichzeitig aber sehen 38 Prozent
der zu ihren Vorstellungen von Integration Befrag-
ten dafür auch eine von der Aufnahmegesellschaft
zu erbringende Leistung, nämlich „Aspekte einer
‚Willkommenskultur‘, die die Zuwandernden auf-
nimmt und es ihnen ermöglicht, sich gesellschaft-
lich einzubringen“. Davon beschreiben 17 Prozent
„Integration vornehmlich als Prozess der gegensei-
tigen Annäherung, bei dem Offenheit, Kooperati-
onsbereitschaft, Respekt und Toleranz entschei-
dend sind“. Alles Werte, die den von Rot-Rot-Grün
beschrittenen Weg, Integration gemeinsam mit vie-
len Partnerinnen und Partnern zu gestalten und
dies auch in einem Integrationskonzept zu be-
schreiben, unterstützen.

Erkennbar ist, so die Autoren, der Einfluss eigener
lebensweltlicher Erfahrungen auf die Urteilsbildung.
72 Prozent der Befragten haben gar keinen persön-
lichen Kontakt mit Geflüchteten. Befragte mit Kon-
takt, mit persönlichen Kontakten zu Geflüchteten,
hegen eher Hoffnungen als Befürchtungen in Be-
zug auf die Flüchtlinge. Bei den Befragten ohne
Kontakt ist es andersherum. Diese Werte markieren
die Herausforderungen, die Susanne Hennig-Well-
sow beschrieben hat, dass nämlich Politik, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft Begegnungen und Ken-
nenlernen ermöglichen müssen, eben weil der Ein-
fluss der eigenen lebensweltlichen Erfahrungen so
wichtig ist für die Einstellungen und Werte.

Wenn Frau Walsmann die 2012 gemessenen Vor-
behalte gegen Menschen aus verschiedenen Län-
dern hier anführt, will ich sagen: Ich glaube, gerade
nach den gemachten Erfahrungen des letzten Jah-
res, seit dem letzten Sommer, wäre heute oder
nächstes Jahr das Antwortverhalten der Thüringe-
rinnen und Thüringer – meines Erachtens – ein an-
deres, weil sie nämlich viel mehr Menschen, zum
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Teil auch aus arabischen Ländern, kennengelernt
haben. Die vom Monitor festgestellten und von den
Autoren als gesellschaftlicher Konsens – so haben
sie es genannt – bezeichneten ressentimentgeleite-
ten Haltungen gegenüber Muslimen bei einer Mehr-
heit der Befragten ist aus Sicht der Linken eine der
großen Herausforderungen. Mindestens einer der
im Thüringen-Monitor enthaltenen islamkritischen
oder islamfeindlichen Aussagen stimmen über
80 Prozent der Befragten zu. Allen vier stimmen
33 Prozent zu. Die Aussage „Der Islam gehört zu
Deutschland“ wird von fast 80 Prozent der Befrag-
ten abgelehnt. Da gibt es aber einen Lichtblick:
50 Prozent der sich in Ausbildung Befindlichen
stimmen dieser Aussage zu. Auch hier möchte ich
auf etwas entgegnen, was Frau Walsmann gesagt
hat. Frau Walsmann, niemand behauptet, auch
nicht mit der Aussage „Der Islam gehört zu
Deutschland“ wird behauptet, der Islam habe die
Geschichte des Landes bestimmt. Das behauptet
niemand. Aber Tatsache ist auch, dass die Welt
sich dreht und verändert und dass nicht nur die Ge-
schichte prägende Gruppen oder Religionen zu ei-
nem Land dazugehören dürfen, sondern auch neu
dazugekommene. In diesem Zusammenhang
möchte ich an die von Ihnen angemahnte Versach-
lichung bei Ihnen selbst appellieren – für die Ver-
sachlichung in der Debatte um den Islam, da bin ich
ganz bei Ihnen. Als eine der Ursachen für die Is-
lamvorbehalte benennen die Autoren, dass es in
Thüringen wie auch im übrigen Ostdeutschland –
mit Ausnahme von Berlin – „keine lange Tradition
eines konfliktarmen Zusammenlebens“ mit Musli-
minnen und Muslimen oder die Gelegenheit gibt,
durch eigene Kontakte mit Musliminnen und Musli-
men ein differenziertes Bild islamischer Wirklichkeit
zu gewinnen. Das hat Bodo Ramelow gerade eben
auch schon aufgegriffen. Frau Walsmann, das er-
gibt eine ganz logische Begründung für die von Ih-
nen benannte höhere Toleranz in größeren Städ-
ten. Die Autoren schreiben aber weiter, dass „das
Bild, das medial und in öffentlichen Debatten ver-
mittelt wird, vielfach geeignet ist, Ressentiments zu
bestätigen“. Auch das ist eine Konsequenz, die
nicht Politik und Gesellschaft aus dem Monitor zie-
hen sollten, sondern die das Bild vermittelnden Me-
dien. Den vorbehaltsbelasteten Einstellungen zu
begegnen, Vorurteile gegenüber Musliminnen und
Muslimen und der Religion Islam zu entkräften, ist
deshalb so wichtig, weil – und das sagt auch die
Analyse der Autoren des Monitors – die Interpretati-
on der gegenwärtigen Asyl- und Flüchtlingssituation
durch die Thüringerinnen und Thüringer sowie ihre
Vorstellungen von Migration und Integration erheb-
lich an Einstellungen und Erwartungen gegenüber
Musliminnen und Muslimen und die Wahrnehmung
des Islam geknüpft sind. Es ist also wichtig, auch
um die Einstellung gegenüber Flüchtlingen zu be-
einflussen, die nicht muslimisch sind, dass wir über
Islam und Musliminnen und Muslime informieren.

Dass es nicht wenige gibt, die daran arbeiten, das
Bild noch zu verschlechtern und Vorurteile gegen-
über Geflüchteten und insbesondere gegenüber
Musliminnen und Muslimen zu verstärken, das wis-
sen wir. Das haben wir vorhin gerade erst wieder
hier am Pult erlebt – auf die Sache mit dem parla-
mentarischen Arm muss ich als Vierte oder Fünfte
jetzt nicht noch mal eingehen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Um das Bild zu verbessern, den Vorurteilen zu be-
gegnen, sind erste Schritte getan, nicht zuletzt
durch die Muslime selbst. Da möchte ich ausdrück-
lich der Ahmadiyya-Gemeinde danken, die nahezu
wöchentlich auf dem Erfurter Anger Begegnung
und Kennenlernen ermöglicht und über ihre Religi-
on und das, was sie auch sozial alles macht, infor-
miert. Aber erste Schritte sind auch – und zwar
nicht nur symbolhaft – getan durch zum Beispiel die
Einladung des Ministerpräsidenten zum Ramadan-
empfang in der Staatskanzlei oder mit der bereits
erwähnten gemeinsamen Ausstellung „Eine Reise
durch die islamische Zeit“ hier auf den Fluren der
rot-rot-grünen Fraktionen im Landtag.

Meine Damen und Herren, Geflüchtete sind längst
Teil der Thüringer Gesellschaft. Dies zu akzeptie-
ren fällt vielleicht immer noch nicht allen leicht. Aber
es ist sehr erfreulich, dass es eine ungebrochen
große Bereitschaft gibt, Geflüchtete zu unterstüt-
zen, und dass dies auch von einer sehr großen
Mehrheit der Befragten, nämlich 88 Prozent, aner-
kannt und positiv bewertet wird.

Auch ich möchte an dieser Stelle, auch wenn es
wiederholt ist – ich glaube, man kann das nicht oft
genug tun –, den ausdrücklichen Dank meiner Par-
tei und unseren größten Respekt gegenüber all je-
nen ausdrücken, die da sind, wenn Menschen sie
brauchen. Ohne diese gelebte Solidarität wäre Thü-
ringen noch sehr, sehr weit davon entfernt, Angela
Merkels berühmten Satz „Wir schaffen das“ mit Le-
ben zu erfüllen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, erfreulich ist auch, dass
fast 90 Prozent der Befragten die Chancen der Zu-
wanderung für die Gesellschaft erkennen. Hier
kann Politik und hier kann auch die Zivilgesellschaft
ansetzen, Begegnungs- und Erfahrungsräume
schaffen und vorurteilsbehaftete Ressentiments
entkräften, nicht durch Belehrung, sondern durch
den ganz praktischen Nachweis, dass Befürchtun-
gen unbegründet sind, dass Unterschiede im Leben
dazugehören und bereichernd sein können. Das ist
die Aufforderung, die der Monitor an uns alle ge-
meinsam ausrichtet. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Mir liegen jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen vor. Mit Blick in das
Plenum bleibt das auch so. Damit schließe ich die-
sen Tagesordnungspunkt.

Zum weiteren Ablauf: Wir treten jetzt bis 14.15 Uhr
in eine Mittagspause ein. Anschließend geht es mit
der Fragestunde weiter. Es sind noch sieben Fra-
gen offen. Dafür muss man erfahrungsgemäß etwa
45 Minuten kalkulieren und dann geht es mit Ta-
gesordnungspunkt 10 weiter.

Der Ausschuss für Europa, Kultur und Medien trifft
sich 5 Minuten nach Beginn der Mittagspause im
Raum F 202 zu einer außerplanmäßigen Sitzung.

Wir setzen die Plenarsitzung fort mit dem Aufruf
des Tagesordnungspunkts 28

Fragestunde

Der erste Fragesteller ist Herr Abgeordneter Schaft,
Fraktion Die Linke, mit der Drucksache 6/2911.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Unnötiger Zeitverlust bei Referendariatsantritt nach
Studienabschluss an der Universität Erfurt

Nach Berichten von Absolventinnen und Absolven-
ten der Universität Erfurt kommt es im Übergang
vom Lehramtsstudium an der Universität Erfurt zum
Referendariat zu ungünstigen Terminkollisionen,
die zu unnötigen Verzögerungen führen. So erfolgt
die Zeugnisausgabe für die Studierenden des Mas-
ter of Education Grundschule an der Uni Erfurt erst
nach dem Bewerbungsschluss für das Referendari-
at. Damit geht den Studierenden regelmäßig ein
halbes Jahr verloren, welches sie bis zum mögli-
chen Beginn ihres Referendariats anders über-
brücken müssen. In der Konsequenz kann es nach
dem einjährigen Referendariat, welches sie durch
die erste Verzögerung mitten im Schuljahr been-
den, anschließend zu einer weiteren unnötigen
Pause kommen, bis sie als junge Lehrerinnen und
Lehrer eingestellt werden können. Solche Verzöge-
rungen müssen gerade in einer Zeit verstärkter
Konkurrenz um junge Lehrkräfte dringend überwun-
den werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist der Thüringer Landesregierung das beschrie-
bene Problem bekannt?

2. Betrifft das Problem weitere Studiengänge im
Bereich Lehramt an der Universität Erfurt oder auch
an der Friedrich-Schiller-Universität Jena?

3. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung
gegebenenfalls bereits ergriffen, um das beschrie-
bene Problem zu überwinden?

4. Besteht seitens der Landesregierung die Mög-
lichkeit, auf das beschriebene Problem zukünftig
einzugehen, indem etwa die Zeugnisausgabe frü-
her stattfindet oder der Bewerbungsschluss erst
später angesetzt wird?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Staatssekretär
Hoppe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Schaft be-
antworte ich für die Thüringer Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Der Landesregierung ist bekannt, dass
die Festlegung der Einstellungstermine zum Vorbe-
reitungsdienst an Thüringer Schulen nicht dem Zeit-
punkt der regelmäßigen Ausstellung der Abschluss-
zeugnisse an den Thüringer Hochschulen ent-
spricht. Auch ist der Landesregierung bekannt,
dass der Beginn und das Ende eines Schuljahres
nicht mit dem Beginn und dem Ende des Hoch-
schulsemestertakts identisch sind. Dies führt bei
Übergängen zwischen den beiden Bildungsberei-
chen mitunter zu Verzögerungen, unter anderem
für den Personenkreis der Absolventen von Lehr-
amts- und lehramtsbezogenen Studiengängen.

Zu Frage 2: Ja. Der Grund hierfür ist, dass die Ab-
schlusszeugnisse im Bereich des Lehramts an der
Universität Erfurt und bei den Lehramtsstudiengän-
gen an der Friedrich-Schiller-Universität zum Ende
des letzten Fachsemesters der Regelstudienzeit,
mithin zum 30. September eines Jahres, ausgestellt
werden. Die Einstellungstermine zum Vorberei-
tungsdienst sind hingegen mit Blick auf den jeweili-
gen Schuljahresbeginn auf den 1. Februar sowie
1. August eines Jahres durch das Thüringer Minis-
terium für Bildung, Jugend und Sport festgelegt
worden.

Zu Frage 3: Die Voraussetzungen für die Zeugnis-
erteilung bilden das Absolvieren sämtlicher Stu-
dien- und Prüfungsleistungen gemäß der Studien-
und Prüfungsordnung eines Studiengangs. Sind al-
le Studien- und Prüfungsleistungen erbracht, wer-
den die Abschlusszeugnisse durch die Thüringer
Hochschulen schnellstmöglich ausgestellt. In der
Regel wird die Gesamtstudienzeit vollständig für die
Erbringung der vorgeschriebenen Studien- und Prü-
fungsleistungen benötigt. Daraus folgt, dass die
Ausstellung der Abschlusszeugnisse in der Regel
zum Ende eines Sommersemesters – also 30. Sep-
tember – vorgenommen wird. Das Thüringer Minis-
terium für Bildung, Jugend und Sport gewährleistet
bereits jetzt großzügige Fristen für das Nachreichen
von Unterlagen der Lehramtsabsolventen – zum
Beispiel der Abschlusszeugnisse – für die beiden
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bereits genannten Einstellungstermine, um proble-
matische Übergangssituationen abmildern zu kön-
nen.

Zu Frage 4: Wie bereits ausgeführt, ist die be-
schriebene Problemlage nicht auf den Zeitpunkt der
Zeugnisausgabe zurückzuführen. Das Abschluss-
zeugnis wird durch die Hochschulen erstellt, sobald
alle notwendigen Studien- und Prüfungsleistungen
vorliegen. Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nachfra-
gen? Eine Nachfrage vom Abgeordneten Wolf.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrter Herr
Staatssekretär, wie schätzt die Landesregierung die
Zahl Thüringer Hochschulabsolventen im Bereich
Lehramt ein, die ihren Vorbereitungsdienst nicht in
Thüringen beginnen, und – da Sie ja gesagt haben,
es ist Ihnen bekannt – was sind denn derzeit die
Gesprächsfäden der Landesregierung, um tatsäch-
lich auch zum Beispiel andere Länderregelungen
anwenden zu können, wo das ja durchaus besser
funktioniert, also ich sage jetzt mal die bayerische
Landesregelung, nach der Landeskinder auch tat-
sächlich, wenn sie in Thüringen studiert haben, in
Thüringen ihren Vorbereitungsdienst beginnen kön-
nen? Wie kann man eine Synchronisierung hinbe-
kommen? Also erst mal Zahlen: Wie viele fangen
nicht an?

Vizepräsident Höhn:

Das sind aber ein bisschen viele Fragen auf einmal,
Herr Wolf.

Hoppe, Staatssekretär:

Zunächst einmal habe ich ja deutlich gemacht:
Durch die Nachreichung von Unterlagen kann das –
wenn man so will – strukturelle zeitliche Problem
zumindest abgemildert werden. Über Thüringen hi-
naus wissen wir ja, dass im Bereich der Hoch-
schulen Semesterbeginn und Semester einheitlich
sind. Insofern muss am Ende die spezielle Thürin-
ger Situation mit Blick auf die Bewerbungs- und
Einstellungstermine betrachtet werden. Hierzu gibt
es permanente Erörterungen zwischen dem Bil-
dungs- und dem Wissenschaftsministerium. Aber
den Stand der Dinge habe ich Ihnen berichtet.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann komme
ich zur nächsten Frage, Fragestellerin ist Frau Ab-
geordnete Liebetrau, CDU-Fraktion, in der Drucksa-
che 6/2922.

Abgeordnete Liebetrau, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident!

Bestandsgarantie für die Gemeinde Brotterode-Tru-
setal (Landkreis Schmalkalden-Meiningen)

In den Jahren 2010 bis 2013 kam es in Thüringen
zu insgesamt 55 freiwilligen Zusammenschlüssen
von kreisangehörigen Gemeinden. Mit dem Thürin-
ger Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisan-
gehöriger Gemeinden im Jahr 2011 und zur Ände-
rung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes –
siehe Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 293 –
wurde die Gemeinde Brotterode-Trusetal gebildet.
Damit wurde dem Willen nach einer Stärkung der
kommunalen Verwaltungsstruktur auf freiwilliger
Grundlage Rechnung getragen. Aufgrund des her-
beigeführten Zusammenschlusses der vorherigen
Bestandsgemeinden im Rahmen ihrer kommunalen
Selbstverwaltung durften diese auf eine langfristige
tragfähige Kommunalstruktur vertrauen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Kann die Gemeinde Brotterode-Trusetal bei einer
geplanten Gebietsreform auf Bestandsschutz hof-
fen und wird die Gemeinde Brotterode-Trusetal
auch nach einer geplanten Gebietsreform ihre Ei-
genständigkeit behalten und wie begründet die Lan-
desregierung dies?

2. Durch welche Maßnahmen beabsichtigt die Lan-
desregierung – bezogen auf die in Frage 1 genann-
te Kommune – im Falle einer zwangsweisen erneu-
ten Neugliederung den verfassungsrechtlichen
Maßstäben für Mehrfachneugliederungen zu genü-
gen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Liebetrau beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Gestatten Sie mir dabei zunächst eine kurze Vorbe-
merkung: Bestandsschutz bedeutet, dass Rechts-
verhältnisse im Hinblick auf die Rechtssicherheit
bestehen bleiben, sofern sie bereits vor einer ge-
setzlichen oder vertraglichen Neuregelung bestan-
den haben. Im Kommunalrecht gilt dieser Be-
standsschutz allerdings nicht uneingeschränkt. Die
Selbstverwaltungsgarantie gemäß Artikel 28 Abs. 2
Satz 1 Grundgesetz steht Gebiets- und Bestands-
änderungen einzelner Gemeinden nicht entgegen.
Auflösungen von Gemeinden, Gemeindezusam-
menschlüsse, Eingemeindungen und sonstige Ge-
biets- und Bestandsänderungen beeinträchtigen
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den verfassungsrechtlich geschützten Kernbereich
des Selbstverwaltungsrechts deshalb grundsätzlich
nicht.

Auch in der Vergangenheit neu gebildete Gemein-
destrukturen können geändert werden, wenn eine
erneute Regelung abweichenden Inhalts wegen
veränderter Verhältnisse oder neuer Erkenntnisse
notwendig oder zweckmäßig erscheint. Eine ent-
sprechende Neuregelung liegt durch das Vorschalt-
gesetz zur Durchführung der Gebietsreform in Thü-
ringen vom 2. Juli 2016 vor.

Zu Frage 1: Die Stadt Brotterode-Trusetal hat zwar
ein eigenes Grundzentrum, wird im Jahr 2035 aber
nur noch 4.427 Einwohner aufweisen. Die Stadt
Brotterode-Trusetal entspricht daher nicht den Vor-
gaben des Vorschaltgesetzes, es besteht also
Handlungsbedarf.

Zu Frage 2: Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts – unter anderem vom
12.05.1992 zur kommunalen Neugliederung der
Stadt Papenburg – hat der Gesetzgeber den für die
Regelung erheblichen Sachverhalt dem Gesetz zu-
grunde zu legen und die im konkreten Fall ange-
sprochenen Gemeinwohlgründe sowie die Vor- und
Nachteile der gesetzlichen Regelung in die vorzu-
nehmende Abwägung einzustellen. Bei Mehrfach-
neugliederungen ist mit Blick auf die Rechtfertigung
aus Gründen des öffentlichen Wohls in der gesetz-
geberischen Abwägung insbesondere ein Vertrau-
en der bereits einmal neu gegliederten Gemeinde
wie auch der Bürgerinnen und Bürger in die Be-
ständigkeit staatlicher Organisationsmaßnahmen in
Rechnung zu stellen. Diese verfassungsrechtlichen
Anforderungen wird die Landesregierung bei sämtli-
chen Neugliederungsmaßnahmen beachten.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Höhn:

Gibt es Nachfragen?

(Zuruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ja!)

Der Abgeordnete Kuschel, Fraktion Die Linke, hat
eine Nachfrage.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Herr Staatssekretär, liegen
Ihnen Informationen aus Brotterode-Trusetal vor,
ob die Stadt überhaupt auf einen Bestandsschutz
Wert legt, oder ist es nicht vielmehr so, dass im
Stadtrat bereits über verschiedene Varianten der
Neugliederung beraten wird und entsprechende
Gespräche stattfinden?

Götze, Staatssekretär:

Letztendlich müsste sich das, wenn man darauf
verzichten möchte, in einer entsprechenden Be-
schlusslage des Gemeinderats, des Stadtrats wie-
derfinden. Mir sind derartige Beschlüsse nicht be-
kannt.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Mir
aber!)

Es mag sein, dass da entsprechende Gespräche
laufen. In welchem Stadium die sich jetzt befinden
und ob die schon in konkrete Beschlüsse gemündet
sind, weiß ich nicht.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen kann ich nicht erkennen. Damit
kommen wir zur nächsten Frage – Drucksache 6/
2926 –, eine von Herrn Abgeordneten Wucherpfen-
nig, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Förderung von Modellprojekten der Regionalent-
wicklung – Daseinsvorsorge im demografischen
Wandel

Am 8. August 2016 hat das Thüringer Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft in der 32. Aus-
gabe des Thüringer Staatsanzeigers einen Aufruf
zur Förderung von „Modellprojekten der Regional-
entwicklung – Daseinsvorsorge im demografischen
Wandel“ veröffentlicht. Darin werden juristische
Personen des öffentlichen und privaten Rechts so-
wie öffentlich-private Partnerschaften aufgerufen,
sich bis zum 15. September 2016 mit innovativen
Maßnahmen und Projekten zur Weiterentwicklung,
Stabilisierung oder Verbesserung der Funktionen
der Daseinsvorsorge im Hinblick auf den demogra-
fischen Wandel zu bewerben. Mit Schreiben vom
20. Oktober 2016 haben mehrere Antragsteller aus
dem Landkreis Eichsfeld eine Ablehnung erhalten.

Ich frage deshalb die Landesregierung:

1. Wie hoch war das finanzielle Gesamtvolumen al-
ler Bewerbungen, die bis zum 15. September 2016
beim Thüringer Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft eingegangen sind?

2. Wie viele Mittel stellt das Thüringer Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft für das Projekt
„Förderung von Modellprojekten der Regionalent-
wicklung – Daseinsvorsorge im demografischen
Wandel“ bereit?

3. Wie viele Bewerber und mit welchem Gesamtvo-
lumen haben einen positiven Förderbescheid und
wie viele haben einen negativen Förderbescheid er-
halten?
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4. Welche Landkreise und kreisfreien Städte haben
bereits wie viele positive Förderbescheide erhal-
ten?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter Wu-
cherpfennig, Ihre Mündliche Anfrage beantworte ich
für die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Bis zum 15. September haben sich
150 Projektträger mit 159 Vorschlägen am Projekt-
aufruf beteiligt. Das Gesamtvolumen aller einge-
reichten Bewerbungen beläuft sich auf 43,78 Millio-
nen. Der Fördersatz beträgt bis zu 90 Prozent, ma-
ximal jedoch 200.000 Euro pro Projekt. Daher liegt
der Gesamtwert der beantragten Maßnahmen bei
21,54 Millionen.

Zu Frage 2: In den Haushalt des Thüringer Ministe-
riums für Infrastruktur und Landwirtschaft sind für
die Jahre 2016 und 2017 jeweils 600.000 Euro, ins-
gesamt somit 1,2 Millionen Euro für die Förderung
von Modellprojekten der Regionalentwicklung ein-
gestellt.

Zu Frage 3: Von den 159 eingereichten Projektvor-
schlägen wurden sechs Vorhaben von sechs An-
tragstellern durch eine Jury unter dem Vorsitz von
Herrn Staatssekretär Dr. Klaus Sühl ausgewählt.
Diese sechs geförderten Projekte haben ein Ge-
samtvolumen in Höhe von 725.530 Euro. Die übri-
gen Antragsteller haben eine Absage erhalten.

Zu Frage 4: Der Aufruf zur Förderung von „Modell-
projekten der Regionalentwicklung – Daseinsvor-
sorge im demografischen Wandel“ wurde erstmalig
im August 2016 veröffentlicht. Ein Rückblick auf ei-
ne bisherige Förderung, die demnach nicht exis-
tiert, kann daher nicht gegeben werden.

Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Gibt es Nachfragen? Bitte schön, Herr Wucherpfen-
nig.

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Ja, eine. Welche Projekte wurden konkret geför-
dert?

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Also die, die eine Förderzusage erhalten haben,
meinen Sie jetzt?

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Ja.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Das ist zum einen als Antragsteller die Handwerks-
kammer Ostthüringen, Stadt Gera „Perspektive
Deutschland – Ausbildung und Beschäftigung im
regionalen Handwerk“. Das ist der Förderverein
Schloss Bedheim, Landkreis Hildburghausen, ein
Wirtschaftsgebäude für das Schloss Bedheim. Das
ist die Stadt Stadtilm im Ilm-Kreis, Jugendtreffpunkt
Stadtilm, dann Antragsteller Zweckverband Allianz
„Thüringer Becken“, Landkreis Sömmerda, Projekt-
titel „Allianz Thüringer Becken – Info-App“; die
EW Bus GmbH als Antragsteller aus dem Landkreis
Eichsfeld mit dem Projekttitel „RadBus Eichsfeld“
und Antragsteller Förderverein Burgberg Pos-
terstein e. V. im Landkreis Altenburger Land, der
Projekttitel „Gemeinsam nicht einsam – Burg Pos-
terstein“.

(Zwischenruf Abg. Wucherpfennig, CDU:
Danke schön!)

Bitte schön.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen kann ich nicht erkennen. Vie-
len Dank, Frau Ministerin. Nächster Fragesteller ist
Abgeordneter Kießling, AfD-Fraktion, mit der Druck-
sache 6/2952.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Aufschüttungen im Bereich des Landschaftsschutz-
gebiets in der Ortslage Crawinkel

Einer Pressemitteilung der „Thüringer Allgemeinen“
vom 17. Juli 2013 ist zu entnehmen, dass im be-
sagten Gebiet des Grundwasserkörpers Ohrdrufer
Muschelkalkplatte Erdreich und Bauschutt abgela-
gert wurden, welche fremdstoffbelastet sind. Hier
befindet sich auch ein EU-Vogelschutzgebiet. Wei-
tere Aufschüttungen im Bereich des Landschafts-
schutzgebiets sollten laut Landratsamt Gotha wie-
der zurückgenommen werden. Diese Ablagerungen
befinden sich dort aber noch heute in Form von me-
terhohen Bergen am Rande des alten Sägewerks
Crawinkel. Das Landratsamt Gotha ist hierüber be-
reits seit Jahren informiert, jedoch ändert sich am
Zustand nichts. Es ist auch im Gespräch, dass Gift-
stoffe aus den aufgebrachten Ablagerungen in das
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Landschaftsschutzgebiet und Grundwasser ausge-
schwemmt werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Materialien genau und Giftstoffe wurden
im Landschaftsschutzgebiet abgelagert und wer
trägt hierfür die Verantwortung?

2. Wann genau und durch wen ist mit einer Beseiti-
gung der Ablagerungen sowie einer Wiederherstel-
lung des ehemaligen naturgemäßen Zustands zu
rechnen?

3. Welche Auswirkungen ergeben sich durch die
unerlaubten Ablagerungen auf die als Landschafts-
schutzgebiet und Naturpark sowie EU-Vogelschutz-
gebiet gekennzeichneten Flächen?

4. Welche Möglichkeiten hat die Landesregierung,
die öffentliche Verwaltung (zum Beispiel das zu-
ständige Landratsamt) hinsichtlich der Problematik
der Beseitigung des Missstandes zu kontrollieren
bzw. in die Pflicht zu nehmen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Möller.

Möller, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, soweit die in der zur Ver-
fügung stehenden Zeit die gewünschten Angaben
recherchiert werden konnten, beantworte ich die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kießling im
Namen der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1 – welche Materialien und Giftstoffe wur-
den im Landschaftsschutzgebiet abgelagert und
wer trägt hierfür die Verantwortung? –: Bei der in
Rede stehenden Ablagerung handelt es sich um
mineralische Abfälle, welche durch einen landwirt-
schaftlichen Betrieb abgelagert wurden. Laborana-
lysen des Bodenmaterials haben ergeben, dass
diese Abfälle als sogenannte Abfälle zur Verwer-
tung – als ungefährliche Abfälle – einzustufen und
grundsätzlich vor Ort einbaufähig sind. Das Land-
schaftsschutzgebiet und das Vogelschutzgebiet –
die Grenzen sind hier identisch – sind nach Aussa-
gen des Landkreises Gotha randlich in einer Grö-
ßenordnung von circa 2.000 Quadratmetern betrof-
fen.

Zu Frage 2 – wann genau und durch wen ist mit ei-
ner Beseitigung der Ablagerungen sowie der Wie-
derherstellung des ehemaligen naturgemäßen Zu-
stands zu rechnen? –: Zur Beseitigung eines
rechtswidrigen Zustands ist der Verursacher ver-
pflichtet. Das Bauamt des Landratsamts Gotha er-
ließ eine Verfügung zur Beseitigung der Ablagerun-
gen. Gegen diese wurde fristgemäß Widerspruch
eingelegt. Der Widerspruch hat dabei aufschieben-

de Wirkung. Am 19.09. dieses Jahres ist ein neuer
Bauantrag bei der unteren Bauaufsichtsbehörde
des Landratsamts Gotha eingegangen. Hierzu ist
noch keine Entscheidung ergangen.

Zu Frage 3 – welche Auswirkungen ergeben sich
durch die unerlaubten Ablagerungen auf den als
Landschaftsschutzgebiet und Naturpark sowie EG-
Vogelschutzgebiet gekennzeichneten Flächen? –:
Für das Vogelschutzgebiet und den Naturpark er-
geben sich durch die Aufschüttung nach Auffas-
sung der Unteren Naturschutzbehörde des Land-
kreises Gotha keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen. Dagegen schätzt die untere Naturschutzbehör-
de ein, dass das Landschaftsschutzgebiet durch die
Ablagerungen hinsichtlich des Landschaftsbilds und
des Verlusts von mesophilem Grünland beeinträch-
tigt wird. Deshalb hatte die untere Naturschutzbe-
hörde des Landkreises Gotha bereits im B-Plan-
Verfahren gefordert, die Ablagerungen aus dem
Schutzgebiet zu entfernen. Der B-Plan-Entwurf ist
zwischenzeitlich zurückgezogen worden.

Zu Frage 4 – welche Möglichkeiten hat die Landes-
regierung, die öffentliche Verwaltung, zum Beispiel
das zuständige Landratsamt, hinsichtlich der Pro-
blematik „Beseitigung des Missstands“ zu kontrol-
lieren bzw. in die Pflicht zu nehmen? –: Landkreise
und kreisfreie Städte haben in Thüringen eigene
Zuständigkeiten im übertragenen Wirkungskreis.
Grundsätzlich besteht für die Landesregierung die
Möglichkeit, bei rechtsfehlerhaftem Handeln im
Rahmen der Fach- und Rechtsaufsicht tätig zu wer-
den. Da aber keine Rechtsfehler ersichtlich sind,
kommt ein Eingreifen in das laufende Verwaltungs-
verfahren nicht in Betracht.

Vizepräsident Höhn:

Herr Kießling, eine Nachfrage.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Danke. Ich hätte noch eine Nachfrage: Zurzeit fin-
den auch Straßenbaumaßnahmen in Crawinkel
statt, um die Ortsdurchfahrt. Inwieweit ist bekannt,
dass dort aufgrund der Bauarbeiten an der Straße
Materialien abgelagert worden sind, und werden
diese entfernt? Ich bin selbst dort vorbeigefahren,
die Berge sind schon sehr hoch, man kann die nicht
übersehen. In der Zeitung stand mal etwas, dass
etwas abgelagert worden ist. Inwieweit ist dazu et-
was bekannt? Wenn ja, werden die Straßenbauab-
lagerungen demnächst wieder beräumt?

Möller, Staatssekretär:

Ob diese Ablagerungen im Zusammenhang mit den
Straßenbauarbeiten stehen, ist mir nicht bekannt.
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Abgeordneter Kießling, AfD:

Eine letzte Frage noch.

Vizepräsident Höhn:

Eine geht noch, ja.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Danke, Herr Präsident. In der Zeitung stand noch
etwas von Giftstoffen oder Ablagerungen. Sie hat-
ten gerade gesagt, dort ist nichts festgestellt wor-
den. Das heißt, auch am Grundwasser ist nichts
festgestellt worden? Oder wurden nur die Proben
von den Stoffen untersucht, die oben auflagen?
Wurde auch das Grundwasser untersucht?

Möller, Staatssekretär:

Die Ablagerungen wurden untersucht. Es wurde
festgestellt, dass es sich um unbelastete minerali-
sche Abfälle – also Aushubmaterial und Ähnli-
ches – handelt und deshalb davon keine Gefahren
für das Grundwasser ausgehen. Ob es Grundwas-
seruntersuchungen gab, ist mir nicht bekannt.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Weitere Nachfragen sehe ich nicht.
Die nächste Fragestellerin ist Frau Abgeordnete
Leukefeld, Fraktion Die Linke. Die Frage hat die
Drucksachennummer 6/2953.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Herzlichen Dank, Herr Präsident.

Mitteleinsparung bei ThüringenForst für öffentlich
geförderte Beschäftigung

Die Landesforstanstalt ThüringenForst hat in den
letzten Jahren erhebliche Mittel bereitgestellt, um
durch Kofinanzierung von Landesprogrammen für
öffentlich geförderte Beschäftigung langzeitarbeits-
losen Menschen, insbesondere älteren, die Chance
auf Beschäftigung zu ermöglichen. Mit dieser Kofi-
nanzierung wurden Leistungen erbracht, die der
Umsetzung des Thüringer Waldgesetzes hinsicht-
lich der Gewährleistung der Erholungsfunktion des
Waldes und des Naturschutzes dienten und dabei
auch die Attraktivität des Thüringer Waldes zur tou-
ristischen Nutzung erhöht haben. In Zusammenar-
beit mit dem Regionalverbund Thüringer Wald und
Maßnahmeträgern der öffentlich geförderten Be-
schäftigung wurde dazu ein unverzichtbarer Beitrag
geleistet. Dies scheint gefährdet, da die Mittel der
Kofinanzierung ab dem Jahr 2017 erheblich abge-
senkt werden sollen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Leistungen wurden von ThüringenForst
in den letzten Jahren im Rahmen des Konzepts
„Forsten und Tourismus“ erbracht?

2. Wie bewertet die Landesregierung diese Leistun-
gen und die Zusammenarbeit mit anderen Maßnah-
meträgern?

3. Warum und in welcher Höhe werden die Mittel
zur Kofinanzierung im Jahr 2017 gekürzt?

4. Welche Alternative gibt es, um die effiziente Zu-
sammenarbeit von ThüringenForst, dem Regional-
verbund Thüringer Wald und den Maßnahmeträ-
gern in Zukunft fortzusetzen und nachhaltig zu ge-
stalten?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Frau Abgeordnete Leu-
kefeld, Ihre Mündliche Anfrage beantworte ich für
die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: ThüringenForst investierte aus der Fi-
nanzzuführung des Freistaats Thüringen im Rah-
men des Konzepts „Forsten und Tourismus“ folgen-
de Aufwendungen in Projekte des zweiten Arbeits-
markts: 2014 in Höhe von 560.000 Euro für 39 Pro-
jekte, 2015 in Höhe von 452.000 Euro für 23 Pro-
jekte und 2016 in Höhe von 350.000 Euro für
21 Projekte.

Zu Frage 2: Das Engagement von ThüringenForst
stellt ein erfolgreiches Engagement zur Pflege und
Unterhaltung des Erholungswegenetzes in der
Rennsteigregion dar. Die Zusammenarbeit mit den
Maßnahmeträgern des zweiten Arbeitsmarkts ist
langjährig bewährt und zuverlässig.

Zu Frage 3: Gegenüber dem Jahr 2016 ist eine
Kürzung der Mittel des zweiten Arbeitsmarkts um
150.000 Euro im Rahmen der Prioritätensetzung
der Landesforstanstalt notwendig, da der Zufüh-
rungsbetrag für die Erfüllung der hoheitlichen Auf-
gaben gemäß der Vorgabe aus dem Errichtungsge-
setz für ThüringenForst – Anstalt öffentlichen
Rechts bis zum Jahr 2018 reduziert wird.

Zu Frage 4: Das gesellschaftlich anerkannte Enga-
gement von ThüringenForst sollte in bewährter Zu-
sammenarbeit mit den zuverlässigen und routinier-
ten Trägern des zweiten Arbeitsmarkts grundsätz-
lich im Rahmen der verfügbaren Mittel fortgeführt
werden.

Vielen Dank.
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Vizepräsident Höhn:

Frau Leukefeld hat eine Nachfrage. Bitte.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Ich habe nur eine Nachfrage: In welcher Größen-
ordnung schätzen Sie denn ein, dass diese Mittel
notwendig sind, und wie wollen Sie dafür sorgen,
dass sie auch verfügbar werden?

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Ich kann Ihnen nur sagen, dass ich hier die Exekuti-
ve vertrete, und kann Ihnen den Ball gern zurück-
geben: Mit den neuen Haushaltsgesetzgebungen
hat die Legislative alles Recht, hier zu unterstützen.
Ich meine, mit den drei Jahren, die ich dargestellt
habe, haben wir einen guten Überblick bekommen,
welche Mittel zur Verfügung stehen könnten, um
gute Projekte umzusetzen. Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Nächster Fra-
gesteller ist Herr Abgeordneter Harzer, Fraktion Die
Linke. Die Frage hat die Drucksachennummer 6/
2954.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, besten Dank.

Kosten für die Unterbringung und Betreuung ge-
flüchteter Menschen

Der Landrat des Landkreises Schmalkalden-Mei-
ningen, Peter Heimrich, führt wiederholend an,
dass die Thüringer Landesregierung dem Landkreis
nach Kenntnis des Fragestellers noch 2,5 Millionen
Euro aus den Kosten für die Unterbringung und Be-
treuung von geflüchteten Menschen schulde, ohne
dieses näher zu verifizieren.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist der Landesregierung diese Forderung des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen bekannt
bzw. offiziell übermittelt worden und wenn ja, seit
wann?

2. Wie setzt sich nach Kenntnis der Landesregie-
rung die Forderung des Landkreises zusammen?

3. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zur Forderung des Landkreises Schmalkalden-Mei-
ningen?

4. Ist seitens der Landesregierung beabsichtigt, die-
ser Forderung des Landkreises nachzukommen?

Danke.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Staatsse-
kretärin Dr. Albin.

Dr. Albin, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Abge-
ordneter Harzer, Ihre Anfrage beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Angesichts der Formulierung der Fra-
gestellung dürfte es sich um eine Forderung des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen handeln, die
in dieser Höhe mit Schreiben des Landrats vom
12. Oktober 2016 an die Thüringer Staatskanzlei
herangetragen wurde.

Zu Frage 2: Im Schreiben vom 12. Oktober 2016
geht der Landrat im Zusammenhang mit der Unter-
bringung und Betreuung von Asylsuchenden von ei-
nem Einnahmen-Ausgaben-Defizit des Landkreises
für die Jahre 2015 und 2016 in Höhe von insgesamt
2,5 Millionen Euro aus. Nähere Erläuterungen zur
Zusammensetzung dieser Summe erfolgen in die-
sem Schreiben nur bezüglich entstandener Bewa-
chungskosten, die für den Zeitraum vom 1. August
2015 bis zum 30. September 2016 mit rund 1,1 Mil-
lionen Euro beziffert werden. Diese Kosten begrün-
det der Landkreis mit dem in einzelnen Gemein-
schaftsunterkünften eingesetzten Wachpersonal,
das im Hinblick auf besondere Situationen in den
Gemeinschaftsunterkünften erforderlich gewesen
sei. Darüber hinaus machte der Landkreis im Rah-
men eines weiteren Schreibens gegenüber dem
Landesverwaltungsamt eine Forderung über circa
1,4 Millionen Euro Mehrausgaben für Personal,
Sach- und Gemeinkosten geltend, die im Rahmen
des Kommunalen Finanzausgleichs beansprucht
werden.

Zu Frage 3: Die Prüfung der vom Landkreis
Schmalkalden-Meiningen beantragten Bewa-
chungskosten läuft derzeit beim Landesverwal-
tungsamt. Dabei wird selbstverständlich das Vor-
bringen des Landkreises zur Begründung der Kos-
tenerstattungsanträge für die Bewachung der ein-
zelnen Gemeinschaftsunterkünfte in die Prüfung
einbezogen. Ob und inwieweit die vom Landkreis
geltend gemachten Kosten erstattungsfähig sind,
sie insbesondere eine Rechtsgrundlage im gelten-
den Bewachungserlass haben, wird derzeit geprüft.
Insoweit ist im Einzelfall unter Einbeziehung der
Darlegungen des Landkreises Schmalkalden-Mei-
ningen für jedes Objekt zu entscheiden. Der Kom-
munale Finanzausgleich sieht für das Jahr 2016 ei-
ne Berücksichtigung des Anstiegs der Flüchtlings-
zahlen beim sogenannten Mehrbelastungsaus-
gleich für übertragene staatliche Aufgaben vor.

Zu Frage 4: Insoweit kann ich auf meine Antwort zu
Frage 3 verweisen.
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Vizepräsident Höhn:

Ich sehe keine Nachfragen. Dann kommen wir zur
nächsten Frage – das ist gleichzeitig auch die letzte
für die heutige Fragestunde –, Fragesteller ist Herr
Abgeordneter Henke, Fraktion der AfD, in der
Drucksache 6/2959.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Jugendkriminalität in Thüringen

Nach der Landesvorsitzenden der Deutschen Ver-
einigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshil-
fen e. V., Landesgruppe Thüringen, liegt die Zahl
der straffälligen Jugendlichen und Heranwachsen-
den in Thüringen deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt. Unter den Jugendlichen (14- bis 18-Jährige)
waren im Jahr 2015, hochgerechnet auf
100.000 Einwohner der Altersgruppe, 6.716 straffäl-
lig. Im Bundesdurchschnitt waren es nur 4.604. Die
Quote bei den 18- bis 21-Jährigen (Heranwachsen-
de) lag im vergangenen Jahr bei 10.300 Straffälli-
gen je 100.000 Einwohner. Der Bundesdurchschnitt
lag bei 5.800. Die Quelle für die Zahlenangaben ist
die „Thüringer Allgemeine“ vom 1. November 2016.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie entwickelte sich jeweils die Zahl der verur-
teilten Jugendlichen bzw. der Heranwachsenden in
den Jahren 2010 bis 2016 in Thüringen (bitte je-
weils in Jahresscheiben angeben)?

2. Wegen welchen begangenen Straftaten wurden
die Jugendlichen bzw. die Heranwachsenden in
den Jahren 2010 bis 2016 verurteilt?

3. Wie viele straffällige Jugendliche bzw. Heran-
wachsende (jeweils hochgerechnet auf
100.000 Einwohner der jeweiligen Altersgruppe)
gab es in Thüringen in den Jahren 2010 bis 2016
im Vergleich mit dem Bundesdurchschnitt?

4. Worauf führt die Landesregierung die im Ver-
gleich mit dem Bundesdurchschnitt überdurch-
schnittliche Quote der straffälligen Jugendlichen
und Heranwachsenden in Thüringen zurück?

Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Staatsse-
kretärin Dr. Albin.

Dr. Albin, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Henke beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Strafverfolgungsstatistik weist für
Thüringen folgende Zahlen verurteilter Jugendlicher
und Heranwachsender aus:

Für das Jahr 2010: 909 verurteilte Jugendliche und
2.384 verurteilte Heranwachsende.

Für das Jahr 2011: 812 verurteilte Jugendliche und
1.907 verurteilte Heranwachsende.

Für das Jahr 2012: 740 verurteilte Jugendliche und
1.596 verurteilte Heranwachsende.

Für das Jahr 2013: 757 verurteilte Jugendliche und
1.425 verurteilte Heranwachsende.

Für das Jahr 2014: 642 verurteilte Jugendliche und
1.204 verurteilte Heranwachsende.

Und für das Jahr 2015: 546 verurteilte Jugendliche
und 1.121 verurteilte Heranwachsende.

Für das Jahr 2016 liegen noch keine entsprechen-
den Angaben vor.

Zu Frage 2: Die Verurteilungen Jugendlicher und
Heranwachsender betreffen ein ähnlich weites
Spektrum von Straftaten wie die Erwachsener. Ju-
gendliche und Heranwachsende wurden in den
Jahren 2010 bis 2015 zumeist wegen der Vermö-
gensdelikte Diebstahl, Unterschlagung, Betrug und
Untreue verurteilt. Die Anteile betrugen insoweit bei
Jugendlichen zwischen 39 und 46 Prozent und bei
Heranwachsenden zwischen 37 und 41 Prozent.
Ganz erheblich ist auch der Anteil von Verurteilun-
gen wegen Straftaten gegen die körperliche Unver-
sehrtheit. Die Anteile betrugen hier bei Jugendli-
chen zwischen 23 und 28 Prozent und bei Heran-
wachsenden zwischen 14 und 18 Prozent. Die An-
teile der Verurteilungen wegen Straftaten nach dem
Betäubungsmittelgesetz betrugen bei Jugendlichen
zwischen 3,1 und 8,3 Prozent und bei Heranwach-
senden zwischen 8 und 15 Prozent. Der naturge-
mäß nur bei Heranwachsenden deutliche Anteil der
Verurteilungen wegen Straftaten im Straßenverkehr
nach dem Strafgesetzbuch betrug zwischen 8 und
14 Prozent. Für das Jahr 2016 liegen noch keine
entsprechenden Angaben vor.

Zu Frage 3: Die Vorsitzende der Thüringer Landes-
gruppe der Deutschen Vereinigung für Jugendge-
richte und Jugendgerichtshilfen e. V., Frau
Prof. Dr. Ludwig, auf die die Mündliche Anfrage Be-
zug nimmt, hat aus der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik, kurz PKS, die folgenden Tatverdächtigenzahlen
pro 100.000 Jugendliche bzw. Heranwachsende in
Thüringen und bundesweit entnommen:

Für das Jahr 2010: 8.394 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 6.510 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 8.467 tatverdächtige Heranwach-
sende in Thüringen und 6.866 tatverdächtigte Her-
anwachsende bundesweit.

Sehr geehrte Damen und Herren, soweit Ihnen die
Zahlen für Thüringen sehr hoch vorkommen sollten,
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weise ich nochmals darauf hin, dass diese Anga-
ben auf 100.000 Jugendliche bzw. Heranwachsen-
de hochgerechnet sind. Tatsächlich gab es in den
Jahren 2010 bis 2015 in Thüringen deutlich weniger
als 100.000 Jugendliche und deutlich weniger als
100.000 Heranwachsende und damit auch entspre-
chend weniger Tatverdächtige.

Die Angaben für die Folgejahre beziehen sich je-
weils auf 100.000 Jugendliche bzw. Heranwach-
sende und lauten wie folgt:

Für das Jahr 2011: 8.384 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 6.058 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 8.551 tatverdächtige Heranwach-
sende in Thüringen und 6.625 tatverdächtige Her-
anwachsende bundesweit.

Für das Jahr 2012: 8.069 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 5.616 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 9.618 tatverdächtige Heranwach-
sende in Thüringen und 6.597 tatverdächtige Her-
anwachsende bundesweit. Ich kann jetzt die gan-
zen weiteren Jahresscheiben vortragen.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Okay!)

Für das Jahr 2013: 7.352 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 5.210 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 10.380 tatverdächtige Heran-
wachsende in Thüringen und 6.412 tatverdächtige
Heranwachsende bundesweit.

Für das Jahr 2014: 6.670 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 5.010 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 9.662 tatverdächtige Heranwach-
sende in Thüringen und 6.239 tatverdächtige Her-
anwachsende bundesweit.

Für das Jahr 2015: 6.716 tatverdächtige Jugendli-
che in Thüringen und 4.604 tatverdächtige Jugend-
liche bundesweit, 10.313 tatverdächtige Heran-
wachsende in Thüringen und 5.797 bundesweit.

Für das Jahr 2016 liegen noch keine entsprechen-
den Angaben vor.

Ein Vergleich der Thüringer und der bundesweiten
Zahlen zeigt in der Tendenz in den Jahren von
2010 bis 2015 bundesweit einen kontinuierlichen
Rückgang der Anzahl Verurteilter pro 100.000 Ju-
gendliche bzw. Heranwachsende. In Thüringen hält
diese Tendenz bei Jugendlichen bis zum Jahr 2014
an. Im Jahr 2015 ist ein leichter Anstieg zu ver-
zeichnen. Bei Heranwachsenden ist von 2010 bis
2013 zunächst ein Anstieg der Belastungszahlen zu
beobachten; seither schwanken die Zahlen auf ver-
gleichsweise hohem Niveau. Insgesamt liegt die
Anzahl Tatverdächtiger pro 100.000 Jugendliche
bzw. Heranwachsende in Thüringen durchgängig
höher als bundesweit.

Zu Frage 4: Wissenschaftliche Untersuchungen zu
den Ursachen der im Vergleich mit dem Bundes-
durchschnitt höheren Quote tatverdächtiger Ju-

gendlicher und Heranwachsender in Thüringen lie-
gen der Landesregierung nicht vor. Als Erklärungs-
ansätze werden mitunter, etwa von Frau
Prof. Dr. Ludwig, genannt: eine höhere Anzeige-
quote, ein geringeres Netz an Angeboten für ambu-
lante erzieherische Maßnahmen nach dem Jugend-
gerichtsgesetz und die Nichtvorhaltung zum Bei-
spiel sozialer Trainingskurse in manchen Regionen
sowie eine Ausdünnung des insoweit bestehenden
kommunal finanzierten Angebots in den Regionen.
Mir erscheinen diese Erklärungsansätze zwar ei-
nerseits ein Stück weit plausibel, andererseits sind
ebenso Faktoren wie etwa ein hoher Verfolgungs-
druck und die hohe Aufklärungsquote in Thüringen
denkbar, sodass wir uns insoweit im Bereich von
Spekulationen bewegen. Dennoch nehmen wir sie
zum Anlass, für die Beibehaltung und den Ausbau
von Maßnahmen insbesondere auf kommunaler
Ebene zur Prävention von Jugenddelinquenz zu
werben. Dies ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, die zu bewältigen ich an alle Verantwortungs-
träger, insbesondere an diejenigen in den Kommu-
nen, appelliere.

Vielen Dank!

Vizepräsident Höhn:

Herr Henke, eine Nachfrage. Bitte.

Abgeordneter Henke, AfD:

Ja, eine kurze Nachfrage: Ist geplant, eine solche
Studie für Thüringen zu machen?

Dr. Albin, Staatssekretärin:

Derzeit gibt es solche Planungen nicht.

Abgeordneter Henke, AfD:

Danke.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Damit schließe
ich den Tagesordnungspunkt 28, die Fragestunde.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 10

Mittelfristiger Finanzplan für
die Jahre 2016 bis 2020 für den
Freistaat Thüringen
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Unterrichtung durch die Landes-
regierung
- Drucksache 6/2655 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/2972 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/3000 -

Zunächst erteile ich Herrn Abgeordneten Geibert
zur Berichterstattung aus dem Haushalts- und Fi-
nanzausschuss das Wort.

Abgeordneter Geibert, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Damen
und Herren, ich berichte aus dem Haushalts- und
Finanzausschuss wie folgt:

Mit Schreiben des Ministers für Kultur-, Bundes-
und Europaangelegenheiten und Chefs der Staats-
kanzlei vom 14. September 2016 wurde dem Land-
tag der von der Landesregierung verabschiedete
Mittelfristige Finanzplan für die Jahre 2016 bis 2020
für den Freistaat Thüringen mit der Bitte zugeleitet,
den Mittelfristigen Finanzplan gemäß § 52 Abs. 2
der Geschäftsordnung des Landtags vorab an den
Haushalts- und Finanzausschuss zu überweisen.
Der Präsident des Landtags hat daraufhin gemäß
§ 52 Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsordnung des
Landtags den Mittelfristigen Finanzplan für die Jah-
re 2016 bis 2020 für den Freistaat Thüringen be-
reits vor der ersten Beratung an den Haushalts-
und Finanzausschuss überwiesen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat die Unter-
richtung in seiner 30. Sitzung am 23. September
2016, in seiner 31. Sitzung am 30. September 2016
und in seiner 32. Sitzung am 4. November 2016 be-
raten sowie ein schriftliches Anhörungsverfahren
durchgeführt.

Besondere Bedeutung kam im Rahmen der Anhö-
rung und Erörterung im Haushalts- und Finanzaus-
schuss der umfänglichen Stellungnahme des Thü-
ringer Rechnungshofs in der Vorlage 6/1738 zu
Drucksache 6/2655 zu. Der Rechnungshof emp-
fiehlt unter anderem die Entwicklung eines verbind-
lichen Konsolidierungskonzepts 2020, welches
Strategie, Ziele und Maßnahmen zur Haushaltskon-
solidierung konkret benennt. Nach seiner Auffas-
sung bedarf eine verlässliche Finanzplanung poli-
tischer Vorgaben. Dabei seien die politischen Ziel-
setzungen und Schwerpunkte eindeutig zu benen-
nen und mit Daten zu unterlegen. Damit würde die
Finanzplanung ihren Charakter einer Pflichtübung
verlieren und auch das Parlament könnte sich in-
tensiv mit der Mittelfristigen Finanzplanung ausei-
nandersetzen. Insoweit sieht der Rechnungshof mit

der durchgeführten Anhörung einen ersten Schritt
in diese Richtung. Schließlich regt der Rechnungs-
hof an, die Finanzplanung um eine langfristige Pro-
gnose zu ergänzen, die etwa eine Projektion der
gesamten Einnahmen und Ausgaben des Landes
bis zum Jahr 2030 enthält. Die Ermächtigungs-
grundlage hierfür sowie für eine konkrete Ermittlung
der monetären Auswirkungen der aktuellen Be-
schlüsse zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab 2020 sieht der Rech-
nungshof in § 50 Abs. 3 Haushaltsgrundsätzege-
setz, wonach die gesetzgebende Körperschaft die
Vorlage von Alternativberechnungen zur Finanzpla-
nung verlangen kann.

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt,
den Mittelfristigen Finanzplan für die Jahre 2016 bis
2020 für den Freistaat Thüringen zur Kenntnis zu
nehmen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für die Berichter-
stattung. Tosenden Beifall für die Berichterstattung
haben wir auch relativ selten. Ich eröffne die Aus-
sprache und erteile dem Abgeordneten Kowalleck,
CDU-Fraktion, das Wort. Begründung? Was wollen
Sie denn begründen?

(Zuruf Abg. Geibert, CDU: Den Alternativan-
trag!)

Das ist keine eigene Vorlage. Daraus ergibt sich
kein eigenes Begründungsrecht. Sie können das
gern im Rahmen Ihres Aussprachebeitrags tun.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, auch von unserer Seite natürlich herzlichen
Dank an den Ausschussvorsitzenden für die Be-
richterstattung. Wir haben, wie der Vorsitzende be-
reits gesagt hat, im Haushalts- und Finanzaus-
schuss eine entsprechende Anhörung vorgeschla-
gen und durchgeführt, weil wir sehen, dass es not-
wendig ist, die zukünftige finanzpolitische Ausrich-
tung unseres Freistaats auf einer breiten Basis zu
diskutieren. An dieser Stelle gilt unser besonderer
Dank noch mal den Anzuhörenden, die mit ihren
Beiträgen eine weitere Grundlage für die entspre-
chende Diskussion geliefert haben. Ich muss aber
an dieser Stelle auch sagen: Ich war ein wenig ver-
wundert, dass sich die Anzuhörenden Bund der
Steuerzahler und Deutscher Gewerkschaftsbund
der Diskussion entzogen haben und nicht einmal
mitgeteilt haben, warum sie keine Zuschrift geliefert
haben. Eventuell erfolgen hier noch die Hinweise
zu einem späteren Zeitpunkt.

Der Thüringer Rechnungshof begrüßte in der Anhö-
rung die intensive Auseinandersetzung mit der Mit-
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telfristigen Finanzplanung. So wird ermöglicht, dass
zum Beispiel frühzeitig finanzielle Entwicklungen
transparent gemacht werden können und die Ab-
stimmung von Maßnahmen und das Setzen von
Schwerpunkten erfolgen kann. An dieser Stelle
auch noch einmal von unserer Seite ein ganz herz-
licher Dank an den Landesrechnungshof für die
zahlreichen und umfangreichen Hinweise. Wir ha-
ben auch vom Präsidenten des Landesrechnungs-
hofs erfahren, dass die Stellungnahmen nunmehr
auch veröffentlicht wurden und entsprechend einer
breiten Öffentlichkeit zugänglich sind. Ich denke,
das ist gut so und zeigt die entsprechende Trans-
parenz.

Meine Damen und Herren, die vorliegende Mittel-
fristige Finanzplanung umfasst zum ersten Mal das
Jahr 2020. Das ist das Jahr, in dem der Solidarpakt
ausläuft und das Neuverschuldungsverbot im
Grundgesetz greift. Thüringens links-geführte Koali-
tion ist offensichtlich nicht gewillt, daraus die not-
wendigen Konsequenzen zu ziehen, denn bis 2020
will Rot-Rot-Grün knapp 900 Millionen Euro mehr
ausgeben, als das Land einnimmt.

Wir sehen im Finanzplan, dass Rot-Rot-Grün die
Ausgaben dauerhaft über 10 Milliarden Euro belas-
sen will. Das übersteigt nach unserer Meinung auf
Dauer die Möglichkeiten unseres Freistaats. 2014 –
daran möchte ich erinnern –, im letzten Jahr der
CDU-geführten Landesregierung, hat Thüringen
weniger als 9 Milliarden Euro ausgegeben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ausgegeben oder im Plan ge-
habt?)

Vom Landesrechnungshof werden neben dem stei-
genden Haushaltsvolumen weitere Indikatoren auf-
geführt. So ist zum Beispiel absehbar, dass die
Personalausgabenquote ansteigen wird und die In-
vestitionsquote sinkt. Grundsätzlich kritisch würdigt
der Landesrechnungshof das weitere Anwachsen
des Ausgabenvolumens im Jahr 2018 mit Hinzu-
rechnung bisher nicht unterlegten Konsolidierungs-
bedarfs. Ab 2018 wäre das bisher untersetzte Aus-
gabenvolumen in den Jahren 2019 und 2020 zwar
ebenfalls leicht rückläufig, liegt aber dennoch über
dem Planungswert von 2017. Verheerendes Urteil
des Landesrechnungshofs: Es ist keine Strategie
zur Reduzierung der Ausgaben zu erkennen. Im
Gegenteil: Der Aufwuchs bei Landesgesetzen und
Landesprogrammen ist äußerst kritisch einzuschät-
zen.

Meine Damen und Herren, weiterhin hat das Institut
der deutschen Wirtschaft in seiner Zuschrift darge-
legt: Die Ausgaben steigen im Zeitraum des Mittel-
fristigen Finanzplans spürbar. Dadurch baut sich
ein erheblicher Konsolidierungsbedarf auf, den
auch die zusätzlichen Mittel aus dem Länderfinanz-
ausgleich ab dem Jahr 2020 nur leicht mindern,
denn gleichzeitig nehmen die Pensionslasten in

den kommenden Jahren immer weiter zu, ohne
dass der Haushalt ausreichend darauf eingestellt
ist. Zudem stellt sich für die Landesregierung die
Herausforderung, trotz der angespannten Haus-
haltslage und der Einführung der Schuldenbremse
Spielräume für Investitionen zu schaffen, um den
Wirtschaftsstandort Thüringen zu stärken. In die-
sem Zusammenhang wird auch darauf hingewie-
sen, dass die ausgewiesene stagnierende oder sin-
kende Investitionsquote Anlass zur Sorge um die
Zukunftsfähigkeit des Landes gibt. Diese Planung
belegt, dass Investitionen stets als Erstes Haus-
haltskürzungen zum Opfer fallen, womit eine solide
Finanzpolitik verfehlt wird. Der Freistaat hat kein
Einnahmenproblem, meine Damen und Herren.
Vielmehr gibt es keine Strategie, die Haushalte ab
dem Jahr 2018 ausgabenseitig auszugleichen.

(Beifall CDU)

Die Konsolidierung des Landeshaushalts ist nach
unserer Meinung

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Jetzt
sind wir mal auf Ihr Konzept gespannt. Wie
würden Sie es denn machen?)

unverzichtbar, aber es liegt derzeit keine Strategie
vor, wie die Haushalte ab 2018 –

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Besser
würden wir es machen!)

ich wiederhole das noch einmal – ausgabenseitig
auszugleichen sind.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Besser!)

Hier bringe ich auch noch einmal das Fazit zum
Thema „Einnahmen“

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Noch einen Doktoranden, noch einen Dokto-
randen!)

des Instituts der deutschen Wirtschaft, das sagt:
Trotz real steigender Steuereinnahmen infolge der
guten konjunkturellen Lage braucht die Landesre-
gierung die Rücklagen auf und sorgt durch Steuer-
erhöhungen für eine Schwächung des Standorts.

Die Einigung zur Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen verschafft dem Freistaat Thürin-
gen zwar zusätzliche Finanzmittel, verbessert je-
doch nicht die Anreize, die eigene Wirtschaftskraft
zu stärken. An dieser Stelle haben wir natürlich
auch über die Erhöhung der Grunderwerbsteuer
diskutiert, die im Jahr 2017 greift. Unserer Meinung
sind Sie da eben auch auf dem Holzweg, wenn Sie
hier zusätzlich die Thüringerinnen und Thüringer
belasten, die Eigentum schaffen wollen. Das trifft
genauso die jungen Familien wie die älteren Mitbür-
ger, die hier in Immobilien investieren.

Meine Damen und Herren, für den Landesrech-
nungshof greift eine Konsolidierung zu kurz, die nur
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haushaltsplanbezogene Einnahmen und Ausgaben
unter Ausnutzung von Rücklagen und globalen Bu-
chungen zum Ausgleich bringt. Mit Blick auf die
Aussagen der Mittelfristigen Finanzplanung betonte
die Finanzministerin: Es besteht kein Zweifel, dass
in kommenden Haushalten weiter konsolidiert wer-
den muss. – Der Rechnungshof wiederholte in der
Anhörung seine Erwartung, ein verbindliches Kon-
solidierungskonzept 2020 zu entwickeln. Ich habe
aber den Eindruck, Frau Ministerin, Sie winden sich
da wirklich sehr, nur um dieses Konzept nicht zu
entwickeln. Da wünsche ich mir doch wesentlich
mehr Initiative vonseiten der Landesregierung.

(Beifall CDU)

Es gibt offensichtlich auch heftige Diskussionen zur
aktuellen Einigung beim Länderfinanzausgleich.
Vielleicht, Frau Finanzministerin, können Sie uns
da auch noch mal hier an dieser Stelle den neues-
ten Stand darlegen. Während der Ministerpräsident
Bodo Ramelow das Paket als Erfolg verkauft,
schüttet die Finanzministerin ganz offensichtlich viel
Wasser in den Wein und kritisiert die Einigung.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Hört, hört!)

Meine Damen und Herren, der Landesrechnungs-
hof regt aufgrund der Neuregelungen des Länderfi-
nanzausgleichs an, die Auswirkungen auf die vor-
liegende Finanzplanung konkret zu ermitteln. Gera-
de für den parlamentarischen Diskussionsprozess
wird diese Information als wichtig erachtet. Wir ha-
ben ja den entsprechenden Antrag hierzu auch ein-
gebracht.

(Beifall CDU)

Sehr geehrte Frau Finanzministerin, Sie sagten, die
Mittelfristige Finanzplanung ist die finanzielle Richt-
schnur für die kommenden Jahre. Wir wünschen
uns an dieser Stelle auch, dass Sie entsprechend
handeln und dass wir diese Mittelfristige Finanzpla-
nung demnach entsprechend aktualisieren.

(Beifall CDU)

Zumindest eine Anregung vom Rechnungshof ist
bei der Landesregierung wohl auf fruchtbaren Bo-
den gestoßen. So wurde im Haushalts- und Finanz-
ausschuss zugesagt, die Finanzplanung künftig
wieder um einen Soll-Ist-Vergleich zu ergänzen.
Dieser war bis zum Jahr 2014 als Anlage beigefügt.
Bei anderen Anregungen des Landesrechnungs-
hofs zeigt sich die Landesregierung dabei eher
hartleibig. Das betrifft zum Beispiel die Anregung,
die Schuldenbremse in der Verfassung zu veran-
kern. Das scheut die rot-rot-grüne Landesregierung
scheinbar wie der Teufel das Weihwasser. Da sind
Sie nach unserer Meinung auf dem Holzweg, denn
das wäre ein wichtiges Zeichen in Richtung Konso-
lidierung für unseren Freistaat.

Ab dem Jahr 2018 soll nach der Finanzplanung ei-
ne geringe Schuldentilgung vorgenommen werden,

die Jahreswerte von 2015 und 15 Millionen Euro für
die Jahre 2018, 2019 und 2020 sind keineswegs
nachhaltig. Im Finanzplan 2015 bis 2019 war für die
Jahre 2018 bis 2019 noch eine Tilgung von jeweils
30 Millionen Euro geplant. Fraglich ist dabei auch
das Vorhaben einer Schuldentilgung im Zusam-
menhang mit der Neueinstellung von Beamten, erst
recht im Hinblick auf einen Konsolidierungsbedarf
von 400 Millionen Euro bis in das Jahr 2020.

Zum Pensionsmodell oder der sogenannten Thürin-
ger Nachhaltigkeitsstrategie der Finanzministerin
gibt es ja noch keine konkrete Beschlusslage der
Landesregierung. In der Finanzplanung ist noch et-
was von ausstehenden Beratungen innerhalb der
Landesregierung zu lesen. Da wünschen wir uns
auch noch mal konkrete Äußerungen an dieser
Stelle. Das wäre doch hilfreich für die zukünftigen
Planungen.

Die Anregung des Landesrechnungshofs, der Ge-
danke des Demografie-Checks, sollte zukünftig
auch aufgenommen werden. Zu- und Abnahme von
Einwohnern hat eben auch Einfluss auf Einkom-
men-, Umsatzsteuer, Sozialausgaben und vieles
mehr. Sinn und Zweck muss eine aktive Gestaltung
des demografischen Wandels in Thüringen sein.
Am Beispiel der verschiedenen Zweckverbände se-
hen wir auch, dass es gar nicht so schwer ist, einen
solchen Demografie-Check durchzuführen. Wir se-
hen das gerade bei diesen Verbänden, die da einen
entsprechenden Überblick zur Wirtschaftlichkeit zu-
künftiger Investitionen erhalten.

Ein weiterer Punkt unserer Anzuhörenden, gerade
der kommunalen Spitzenverbände, waren die finan-
ziellen Leistungen nach dem Finanzausgleichsge-
setz. Einführend haben sich die kommunalen Spit-
zenverbände wiederholt auf den rot-rot-grünen
Koalitionsvertrag bezogen, in dem es heißt – das
hatte ich an dieser Stelle auch schon mal zitiert –:
„Wir werden die finanzielle Situation der Kommu-
nen verbessern, indem wir den KFA erhöhen und
Kommunen, die sich in der Haushaltskonsolidie-
rung befinden, Investitionen ermöglichen.“ Als Kom-
munalpolitiker kann ich nur sagen: Dieser Spruch
ist das Papier nicht wert, auf dem er steht. Wir ha-
ben das erst in dieser Woche gesehen, als Frau Fi-
nanzministerin den Landräten in Thüringen eine
ganz klare Abfuhr erteilte, als sie mehr finanzielle
Mittel für ihre Kommunen verlangte. Frau Finanzmi-
nisterin, ich sage hier ganz klar: Das ist der falsche
Weg. So sollte man nicht mit den Kommunalverant-
wortlichen in diesem Lande umgehen.

(Beifall CDU)

Ähnlich sehen es die kommunalen Spitzenverbän-
de, die auch sagen, dass Sie Ihrem selbst gesetz-
ten Anspruch bisher nicht Rechnung getragen ha-
ben. Das wird wohl auch in der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung bis 2020 nicht umgesetzt werden.
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Vizepräsident Höhn:

Herr Kollege, einen kleinen Augenblick. Es gibt den
Wunsch nach einer Zwischenfrage vom Abgeord-
neten Kuschel.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Aufgrund der Redezeit bitte dann am Ende.

Vor dem Hintergrund der Mittelfristigen Finanzpla-
nung 2016 bis 2020 heißt daher die Forderung der
Thüringer Gemeinden, Städte und Landkreise: Das
Land muss sofort mit den Kommunen in Verhand-
lungen eintreten, um die Finanzzuweisungen des
Landes deutlich zu erhöhen. Die kommunalen Spit-
zenverbände fordern mit allem Nachdruck die Um-
setzung der im Koalitionsvertrag vom November
2014 getroffenen Vereinbarung hinsichtlich der
nachhaltigen Verbesserung der finanziellen Situa-
tion der Kommunen. Ich bitte an dieser Stelle um
entsprechende Ausführungen, wie Sie zukünftig mit
unseren Kommunen verfahren. Ein „Basta“ reicht
da überhaupt nicht und das ist auch nicht angemes-
sen in diesem Lande.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, die Haushalts- und Fi-
nanzplanung muss wieder in geordnete Bahnen
kommen. Rot-Rot-Grün spielt mit der Zukunft unse-
res Landes, obwohl die Wirtschaft brummt, die
Steuereinnahmen sich auf einem Allzeithoch befin-
den, das Zinsniveau so niedrig wie nie ist. Doch
nichts spricht dafür – das muss man hier an dieser
Stelle auch sagen –, dass das dauerhaft so bleibt.
Die Einigung beim Länderfinanzausgleich ist in der
Finanzplanung nicht eingepreist. Kritisch sehen wir
auch den mangelnden Ehrgeiz, Schulden zu tilgen.
Wenn das Land unter den traumhaften Haushalts-
bedingungen in drei Jahren lediglich 30 Millionen
Euro zurückzahlen will, dann ist das einfach lächer-
lich. Nur die Tilgung von heute spart entsprechende
Zinsausgaben von morgen. Das müssen wir auch
in den zukünftigen Planungen betrachten.

Mit unserem Änderungsantrag zur Beschlussemp-
fehlung hat der Thüringer Landtag die Möglichkeit,
notwendige Alternativrechnungen zu verlangen. Die
Ergebnisse können somit im Wege einer erneuten
Überweisung des Mittelfristigen Finanzplans im
Haushalts- und Finanzausschuss beraten werden.
Damit haben wir es heute selbst in der Hand, eine
wirkliche finanzielle Richtschnur für die nächsten
Jahre auf den Weg zu bringen, und damit wären wir
auf einem guten Weg. Frau Finanzministerin, ich
fordere Sie auf, diesen Antrag entsprechend zu un-
terstützen. Danke schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Einen Moment, Herr Kollege. Sie hatten zugesagt,
die Frage des Abgeordneten Kuschel zu beantwor-
ten. Bitte schön, Herr Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Herr Kollege, Sie haben ei-
ne Kleine Anfrage an die Thüringer Landesregie-
rung gerichtet zum Vergleich der kommunalen Gel-
der 2014 – da hat noch die CDU regiert – und
2016. Können Sie bestätigen, dass die Landesre-
gierung in der Antwort auf diese Anfrage mitgeteilt
hat, dass die Kommunen im Jahr 2016 im Vergleich
zu 2014 rund 400 Millionen Euro Mehreinnahmen
haben?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das
stimmt doch nicht!)

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Sehr geehrter Herr Kuschel, Sie versuchen immer
wieder, hier an dieser Stelle Nebelkerzen zu wer-
fen.

(Beifall CDU)

Ich bitte Sie, schauen Sie sich noch mal die Zu-
schriften der kommunalen Spitzenverbände an. Es
steht doch eines fest: Für das aktuelle Jahr fehlen
den Kommunen 100 Millionen Euro im Kommuna-
len Finanzausgleich.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist nicht wahr! Das ist gelogen!)

Es steht fest: Im Jahr 2017 fehlen den Kommunen
weitere 100 Millionen im Kommunalen Finanzaus-
gleich.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist falsch!)

Sie stellen doch die Kommunalvertreter hier dar,
wie es sich nicht gehört. Wir müssen doch mit den
Kommunen zusammenarbeiten.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Man
kann sich doch nicht dort hinstellen und so
einen Käse erzählen!)

Das, was Sie machen, ist alles andere als eine Zu-
sammenarbeit. Im Gegenteil: Sie stellen unseren
Kommunen hier die Beine. Das ist unredlich, das
darf nicht sein. Viele von uns sind ja selbst in den
verschiedensten kommunalen Körperschaften aktiv
und ich fordere Sie hier an dieser Stelle auf: Spre-
chen Sie mit den Kommunen so, wie die Kommu-
nen das auch in ihrer aktuellen Zuschrift gefordert
haben, und machen Sie nicht so eine Basta-Politik,
wie Sie das in den letzten Jahren gemacht haben.
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(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Herr
Präsident!)

Ich fordere Sie auf, Gespräche zu führen und die
Kommunen entsprechend auch finanziell zu unter-
stützen. Danke sehr.

Vizepräsident Höhn:

Herr Kollege, es gibt den weiteren Wunsch nach ei-
ner Frage. Wird offenkundig nicht ...

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Zum
Gespräch ist er bereit, aber mit mir reden will
er nicht!)

Als Nächster hat Herr Abgeordneter Dr. Pidde,
Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, das ha-
ben uns unsere Kritiker nicht zugetraut: Rot-Rot-
Grün schreibt schwarze Zahlen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ach, Wer-
ner! Der arme Kerl hat nur abgeschrieben!)

(Heiterkeit CDU)

Die Mittelfristige Finanzplanung, die uns die Lan-
desregierung im September zugeleitet hat, zeigt,
dass die Regierung auch in der zweiten Hälfte der
Legislaturperiode keine neuen Schulden aufneh-
men will, im Gegenteil, dass Schulden getilgt wer-
den sollen – einmalig in Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das
stimmt nicht!)

Eine Legislaturperiode ohne Schuldenaufnahmen –
im Gegenteil, Schulden werden zurückgezahlt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ist nicht
wahr!)

Erstmalig und einmalig in Thüringen! Und, Mike, du
kannst dich noch so aufregen: Rot-Rot-Grün wirt-
schaftet solide.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Wir sehen, wie du dich darüber aufregst, wir haben
gesehen, wie der Kollege Kowalleck sich hier geäu-
ßert hat, ich habe gedacht, er hat eine falsche Vor-
lage gelesen oder ist im falschen Film,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
Zweite stimmt, er ist im falschen Film!)

so wie er sich geäußert hat, wie er die Mittelfristige
Finanzplanung gelesen hat.

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Dr. Pidde, es besteht der
Wunsch nach einer Zwischenfrage vom Abgeord-
neten Mohring.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Gern, aber ich habe wenig Redezeit.

Vizepräsident Höhn:

Bitte schön, Herr Mohring, ich schaue schon, dass
das nicht schiefgeht.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Er versucht
sie ja gerade sinnvoll zu füllen!)

Abgeordneter Mohring, CDU:

Lieben Dank für die Fragemöglichkeit. Abgeordne-
ter Pidde, ich wollte Sie fragen, ob Sie mir zustim-
men können, dass in der gemeinsamen Regie-
rungszeit von CDU und SPD in der vergangenen
Wahlperiode im Ergebnis der Wahlperiode auch
stand, dass CDU und SPD in der gesamten Wahl-
periode keine Schulden aufgenommen haben. Kön-
nen Sie mir zustimmen oder nicht? Mehr ist die Fra-
ge gar nicht, vielen Dank.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Wenn wir die fünf Jahre betrachten, dann haben wir
das im offiziellen Haushalt erreicht. Aber im Jahr
2010 mussten noch mal ordentlich Kredite aufge-
nommen werden. In dieser Legislaturperiode …

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das war
doch eure Forderung!)

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Mohring, wenn Sie schon eine
Frage stellen, dann sollten Sie dem Abgeordneten
auch Gelegenheit geben, darauf zu antworten. Das
wäre zumindest fair.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Die Mittelfristige Finanzplanung, die uns die Regie-
rung vorgelegt hat, enthält auf der Einnahmen- und
auf der Ausgabenseite die Schwerpunkte. Das, was
hier eingefordert worden ist, alles, was wir an Maß-
nahmen haben, ob Hochschulfinanzierung, ob Bil-
dung, ob Sport und Kultur, ist in den Eckwerten ent-
halten und wird über den kommenden Doppelhaus-
halt finanziell abgesichert. Natürlich stimmt es, dass
uns dabei die guten Steuereinnahmen entgegen-
kommen, aber man muss auch sehen, dass die Re-
gierung sparsam mit den Geldern umgeht.

Es werden Jahr für Jahr Überschüsse erwirtschaftet
und Gelder in Rücklagen gesteckt. Wenn wir mal
die anderen Bundesländer anschauen, sehen wir,
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dass das keine Selbstverständlichkeit ist. Deshalb
sage ich: In Thüringen wird eine solide Haushalts-
politik gemacht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat
25 Jahre Mittelfristige Finanzplanung gemacht, von
der sie immer gesagt hat, dass sie die Grundlage
für die Planung ist, aber die Haushalte entscheiden
das. 25 Jahre ist die Mittelfristige Finanzplanung –
ich sage mal – mehr oder weniger zur Kenntnis ge-
nommen und durchgewunken worden. Diesmal –
es kommt immer darauf an, auf welcher Seite man
sitzt – ist die CDU in der Opposition und beantragt
eine schriftliche Anhörung. Das ist ihr gutes Recht,
es ist ja auch in Ordnung, es hat ja auch Erkennt-
nisgewinn gebracht. Das muss man ehrlicherweise
sagen.

Es ist auf die Stellungnahme des Rechnungshofs
verwiesen worden, die uns wirklich sehr hilfreich ist.
Der Rechnungshof lobt die verbesserte Darstellung
in der Mittelfristigen Finanzplanung gegenüber der,
die in den Vorjahren von den CDU-Finanzministern
gemacht worden ist. Ich zitiere: „Zusammenfassend
stellen wir fest, dass sich die Struktur und der Inhalt
der Finanzplanung in den letzten Jahren insgesamt
positiv entwickelt haben.“ Natürlich stehen auch
Wünsche drin, die der Rechnungshof vorträgt. Man-
ches von dem ist auch wirklich sinnvoll, zum Bei-
spiel die Anregung, dass der Soll-Ist-Vergleich zu-
rückliegender Jahre aufgenommen werden soll,
weil man nämlich daraus erkennen kann, wie sich
manches in der Vergangenheit entwickelt hat, und
man daraus Schlussfolgerungen für die Zukunft zie-
hen kann.

Meine Damen und Herren, die Regierungskoalition
hat für 2016/2017 einen soliden Doppelhaushalt
aufgestellt, in dem wir uns gerade befinden. Wir ha-
ben im Rahmen dessen auch die Flüchtlingskrise
gemeistert. Jetzt wird die Finanzplanung, so wie es
üblich ist, für die nächsten vier Jahre bis 2020 vor-
genommen. Wenn wir die geplanten Ausgaben se-
hen, wissen wir, auch in Zukunft werden die Bäume
nicht in den Himmel wachsen, und selbst dann
nicht, wenn wir für das Jahr 2016 noch mal einen
positiven Jahresabschluss mit Überschüssen er-
wirtschaften werden.

Die Regierung geht in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung von einem moderaten Wirtschaftswachstum
von jährlich 1,4 Prozent aus. Die Steuereinnahmen
sind, wie es üblich ist, auf der Grundlage der Mai-
Steuerschätzung eingepreist. Es sind jährliche
Steuereinnahmeerhöhungen von etwa 180 Millio-
nen Euro, die dort zu Buche stehen. Wir werden,
wenn die regionalisierte November-Steuerschät-
zung vorliegt, genau sehen, ob das zutrifft oder ob
dann noch geringfügige Abweichungen vorhanden
sind.

Das größte Fragezeichen in der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung war das Jahr 2020, weil der Länderfi-
nanzausgleich und die Solidarpaktmittel auslaufen.
Bei der Verabschiedung der Mittelfristigen Finanz-
planung im Kabinett war dieser Punkt noch offen.
Die Finanzministerin hat sich entschieden, mehrere
alternative Szenarien in den Finanzplan aufzuneh-
men. Das hat auch der Rechnungshof begrüßt und
als sinnvoll erachtet. Inzwischen haben wir Klarheit,
die Fakten liegen auf dem Tisch. Der Konsolidie-
rungsbedarf, der hier in der Vorlage noch für 2020
ausgewiesen ist, besteht nicht mehr.

Nun kommt die CDU-Fraktion – jetzt Opposition –
mit einem Änderungsantrag zur Mittelfristigen Fi-
nanzplanung und fordert, dass Alternativrechnun-
gen eingearbeitet werden sollen. Die Finanzpla-
nung ist immer zu einem Stichtag im September.
Das, was sich danach bei der Neuordnung des
Bund-Länder-Finanzausgleichs ergeben hat, soll
jetzt hier entsprechend neu mit eingearbeitet wer-
den. Dann kommt die November-Steuerschätzung,
die soll auch wieder mit eingearbeitet werden. Dann
kommt das Nächste und soll auch wieder eingear-
beitet werden. So sind wir noch nie mit der Mittel-
fristigen Finanzplanung umgegangen – noch nie! –,
sondern es gab hier immer einen Stichtag.

(Unruhe DIE LINKE)

Das sind die Fakten. Alles andere, was jetzt noch
kommt, liegt auf dem Tisch. Wir wissen es doch.
Die Fakten liegen auf dem Tisch. Wir haben sie
auch in der nächsten Sitzung im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Es liegt überhaupt keine Notwen-
digkeit vor, diesem Änderungsantrag zuzustimmen.

Wenn ich sehe, wie schwierig es ist, für vier Jahre
im Voraus die Planung vorzunehmen, und wenn ich
mal überlege, in den letzten 20 Jahren, was dann
immer noch für Abweichungen kamen, im Folge-
jahr, im zweiten oder dritten Jahr, geschweige denn
im vierten Jahr – jetzt wird eine Projektion bis 2030
verlangt! Leute – ich sage das der CDU –, bleibt auf
dem Teppich!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, die Mittelfristige Finanz-
planung für 2018 und 2019 weist einen Konsolidie-
rungsbedarf aus. Ich verstehe das Geschrei bei der
CDU-Fraktion nicht, weil Herr Dr. Voß, der Vorgän-
ger von Frau Taubert, das ganz genauso gemacht
hat. Das ist auch üblich. Das sind die Summen, die
bei der Haushaltsaufstellung ausgeglichen werden
müssen. Hier sind jeweils etwa 200 Millionen Euro
oder etwas über 200 Millionen Euro für beide Jahre
vorgesehen. Das muss ausgeglichen werden. Wir
erwarten auch, dass die Landesregierung uns im
nächsten Jahr einen ausgeglichenen Doppelhaus-
halt für 2018 und 2019 vorlegt. Und wir erwarten
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auch, dass dort keine Globalen Minderausgaben
drin sind. Das haben wir schon einmal besprochen.

Die Regierung muss handeln. Es ist richtig, wenn
der Rechnungshof sagt und die Regierungskoalition
mahnt, wir müssen maßhalten – das stimmt. Nicht
alles, was wir uns wünschen, ist finanzierbar. Das
stimmt. Die Koalition muss weiter an den angefan-
genen Reformen arbeiten, auch wenn die nicht
kurzfristig, sondern nur mittelfristig zu Einsparun-
gen führen. Insofern gibt es gar keinen Grund zur
Entwarnung. Ich bin dem Rechnungshof auch
dankbar für seine kritischen Anmerkungen und will
noch einmal aus der Stellungnahme zitieren: „Kon-
solidierung bedeutet das Erarbeiten einer Haus-
haltsflexibilität, um Ausgabeprioritäten neu bestim-
men und Vorsorge für Konjunkturschwankungen
treffen zu können.“ Daran müssen wir uns halten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Koalition stellt sich
dieser Aufgabe. Wir haben diese Probleme, zum
Beispiel steigende Pensionsausgaben. 25 Jahre
lang haben CDU-Finanzminister keine ernsthafte
Vorsorge dafür vorgenommen. Jetzt liegt hier ein
Nachhaltigkeitsmodell auf dem Tisch – und ich hof-
fe, dass wir das in Kürze auch beschließen wer-
den –, wie wir wirklich eine Vorsorge zur Abminde-
rung dieser Ausgaben treffen können. Das Perso-
nalentwicklungskonzept ist noch von der Vorgän-
gerregierung übernommen worden und wird aber
fortgeschrieben. Konsequenter Stellenabbau steht
im Vordergrund. Dazu ist eine interministerielle Ar-
beitsgruppe gebildet worden. Es soll keine Schein-
reduzierungen geben, nicht Stellen wegstreichen
und über die Sachkosten das Gleiche oder noch
mehr als bei den Personalausgaben wieder zu be-
zahlen. Trotzdem zeigt die Mittelfristige Finanzpla-
nung, dass die Personalausgaben steigen, trotz
des Stellenabbaus, weil wir einfach die Tarif- und
Besoldungserhöhungen haben. Die sind der Haupt-
faktor.

Was der Rechnungshof mit einem Demografie-
Check anregt, das scheint nachdenkenswert. Wich-
tig ist aber auch der Hinweis, der getroffen wird,
dass eine Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsre-
form unbedingt notwendig ist.

Die CDU-Fraktion hat noch an einer anderen Stelle
vom Rechnungshof einen Korb bekommen. Sie kri-
tisieren immer, das Haushaltsvolumen wäre über-
bordend, seit Rot-Rot-Grün das Ruder in der Hand
hält. Der Rechnungshof hat geschrieben: Die Dis-
kussion auf die Entwicklung des Haushaltsvolu-
mens zuzuspitzen, halten wir nicht für zweckdien-
lich. – Das ist aber eine Ohrfeige hoch drei!

Meine Damen und Herren, einen Satz noch zur
Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände.
Diese Stellungnahme ließ leider die Gelegenheit
ungenutzt, die Einnahmen und Ausgaben des Lan-

des zu bewerten. Dabei wäre es wirklich gut und
wünschenswert gewesen, wenn sich die kommuna-
le Familie einmal intensiv mit den Möglichkeiten
und Herausforderungen des Landeshaushalts be-
schäftigt hätte. Stattdessen steht in der Stellung-
nahme wieder nur drin: Die Kommunen brauchen
mehr Geld. – Das kennen wir nun seit zig Jahren.

Meine Damen und Herren, die Mittelfristige Finanz-
planung ist die Grundlage für die Aufstellung des
nächsten Doppelhaushalts. Sie zeigt, die Finanzpo-
litik in Thüringen ist nachhaltig. Sie zeigt, dass auch
in Zukunft wichtige staatliche Leistungen genauso
wie Investitionen finanziert werden. Die Regie-
rungskoalition hat sich vorgenommen, das ohne
neue Schulden, sondern sogar mit Schuldentilgung
vorzunehmen. Darauf können wir stolz sein. Ich bit-
te um Zustimmung zur Kenntnisnahme der Mittel-
fristigen Finanzplanung. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat Abgeordneter Höcke
für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der
Tribüne! Sehr geehrte Frau Finanzministerin, herz-
lichen Dank für die Mittelfristige Finanzplanung, die
Sie und Ihre Regierung vorgelegt haben. Das zu-
nächst vorab. Allerdings ist das darin Stehende für
mich natürlich wenig erfreulich und die Planung
scheint mir auch nicht wirklich lagebasiert zu sein.
Ich komme im Laufe meiner Rede noch mal dazu.

Erfreuliches, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete,
liest sich wahrlich anders, denn schon auf der Sei-
te 4 muss die Landesregierung leider konstatieren
– ich zitiere aus Ihrem Bericht –: „Die BIP-Entwick-
lung in Thüringen blieb mit einer Wachstumsrate
von 1,1 % im Jahr 2015, wie auch bereits im Vor-
jahr, hinter dem Bundestrend zurück. Damit lag
Thüringen auf dem drittletzten Platz aller Länder
und blieb hinter seinem langfristigen Durchschnitt
zurück.“ Und auch für das nächste Jahr geht das
bekannte ifo-Institut Dresden von einem durch-
schnittlichen Wachstum von leider nur 1,3 Prozent
aus. Auch die prognostizierte sinkende Arbeitslo-
senquote kann hier leider nicht zu einer Aufheite-
rung beitragen.

Lassen Sie mich das bitte, sehr verehrte Kollegen
Abgeordnete, an einem Beispiel erläutern, am Bei-
spiel des Altenburger Landes. Im Jahr 2003 betrug
die Arbeitslosenquote im Altenburger Land er-
schreckende 21,9 Prozent oder in absoluten Zahlen
ausgedrückt waren es am 31.12.2003 12.502 Men-
schen. Im Jahr 2015 betrug die Arbeitslosenquote
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nur noch 10,4 Prozent oder in absoluten Zahlen
5.004 Personen. Das hört sich zunächst einmal re-
lativ gut und erfreulich an. Jedoch: Im Jahre 2003
hatte das Altenburger Land am Stichtag 31. De-
zember 2003 genau 110.200 Einwohner und davon
waren 37.800 erwerbstätig. Im Jahre 2015 hatte
das Altenburger Land jedoch nur noch 92.375 Ein-
wohner und 36.500 Erwerbstätige. In der Summe
heißt das, dass die Zahl der Erwerbstätigen sogar
um 1.300 gesunken ist. Das Absinken der Arbeits-
losenquote ist also kein Hoffnungsschimmer und
kein Hoffnungszeichen für eine wirtschaftliche Bele-
bung. Sie ist in unseren Augen einzig und allein ein
Alarmzeichen dafür, dass der Freistaat Thüringen
droht, demografisch, menschlich auszubluten.

(Beifall AfD)

Keiner – und jetzt muss ich Sie alle ansprechen,
außer meine Kollegen aus meiner Fraktion – von
Ihnen, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, keine
Fraktion im Thüringer Landtag hat in den letzten
25 Jahren – jedenfalls die, die in Regierungsverant-
wortung gestanden haben – die Familien und die
Kinder zur Chefsache erklärt. Das hätte aber ange-
sichts der demografischen schlimmen Entwicklung
im Freistaat Thüringen unbedingt erfolgen müssen.
Für jeden Politiker, der nicht nur in Legislaturen
denkt, sondern der in Generationen denkt, wäre
das eine Selbstverständlichkeit gewesen. Wir sind
der Meinung, dass dieser demografische Nieder-
gang, von dem schon oft geredet worden ist, gegen
den aber leider noch nichts adäquat getan worden
ist, eben nicht naturgesetzlich ist, und wir von der
AfD haben den Willen, diesen demografischen Nie-
dergang aufzuhalten.

(Beifall AfD)

Werte Kollegen von der Union, auch Sie haben sich
in der Zeit Ihrer Regierungsverantwortung nicht mit
Ruhm bekleckert. Die CDU hat Thüringen fast zwei
Jahrzehnte als Niedriglohnland verkauft und damit
massiv zur Abwanderung einer top ausgebildeten
jungen Generation beigetragen.

(Beifall AfD)

Bei so einer Finanzplanung und in gleichgearteten
Berichten muss man natürlich eine gewisse Schön-
färberei in Kauf nehmen, das gehört zur Politik
wahrscheinlich dazu. Kaum hinnehmbar ist es aller-
dings für uns, dass die Regierung immer noch kei-
ne Konzepte für den Fall entwickelt hat, dass im
Jahre 2019 sämtliche befristete Regelungen mit fi-
nanziellen Auswirkungen für Thüringen nicht ver-
längert werden. Sehr geehrte Frau Finanzministe-
rin, das ist in unseren Augen tatsächlich nichts an-
deres als Arbeitsverweigerung.

(Beifall AfD)

Denn in anderen Ländern wird eine andere Finanz-
politik gemacht, eine Finanzpolitik, die man tatsäch-

lich mal mit dem Begriff „etwas nachhaltiger“ be-
schreiben könnte, zum Beispiel in Sachsen und in
Rheinland-Pfalz. Dort hat man bereits begonnen,
Rücklagen für diesen Fall zu bilden. Wir fragen uns
natürlich – wir als AfD-Fraktion fragen uns das zu-
mindest: Warum haben Sie damit nicht begonnen,
Frau Finanzministerin Taubert?

Auch wenn Sie wissen, sehr verehrte Damen und
Herren von der Regierung, dass Sie 2019 wieder
auf der Oppositionsbank landen werden, ist das,
was Sie hier tun, für uns nichts anderes als eine
staatspolitische Verantwortungslosigkeit.

(Beifall AfD)

Auch Ihr Umgang mit Zahlen – eigentlich sollte man
das als Finanzpolitiker beherrschen – stimmt uns
zumindest nachdenklich. Ich möchte mich hier mal
ganz diplomatisch ausdrücken. Hierzu ein ganz
konkretes Beispiel: Sie planen für den Zeitraum bis
2019, dass sich die Steuermehreinnahmen in den
nächsten drei Jahren um satte 10 Prozent erhöhen
werden. Gleichzeitig gehen Sie aber davon aus,
dass die Thüringer Wirtschaftskraft um lediglich
1,3 Prozent pro Jahr steigen wird. Also entweder
können Sie nicht richtig rechnen oder Sie planen
eventuell doch, an der Steuerschraube zu drehen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wo
ist denn die Steuerkompetenz des Landes?)

Das Erstere wäre traurig und das Letztere wäre
verantwortungslos. Ich bitte die Frau Finanzministe-
rin, heute hier dazu deutlich Stellung zu beziehen.

(Beifall AfD)

Ein weiteres Beispiel: In Ihrem – neudeutsch –
Worst-Case-Szenario, also in Ihrem Schlimmsten-
Fall-Szenario, gehen Sie davon aus, dass der Frei-
staat Thüringen im Jahr 2020 noch rund 6,8 Milliar-
den Euro Steuereinnahmen selbst generieren wird.
Gleichzeitig folgen Sie aber in Ihrem Bericht einem
anderen Modell, nämlich dem Modell der MPK, also
der Ministerpräsidentenkonferenz, in dem die
Steuereinnahmen nur auf knapp 5,6 Milliarden Euro
taxiert werden. Wir fragen uns natürlich: Was ist
denn jetzt die Grundlage Ihrer Finanzplanung? Was
ist denn nun Ihr Schlimmster-Fall-Szenario? Das
meinte ich, als ich am Anfang ausführte, dass Ihre
Planung augenscheinlich nicht lagebasiert ist.

(Beifall AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen
Abgeordneten, neben einem Einnahmenproblem
haben Sie als Landesregierung tatsächlich auch ein
massives Ausgabenproblem. Auch hierzu möchte
ich Ihnen zwei Beispiele geben. So heißt es auf
Seite 35 Ihres Berichts – ich zitiere –: „Wurden im
Haushaltsjahr 2015 noch Ist-Ausgaben in Höhe von
199 Mio. EUR geleistet, so sind im Haushalt 2016
bereits 538 Mio. EUR und für das Jahr 2017
672 Mio. EUR für den Gesamtbereich Asyl und die
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unbegleiteten Minderjährigen etatisiert.“ Den Besu-
chern auf der Tribüne sei kurz angemerkt, um diese
Zahlen einordnen zu können, dass der Gesamt-
haushalt des Landes Thüringen etwa bei 10 Milliar-
den Euro liegt. Ich zitiere weiter: „Zudem ist anzu-
nehmen, dass sich Verschiebungen in der Ausga-
benstruktur weg von den Ausgaben für die Erstauf-
nahme und die Zahlungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz hin zu Ausgaben“ – und das ist
hochinteressant – „im Rahmen der sozialen Siche-
rungssysteme und Maßnahmen der Integration er-
geben werden.“

(Beifall AfD)

Diese Aussage ist in zweifacher Hinsicht besonders
interessant. Erstens: Obwohl Ihnen die ungeheure
– anders kann man diese Zahlen nicht bezeichnen
– Ausgabenbelastung durch die unkontrollierte und
illegale Einwanderung bekannt ist, versuchen sie
hier in Thüringen nach wie vor nicht, aktiv gegenzu-
steuern und Schaden vom Thüringer Steuerzahler
abzuwenden. Nach dem Winterabschiebestopp for-
cieren Sie jetzt auch noch – auch ein Thüringer
Sonderweg, ein unsäglicher Thüringer Sonderweg,
wie ich betonen will – die unnötige und überflüssige
Familienzusammenführung und muten den Thürin-
ger Steuerzahlern nach wie vor eine lächerlich
niedrige Abschiebequote von unter 10 Prozent zu.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie sind derart menschen-
feindlich! Vorhin haben Sie noch die Familien
gepriesen. Sie sind so verlogen!)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das ist
ein Menschenbild!)

Das Zweite, was besonders interessant ist an dem
Zitat, das ich hier entsprechend angebracht habe:
Sie haben hier zum ersten Mal eingestanden, sehr
verehrte Damen und Herren von der Landesregie-
rung – und ich knüpfe da auch direkt an die Diskus-
sion an, die wir, Frau Rothe-Beinlich, heute Morgen
hier im Kontext der Interpretation der Zahlen des
Thüringen-Monitors geführt haben, schwarz auf
weiß steht es geschrieben und jeder kann es le-
sen –, dass die von Ihnen gewünschte Zuwande-
rung, dass die von Ihnen gewünschte Multikulturali-
sierung dieses Freistaats eine Einwanderung in un-
sere sozialen Sicherungssysteme ist.

(Beifall AfD)

Da diese Politik unsozial ist, deswegen kritisierte
ich die Linken, deswegen kritisierte ich die SPD und
Grünen zu Recht als Parteien der sozialen Kälte,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ihre Hetze können Sie
sich sparen!)

da diese Politik unsozial gegenüber denen ist, die
jahrzehntelang in unsere Sicherungssysteme ein-
gezahlt haben und jetzt leer ausgehen. Ich glaube,
das versteht jeder von selbst.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, abschließend
sei auf ein gigantisches Ausgabenproblem hinge-
wiesen, das auch nicht aus dem Nichts entstanden
ist. Ich meine die Versorgung der Ruhestandsbe-
amten. Der eine oder andere Vorredner hat dieses
massive, dieses große Problem, das auf uns zu-
kommt, auch schon angesprochen, aber ich weiß
nicht, ob das in der notwendigen Deutlichkeit erfolgt
ist.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist im Ansatz schon Rassismus – Sozialras-
sismus!)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bereits im Jahr 2020 wird sich dieser Betrag auf ge-
schätzte 210 Millionen Euro erhöht haben. Wir ha-
ben also in den nächsten fünf Jahren in diesem Be-
reich einen Anstieg von über 60 Prozent. Frau Fi-
nanzministerin Taubert, haben Sie dafür Vorsorge
getroffen?

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte
Besucher auf der Tribüne, nach der Lektüre des
Berichts ist klar, dass unser Freistaat nicht nur auf
eine demografische, sondern leider auch auf eine
finanzielle Katastrophe zusteuert. Der Bericht gibt
keine Hinweise darauf, wie seitens der Landesre-
gierung adäquat – und ich meine jetzt hier keine
Schaufensterpolitik oder Schlafsandpolitik oder
Sandmannpolitik – auf diese gewaltigen, giganti-
schen Herausforderungen reagiert wird. Wir als
AfD-Fraktion fordern, dass die Landesregierung
endlich geeignete Maßnahmen ergreift, um diesen
finanziellen Supergau im Jahr 2019 abzuwenden.
Sehr verehrte Frau Finanzministerin, das ist Ihre
Schuldigkeit und das ist Ihre Amtspflicht. Ich bedan-
ke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter Mül-
ler für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Präsident, werte Kolleginnen und
Kollegen, liebe Besucherinnen und Besucher auf
den Tribünen, die Mittelfristige Finanzplanung wur-
de uns im Finanzausschuss durch das Finanzminis-
terium zur Beratung vorgelegt. Ich möchte jetzt erst
mal, nachdem wir von dem finanzpolitischen Spre-
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cher in spe der AfD – ich habe den noch nie im Fi-
nanzausschuss gesehen, aber vielleicht muss man
das auch nicht – einiges Krudes gehört haben, eini-
ge Erklärungen zur Mittelfristigen Finanzplanung
geben.

In der Mittelfristigen Finanzplanung ist ein Zeitraum,
ausgehend vom Jahr 2016 – das beinhaltet auch
den aktuellen Doppelhaushalt, daher sind dort auch
Zahlen enthalten, die mittlerweile schon einer Än-
derung unterworfen sind, wie beispielsweise die
Kosten im Justiz- und Migrationsministerium –, von
fünf Jahren zu betrachten. Einerseits werden die
voraussichtlichen Einnahmen – dazu haben wir
schon einiges gehört – und andererseits auch die
Ausgaben, wie sie voraussichtlich in den einzelnen
folgenden Jahren auftreten können, dargestellt.
Beide großen Positionen basieren auf Annahmen
und Prognosen. Auch dazu haben wir schon etwas
gehört. Die Steuereinnahmen unterliegen selbstver-
ständlich konjunkturellen Entwicklungen, aber auch
die Zuwendungen vonseiten des Bundes und der
Europäischen Union. Das heißt, wir haben mehrere
verschiedene Einnahmesäulen, auf die wir nur
einen mittelbaren Einfluss haben. Ausgaben – das
macht tatsächlich den größten Anteil des Landes-
haushalts aus – sind an die durch das Land Be-
schäftigten gebunden. Hier haben wir die zukünfti-
gen Lohnentwicklungen und die damit verbundenen
Tarifabschlüsse zu berücksichtigen, die von uns
nicht zu beeinflussen sind, die man dementspre-
chend vorsichtig angehen muss.

Der Mittelfristige Finanzplan stellt damit einen Rah-
men oder eine Orientierung für die zukünftige
Haushaltsführung dar und für uns Mitglieder im
Haushaltsausschuss die Grundlage, die zukünftige
Finanzplanung kritisch zu begleiten.

Der Mittelfristige Finanzplan wird mit jedem Haus-
halt neu überarbeitet und angepasst. Auch das ha-
ben wir schon gehört. Somit fließen auch neuere
Erkenntnisse ein, aber eben nicht zu jeder Zeit und
zu jeder Woche, denn dafür brauchte man dann
keine Mittelfristige Finanzplanung mehr, die wäre
damit obsolet und würde auch keinen Rahmen
mehr hergeben. Bedingt durch eine anhaltend gute
Binnenkonjunktur wird auch für die kommenden
Jahre von steigenden Steuereinnahmen ausgegan-
gen. Mit einem Wachstum von 1,5 Prozent im
Durchschnitt liegen diesem Plan vorsichtige Steige-
rungen zugrunde, allerdings unterliegen auch diese
Steigerungen Risiken: Wie entwickelt sich das wirt-
schaftliche Umfeld im Ausland? Keine Aussagen
können wir beispielsweise über mögliche Auswir-
kungen – ich erinnere einfach nur an den Ausgang
der Präsidentschaftswahlen in den USA – machen,
denn hier wissen wir nicht, wie sich das Gebaren
einer neuen US-Regierung hinsichtlich unserer wirt-
schaftlichen Aktivitäten auf dem US-amerikani-
schen Markt oder auch in anderen Märkten, in die

die USA wiederum regulatorisch eingreifen kann,
verändert.

Positiv ist sicherlich die Entwicklung der Beschäfti-
gungsverhältnisse zu bewerten. Eine steigende Be-
schäftigungszahl führt zu steigenden Steuereinnah-
men und sinkenden Sozialausgaben. Gerade diese
Position darf man auch nicht vergessen. Zwischen
2005 und 2016 ist die Arbeitslosigkeit in Thüringen
von rund 17 Prozent auf nunmehr knapp 6,5 Pro-
zent gesunken.

Doch trotz der positiven Tendenz bleibt die Lage
insgesamt angespannt. Wir werden die Entwicklung
aus diesem Grund aufmerksam begleiten. Insge-
samt sehen wir über die vorausschauend
dargestellten Jahre eine Gesamteinnahmenprogno-
se pro Jahr in der Größenordnung von rund 10 Mil-
liarden Euro. Diesen Einnahmen stehen Gesamt-
ausgaben gegenüber, die durch die Einnahmen
nicht vollständig gedeckt werden können. Auch das
haben wir gehört. Es entwickelt sich möglicherwei-
se ein Konsolidierungsbedarf. Der gestaltet sich in
einem Rahmen von beginnend mit rund 200 Millio-
nen Euro bis zu 397 Millionen in der Spitze im Jahr
2020. Unter anderem dieser Konsolidierungsbedarf
– dazu hatte mein Kollege Herr Dittes schon ausge-
führt – bedarf weiterer Anstrengung in der Haus-
haltskonsolidierung, auch wenn die Neugestaltung
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen die Einnah-
mesituation über das prognostizierte Maß hinaus
offensichtlich verbessern kann.

Die Finanzministerin hat über ihr vorgelegtes Nach-
haltigkeitsmodell die weitere Schuldentilgung auf-
gezeigt. Wir begrüßen den vorgeschlagenen Weg
hin zu sinkender Verschuldung und hin zu mehr
Gestaltungsspielraum. Als Bericht der Landesregie-
rung und beschlossen von dieser nehmen wir ihn
als Landtag zur Kenntnis. Wir, Bündnis 90/Die Grü-
nen, werden diesem zustimmen.

Sehr geehrte Damen und Herren, den uns vorlie-
genden Änderungsantrag der CDU – auch dazu ist
bereits ausgeführt worden – werden wir ablehnen.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster erhält Abgeordneter
Huster für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, das, was Höcke und Kollegen hier vortra-
gen, war, denke ich, sehr exemplarisch. Es wird je-
des Thema benutzt, um Katastrophenszenarien zu
beschreiben, den Untergang des Landes
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

oder der Währung herbeizureden, und dann durften
natürlich die Rhetorik gegen die Flüchtlinge, das
Verbreiten von Hass nicht fehlen. Ich hoffe, dass
viele Menschen das hören und darüber nachden-
ken, wie einfach gestrickt eigentlich dieses Schema
ist, das wir bei jedem Tagesordnungspunkt immer
wieder hören.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu passt, dass das mit den unterlegten Fakten
dann in den Sachdebatten doch nicht so genau ge-
nommen wird, sondern man sich irgendwas aus
Einzelworten und Einzelbruchstücken zusammen-
reimt. Es reicht offenbar auch, was parlamenta-
rischen Anstand betrifft, nur seine Meinung hier vor-
zutragen und dann den Saal zu verlassen und gar
nicht mehr zu hören, ob wir hier im Austausch von
Argumenten vielleicht das Gesagte auch infrage
stellen oder widerlegen können.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das sind Zustände hier, also da wundert man sich
manchmal. Das geht ganz klar als Kritik an die AfD,
meine Damen und Herren.

Werte Kollegen, zur Mittelfristigen Finanzplanung
vielleicht folgender Einstieg: Wir alle wissen, dass
die deutsche Einheit im Jahr 2020 dann 30 Jahre
her sein wird, und es gab verschiedene größere
Perioden, wie die neuen Bundesländer insgesamt
in diesen Zeiten finanziert wurden. Idealtypisch
kann man drei Phasen unterscheiden. Es gab nach
1990, nach der deutschen Einheit, vielleicht die ers-
te Phase, die ging dann über die Etappe 1995, als
die neuen Länder in den Länderfinanzausgleich
einbezogen wurden. Die zweite Phase begann
dann 2005 mit dem Solidarpakt II und damit war
klar – ab 2005 wussten wir das alle –, dass um-
fangreiche Hilfen, die wir seitdem erhalten haben,
im Jahr 2020 auslaufen werden.

Da zeitgleich der Länderfinanzausgleich von finanz-
starken Bundesländern wie Bayern, Hessen und
Baden-Württemberg beklagt wurde, weil man ins-
gesamt weniger Geld in das Ausgleichssystem für
ärmere Bundesländer geben wollte, war ebenfalls
klar, dass das Jahr 2020 auch in dieser Hinsicht
noch einmal ein wichtiges Schlüsseljahr sein wird.
Jetzt stehen wir kurz davor, demnächst einen Dop-
pelhaushalt für die Jahre 2018 und 2019 aufzustel-
len, die direkt in das Jahr 2020 münden werden. Da
der Bundestag in der Zwischenzeit im Grundgesetz
die Schuldenbremse beschlossen hat, wird diese
im Jahr 2020 auch für alle Bundesländer gelten und
demnach werden Kredite in konjunkturellen Nor-
malzeiten nicht mehr möglich sein.

Das heißt ganz klar: Ab 2020 müssen auch die
Länder viel stärker, als das bisher der Fall war, eine
Haushalts- und Finanzwirtschaft vorweisen, die auf
Deutsch gesagt mit dem vorhandenen Geld aus-
kommen soll. In diesem Rahmen finde ich es über-
haupt nicht ungewöhnlich, dass die jetzige Landes-
regierung und Ministerin Frau Taubert genau das
machen, was ihre Vorgänger ebenfalls gemacht ha-
ben, nämlich vor der Beratung eines Haushalts
einen Konsolidierungsbedarf aufweisen, der allen
signalisiert: Wir müssen noch eine ganze Menge
Gespräche führen mit den Ministerien und den
Fachbereichen, um die Haushalte auszugleichen.
Da ist ein Katastrophenszenario, sehr geehrte Kol-
legen der Opposition, überhaupt nicht angebracht.

Schaut man sich die Zahlen an, dann sieht man,
dass es für die Jahre 2018 und 2019 bei ungefähr
10 Milliarden Euro Haushaltsvolumen um eine Grö-
ßenordnung von circa 200 Millionen Euro geht, das
heißt, es geht pro Jahr um circa 2 Prozent des
Haushalts, die jetzt noch nicht untersetzt sind. Aber
wir sind mit der Mittelfristigen Finanzplanung in ei-
nem Planungsinstrument, das wir üblicherweise zur
Kenntnis nehmen. Wir sind jetzt noch gar nicht in
den Haushaltsberatungen für den Haushalt 2018
und 2019.

Insofern darf ich an Herrn Dr. Dette und sein Son-
dergutachten aus dem Jahr 2010, glaube ich, erin-
nern – da waren wir kurz aus der weltweiten Fi-
nanzkrise heraus, die dann zur Wirtschaftskrise
wurde –, und im Jahr 2010 hat der Rechnungshof
in dem Sondergutachten prognostiziert und gesagt:
Wenn sich nichts ändert, dann müssen wir im Jahr
2020 mit circa anderthalb Milliarden weniger Ein-
nahmen einen Haushalt gestalten. Von damals
9 Milliarden Haushaltsvolumen standen 1,5 bis
2 Milliarden Euro an Einnahmen infrage. Wir haben
im Prinzip jahrelang Haushalte unter der Maßgabe
diskutiert: Wo kann man kürzen, um am Ende auf
dieses Ausgabeniveau von 7,5 Milliarden zu kom-
men. Nun ist da erfreulicherweise eine Entwicklung
eingetreten, lange Zeit stabile Steuereinnahmen,
von der insbesondere wir auch hier profitiert haben,
sodass das Ziel ausgeglichener Haushalte auch
nach dem Jahr 2020 ohne massive Kürzungen in
Leistungsgesetzen, beispielsweise Zerstörung von
kultureller Vielfalt in Thüringen und von sozialen
Einrichtungen, im Kern nicht nötig sein wird, weil
wir eine stabile Steuerentwicklung haben.

Auch das an die Adresse der AfD-Kollegen, die
heute Morgen gegen den Euro gesprochen haben
aufgrund der Zinspolitik der EZB: Sie kommen zu
einem politischen Ergebnis, das ich so überhaupt
nicht teile. Ich will Ihnen zumindest ...

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie haben ja
auch eine hohe Diät und bekommen einmal
eine hohe Rente!)
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Ja, Sie sind doch jetzt seit 1 Minute hier. Was stö-
ren Sie denn meinen Vortrag?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ist das Ihr
Sachargument?)

Nein, ich will mein Sachargument sagen; ich kom-
me ja nicht dazu, weil Sie hier von draußen rein-
kommen und mich hier anmachen.

Präsident Carius:

Entschuldigung, „anmachen“ ist das sicher nicht.
Wenn ein Zwischenruf erfolgt und Sie sich mit den
Fraktionen auseinandersetzen, gehört das zur De-
batte.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Ich wollte ein Argument mit den Zinsen nennen. Die
Kehrseite der niedrigen Zinsen ist nämlich, dass auf
diese Art und Weise auch der Thüringer Landes-
haushalt in den letzten Jahren erhebliche Ausga-
ben einsparen konnte. Wir waren mal bei circa
750 Millionen Euro und sind jetzt bei circa 450 Mil-
lionen Euro. Das heißt, auch diese 300 Millionen
Euro pro Jahr sind dauerhafte Minderausgaben, die
natürlich dann auch an anderer Seite, an anderer
Stelle nicht gestrichen werden müssen. Es ist über-
haupt nicht so einfach. Deswegen aus dieser Politik
der EZB zu folgern, dass der Euro falsch wäre, ist
aus meiner Sicht ein völlig falscher Schluss. Es
handelt sich hierbei eher um das Korrigieren oder
um das Behandeln der nach wie vor vorhandenen
Finanzkrise im europäischen Maßstab.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Erklären Sie
das mal den Leuten, die Altersarmut haben!)

Ja, ist gut jetzt.

Dann will ich noch was zur Frage sagen, wie hoch
man tilgen sollte, weil das Herr Kowalleck, glaube
ich, kritisiert hat auch nach den üblichen Ritualen,
wir würden zu wenig nachhaltig wirtschaften. Den-
ken Sie an das Jahr 2015. Im Haushaltsplan waren
vergleichsweise geringe Beiträge zur Tilgung alter
Schulden veranlagt. Ich halte es auch für wichtig,
aber ich glaube, das hat auch der Vorgänger von
Frau Taubert begonnen, gerade in diesen konjunk-
turell unsicheren Zeiten nach der Finanzkrise nicht
im Haushaltsplan sehr aggressiv Tilgung zu planen,
sondern Rücklagen im Haushalt zu bilden – sagen
wir mal 2 Prozent des Haushaltsvolumens, da wä-
ren wir so bei 200 Millionen Euro –, um konjunktu-
relle Schwankungen, Extremausschläge abzufe-
dern, ohne dass sofort über Nachtragshaushalt mit
Sparprogramm etc. geredet werden muss, und
wenn die Schwierigkeiten nicht eintreten – sprich:
wenn das Haushaltsjahr besser gelaufen ist als ge-
plant –, zu sagen, jetzt tilgen wir signifikant alte
Schulden. Das Paradebeispiel dafür ist das Jahr
2015. Die Finanzministerin hatte in etwa 25 Millio-

nen Schuldentilgung geplant, das Haushaltsjahr
wurde erfolgreich abgeschlossen und es wurden
zusätzlich knapp 75 Millionen Euro getilgt, sodass
insgesamt 100 Millionen weniger Schulden da wa-
ren. Das war nämlich genau die Höhe, Herr Kowal-
leck, die zusätzlich in den Sondervermögen aufge-
laufen ist, die wir vor allen Dingen aus der CDU-
Zeit von CDU-Finanzministern geerbt haben, meine
Damen und Herren. Deshalb meine ich, wir sollten
die Kirche im Dorf lassen. Wir haben zum ersten
Mal die Aussicht, auch über das Jahr 2020 hinaus
eine gute Planbarkeit zu haben. Mit der Einigung
der Ministerpräsidenten mit dem Bundesfinanzmi-
nister besteht die Aussicht, dass nach 2020 auch
ein Thüringer Haushalt gestaltbar ist. Da muss ich
ganz ehrlich sagen, Herr Dr. Dette, das hätte si-
cherlich auch 2010 so keiner erwarten können.

Ich plädiere nachhaltig dafür, dass man schaut,
Rücklagen zu bilden und damit auch einen gesun-
den Mix zwischen der Tilgung alter Verbindlichkei-
ten und der entsprechenden Vorsorge im Haushalt
zu machen. Dass wir auf der Ausgabenseite etwas
machen müssen, dass Strukturen verändert werden
müssen, das dürfte ja nun hier in den letzten Tagen
hinreichend diskutiert worden sein. Strukturrefor-
men sind natürlich notwendig, damit auch in den
nächsten Jahren die Mittel des Landes sachgerecht
und effektiv eingesetzt werden können.

Zum Antrag der CDU möchte ich noch so viel sa-
gen – Dr. Pidde und Herr Müller haben dazu ja
schon Stellung genommen –: Ein wichtiges Argu-
ment, Herr Kowalleck, das, was jetzt in Berlin ver-
einbart worden ist, ist noch kein Gesetz. Es ist un-
üblich in der Finanzplanung, obwohl es sich um ei-
ne große strukturelle Frage handelt, aber es wird
nicht jede Wasserstandsmeldung zu einer neuen
Finanzplanung aufgebaut, sondern die Dinge, wie
zum Beispiel auch die Steuerschätzungen, werden
einfach mit aufgenommen. Insofern ist es sachge-
recht, dass wir die jetzige Finanzplanung mit dem
Stichtag September dieses Jahres zur Kenntnis
nehmen und dann die neuen Fakten, so sie denn
Fakten sind, mit in die neu zu erarbeitende Mittel-
fristige Finanzplanung einarbeiten.

Dann möchte ich letztlich noch sagen, Herr Kowal-
leck, Sie hatten ja in den letzten Monaten immer
das Argument aufgebaut, Rot-Rot-Grün fährt den
Haushalt gegen die Wand, und haben als Beispiel
genommen, dass das Haushaltsvolumen signifikant
steigt. Ich meine, dass die Anhörung gezeigt hat,
dass Sie mit diesem Argument überhaupt keinen
Blumentopf gewinnen können. Ich möchte Ihnen
zumindest mal ein paar Bundesländer nennen, die
ebenfalls eine Entwicklung des Haushaltsvolumens
in den letzten Jahren haben, und dann bewerten
Sie mal Ihr vorgetragenes Argument, ob das wirk-
lich gegen uns spricht oder ob es sich nicht viel-
mehr um ein Spiegelbild einer positiven konjunktu-
rellen Entwicklung in ganz Deutschland handelt,
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das sich dann natürlich in den öffentlichen Haushal-
ten, vorzugsweise in den Landeshaushalten, nie-
derschlägt. In Baden-Württemberg war im Jahr
2014 das Haushaltsvolumen bei 41 Milliarden Euro
und im Jahr 2016 bei 46 Milliarden Euro. In Bayern
stieg das Haushaltsvolumen im selben Zeitraum
von 50 auf 55 Milliarden Euro, in Brandenburg als
einem neuem Bundesland von 10,2 auf 11,4 Milliar-
den Euro und in Sachsen von 17 auf 18,4 Milliarden
Euro. Die Sachsen gehen sogar noch weiter. Wenn
Ihre These stimmt, dann müssten die Sachsen eine
ganz schreckliche Politik machen und das Land
gnadenlos gegen die Wand fahren. Die beschlie-
ßen jetzt einen Haushalt für 2018 und der sieht ein
weiteres Wachstum der Ausgaben auf 18,7 Milliar-
den Euro vor. Also ich glaube, Herr Kowalleck, Sie
sehen, dass Sie mit dem Argument wirklich nicht
weit kommen. Ganz im Gegenteil, wir freuen uns,
dass sich die Einnahmen insgesamt positiv ent-
wickelt haben und dass damit eine Gestaltung,
auch eine sozialverträgliche Gestaltung, von Lan-
despolitik und auch ein Fokus auf bessere Investi-
tionen als in der Vergangenheit wieder möglich ist,
und das alles mit dem Ziel, Haushalte ohne neue
Schulden aufzustellen. Vielen Dank, meine Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Kuschel, bitte.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Danke, Frau Finanzministe-
rin. Meine Damen und Herren, es müssen noch
Dinge klargestellt werden, die hier insbesondere
vonseiten der CDU verkündet wurden. Über die so-
zialen Netzwerke versucht die CDU wieder den
Nachweis zu erbringen, dass Rot-Rot-Grün angeb-
lich die kommunalen Mittel gekürzt hat, und ist sich
damit nicht zu schade, erneut den Beweis zu brin-
gen, dass Sie vielleicht vieles können, aber rech-
nen nicht, oder Sie belügen die Öffentlichkeit be-
wusst. Beides wäre nicht in Ordnung, auch nicht für
eine Oppositionspartei. Aus der besagten Anfrage,
die der Kollege Kowalleck an die Landesregierung
zum Vergleich der Kommunalfinanzen 2014, als die
CDU regiert hat, und 2016, jetzt Rot-Rot-Grün,
gestellt hat, geht hervor, dass die Finanzaus-
gleichsmasse zunächst um 108 Millionen Euro ge-
sunken ist – da ist aber schon das einmalige Hilfs-
programm von 135 Millionen Euro berücksichtigt –,
aber dass im gleichen Zeitraum die Steuereinnah-
men der Gemeinden um 132 Millionen Euro gestie-
gen sind und die Zahlungen außerhalb des Kom-
munalen Finanzausgleichs an die Kommunen von
758 Millionen Euro auf 1,108 Milliarden Euro, also
um rund 350 Millionen Euro. Wenn ich das addiere,

dann bin ich bei einem Saldo von 374 Millionen
Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt frage
ich Sie, wie Sie zu dieser Aussage kommen, Rot-
Rot-Grün wird angeblich die kommunalen Gelder
kürzen. Da sind bestimmte Fragen, was Änderun-
gen der Aufgaben betrifft, überhaupt nicht enthal-
ten. Also eine Opposition muss sich hier in der De-
batte schon besser vorbereiten. Ich will Ihnen nicht
unterstellen, dass Sie die Öffentlichkeit bewusst
täuschen.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Sie be-
leidigen die kommunalen Spitzenverbände!
So gehen Sie mit denen um!)

Meine Damen und Herren, es ist also vom Vertreter
der CDU hier außer einer Kritik an Rot-Rot-Grün
nichts gekommen, wieder kein eigenes Konzept.
Aber das hat Tradition bei der CDU seit 2014: kein
eigenes Konzept, nicht mal ansatzweise. Aber zu-
mindest machen Sie es nicht so plump wie die an-
dere Oppositionspartei, die nur Ängste verbreitet
und dabei den Nachweis erbringt, dass sie finanz-
politisch nicht mal Grundschulniveau sichern kann.
Da behauptet der Fraktionsvorsitzende, das Land
dreht an der Steuerschraube. Wo liegt denn die
Kompetenz für das Steuerrecht im föderalen
Staatsaufbau? Wo liegt sie denn? Beim Bund.

(Unruhe AfD)

Das Land hat eine Steuer, die es gestalten kann,
und das ist die Grunderwerbsteuer. Die macht nicht
mal 1 Prozent des Landeshaushalts aus – nicht mal
1 Prozent.

(Unruhe CDU)

Das ist Ihre Kompetenz. Oder dieser Fraktionsvor-
sitzende verbreitet Ängste, indem er hier die These
aufstellt, möglicherweise könnte das Land die Pen-
sion für die Beamten nicht bezahlen und es gibt ei-
ne Flucht in die Sozialsysteme. Ich sage es deut-
lich: Wer solche Ängste schürt und insbesondere
Sozialleistungen einzelnen

(Unruhe AfD)

Menschen vorenthalten will, der macht eins: Sozial-
rassismus, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Das ist ungehörig.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, natürlich spielen die
Kommunen auch bei der Mittelfristigen Finanzpla-
nung eine wichtige Rolle. Ein Drittel des Landes-
haushalts fließt in die Kommunen – mehr als 3 Milli-
arden Euro. Und die Kommunen haben natürlich
Probleme, auch deswegen debattieren wir Funktio-
nal-, Verwaltungs- und Gebietsreform. Ich will noch
mal die Fakten benennen: Die Kommunen geben
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gegenwärtig 1,5 Milliarden Euro für Personal aus,
aber nur noch 500 Millionen Euro für Investitionen.
Dieses Verhältnis geht auf Dauer nicht, weil ein In-
vestitionsstau entsteht. Jetzt geht es nicht um den
Personalabbau, sondern um Strukturveränderun-
gen, sodass mehr Mittel für Investitionen zur Verfü-
gung stehen, um dieses Verhältnis zugunsten der
Investitionen zu verbessern. Die Kommunen schöp-
fen auch nicht alle Einnahmemöglichkeiten aus. Sie
lassen de facto 120 Millionen Euro im Jahr auf der
Straße liegen, weil aufgrund der Kleingliedrigkeit
insbesondere fast 600 Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften gar nicht in der Lage sind,
diese Einnahmepotenziale auszuschöpfen. Sie tun
damit den Steuerpflichtigen nicht mal einen Gefal-
len, weil es nicht zur Entlastung führt. Beispiel:
Rund 700 Gemeinden haben einen Hebesatz bei
der Gewerbesteuer unter 400 Hebesatzpunkten.
Bis zum Hebesatz von 400 kann aber der Einzelun-
ternehmer seine Gewerbesteuer als Zahlung mit
der Einkommensteuer verrechnen. Das heißt, die
Einzelunternehmer sparen in den Gemeinden über-
haupt nicht. Sie zahlen eben mehr Einkommensteu-
er anstatt der Gewerbesteuer. Wer so verantwor-
tungslos Geld liegen lässt, muss das Einschreiten
des Gesetzgebers nicht beklagen, denn das kön-
nen wir uns nicht mehr leisten. Oder die ungelösten
Probleme im Zusammenhang mit der Zerlegung der
Gewerbesteuer bei mehreren Betriebsstätten, bei
temporären Betriebsstätten: Alles Dinge, die unge-
löst sind, weil in kleinen Verwaltungen mit weniger
als 20 Beschäftigten überhaupt nicht die Fachleute
da sind, die sich mit solchen Fragen beschäftigen
können. Ebenso die Probleme bei der Festsetzung
der Grundsteuer: Nach wie vor wird ein Großteil …

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Kuschel, es gibt zwei Anfragen
von Kollegen.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Von dieser rechten Seite da, da ist mir meine Zeit
zu schade.

Präsident Carius:

Und von der Abgeordneten Tasch, lassen Sie die
Anfrage zu?

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Nein.

Präsident Carius:

Auch nicht, okay.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Eine Vielzahl von Grundstücken werden bei der
Grundsteuer B immer noch nach dem Einheitswert
von 1935 bewertet. Das sind also ungelöste Proble-
me, die müssen wir in den Griff bekommen. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, das hat dann
auch Auswirkungen auf die Mittelfristige Finanzpla-
nung. Ich will noch mal sagen: Wir haben 2016
einen Finanzausgleich auf den Weg gebracht, der
besser die Bedarfe abbildet als vorher. Wir sind
noch nicht am Ende; mit dem Finanzausgleich
2018/2019 werden wir da nachbessern müssen.
Das große Problem ist noch die differenzierte Ent-
wicklung bei den Kommunen – das will ich noch ab-
schließend sagen, jetzt ist meine Redezeit vorbei –,
diese unterschiedliche Entwicklung, dass also die
Leistungskraft der Gemeinden auseinandergeht.
Auch da können wir als Land nicht einfach zusehen
und müssen handeln. AfD und CDU haben dafür
aber nicht mal ansatzweise ein Konzept. Wir wer-
den das mit dem Finanzausgleich 2018 und mit der
Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform auf
die Reihe bekommen. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Carius:

Danke schön für diesen Beitrag zum „Finanzrassis-
mus“. Nein, das war jetzt etwas anderes – gut.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Sozi-
alrassismus!)

Ich habe Ihren Beitrag – aber wie auch immer. Die
Finanzministerin hat das Wort, bitte schön.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Damen und Herren, werte Besuche-
rinnen und Besucher, die Mittelfristige Finanzpla-
nung, die wir dieses Jahr vorlegen, ohne einen
Haushalt hinzuzufügen, basiert auf § 31 Abs. 1 der
Thüringer Landeshaushaltsordnung in Verbindung
mit § 9 und § 14 des Gesetzes zur Förderung der
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft und
§ 50 Haushaltsgrundsätzegesetz. Das heißt, wir
müssen jedes Jahr die Finanzplanung aktualisie-
ren, auch wenn wir den Haushalt nicht vorlegen. Es
ist schon einiges dazu gesagt worden.

Jetzt wende ich mich mal an Sie, die das mal nach-
schauen wollen: Auf der Internetseite des Finanz-
ministeriums können Sie das runterladen, damit Sie
im Nachgang zumindest noch wissen, worüber wir
uns hier unterhalten haben.

Dankenswerterweise hat auch der Landesrech-
nungshofpräsident seine Stellungnahme ins Inter-
net gestellt. Alles unter thueringen.de speziell zu
finden, um nachlesen zu können, was mit der Be-
wertung des Landrechnungshofs zu dieser Finanz-
planung gemeint ist.
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Es ist völlig klar, dass unterschiedliche Blickwinkel
natürlich auch unterschiedliche Ergebnisse erge-
ben. Aber eines möchte ich sowohl Herrn Kowal-
leck als auch Herrn Höcke sagen: Lesen bildet un-
gemein und vollständiges Lesen klärt sogar auf.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD)

Das hat aber das Risiko, dass man hinterher als
Opposition nicht so sehr viel Kritik üben kann. Des-
wegen sind Sie dem Risiko wahrscheinlich aus dem
Weg gegangen und haben durch mangelhaftes Le-
sen nicht alles mitbekommen, was in der Mittelfristi-
gen Finanzplanung steht. Denn nicht ohne Grund
hat der Rechnungshof gesagt, dass die Mittelfristi-
ge Finanzplanung, so wie sie jetzt auch dargestellt
wurde – dafür danke ich meinen Kolleginnen und
Kollegen von der Haushaltsabteilung sehr –, doch
sehr nachvollziehbar ist.

Ich möchte mit den Wirtschaftsprognosen anfan-
gen. Natürlich konnte bei grobem, überflüchtigem
Lesen – vielleicht auch nur beim Lesen durch den
Referenten – nicht auffallen, Herrn Höcke nicht auf-
fallen, dass wir natürlich etwas genauer gearbeitet
haben, als man es offensichtlich der Finanzverwal-
tung unterstellt. Wir haben natürlich zum einen die
Wirtschaftsprognosen, die uns der Bund über die
Wirtschaftsweisen bringt, zum anderen haben wir
verschiedene Beschlüsse im laufenden Haushalts-
jahr mit dem Bund, oder der Bund hat Entscheidun-
gen getroffen, auch zum Teil gemeinsam mit den
Ministerpräsidenten. Die stehen natürlich alle schon
in dieser Mittelfristigen Finanzplanung eingepreist
mit drin. Das führt dazu, dass zwar das BIP in der
Prognose leicht sinkt. Das ist zumeist so, weil man
nicht so weit in die Zukunft schauen kann. Aber die
Entscheidungen, die auf Bundesebene auch für die
Bundesländer und für die Kommunen – das will ich
ergänzen – getroffen wurden, die zeigen bei den
Umsatzsteuerpunkten für die Bundesländer nach
oben. Das heißt, wir bekommen vom Bund Anteile
an den Umsatzsteuerpunkten, haben damit Steuer-
mehreinnahmen. Das hängt einmal mit der Flücht-
lingsvereinbarung mit dem Bund zusammen, das
hängt zusammen mit der Eingliederungshilfe, die
vom Bund sowohl an die Kommunen als auch zum
kleinen Teil an die Bundesländer fließen. Deswe-
gen steigen die Steuereinnahmen trotz dieses sin-
kenden BIP. Das heißt, es gibt eine veränderte Ver-
teilung zwischen Bund und den Ländern. So ein-
fach ist das.

Zum Zweiten haben wir – ich will auch die Seite be-
nennen, Seite 23, damit das Nachschlagen und das
Nachlesen einfacher werden – unterschiedliche
Szenarien aus den letzten Vereinbarungen zwi-
schen den Ministerpräsidentinnen und Ministerprä-
sidenten und dem Bund, der Bundeskanzlerin, auch
mit eingearbeitet. Dieser Kompromiss oder dieser
Vorschlag von den Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten zu dem Länderfinanzausgleich

liegt seit Dezember 2015 auf dem Tisch. In diesen
Verhandlungen, die in den vergangenen Jahren
sehr zäh gewesen sind, war klar: Der Bund hat
auch eine Vorstellung davon. Die Vorstellungen
sind im Laufe der Verhandlungen ein Stück weit an-
einandergekommen. Es gab dann nur noch einen
Dissens, was die Höhe betroffen hat, aber viele
Faktoren waren schon festgelegt. Deswegen haben
wir gesagt, wir machen für 2020 den schlimmsten
Fall, den Worst Case. Wir machen eine Finanzpla-
nung, die mittendrin liegt, nämlich zwischen dem
Worst Case und diesem Modell, was die Minister-
präsidentenkonferenz vorgestellt hat. Da kann ich
auch gleich aufklären, das erspart uns den Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion. Es geht um die Fra-
ge: Wie wirkt sich denn jetzt dieser Bund-Länder-Fi-
nanzkompromiss aus? Das ist ganz einfach. Wenn
Sie auf Seite 23 schauen, dann haben wir gesagt,
wir nehmen die Finanzplanung – das ist unsere Fi-
nanzplanung 2020. Da sind unterschiedliche Fach-
termini. Es geht darum, ob verschiedene Sonderbe-
darfsergänzungszuweisungen und die Entflech-
tungsmittel weiterlaufen. Die Entflechtungsmittel fal-
len nach dem Kompromiss raus. Dafür gibt es so-
genannte Gemeinde-SoBEZ. Ich will das kurz erklä-
ren: Unsere Gemeinden – das ist auch schon oft
angesprochen worden – haben leider keine so ho-
hen eigenen Steuereinnahmen aus Grundsteuer,
Gewerbesteuer, Anteilen aus der Einkommensteuer
und weiteren Steuerzuweisungen. Sie liegen also
weit unter dem, was zum Beispiel bayerische Kom-
munen oder auch hessische Kommunen einneh-
men. Um diese Differenz auszugleichen, hat der
Bund eine besondere Ergänzungszuweisung für die
zukünftige Finanzierung der Bundesländer geschaf-
fen, weil wir als Bundesland auch ein Stück weit
diese Steuerschwäche der Gemeinden ausgleichen
müssen. Die beträgt 305 Millionen Euro – alles rein
rechnerisch. Dazu kommen noch Forschungsmittel
in Höhe von 16 Milliarden Euro, sodass wir für 2020
sagen können: Die Mittelfristige Finanzplanung, die
bisher diesen Kompromiss so eingeplant hat, wird
ungefähr auf null gestellt. Das heißt, das Defizit,
was 2020 dort drinsteht, ist ungefähr null. Ganz ge-
naue Zahlen wird man dann tatsächlich erst wissen
können, wenn das Jahr 2019 heran ist.

Dass Herr Höcke hier vom Pult aus erzählt hat,
dass wir keine Rücklagen bilden, das verwundert.
Mittlerweile sitzt er auch zwei Jahre hier mit in die-
sem Rund.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Mehr oder weniger!)

Offensichtlich interessiert er sich recht wenig dafür,
was das Parlament so tut und auch die Landesre-
gierung. Hauptsache, man kann Bashing betreiben!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Wir haben seit 2014 Rücklagen gebildet. Auch da
muss ich Sie bitte bemühen, vielleicht hilft Ihnen
Herr Kießling von Ihrer Fraktion und liest noch mal
den Haushaltsplan und auch die Jahresabrechnung
2015. Ich denke, Sie beherrschen das. Dann klären
Sie mal Ihren Fraktionsvorsitzenden auf, dass wir
natürlich Rücklagen haben – Konjunkturausgleichs-
rücklage heißt das sogar. Es wäre schön, wenn
man nicht mit Unwahrheiten oder Unwissen den an-
deren Vorwürfe machen würde, sie würden nichts
tun.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Erst wird et-
was rausgenommen, dann wird es wieder
reingelegt!)

Es wäre schön, Herr Möller, wenn es mal qualifi-
ziert wäre.

Ich möchte auch etwas zu den Risiken sagen, weil
auch da gesagt wird – die CDU möchte das in ih-
rem Antrag gern aufgreifen –, dass wir bis 2030
planen. Aber, Herr Kowalleck, mal ganz allen Erns-
tes: Wollen Sie, dass wir in die Glaskugel schauen
und Orakel sind, oder wollen wir seriöse Finanzpoli-
tik machen?

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Ach ja,
Sie waren nicht im Haushalts- und Finanz-
ausschuss! Da haben wir das mit dem Präsi-
denten diskutiert!)

Ja, Sie können das lang diskutieren. Das mag sein.
Aber Sie können diese Planung nicht vorlegen.
Selbst wenn Sie nicht nur wollten, sondern wenn
Sie in meiner Funktion wären, könnten Sie es nicht
tun.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU)

Was haben Sie von dieser Planung bis 2030? Es
kann sein, dass Herr Schröder das gern macht, ich
weiß auch nicht, warum. Sie wollen über 13 oder
14 Jahre eine Prognose: Wie ist die wirtschaftliche
Entwicklung? Welche Risiken können Sie wie ein-
preisen? Sie wären schlauer, Herr Kowalleck, als
die Wirtschaftsweisen, die am Ende die BIP-Pro-
gnose machen. Ich will mir das natürlich nicht an-
maßen – ich kann das auch nicht, das muss ich
jetzt so sagen, ich bin nur Finanzministerin des
Freistaats Thüringen. Deswegen muss ich das na-
türlich ablehnen. Man kann nicht so weit schauen.
Ich will Ihnen auch einen Beweis geben: Der Haus-
halt 2014 – die Kollegen, die mit im Kabinett geses-
sen haben, wissen das – ist 2012 geplant worden.
Nun gucke ich Herrn Geibert an, weil er damals für
das Innenministerium zuständig war und für die
Flüchtlingsunterbringung.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Sie pla-
nen die Gebietsreform bis 2035 und jetzt er-

zählen Sie, dass Sie nicht mal finanziell bis
2030 planen können?)

Nein, ich soll eine Finanzprognose, eine Einnah-
menprognose des Freistaats Thüringen machen

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Eine Aus-
gabenprognose!)

und eine Ausgabenprognose dazu. Das kann ich
nur, wenn ich die Einnahmen kenne. Aber lassen
Sie, Herr Voigt!

Ich wollte sagen: 2012 konnte keiner voraussehen,
welche Flüchtlingsausgaben 2014 gekommen sind.
Jetzt wollen Sie aber, dass wir bis 2030 in die Glas-
kugel schauen. Ich denke, das ist eine Frage der
Unmöglichkeit. Das kann man nur fordern, wenn
man nicht in Regierungsverantwortung ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Meine Damen und Herren, es ist schon viel gesagt
worden. Ich will noch auf das Thema „Kommunen“
kommen, Herr Kowalleck. Dass ich mich zu der Re-
solution geäußert habe, liegt zum einen daran,
dass sie mir vom Landkreistag zugesandt worden
ist, und zum Zweiten, dass die einzelnen Thesen-
anstriche natürlich auch für selektives Lesen beim
Landkreistag stehen. Der Ministerpräsident hat ge-
sagt: in Bezug auf die auslaufenden Regelungen.
Das hat im Übrigen der Landkreistag dann auch
noch mal wiederholt, er leitet aber daraus ab, so
quasi 472 Millionen sind denn doch da, davon wol-
len wir was abhaben.

Darüber hinaus werde ich auch zitiert zur Frage:
Was ist Jahresmitte an Einnahmenüberschuss ge-
genüber den Ausgaben da? Das heißt nicht Mehr-
einnahmen. Dann wird noch mal gesagt: Im Übri-
gen gibt es auch noch Steuereinnahmen, 200 Mil-
lionen mehr in 2016 und 200 Millionen mehr in
2017. Daraus schließt man, dass der Freistaat per
se mehr Geld hat. Diese Ableitung ist natürlich
falsch.

Genauso finde ich es einfach nicht richtig – ich will
das so freundlich beschreiben –, wenn der Land-
kreistag uns ganz empört schreibt: Die Hessen ma-
chen was, die Sachsen-Anhaltiner machen was und
ihr macht nichts. Es wird völlig verschwiegen, dass
wir, gerade um den Gemeinden in so einer schwie-
rigen Situation zu helfen, für 2016 und 2017 jeweils
25 Millionen, in Summe 50 Millionen, in ein Sonder-
paket geschnürt haben, um bestimmte Ausgaben-
positionen und bestimmte Leistungen, Sozialleis-
tungen in aller Richtung überhaupt finanzieren zu
können. Dazu sagt der Landkreistag kein Wort. Er
schimpft nur und sagt: Ihr macht ja nichts. Ich finde
das unredlich, wenn man sich auf dieser Basis
dann noch hinstellt und sagt: Jetzt müsst ihr mit uns
in Verhandlungen treten, damit es mehr Geld gibt.

Ich denke schon, dass es darum geht, die Kommu-
nen sachgerecht auszustatten. Da bitte ich mal
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einen Blick auf Seite 40 zu werfen, auch das will ich
Herrn Kowalleck jetzt nicht ersparen. Wenn Sie sich
das Schema mal angucken, da steht – ich nehme
nur die oberen Begriffe –: 3,392 Milliarden in 2016,
3,494 in 2017, 3,639 in 2018, 3,682 in 2019,
3,720 Milliarden Euro in 2020. Das sind die Einnah-
men, nämlich FAG-Masse und Steuerprognose für
die Kommunen. Wenn Sie es sich anschauen,
wenn Sie mitgerechnet haben, merken Sie, es geht
immer bergauf. Das heißt, es gibt mehr Steuerein-
nahmen und zumindest einen leicht ansteigenden
Kommunalen Finanzausgleich, nämlich von 1,9 Mil-
liarden Euro auf 1,95 Milliarden Euro zwischen den
Jahren 2017 und 2018, was sich 2019 fortsetzt. Al-
so es kann nicht die Rede davon sein, dass wir
schon in unserem Partnerschaftsmodell, das wir
gemeinsam mit den Kommunen geschlossen ha-
ben, die Mehreinnahmen einstecken und die Kom-
munen nichts abbekommen. So einfach ist die Welt
nicht. Deswegen ist es, denke ich, sachgerecht,
dass wir uns auf einem vernünftigen Niveau, näm-
lich ehrlich, in die Augen schauen: Wer hat welche
Mehreinnahmen und wo muss noch geholfen wer-
den? Dafür steht die Landesregierung jederzeit den
Kommunen gesprächsbereit zur Verfügung. Ich
danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor, jedenfalls nicht von Frak-
tionen, die noch Redezeit haben, sodass ich damit
die Aussprache schließe.

Wir kommen damit zur Abstimmung, zunächst über
den Änderungsantrag der Fraktion der CDU in der
Drucksache 6/3000, der eine Neufassung der Be-
schlussempfehlung beinhaltet. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen der CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Aus
den Koalitionsfraktionen. Enthaltungen? Aus der
AfD-Fraktion. Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung über die
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses in der Drucksache 6/2972. Wer dafür
ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Danke
schön. Gegenstimmen? Aus der CDU- und AfD-
Fraktion. Enthaltungen? Keine. Daher mit Mehrheit
angenommen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 15

Geänderte Sicherheitslage im
Freistaat endlich ernst nehmen
– Bürger wirksam vor terroris-
tischen Anschlägen schützen

Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/2687 - Neufas-
sung -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion der AfD
- Drucksache 6/2740 -

Die Fraktion der CDU wünscht das Wort zur Be-
gründung, soweit ich verstanden habe. Herr Abge-
ordneter Fiedler hat das Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! „Geänderte Sicherheitslage im Freistaat
Thüringen endlich ernst nehmen – Bürger wirksam
vor terroristischen Anschlägen schützen“ – gestat-
ten Sie mir, mit einem aktuellen Zitat zu beginnen:
Wir sind in Deutschland auf der höchsten Ebene
von Bedrohungsszenarien, eine Steigerung ist für
mich kaum noch vorstellbar.

(Beifall AfD)

Diesen Satz hat Bernd Palenda, der Leiter des Ber-
liner Verfassungsschutzes, am 3. November 2016
nach der Verhaftung eines mutmaßlichen IS-Terro-
risten gegenüber dem ZDF gesagt. Ich will die we-
nigen Minuten zur Begründung unseres Antrags
jetzt nicht dazu nutzen, die inzwischen sehr lange
und vor allem traurige Liste aller Terrorakte in Euro-
pa und Deutschland seit 2015 aufzuzählen, um den
Ernst der Lage zu verdeutlichen. Aber ich will schon
im Gedenken an die vielen unschuldigen Opfer und
zur Verdeutlichung der Nähe der Bedrohungslage
auf ein paar Anschläge und Vorfälle in Deutschland
hinweisen: Am 18. Juli 2016 bei einem Anschlag in
einer Regionalbahn bei Würzburg verletzt ein
Flüchtling aus Afghanistan fünf Menschen mit ei-
nem Beil, vier davon schwer. Bei einem Spreng-
stoffanschlag am 24. Juli 2016 in Ansbach verletzt
ein syrischer Flüchtling 15 Personen, viele davon
ebenfalls schwer. 6. Oktober 2016 Messerangriff in
Hamburg auf einen 16-Jährigen, der seinen Verlet-
zungen erliegt – der IS bekennt sich zu der Tat.
Aber auch die zwei Sprengstoffanschläge in Dres-
den am 27.09.2016 und den Amoklauf in München
im Juli will ich hier nennen. Tatsache ist, dass
Deutschland Ziel terroristischer Aktivitäten und An-
schläge geworden ist. Dem müssen wir uns schnell
und vor allem mit allen rechtsstaatlichen Mitteln
entgegenstellen und wir müssen natürlich auch
Geld in die Hand nehmen, allerdings nicht nur für
neue Taschenlampen und Handschuhe für unsere
Polizisten

(Beifall AfD)

und ein Versprechen, neue Schutzhelme und Wes-
ten zeitnah anzuschaffen – hierzu bedarf es viel
mehr. Insbesondere aus den Reihen der Gewerk-
schaften hört man zu diesem Thema Erschrecken-
des, etwa wenn es um die Frage geht, ob unsere
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Polizei zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf einen An-
schlag zum Beispiel nach dem Muster von Paris im
November 2015 vorbereitet und trainiert sei, also
auf eine Situation, bei der bewaffnete Attentäter an
zwei oder drei Orten gleichzeitig angreifen, oder
auch bei der Frage, ob die vorhandene Sicherheits-
ausrüstung, insbesondere Waffen oder gepanzerte
Fahrzeuge, für ein derartiges Szenarium vorhanden
ist – Fehlanzeige. Auch mangelt es an einem mit al-
len Sicherheitsbehörden des Landes und Rettungs-
kräften abgestimmten Sicherheitskonzept usw. usf.
Hier muss der Freistaat endlich den Ernst der Lage
erkennen, entsprechende Maßnahmen ergreifen
und nicht, wie bei der Mafia geschehen, die Feinde
unserer Demokratie regelrecht zum Verweilen – ge-
gebenenfalls – einladen.

(Beifall AfD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will an
dieser Stelle ausdrücklich festhalten: Unser Antrag
ist keine Panik- oder Angstmache, wie es sicher
gleich aus den Reihen der Koalition zu hören sein
wird, auch keine Wiederholung unseres Sicher-
heitsantrags vom März 2015. Die Sicherheitslage
ist ernst, und zwar sehr ernst. Aber im Gegensatz
zur Landesregierung, die auf diesem Gebiet seit
2015 weitgehend untätig geblieben ist, verschlie-
ßen wir nicht die Augen vor dieser Situation. Dan-
ke.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Wünscht die AfD-Fraktion das Wort
zur Begründung? Das ist nicht der Fall. Dann hat
die Landesregierung einen Sofortbericht zu
Nummer 1 des AfD-Antrags angekündigt. Herr
Staatssekretär Götze, Sie haben das Wort.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, ich bin der CDU-Fraktion
erst mal dankbar, dass sie dieses wichtige Thema
hier aufgerufen hat. Ich glaube, die von Ihnen auf-
gezählten Ereignisse, Herr Fiedler, haben uns alle
sehr schockiert. Die haben uns die Bedrohungsla-
ge, die in Europa herrscht, die in Deutschland
herrscht, die in Thüringen herrscht, noch mal sehr
verdeutlicht und in Erinnerung gerufen. Es ist aber
nicht so, dass wir hierauf in den letzten Jahren nicht
reagiert hätten. Ich möchte Ihnen das auch im Ein-
zelnen darlegen.

Zur Bewältigung von Lageszenarien im Sinne der
Fragestellung verfügen die Polizeien von Bund und
Ländern – auch die Thüringer Polizei – über ein
breites Spektrum an Handlungsoptionen. Mit Blick
auf die Komplexität solcher Lagen stehen Vorschrif-
ten und Handlungsanleitungen zur Verfügung, die
dem zwingenden Erfordernis länderübergreifender

Kompatibilität Rechnung tragen. Für die Thüringer
Polizei existieren Konzeptionen zur Bewältigung
tradierter polizeilicher Lagen. Im Wesentlichen
orientieren sich diese am System der Polizeidienst-
vorschriften und greifen beispielsweise bei Bedro-
hungs-, Amok-, Geisel- respektive Anschlagslagen.
Die von Ihnen bereits erwähnten aktuellen Ereignis-
se in Europa und Deutschland haben jedoch ge-
zeigt, dass es den Einsatzkräften insbesondere zu
Beginn von Einsatzsituationen oftmals schwer mög-
lich ist, eine treffsichere Lageeinschätzung hinsicht-
lich des Einsatzanlasses vorzunehmen. Vor diesem
Hintergrund sowie auf Basis länderübergreifender
Abstimmungen wurde im Thüringer Ministerium für
Inneres und Kommunales für die Thüringer Polizei
der Rahmenerlass zu lebensbedrohlichen Einsatz-
lagen der Thüringer Polizei erarbeitet, damit im
Rahmen einer Lagebeurteilung eine frühzeitige Dif-
ferenzierung vorgenommen und sodann die geeig-
netsten taktischen Maßnahmen zur Lagebewälti-
gung ergriffen werden können. Dieser Erlass steht
den polizeilichen Behörden und Einrichtungen seit
dem 01.09.2016 zur Verfügung.

Entsprechend eines systematischen Ansatzes fina-
lisiert darauf aufbauend die Landespolizeidirektion
die Handlungskonzepte in Form eines Rahmenbe-
fehls zur Bewältigung von lebensbedrohlichen Ein-
satzlagen. Neben taktischen Handlungsroutinen
sind organisatorische und personelle Festlegungen
vorgesehen, die der Thüringer Polizei einen schnel-
len Übergang aus der Allgemeinen Aufbauorgani-
sation hin zu einer anlassbezogenen Besonderen
Aufbauorganisation ermöglichen. Diese konzeptio-
nellen Vorbereitungen versetzen die Thüringer Poli-
zei in die Lage, unabhängig vom Zeitpunkt und der
Örtlichkeit eine lebensbedrohliche Einsatzlage und
somit auch eine terroristische Bedrohungslage er-
folgreich zu bewältigen. In diesem Zusammenhang
ist von besonderer Bedeutung, dass unsere Polizis-
tinnen und Polizisten hinsichtlich des taktischen
Umgangs mit Terror- oder Anschlagsszenarien be-
reits einen hohen Ausbildungsstand vorweisen kön-
nen. Dies begründet sich darin, dass aufgrund der
Ähnlichkeit zu Bedrohungs- oder Amoktaten solide
und stabile Ausbildungsstände durch die Grundla-
gen- und Aufbauseminare des Polizeilichen Ein-
satztrainings, kurz PET, in der Thüringer Polizei
bestehen. Das Konzept PET wird gegenwärtig im
Rahmen einer länderübergreifenden Zusammenar-
beit mit spezieller Ausrichtung auf terroristische
Einsatzszenarien fortgeschrieben, um die Hand-
lungskompetenz weiter zu erhöhen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, für
die Rettungskräfte, die Angehörige des Brand- und
Katastrophenschutzes sowie des Rettungsdiensts
sind, stellt sich eine Terrorlage zunächst als eine
große Schadenslage mit einem zu vermutenden
Massenanfall von Verletzten dar. Aufgrund einer
hohen Eigengefährdung der eingesetzten Rettungs-
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kräfte ist man auf den besonderen Schutz seitens
der Polizei angewiesen, was auch in den Einsatz-
konzeptionen der Polizei besondere Berücksichti-
gung findet. Für die originären Aufgaben der Ret-
tungskräfte sind technisch-organisatorische Maß-
nahmen getroffen worden, die der Bewältigung von
Großschadensereignissen dienen. So wurde bei-
spielsweise am 25. Juli 2016 die „Richtlinie zur
überörtlichen Hilfe bei Großschadensereignissen
mit einem Massenanfall von Verletzten“ im Thürin-
ger Staatsanzeiger veröffentlicht. Zielstellung ist, ei-
ne koordinierte Hilfestellung zur Bewältigung der
Lage für eine betroffene Gebietskörperschaft mit
Kräften der angrenzenden Gebietskörperschaften
zu geben. Hierin wird unter anderem die Heranzie-
hung weiterer Kräfte und Mittel, die sich vorwiegend
aus den vorzuhaltenden Katastrophenschutzeinhei-
ten speisen, ausführlich dargestellt. Somit können
im Schadensfall die Einheiten des Rettungsdiensts
durch diese Einheiten unterstützt bzw. entlastet
werden. Diese Richtlinie ergänzt bestehende Rege-
lungen wie das Thüringer Rettungsdienstgesetz,
den Landesrettungsdienstplan und die Richtlinie zur
medizinischen Einsatzabschnittsleitung, die eine
Einsatzfähigkeit der Rettungskräfte im Schadensfall
sicherstellen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ein
besonderes Augenmerk liegt auf dem gemeinsa-
men Wirken von Polizei und Rettungskräften, wel-
ches auf einer langjährigen, gewachsenen Zusam-
menarbeit im Rahmen von lokalen und überregio-
nalen Sicherheitsnetzwerken sowie auf Erfahrun-
gen, die im täglichen gemeinsamen Handeln fortge-
schrieben und verfestigt werden, basiert. Die part-
nerschaftliche Zusammenarbeit von Polizei und
Rettungskräften hat sich auch in besonderen Ein-
satzlagen bewährt. Neben der gemeinsamen Ein-
satzbewältigung vor Ort werden planmäßig gegen-
seitig Verbindungskräfte in den Führungsorganisa-
tionen ausgetauscht, die ein abgestimmtes Handeln
sicherstellen. Diese Verzahnung zwischen Ret-
tungskräften und Polizei wird regelmäßig in ge-
meinsamen Übungen trainiert und intensiviert. Hier-
bei werden auch Katastrophenszenarien sowie grö-
ßere Schadens- und Gefahrenlagen trainiert. Zu-
dem erfolgen engmaschige Zusammenarbeiten in
den örtlichen und landesweiten Krisenstrukturen.
An dieser Stelle möchte ich meinen ausdrücklichen
Dank an alle hauptamtlichen und insbesondere
auch an die vielen ehrenamtlichen Rettungskräfte
richten, die Thüringen mit ihrem engagierten Han-
deln jeden Tag ein Stück sicherer machen.

(Beifall im Hause)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die
aktuellen Entwicklungen zeigen, dass zum Schutz
der Freiheit und zum Erhalt der Sicherheit in unse-
rem Land die personelle und materielle Ausstattung
der Sicherheitskräfte ganz besonders im Auge be-
halten werden muss. Ich kann Ihnen versichern:

Wir haben dies auch im Blick. Die Thüringer Polizei
verfügt zunächst über eine gute Ausstattung. So
wurden unter anderem in den zurückliegenden Jah-
ren Haushaltsmittel in zweistelliger Millionenhöhe in
die Erneuerung des Fuhrparks investiert. Zudem
verfügt die Thüringer Polizei über moderne, be-
darfsgerechte und an neuesten Standards ausge-
richtete Dienstfahrzeuge. Beispielhaft sei an dieser
Stelle auf die Transportfahrzeuge für die Angehöri-
gen geschlossener Einheiten verwiesen. Im Zuge
weiterer polizeilicher Herausforderungen, die Sie
bereits genannt hatten, ist die Ausstattung der Thü-
ringer Polizei jedoch stets fortzuschreiben und zu
ergänzen. Dies findet auf der Basis abgestimmter
Konzepte statt. In diesem Zusammenhang ist zu
beachten, dass Führungs- und Einsatzmittel wie
Bewaffnung und passive Schutzausrüstung, zum
Beispiel ballistische Schutzhelme, Westen etc., den
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten entspre-
chend ihrer Verwendung zentral zur Verfügung
gestellt werden. Im Gegensatz hierzu ist die Funk-
tion eines Dienstkleidungskontos eine ganz andere.
Uniformierte Polizeivollzugsbeamte können mit die-
sem Konto ihre eigene Uniform ergänzen bzw. er-
neuern. Die in diesem Zusammenhang verfügbaren
Uniformteile beachten besondere Vorschriften des
Arbeitsschutzes, beinhalten aber keine Ausrüs-
tungsgegenstände mit besonderer Schutzwirkung,
da sie, wie oben bereits gesagt, zentral und be-
darfsgerecht zur Verfügung gestellt werden.

Mit Wirkung vom 5. September 2016 wurde nach
intensiver fachlicher Beratung die Rahmenkonzep-
tion über die Schutzausrüstung der Thüringer Poli-
zei in Kraft gesetzt. In Umsetzung der in Rede ste-
henden Konzeption gilt es, die Thüringer Polizei
schrittweise mit einer qualitativ verbesserten
Schutzausstattung – das wäre die passive Kompo-
nente – und Dienstfahrzeugen auszustatten. So
werden wir die Beamten des Einsatz- und Streifen-
diensts sowie der geschlossenen Einsatzeinheiten
der Thüringer Polizei mit ballistischen Schutzhel-
men ausstatten.

Nach einem erfolgreichen europaweiten Vergabe-
verfahren konnte ein entsprechender Liefervertrag
unterzeichnet werden, sodass eine erste Teilliefe-
rung von ballistischen Helmen noch in diesem Jahr
erwartet werden kann. Das Thüringer Finanzminis-
terium willigte auf Einsatz des Innenministeriums
hin diesbezüglich in den Antrag des Thüringer Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales auf über-
planmäßige Ausgaben im Haushaltsjahr 2016 in
Höhe von 3.845.000 Euro ein. Jede Polizeivollzugs-
beamtin und jeder Polizeivollzugsbeamte der Thü-
ringer Polizei wird bis Ende kommenden Jahres zu-
dem über eine neue ballistische Schutzweste mit
integriertem Stichschutz verfügen. Gegenüber der
herkömmlichen personenbezogenen ballistischen
Schutzweste geht mit dieser Ersatzbeschaffung ei-
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ne weitere Steigerung des persönlichen Schutzes
einher.

Darüber hinaus ist beabsichtigt, einzelne Organisa-
tionsbereiche der Thüringer Polizei in den nächsten
Jahren mit ballistischen Schutzkomponenten wie
beispielsweise ballistischen Schutzschilden und
ballistischen Plattenträgersystemen auszustatten,
welche Schutz gegen eine erhöhte Geschoss- und
Durchschlagsenergie von Geschossen aus Waffen
bieten. Ergänzend finden die Maßnahmen zur qua-
litativen Verbesserung der Schutzausstattung durch
Aspekte einer bedarfsgerechten Waffen- und Fahr-
zeugausstattung der Spezialeinheiten der Thüringer
Polizei statt.

In Fragen einer bedarfsgerechten, zukunftsweisen-
den Ausrüstung, die auch den hohen Anforderun-
gen von terroristischen Einsatzlagen entspricht, ori-
entiert sich die Thüringer Polizei an bundesweiten
Standards und steht diesbezüglich mit dem Bund
und den Ländern im engen Erfahrungsaustausch.
Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass die ge-
änderte Sicherheitslage bereits zum Anlass genom-
men wurde, um die Ausrüstung der Thüringer Poli-
zei bedarfsgerecht fortzuentwickeln.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ne-
ben einer der Sicherheitslage angepassten Ausstat-
tung ist ein weiterer wesentlicher Sicherheitsaspekt
der Personalbestand der Sicherheitsbehörden und
insbesondere unserer Polizei. So erfolgte eine per-
sonelle Stärkung der für den polizeilichen Staats-
schutz zuständigen Abteilung des Landeskriminal-
amts um 15 Bedienstete. Von Bedeutung ist im vor-
liegenden Zusammenhang auch die weitere Stär-
kung des Dezernats Cybercrime im Landeskriminal-
amt. Zu den Aufgaben dieses Dezernats gehören
unter anderem Ermittlungen im sogenannten Dark-
net. Der Fall des Amokläufers von München, der
seine Waffe im Darknet erworben hatte, zeigt, wie
wichtig es ist, die Fähigkeiten und den Kräfteein-
satz der Thüringer Polizei auf diesem Gebiet zu er-
höhen.

Von besonderer Bedeutung ist auch weiterhin die
Stärkung der Spezialeinheiten. Beim Einsatz gegen
terroristische Straftäter kommt insbesondere dem
Spezialeinsatzkommando eine entscheidende
Funktion zu. Das SEK muss in taktischer und tech-
nischer Hinsicht, aber gerade auch in personeller
Hinsicht auf die neuen Herausforderungen ausge-
richtet werden. Und wir werden dem SEK zeitnah
weitere Beamte zur Verfügung stellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, hin-
sichtlich des Gesamtpersonalbestands der Thürin-
ger Polizei kann ich darauf verweisen, dass uns
erste Schritte in die richtige Richtung bereits gelun-
gen sind. Nach Jahren des Stellenabbaus wurden
die Ausbildungskapazitäten an den Bildungseinrich-

tungen der Thüringer Polizei durch eine Erhöhung
der Ausbildungszahlen in Meiningen nun effektiv
genutzt. Daher können wie schon 2015 auch 2016
wieder zusätzlich 30 Polizeianwärterinnen und Poli-
zeianwärter eingestellt werden. Das ergibt eine Ge-
samtzahl von 155 Polizeianwärtern. Dieselbe Zahl
soll 2017 mindestens erreicht werden. Ziel muss es
sein, keine weiteren Polizisten zu verlieren und die
Ausbildungskapazitäten voll auszuschöpfen.

Entgegen der Begründung des Antrags der Fraktion
der CDU findet die polizeiliche Ausbildung aus-
schließlich am Standort Meiningen statt. Eine Teil-
auslagerung an den Standort Gotha, der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung, ist derzeit

(Beifall Abg. Hey, SPD)

nicht notwendig und entspricht nach fachlicher Mei-
nung auch nicht den Erfordernissen. Das ist schon
einen Beifall wert, Gotha.

Wir müssen diese Problematik aber im Auge behal-
ten, das ist der gegenwärtige Stand. Wir werden
hier zunächst bei einer Ausbildung in Meiningen
bleiben, so sehr es auch einzelnen Abgeordneten
gefallen würde, wenn wir unsere Ausbildung sofort
komplett nach Gotha verlagern würden. Das ist
aber schwierig, denn wir müssen auch die qualitäts-
sichernden Elemente der Polizeiausbildung im Au-
ge behalten. Wir können in diesem Zusammenhang
feststellen, dass sich die gegenwärtige modulare
Ausbildung auch bewährt hat. Gerade die modula-
ren Ausbildungsinhalte in den Vorbereitungslehr-
gängen zum mittleren und gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst stellen besondere Anforderungen an
personelle und materielle Ressourcen.

Eine Abkehr von den Vorbereitungsdiensten in der
aktuellen Form wäre ein qualitativer Rückschritt in
der Polizeiausbildung entsprechend der Ausbildung
in den 90er-Jahren in Thüringen und erscheint nicht
angezeigt.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, wir
wollen bei der Polizeiausbildung nicht zurückschau-
en. Vielmehr wollen wir den Blick und unser Han-
deln in die Zukunft richten. Ich möchte betonen,
dass die gegenwärtige Ausbildung ein Garant für
den Erhalt von qualifizierten und rechtlich sicheren
Polizeivollzugsbeamten für den Freistaat Thüringen
ist. Eine Minimierung der Anforderungen hinsicht-
lich der Qualität in der Ausbildung erscheint kein
geeigneter Weg zur Erhöhung des Personalbe-
stands und der Sicherheit der Bürgerinnen und Bür-
ger im Freistaat Thüringen zu sein.

In der aktuellen Debatte zur Sicherheitslage wird
weiterhin auch der Einsatz der Bundeswehr im In-
neren zur Terrorbekämpfung thematisiert. Hier ist
insbesondere auf die aktuell in den Gremien der In-
nenministerkonferenz begonnenen Überlegungen,
welche Fähigkeiten in der Bundeswehr zur Bewälti-
gung bestimmter Szenarien vorhanden sind und

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016 5639

(Staatssekretär Götze)



wie diese im konkreten Fall und unter welchen Vo-
raussetzungen genutzt werden können, zu verwei-
sen. Im I. Quartal 2017 soll eine Übung der Bun-
deswehr unter Beteiligung von sechs Bundeslän-
dern stattfinden, die eine mögliche Zusammenar-
beit der Bundeswehr mit den Landespolizeien im
Rahmen einer Terrorbewältigung zum Gegenstand
hat. Bei einem ganzheitlichen Ansatz in der Sicher-
heitspolitik darf die nachrichtendienstliche Tätigkeit
selbstverständlich nicht ausgespart werden.

Lassen Sie mich an dieser Stelle zunächst festhal-
ten: Das Amt für Verfassungsschutz ist gut auf-
gestellt und leistet auch im Verbund der Ämter eine
gute Arbeit. Es gibt viele Beispiele, in denen der
Verfassungsschutz entsprechend seines gesetzli-
chen Auftrags wichtige Erkenntnisse an die zustän-
digen Stellen, insbesondere die Polizei, weiterleitet.
Es sei an dieser Stelle auf die jüngsten bundeswei-
ten Durchsuchungen im Rahmen eines Ermittlungs-
verfahrens wegen Terrorismusfinanzierung und der
versuchten Vorbereitung einer schweren staatsge-
fährdenden Gewalttat gegen eine Gruppierung rus-
sischer Staatsbürger tschetschenischer Volkszuge-
hörigkeit hingewiesen. Der Verfassungsschutz trägt
mit zu einer Aufklärung oder Verhinderung von
Straftaten bei, wenn dies auch nicht immer in unser
Bewusstsein vordringt. Die Gründe hierfür liegen im
Wesen des Nachrichtendiensts, da seine Arbeits-
weise und auch seine Erfolge doch recht oft im Ver-
borgenen stattfinden.

Mit dem Inkrafttreten des novellierten Thüringer
Verfassungsschutzgesetzes vom 1. Januar 2015
wurde das Amt für Verfassungsschutz bereits struk-
turell umorganisiert. Diese Veränderungen stellen
lediglich einen Teil eines sich stets weiterent-
wickelnden Prozesses dar. Gegenwärtig ist ein
möglicher zukunftssicherer struktureller oder perso-
neller Veränderungsbedarf noch nicht abschließend
verifizierbar, gleichwohl davon ausgegangen wer-
den kann, dass die Veränderungsprozesse noch
nicht abgeschlossen sind. So werden wir zunächst
die Evaluation des Thüringer Verfassungsschutzbe-
richts auswerten, um auf einer validen Entschei-
dungsbasis aufbauen zu können. Ungeachtet der
bisherigen und künftigen strukturellen Reformen ist
der Nachrichtendienst insbesondere auch technisch
so auszustatten, dass die Ermittlungsmethoden
dem Stand der Technik entsprechen.

(Beifall Abg. Fiedler, CDU)

Extremistische und insbesondere im Untergrund
stattfindende terroristische Aktivitäten können oft-
mals nur unter Einsatz verdeckter technischer Mittel
aufgehellt werden. Um den gegenwärtigen Heraus-
forderungen wirksam begegnen zu können, bedarf
es einer leistungsfähigen und zeitgemäßen techni-
schen Ausstattung. Mir ist bewusst, dass die techni-
sche Ausstattung nur ein Baustein in der Sicher-
heitsarchitektur des Amts für Verfassungsschutz

sein kann. Eingebettet in die Sicherheitskooperati-
on und den Verbund der Ämter ist es unabdingbar,
dass auch im Freistaat der Personalbestand des
Amts auf den Prüfstand zu stellen ist. Dies bedeutet
aber auch, dass es in dieser Frage einer tieferen
und längerfristigen Betrachtung bedarf, um konkre-
te Entscheidungen treffen zu können.

Sie werden mir zustimmen, dass diese Diskussion
insbesondere in Bezug auf das Amt für Verfas-
sungsschutz aufgrund der nachrichtendienstlichen
Arbeitsweise nur zum Teil öffentlich geführt werden
kann. Unstreitig ist aber mit Sicherheit und nach
den Vorkommnissen in Würzburg, Ansbach und
München sowie den Festnahmen von Chemnitz,
Leipzig und Berlin liegt es auf der Hand, dass es im
Interesse aller, der Politik und der Bürgerinnen und
Bürger, sein muss, unsere Sicherheitsbehörden
einschließlich des Amts für Verfassungsschutz
bestmöglich aufzustellen,

(Beifall SPD)

um derartige weitere Ereignisse verhindern zu kön-
nen, auch wenn es eine hundertprozentige Sicher-
heit niemals geben kann.

(Beifall Abg. Walk, CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
meinen Ausführungen entsprechend sind die vorlie-
genden Anträge der Fraktion der CDU und der AfD
aus Sicht der Landesregierung abzulehnen, da sich
ihre Forderungen im Wesentlichen erledigt haben
bzw. bereits in Bearbeitung befinden. Wir haben die
Sicherheitslage des Freistaats im Blick und passen
unsere Vorbereitungen kontinuierlich an die jeweili-
ge Lageveränderung an, um den bestmöglichen
Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger zu gewähr-
leisten. Den Beamtinnen und Beamten der Thürin-
ger Sicherheitsbehörden, die mit ihrem täglichen
Einsatz dafür Sorge tragen, dass Thüringen ein si-
cheres Land ist, in dem seine Bürgerinnen und Bür-
ger in Freiheit leben können, möchte ich an dieser
Stelle noch mal ausdrücklich in den Fokus heben
und ihnen auch meinen ausdrücklichen Dank aus-
sprechen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für diesen wirk-
lich erschöpfenden Sofortbericht. Ich frage: Wer
wünscht die Beratung zum Sofortbericht zu
Nummer 1 des Alternativantrags der Fraktion der
AfD? Das sind Wünsche aus allen Fraktionen, so-
dass ich damit die Aussprache eröffne. Als Erster
erhält Abgeordneter Dittes für die Fraktion Die Lin-
ke das Wort.
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Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in der
heute Morgen stattgefundenen Beratung hat der
Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion ausgeführt:
Es ist Aufgabe der politisch Verantwortlichen, Ver-
trauen in die Polizei zu stärken. – Und, Herr Fiedler,
man kann bestimmten Vorwürfen nicht dadurch ent-
gehen, dass man, bevor sie geäußert worden sind,
einfach darauf verweist und einfach in den Raum
stellt, sie würden nicht stimmen. Ich will Ihnen mal
deutlich sagen, dass Ihr Antrag genau kein Beitrag
ist, Vertrauen in die Thüringer Polizei zu schaffen
oder zu stärken. Das wird bereits im Titel Ihres An-
trags deutlich. Dort schreiben Sie: „Geänderte Si-
cherheitslage im Freistaat endlich ernst nehmen“.
Was Sie damit öffentlich zum Ausdruck bringen, ist,
dass Sie es sind, die die Sicherheitslage hier in
Thüringen ernst nehmen, und alle anderen, die
möglicherweise dazu politische oder fachliche Ver-
antwortung haben, dies gerade nicht tun. Ich glau-
be, dass Sie nicht nur dem Bericht des Staatsse-
kretärs gerade entnehmen konnten, dass diese
Landesregierung sich tatsächlich sehr wohl auf die
veränderte Sicherheitslage – darauf komme ich
gleich zu sprechen – konzentriert und überlegt, wie
man darauf reagieren kann, sondern Sie hätten es
tatsächlich auch den zahlreichen Beratungen im In-
nenausschuss entnehmen können, dass diese Re-
aktion längst stattfindet, und zwar seit Januar 2015,
seitdem wir mehrfach hier im Landtag, mehrfach im
Innenausschuss und mehrfach auch in außerplan-
mäßigen Informationsveranstaltungen des Innenmi-
nisteriums als Parlamentarier über Maßnahmen
und veränderte Bedingungen in Thüringen infor-
miert worden sind und die Möglichkeit hatten, das
zu hinterfragen.

Das heißt, das, was Sie hier in der Überschrift die-
ses Antrags suggerieren, ist wider besseres Wis-
sen. Es ist einfach falsch, denn es suggeriert et-
was, nämlich dass die Menschen sich Sorgen ma-
chen müssen, ob die Sicherheit bei dieser Landes-
regierung in den richtigen Händen ist.

Ich will Ihnen ein zweites Beispiel nennen, weil ich
das auch für unverfroren gehalten habe, als ich da-
von gehört habe, nämlich ein zweites Beispiel da-
für, wie Sie tatsächlich auch mit Ihrer oppositionel-
len Verantwortungsrolle im Zusammenhang mit
Fragen der Sicherheit leichtfertig umgehen. Nach
den von Ihnen angesprochenen Anschlägen in
Würzburg und Ansbach hat die Thüringer Landes-
regierung in Person des Staatssekretärs die Parla-
mentarier in einem außerplanmäßig einberufenen
Treffen informiert. Über die veränderte Sicherheits-
lage führt die Thüringer Landesregierung dazu nun
aus – ich glaube, Ihrerseits war der Abgeordnete
Walk anwesend –, in dieser Runde informierte
Staatssekretär Götze bzw. er fragte die anwesen-
den Parlamentarier: Gibt es denn noch weitere Fra-
gen? Es gab keine weiteren Fragen, auch nicht Ih-

rer Fraktion, Sie fühlten sich also ausreichend infor-
miert. Aber nur wenige Minuten später veröffentlich-
te Ihre Fraktion eine Pressemitteilung, in der sie der
Öffentlichkeit kundtat: Es gab zwar die Information
der Landesregierung, aber viele Fragen blieben of-
fen. Da sage ich Ihnen hier noch mal: Das kann ja
sein, bloß dann muss man diese Fragen an die
Landesregierung auch stellen, dazu wurden Sie
aufgefordert. Das haben Sie nicht getan und dann
suggerieren Sie in der Öffentlichkeit, dass Sie über
etwas im Dunkeln gehalten werden. Und dort, wo
Nichtwissen existiert, entsteht eben auch Unsicher-
heit und mitunter auch Angst. Ich werfe Ihnen vor,
dass Sie keinen aktiven Beitrag dazu leisten, diese
abzubauen, sondern im Gegenteil durch genau der-
artige Wortwahl auch noch zur Unsicherheit beitra-
gen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dass in Ihrem Antrag auch noch ein logischer
Schluss enthalten ist, wenn Sie in der Überschrift
sagen „Geänderte Sicherheitslage endlich ernst
nehmen“ und im ersten Satz dann feststellen, dass
sich eigentlich nichts verändert hat, das mag Ihr
Problem sein. Das kann jeder nachlesen, der Ihren
Antrag zur Hand nimmt, aber ich will zumindest da-
rauf hinweisen. Und wenn Sie sagen, dass der An-
trag nicht die Wiederholung von März 2015 ist:
Auch da will ich Sie korrigieren. Es ist nämlich in
Punkt 2 wortgleich die Wiederholung des Antrags
aus dem März 2015. Wenn Sie auch hier wieder in
der Öffentlichkeit kundtun und im Prinzip den Land-
tag zwingen, auch noch per Beschluss festzustel-
len, dass die Thüringer Sicherheitsbehörden nicht
hinreichend auf potenzielle Gefahren vorbereitet
sind und dass sich seit März 2015 bis Novem-
ber 2016 in Kenntnis dessen, was Staatssekretär
Götze hier eben vorgetragen hat, bei Ihnen an die-
ser Behauptung nichts verändert, also gar kein Er-
kenntnisgewinn vorliegt oder einer, den Sie im Prin-
zip nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dann sage
ich Ihnen auch, dann spielen Sie tatsächlich zu poli-
tischen Zwecken mit dem Unsicherheitsgefühl der
Menschen. Sie diskreditieren aber auch – das habe
ich Ihnen gestern schon gesagt – die Arbeit der
Thüringer Polizei, insbesondere auch des Landes-
kriminalamts.

Meine Damen und Herren, wir werden es gleich
wieder hören. Weil ich gestern in der Aktuellen
Stunde zu wenig Zeit hatte, will ich doch noch auf
etwas eingehen, bevor ich zu einzelnen Punkten Ih-
res Änderungsantrags komme. Herr Fiedler, der in-
nenpolitische Sprecher der größten Oppositions-
fraktion dieses Landtags, lässt sich gestern hinrei-
ßen – ich habe es gestern schon mal zitiert –, ge-
genüber dem MDR zu äußern: „Es ist [...] eine bo-
denlose [...] Sauerei, dass hier in Thüringen die in-
nere Sicherheit so weit unten gehalten wird“. Herr
Fiedler, ich möchte gar nicht, dass Sie sich voller
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Demut in den Dreck werfen, wenn Sie über innere
Sicherheit in diesem Land diskutieren. Sie müssen
auch nicht jedes Mal sagen: Die große Herausfor-
derung für diese Landesregierung liegt darin, die
Versäumnisse Ihrer Politik jetzt aufzuarbeiten und
Lösungen anzubieten. Aber was ich möchte, ist,
wenn Sie schon als Oppositionsfraktion den Finger
in die Wunde legen, dass Sie sich durchaus sach-
gerecht informieren und in Kenntnis eigener Verant-
wortlichkeiten auch etwas konstruktiv in die Debatte
einbringen und nicht so eine ungeheure Ungeheu-
erlichkeit in die öffentliche Debatte einbringen.

(Unruhe CDU)

Und weil Ihr Fraktionsvorsitzender den Fakten-
check doch so liebt, führen wir tatsächlich mal den
Faktencheck durch, den Sie in diesem Bereich
möglicherweise dann auch korrigieren oder konkre-
tisieren, möglicherweise auch erweitern können.
Wir haben im Innenausschuss in der vergangenen
Legislaturperiode ein Personalentwicklungskonzept
der Thüringer Polizei diskutiert. Dort waren jahres-
genau bis zum Jahr 2020 die altersbedingten Ab-
gänge in der Polizei aufgezeigt. Nicht aufgezeigt
waren die Einstellungszahlen ab dem Jahr 2015.
Bereits damals, als wir das im Innenausschuss dis-
kutiert haben, war klar, dass Sie in Ihrer Verantwor-
tung für die Innenpolitik in diesem Land der demo-
grafischen Entwicklung innerhalb der Polizeistruktur
nicht gegensteuern, sondern das im Prinzip haben
errechnen können, erwarten können, was wir heute
vorfinden können.

Meine Damen und Herren, es mag ja sein, dass mit
der Regierungsübernahme von Rot-Rot-Grün man-
che Menschen in diesem Land graue Haare be-
kommen haben. Aber es ist doch keine Überra-
schung, dass auch Polizeibeamte Jahr für Jahr äl-
ter werden, und zwar jeweils um ein Jahr. Deswe-
gen war doch die Situation lange bekannt. Gleich-
zeitig, indem Sie diese Entwicklung einfach igno-
riert haben und nichts gemacht haben, haben Sie
eine Polizeistrukturreform durchgeführt. Zu dieser
Polizeistrukturreform sagte beispielsweise Staats-
sekretär Rieder am 27. Februar 2014: „Ein Ziel der
Polizeistrukturreform ist die personelle Stärkung der
Basisdienststellen zur Erhöhung der Polizeipräsenz
[…]. Unterstützungskräfte sind dann schneller ver-
fügbar, wodurch sich die Wirksamkeit des Außen-
dienstes erhöht und die Interventionszeiten weiter
verringern. Infolge der Polizeistrukturreform konn-
ten die Basisdienststellen seit Januar 2012 bereits
um Polizeibezugsbeamte in einer Größenordnung
von 250 bis 300 verstärkt werden. Dies entspricht
im Landesdurchschnitt in etwa einem zusätzlichen
Streifenwagen pro Basisdienststelle rund um die
Uhr.“

Herr Fiedler, in Kenntnis dieser Aussage Ihrer Lan-
desregierung hätte ich gestern nicht in Richtung
Rot-Rot-Grün von einer „bodenlosen Sauerei“ ge-

sprochen, sondern ich hätte mich hingestellt und
hätte gesagt: Wir haben verstanden, wir haben eine
Entwicklung möglicherweise falsch prognostiziert.
Das, was wir mit der Polizeistrukturreform erhofft
haben, ist nicht eingetreten. Wir müssen uns korri-
gieren und wir sind bereit, hier Vorschläge einzu-
bringen. – Aber es ist ja nicht so, dass Sie sich ge-
irrt haben, sondern Ihre Landesregierung – zur da-
maligen Zeit Herr Innenminister Geibert – antwortet
noch auf eine Kleine Anfrage, bezogen auf die Aus-
wirkungen der altersbedingten Abgänge bei der Po-
lizei: „Die […] aufgeführten Personalabgänge ha-
ben keine Auswirkungen auf die Umsetzung der
Polizeistrukturreform.“ Das heißt, Sie haben 2014
öffentlich dargestellt, dass die altersbedingten Ab-
gänge bei der Polizei nicht das Ziel der Polizeistruk-
turreform „Mehr Blau auf die Straße“ infrage stellen.
Das haben Sie der Öffentlichkeit erklärt. Was Sie
aber gleichzeitig gemacht haben, ist, ein Stellenab-
baukonzept für das Thüringer Innenministerium be-
schlossen und mitgetragen und bis zuletzt vertei-
digt. Das fordern Sie bis heute auch ein, dass wir
das einhalten. Da komme ich mal zum Faktencheck
und dann bin ich damit am Ende. Ich hoffe, dass
Sie vielleicht derartige Aussagen, die Sie gestern
getätigt haben, in Zukunft nicht mehr tun.

2012 hat Ihre Landesregierung – Herr Mohring, da
können Sie ruhig zuhören – beschlossen,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ich höre
Ihnen zu!)

für den Bereich des Thüringer Ministeriums des In-
nern 2.020 Stellen abzubauen. Das Innenministe-
rium hatte zum damaligen Zeitpunkt insgesamt
9.537 Stellen. Jetzt will ich Ihnen mal vorrechnen:
Wenn Sie dieses Ziel des Stellenabbaupfades ein-
halten wollten, hätten Sie das Thüringer Ministe-
rium des Innern komplett abschaffen müssen, das
Landesamt für Statistik komplett abschaffen müs-
sen, das Landesverwaltungsamt komplett abschaf-
fen müssen, die Brand- und Katastrophenschutz-
schule komplett abschaffen müssen, das von Ihnen
so heiß geliebte Amt für Verfassungsschutz kom-
plett abschaffen müssen und Sie hätten dann noch
100 Polizeibeamte in bestimmten Dienststellen re-
duzieren müssen, um diesen Stellenabbaupfad zu
realisieren. Das ist Ihr Konzept der inneren Sicher-
heit in den letzten Jahren gewesen. Das können
Sie nachrechnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

Herr Kellner, deswegen ärgert es mich auch, dass
Sie sich immer hinstellen und sagen, das nimmt
keiner ernst. Ich bin doch bereit, mit Ihnen darüber
zu diskutieren, auch diese Landesregierung. Wir
sind auch bereit, uns politisch über unterschiedliche
Wege und Konzepte auseinanderzusetzen. Ich bin
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auch bereit zu akzeptieren, dass eine Opposition
den Finger in die Wunde legen muss, aber in der
Form, wie Sie es tun, ist es einfach unverantwort-
lich und vor allen Dingen auch Vergessen der eige-
nen Verantwortung, da Sie eine Situation auch
durch Ihr eigenes Handeln erst hervorgerufen ha-
ben. Das werfe ich Ihnen vor. Ich bitte Herrn Fiedler
oder auch die CDU-Fraktion in Gänze, da doch et-
was mehr Zurückhaltung zu äußern und sich kon-
struktiv in diese Debatte einzubringen.

Im Einzelnen will ich aber auch noch mal auf Ihren
Antrag eingehen. Ich denke, zur Vorbereitung auf
potenzielle Gefahren hat Herr Staatssekretär Götze
einiges ausgeführt. Ich will vielleicht noch mal er-
gänzend zusammenfassen, weil Sie sagen: den In-
nenausschuss des Landes bis zum 30. November
über ein abgestimmtes Sicherheitskonzept zu un-
terrichten. Auch hier, glaube ich, ist eine fachliche
Schwäche in Ihrer Antragstellung enthalten. Ers-
tens wurden wir bereits im März 2015 das erste Mal
im Innenausschuss informiert, dass genau diese
Konzeptionen vorliegen und eben einer permanen-
ten Änderung und Fortentwicklung unterliegen, die
bestimmte Aspekte wie lebensbedrohliche Einsatz-
lagen inklusive auch den von Ihnen angesproche-
nen Terrorismus mit berücksichtigen. Über den
Rahmenbefehl und über den Erlass vom Septem-
ber dieses Jahres zur Bewältigung lebensbedrohli-
cher Lagen hat der Staatssekretär Sie unterrichtet.
Er hat Sie auch über die Richtlinie zum Einsatz bei
Großschadenslagen unterrichtet.

Ich will aber auch noch mal zu dem Punkt 2 eine
Ausführung machen, gar nicht so sehr noch mal da-
rauf hinweisen, was gerade jetzt überhaupt in der
Beschaffung ist, sondern auf den Anspruch, den
Sie in diesem Zusammenhang äußern. Ich finde es
zunächst erst einmal richtig, dass wir uns über die
Schutzausrüstung von Polizeibeamten Gedanken
machen. Das, was notwendig ist, muss beschafft
werden. Da sind mir manche Zeiträume – ich denke
beispielsweise auch an die Anschaffung von Ta-
schenlampen – durchaus nicht nachvollziehbar,
aber es ist ja jetzt realisiert worden. Ich finde die
Frage von Schutzwesten, die Stichschutz haben,
auch die wesentlich entscheidendere Frage. Aber
davon abgesehen müssen wir doch auch mal – es
ist oft heute als Redewendung gebraucht worden –
die Kirche im Dorf lassen. Wir werden doch auch
die Thüringer Polizei nicht so strukturieren, dass wir
nachts in Königsee denselben Polizeieinsatz haben
wie in Erfurt. Das dürfte doch jedem klar sein. Die
Stadt Königsee hat 40-mal weniger Einwohner als
die Stadt Erfurt. Das dürfte doch auch jedem klar
sein, dass Thüringen oder die Stadt Erfurt polizei-
lich so nicht ausgestattet sein müssen wie die Stadt
Paris. Ich glaube, dass wir aus der Diskussion um
polizeiliche Ausrüstung, Schutzausrüstung, aber
auch Einsatzwaffen und Einsatzgegenstände doch
wirklich mal ableiten sollten, dass wir ein Lagebild

haben, das auf der einen Seite die tatsächliche Si-
cherheitslage darstellt und auf der anderen Seite
natürlich auch Thüringer Einsatzkräfte im Verbund
mit anderen Polizeieinheiten anderer Bundesländer
sieht und daraus eine in der Abwägung wirklich ver-
nünftige Ausrüstung der Thüringer Polizei vor-
nimmt. Wir können doch nicht jetzt anfangen, die
Thüringer Polizei im Prinzip so auszustatten, dass
sie für den Kriegseinsatz tauglich wird. Da sind die
Beamten überhaupt nicht ausgebildet, das ist auch
nicht Sinn und Zweck der Polizei. Es ist notwendig,
was in Thüringen aufgrund der Sicherheitslage not-
wendig ist, und das wird gemacht. Darüber hinaus
zu suggerieren, es gäbe Fehlbedarfe, ist durchaus
auch wieder ein Blick, der den Blick auf die Realitä-
ten verstellt. Das heißt nicht, dass wir uns im Ein-
zelfall darüber nicht auseinandersetzen können, ob
vielleicht das eine oder andere noch notwendig ist,
aber tatsächlich sollten wir hier wirklich in der Ab-
wägung entscheiden und ein reales Sicherheitsla-
gebild zur Grundlage nehmen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich glaube, es ist auch keine gute Idee, Auszubil-
dende jetzt in den polizeilichen Einsatz zu schicken.
Nicht nur Polizeibeamte, auch insbesondere Poli-
zeianwärter haben es verdient, mit der entspre-
chenden Kompetenz und Fähigkeit in den Einsatz
geschickt zu werden, weil das Garant für ihre Si-
cherheit ist. Es ist auch Garant für einen rechtskon-
formen Einsatz, den Bürgerinnen und Bürger erwar-
ten, nämlich dass die Polizeibeamten ihnen ent-
sprechend gut ausgebildet gegenübertreten, denn
Sie sind Träger des staatlichen Gewaltmonopols.
Deswegen halte ich Ihre Idee auch nicht für unter-
stützbar.

Ich will gar nicht so lange auf die durchaus ideolo-
gisch minenbehafteten Punkte 4 und 5 eingehen.
Aber ich will zumindest eines noch mal deutlich ma-
chen: Der Einsatzzweck der Bundeswehr ist in Arti-
kel 87 des Grundgesetzes eindeutig beschrieben.
Das heißt, die Streitkräfte der Bundesrepublik
Deutschland sind für den Verteidigungsfall hier auf-
zustellen und ausschließlich für diesen einzuset-
zen. Darüber hinaus – und das ist Artikel 87a
Abs. 2 des Grundgesetzes – darf die Bundeswehr
nur dann eingesetzt werden, wenn das Grundge-
setz es ausdrücklich erlaubt. Ich glaube, eine Dis-
kussion dazu zu führen, dass wir in einem Zustand
sind, dass die Bundeswehr den Bestand der Bun-
desrepublik im Innern verteidigen muss, ist wiede-
rum eine Diskussion, die an der eigentlichen Reali-
tät vorbeigeht. Unsere Aufgabe ist es, die Behörden
so auszustatten, personell und auch sachlich, die
für den Schutz von öffentlicher Sicherheit im Inne-
ren tatsächlich die Verantwortung tragen. Herr
Staatssekretär, ich habe es gestern schon mal ge-
sagt, da müssen wir natürlich auch ernsthaft – auch
vor dem Hintergrund, was ich vorhin zur Entwick-
lung der Stellensituation und zu Stellenabbaukon-
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zepten in der Vergangenheit gesagt habe – solche
Schreiben aus der GdP prüfen und darüber ent-
scheiden, wie wirklich personell, aber auch struktu-
rell – denn nur beides kann gemeinsam gedacht
werden – die Polizei in Zukunft entwickelt werden
muss. Für mich – das habe ich gestern auch dem
MDR gesagt – ist es notwendig, möglicherweise
den Brief zum Anlass zu nehmen, als subjektive
Äußerungen in unsere Debatte einzubringen und
vielleicht auch darüber nachzudenken, ob Betrach-
tung und Bewertung, die allein nach Statistiken zu
treffen sind, wirklich ausreichend sind, sondern
dass wir uns auch als Politiker damit auseinander-
setzen, was Bedienstete und Beschäftigte in der
Polizei empfinden, wahrnehmen und welchen Blick
sie auf die Situation haben. Wir müssen beides tun,
wir müssen das in den Blick nehmen. Für mich per-
sönlich ist dieser Brief auch Anlass, diese Diskus-
sion intensiver zu führen und möglicherweise auf
der Grundlage des Berichts der Expertenkommis-
sion auch schneller zu Entscheidungen zu kom-
men. Da wünsche ich mir, dass wir natürlich auch
den Bericht der Expertenkommission schneller zum
Lesen und zum Bewerten von der Landesregierung
bekommen.

Ich will an dieser Stelle auch sagen, wenn wir über
Ausbildung reden – und ich bin sehr dafür, sich auf
der einen Seite die altersbedingten Abgänge anzu-
schauen, sich auf der anderen Seite die Struktur-
entwicklung anzuschauen –, dann auch sehr inten-
siv über die notwendigen Ausbildungszahlen in den
kommenden Jahren zu diskutieren und langfristig
hier Sicherheit für Polizeistrukturen festzulegen,
womit wir dann gleichzeitig auch mit dem nächsten
Doppelhaushalt über notwendige Investitionen in
Meiningen diskutieren müssen. Denn wenn wir
mehr junge Menschen in die Ausbildung bei der Po-
lizei bringen wollen, dann heißt das auch, ord-
nungsgemäße und ordentliche Ausbildungsbedin-
gungen in Meiningen anzubieten. Das heißt mögli-
cherweise, dort investiv tätig zu sein, insbesondere
in Fragen der Übernachtungsmöglichkeiten für die
Polizeianwärter.

(Beifall Abg. Marx, SPD)

Ich will zum Punkt 5 abschließend noch einiges
ausführen. Es wird Sie nicht verwundern, Herr Fied-
ler, aber auch Herr Götze, wenn ich darauf verwei-
se, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben.
Dort stehen eine ganze Menge Reformvorhaben für
das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz
drin, auf die wir uns nach einem langen Diskus-
sionsprozess zwischen den Parteien Linke, Grüne,
SPD verständigt haben. Aber dort steht auch ein
ganz bemerkenswerter Satz drin. Zu Beginn dieses
Abschnitts – Kollege Hey, hören Sie aufmerksam
zu – steht drin: Die Koalitionspartner verabreden im
Bewusstsein unterschiedlicher Auffassungen über
die Notwendigkeit des Bestands des Landesamts
für Verfassungsschutz, das Landesamt für Verfas-

sungsschutz grundlegend zu reformieren. – „Im Be-
wusstsein unterschiedlicher Auffassungen“ heißt –
das wird ja auch in einer Forderung des Koalitions-
vertrags deutlich –, dass dieser Diskussionsprozess
nicht beendet ist. Deswegen verstehe ich nicht jede
Aufregung, die in diesem Haus entsteht, wenn die
Linke mit ihrer Position einen Debattenbeitrag ge-
nau in diesem Sinne leistet. Denn „im Bewusstsein“
heißt auch, nicht nur im Wissen um diese Positio-
nen, sondern die Unterschiedlichkeit in den Positio-
nen anzuerkennen und diesen Diskurs auch weiter-
zuführen. Ich glaube, das ist nämlich notwendig. Es
nützt uns nichts, Herr Staatssekretär Götze, wenn
man sich immer hinstellt und sagt, dass der Verfas-
sungsschutz als Geheimdienst mit seinen tief grei-
fenden Eingriffsbefugnissen in Grundrechte, die ei-
gentlich als Abwehrrechte gegenüber dem Staat
ausgeprägt sind, notwendig ist, wir es aber nicht
begründen können, weil das dem Geheimdienst in
seiner Struktur inneliegt, dass wir das hier nicht
weiter ausführen können.

Wenn aber schon die Parlamentarier keinen Beleg
für die Notwendigkeit haben, wie soll dann erst ge-
genüber der Öffentlichkeit begründet werden,
warum eine solche Institution, die eine so katastro-
phale Verantwortungslosigkeit bei der Verfolgung
von Rechtsextremisten in diesem Land zur Schau
gestellt hat, notwendig ist, und wie sollen Men-
schen Vertrauen in eine Institution haben, die so
weitgehende Eingriffsmöglichkeiten in Grundrechte
hat? Mir persönlich und uns in der Fraktion fehlt
dieses Vertrauen. Ich will auch, weil Sie das Bei-
spiel genannt haben, kurz darauf eingehen, weil
das auch immer wieder in dieser Diskussion ge-
nannt wird: die Durchsuchung bei Tschetschenen,
die von Thüringen aus initiiert worden ist. Ich bin
sehr gespannt, wann die Öffentlichkeit, auch der In-
nenausschuss und das Parlament über die tatsäch-
lichen Ermittlungsergebnisse informiert werden.
Denn bis jetzt wissen wir eines: dass der Verdacht
bestand, dort wären schwere staatsgefährdende
Straftaten vorbereitet worden. So haben Sie es
heute auch wiederholt. Ich bin jetzt kein Volljurist
wie vielleicht andere in diesem Raum, aber zwei
Sachen kriege ich nicht zusammen: Verdacht der
Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden
Straftat und kein Haftbefehl. Das sind zwei Sachen,
die kriege ich zusammen juristisch nicht erklärt.
Aber wenn man sich in die Pressemitteilung des
Landeskriminalamts reinliest, weiß man auch, da-
rum ging es am Ende gar nicht, sondern es ging
darum, dass man mal einen Blick in mögliche Fi-
nanzierungsströme nehmen wollte, die geeignet
sein könnten – so Originalzitat des Landeskriminal-
amts –, Terrorismus zu finanzieren. Ich glaube,
wenn wir wirklich auch wollen, dass wir ernsthaft
über Gefahren reden, dann müssen wir die Gefah-
ren tatsächlich benennen, wo sie bestehen, und wir
müssen dort, wo keine Gefahren bestehen, die ter-
roristischer Natur sind, und wo Straftaten begangen
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werden, das auch als Straftaten kennzeichnen, weil
wir der Debatte um öffentliche Sicherheit auch
einen Bärendienst erweisen, wenn wir alle Aktivitä-
ten im strafrechtlichen Bereich dramatisieren und
überbewerten. Deswegen sage ich noch mal: Wir
brauchen keine einseitige Diskussion um „Der Ver-
fassungsschutz ist zwingend notwendig“, sondern
wir müssen auch als Erstes dafür sorgen, dass Po-
lizei und Staatsanwaltschaft mit ihren Kompeten-
zen, mit ihren Befugnissen, aber auch mit ihrer rich-
terlichen Kontrolle und mit dem Erfordernis des
Bestehens eines konkreten Anfangsverdachts für
eine Straftat die geeigneten Mittel haben, um diese
Straftaten zu verfolgen und auch dort, wo Anhalts-
punkte für Gefahren bestehen, dem präventiv ent-
gegenzutreten. Denn das ist zuvorderst die Aufga-
be der Polizei, auch in Zusammenarbeit mit den
Staatsanwaltschaften, wenn der konkrete Straftat-
verdacht vorliegt. Da sehen wir auch einen Beitrag
zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit. Weder der
Antrag der CDU und noch weniger der Antrag der
AfD wäre ein solcher. Deswegen lehnen wir diesen
ab. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Henke
das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Abgeordnete,
werte Gäste, wir reden heute über Polizei. Ich
möchte zuerst einmal darauf hinweisen, dass unse-
ren Polizeibeamten für ihre Arbeit in diesem Staat
überhaupt kein Respekt mehr entgegengebracht
wird. Diese Polizisten gehen tagtäglich raus, um ih-
re Arbeit zu machen. Wir erleben einen beispiello-
sen Verfall an Sitte und Moral. So etwas hat es frü-
her nicht gegeben.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Und das von Ihnen!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Warum wohl? Es fehlt wohl der Führer?!)

Ich kann mich noch an eine Zeit erinnern, wenn mir
ein Amtmann entgegenkam, habe ich die Arsch-
backen zusammengekniffen, dass ein Fünf-Mark-
Stück die Prägung verloren hat. Das würde Ihnen
gut zu Gesicht stehen!

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie von den Linken haben einen ganz großen Anteil
daran, dass das genau so gekommen ist. Aber das
nur zur Einführung.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Es reicht
schon!)

Im Mai 2016 sahen die Organisations- und Dienst-
postenpläne des nachgeordneten Polizeibereichs
6.440 Dienstposten im Polizeivollzugsdienst und
insgesamt 1.311 Dienstposten im Bereich des Ver-
waltungsdiensts einschließlich Tarifbeschäftigte
vor. Davon waren im Bereich des Polizeivollzugs-
diensts 587 Dienstposten und im Bereich des Ver-
waltungsdiensts einschließlich Tarifbeschäftigte
179 Dienstposten nicht besetzt – so weit, so traurig.
Anders gesagt waren im Vollzugsdienst, auf der
Straße bei den Demonstranten, bei Bürgerkontak-
ten, bei Verkehrsunfällen und – wir wollen es nicht
hoffen – bei Terroranschlägen gut 9 Prozent aller
Dienstposten unterbesetzt, im Verwaltungsdienst
gar 13,6 Prozent. Bei der Bereitschaftspolizei sieht
es noch düsterer aus. Es ist schon beschämend,
dass ein Land wie Thüringen nur über drei Hundert-
schaften bei der Bereitschaftspolizei verfügt. Aber
es geht noch schlechter: Die Beweissicherungs-
und Festnahmeeinheit innerhalb der Bereitschafts-
polizei, welche andere Polizeikräfte im Rahmen von
Einsätzen gegen gewalttätige Störer unterstützt und
beweissichernde Festnahmen durchführt, hat der-
zeit meinen Informationen zufolge weniger als 60
einsatzbereite Beamte. Die Krankenquote liegt bei
der Thüringer Landespolizei bei über 9 Prozent. An-
ders gesagt fehlen täglich durchschnittlich
1.114 Polizeibeamte, wenn man die Zahl der unbe-
setzten Dienstposten mit der der kranken Polizisten
addiert; dazu kommen bei den besetzten Dienst-
posten zahlreiche Abordnungen. Diejenigen, die
noch da sind, müssen zusätzliche Lasten tragen,
häufen Überstunden an, und das bei einem stei-
genden Durchschnittsalter der Thüringer Polizei.

Nach letztverfügbaren Daten, die die obigen Anga-
ben einzig und allein durch Recherchen und Anfra-
gen der AfD zutage gefördert haben, steht die LPI
Erfurt mit einem Anteil von 31,5 Prozent bei Be-
diensteten über 50 Jahren noch gut da. In der LPI
Saalfeld sind es gar 44 Prozent, die über 50 sind.
Daraus folgen zwei Erkenntnisse: Erstens sind in
den nächsten Jahren massive Altersabgänge bei
der Thüringer Polizei zu erwarten. Zweitens trägt
ausgerechnet eine Polizei mit so einem hohen
Durchschnittsalter eine Belastung, die auch für Jün-
gere physisch zu viel wäre. 30 zusätzliche Polizei-
anwärter einzustellen reicht da nicht aus. 155 Poli-
zeianwärter in diesem und im nächsten Jahr sind
nichts anderes als der berühmte Tropfen auf den
heißen Stein. Die GdP hat ausgerechnet, dass bei
einer Gegenüberstellung von einzustellenden Poli-
zeianwärtern und den voraussichtlichen Altersab-
gängen von 2015 bis 2018 ein Defizit von mindes-
tens 162 Polizeibeamten entsteht.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Freie
Rede! Freie Rede!)
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Andere Länder, deren Einwohnerzahl und Strafta-
tenaufkommen umgerechnet auf die Einwohner mit
Thüringen vergleichbar sind, wie Sachsen-Anhalt
oder Brandenburg, tun wirklich was, um der erhöh-
ten Gefährdung durch terroristische Anschläge und
der Kriminalität im Bereich Asyl Herr zu werden. So
gab der damalige Minister für Inneres und Sport
von Sachsen-Anhalt, Holger Stahlknecht, Anfang
dieses Jahres bekannt – und ich zitiere –: „Wir sind
uns darin einig, dass wir [...] aufgrund der zusätzli-
chen Aufgaben und aufgrund der Altersstruktur in
unserer Polizei, bei der ab einem gewissen Alter ei-
ne gewisse Belastbarkeit für die Bediensteten
schwierig ist, eine weitere Erhöhung dieses Einstel-
lungskorridors auf 300 oder möglicherweise
350 Stellen brauchen. Es gibt verlässliche Berech-
nungen aus meinem Haus, die besagen, dass man
für die Wahrnehmung der gesamten Aufgaben bei
der Polizei 7 046 Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte braucht.“

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie können wohl rech-
nen?!)

Ja, das hört man nicht so gern.

„Man wird mit diesem Ergebnis sicherlich in die
Verhandlungen gehen. Dann wird man sehen, ob
es 6 600 oder 6 700 sein werden. Das Ergebnis
mag ich nicht vorwegnehmen.“ Weiter führt der Mi-
nister aus, dass zusätzlich 50 Stellen mit ehemali-
gen Feldjägern der Bundeswehr besetzt werden. In
Brandenburg wurde in dem rot-roten Koalitionsver-
trag die Zielzahl von 7.800 Polizeibeamten für das
Jahr 2019 festgeschrieben. Inzwischen soll diese
Zahl auf 8.100 oder 8.200 erhöht werden. In Nord-
rhein-Westfalen erklärte Innenminister Jäger:
„Deutschland und damit auch NRW sind seit Län-
gerem im Fadenkreuz des internationalen Terroris-
mus. Anschläge können uns überall und jederzeit
treffen. Wer täglich für die Sicherheit der Menschen
in NRW seinen Kopf hinhält, bekommt die beste
Ausrüstung.“ Recht hat er! Immerhin gibt es auch in
Thüringen Fortschritte bei der Ausrüstung. Die
1.500 gegen ballistische Waffen schützenden
Diensthelme sollen schon in diesem Jahr beschafft
werden. 2017 werden weitere 1.160 folgen. Die
6.000 stichfesten Schusswesten werden in 2016
und 2017 ausgeliefert. Das sind begrüßenswerte
Fortschritte, aber reichlich zu spät und zu wenig.

Die AfD-Fraktion hat die Forderungen, die im An-
trag der CDU aufgelistet werden, längst erhoben.
Die Polizei muss mit Waffen, Schutzausstattung
und Fahrzeugen ausgestattet werden, die auch im
Fall eines Terroranschlags Sicherheit für die einge-
setzten Polizeibeamten und die bedrohten Bürger
gewährleisten.

Den Vorschlag, bei der Bereitschaftspolizei eine
Ausbildungshundertschaft einzurichten, begrüßen
wir. Dies würde eine Erhöhung der bestehenden

Ausbildungskapazität bei der Polizei ermöglichen
und die Polizeieinrichtungen in Gotha und Meinin-
gen entlasten. Die AfD hat eine Erhöhung der Aus-
bildungszahlen der Polizeianwärter schon seit Lan-
gem gefordert. Schon bei den Haushaltsverhand-
lungen haben wir uns für 200 neue Polizeianwärter
jährlich eingesetzt und sehen es als positiv an,
dass sich nun auch die CDU darüber Gedanken
macht. Andere Modelle, wie eine Verlagerung der
Ausbildung für den gehobenen Dienst an die Thü-
ringer Verwaltungsfachhochschule in Gotha, wur-
den von der GdP gefordert und von uns aufgegrif-
fen und sind sicherlich auch mehr als bedenkens-
wert. Denn für uns ist eines klar: Selbst die beste
Ausrüstung, so notwendig sie ist, nützt nichts, wenn
die Polizisten nicht da sind.

(Beifall AfD)

Selbst die besten Videoüberwachungssysteme er-
setzen keinen Polizisten aus Fleisch und Blut. Im
Übrigen sind Systeme wie intelligente Überwa-
chungssoftware datenschutzrechtlich bedenklich.
Wir brauchen mehr Polizei und mehr bessere Aus-
rüstung, und zwar in dieser Reihenfolge und sofort.
Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat sich Abgeordneter Adams,
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolle-
gen, sehr verehrte Gäste hier im Thüringer Land-
tag! „Geänderte Sicherheitslage im Freistaat end-
lich ernst nehmen“ – so der erste Teil der Über-
schrift dieses Antrags. Wolfgang Fiedler hat in sei-
ner Einbringung hier schon gesagt: Nun werden
gleich alle sagen, dass wir damit Panik machen
wollen. – Dieser Satz oder diese vorhergedachte
Unterstellung steckt aber auch schon in dem An-
trag. Ich möchte ganz deutlich sagen, wir sehen
überhaupt nicht den Anlass, dass man dies als Pa-
nik- oder Angstmache bezeichnen muss. Allein der
CDU obliegt es hier, nachher noch mal klarzustel-
len, wie denn der Widerspruch entsteht, wenn man
sagt „endlich etwas ernst nehmen“, und im Punkt 2
des Antrags sogar sagt „Die Thüringer Sicherheits-
behörden sind gegenwärtig nicht hinreichend auf
potenzielle Terror- und Anschlagszenarien vorbe-
reitet“ usw. usf. Für eine Erklärung, wie man das
mit Nicht-Angstmachen zusammenbringt, würde ich
sehr dankbar sein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in die-
sem Antragstext heißt es auch, dass wir, wie schon
lange, eine abstrakt hohe Gefährdungslage haben.
Herr Kollege Fiedler, ich glaube, seitdem wir uns
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gemeinsam im Innenausschuss treffen – ich glau-
be, das ist seit dem Jahr 2009 –, gab es noch nie
eine Absenkung der Sicherheitslage, also dieses
Levels „abstrakt hohe Gefährdungslage“. Das darf
uns nicht beruhigen. Das ist die fast höchste Ge-
fährdungslage, die wir haben können. Danach
kommt nur noch die konkret hohe Gefährdungsla-
ge, aber konkret hohe Gefährdungslage heißt auch
immer, dass man konkret von einem bevorstehen-
den Anschlag oder der Anschlagsmöglichkeit weiß.
Immer wenn wir so eine Lage haben wie zum Bei-
spiel über Silvester in München oder damals beim
Länderspiel, ich glaube, in Hannover war es gewe-
sen, beim Fußballspiel in Hannover, dann nehmen
die Sicherheitsbehörden aller Länder – und das
würde in Thüringen auch nicht anders sein – das
sehr ernst. Niemand nimmt es nicht ernst, wie der
Titel des CDU-Antrags hier suggerieren würde. Ich
darf dabei auch auf das verweisen, was Kollege
Dittes schon ausgeführt hat, und die Sache im We-
sentlichen mit Blick auf die Uhr abkürzen, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

Die abstrakt hohe Gefährdungslage begleitet uns
also seit einer sehr langen Zeit. Wir haben es selbst
nicht in der Hand, diese abstrakt hohe Gefähr-
dungslage zurückzudrängen, sondern wir haben
nur in der Hand, unsere Beamten darauf gut vorzu-
bereiten. Auch dazu ist vom Staatssekretär schon
viel – und selbst von der AfD eben – Richtiges ge-
sagt worden, nämlich dass die Ausrüstungsgegen-
stände neu oder anders beschafft worden sind, so
wie wir das nach der Analyse des Anschlags in Pa-
ris erkannt haben. Vieles dabei ist wünschenswert.
Ich glaube, es ist im Antrag der CDU gefordert, ein
zusätzliches gepanzertes Fahrzeug zu beschaffen.
Es ist vollkommen richtig, dass man über solche
Fragen debattiert – debattiert nicht im Sinne davon,
lange darüber zu reden, sondern sich genau anzu-
schauen, was wir da brauchen, was die Einsatzfälle
wären und welches Instrument wir dazu einsetzen
wollen. Das ist nichts, was man im Laden um die
Ecke oder bei irgendeinem Fahrzeughersteller ein-
fach so kauft, sondern das will mit Verstand und
Bedacht angeschafft werden. Sie wissen, dass das
Innenministerium daran auch arbeitet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die ab-
strakt hohe Sicherheitslage hat aber auch dazu ge-
führt, dass – und das ist gut so – die Bevölkerung
diese Situation ernst nimmt. Wir alle erleben es im-
mer wieder: Stehen irgendwo Gepäckstücke her-
um, meldet die Bevölkerung das der Polizei und die
Polizei kann tätig werden. Sie sperrt ab, sie über-
prüft und nimmt das wahr. Niemand sollte dabei da-
rüber schimpfen, sondern die Bürgerinnen und Bür-
ger ermuntern, diese Gefährdungslage ernst zu
nehmen und insbesondere an Bahnhöfen oder
neuralgischen Punkten, aber auch sonst verdächtig
erscheinende Gegenstände, die abgestellt wurden,
der Polizei zu melden. Nur so kann sie in dieser ab-

strakt hohen Gefährdungslage auch die richtigen
Maßnahmen ergreifen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Schutz-
westen, Helme, all das ist schon angesprochen
worden. Ich möchte zu dem Punkt „Einsatz der
Bundeswehr“ kommen. Herr Fiedler, liebe CDU, Sie
wissen, dass der Einsatz der Bundeswehr in der
Verfassung eng geregelt ist. Nur ganz spezielle Be-
reiche sind durch bundesgesetzliche Spezialge-
setze hiervon ausgenommen, zum Beispiel der Ka-
tastrophenschutz. Ich denke, das ist auch gut so.
Sollten wir in der Analyse auf der Bundesebene, die
Kollegen im Bundestag, zu der Meinung kommen,
dass man hier nachsteuern muss, müssen die das
tun. Eine Beschlussfassung im Thüringer Landtag
zu dieser Frage wäre aber einfach nur absurd, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.

Abschließend glaube ich sagen zu können, dass
diese Landesregierung nicht nur in den Beratungen
des Innenausschusses, sondern auch heute hier in
der Beratung sehr deutlich gemacht hat, dass nie-
mand hier etwas nicht ernst nimmt, sondern dass
wir die Situation sehr ernst nehmen, insbesondere
nehmen wir die langjährige unterdurchschnittliche
oder unterschrittene Ausbildungskapazität sehr
ernst, die aber von der CDU zu verantworten ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb hat – das will ich hier sehr deutlich sagen
– diese Koalition in den Koalitionsvertrag hineinge-
schrieben, dass wir den vollkommen falsch gelaufe-
nen Stellenabbau bei der Polizei aussetzen, bis wir
ein Konzept haben, wie wir das besser machen
können.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU)

Genau, Herr Grob. Daran arbeiten wir.

Sie werden sicherlich bemerkt haben, dass der In-
nenminister eine Kommission eingesetzt hat, die
vor Kurzem ihre Ergebnisse präsentiert hat. Die hat
ein Jahr gearbeitet und das möchte auch eine wis-
senschaftliche Kommission. Diese 64 Thesen –
sind es, glaube ich – haben wir zur Kenntnis neh-
men können. Wir werden die jetzt diskutieren und
dann werden wir die richtigen Schritte machen. Ich
darf für meine Fraktion – ich glaube, auch für weite
Teile der Koalition – sagen: Wir werden sehr kri-
tisch prüfen, ob wir nicht noch die Möglichkeit
schaffen, im nächsten Haushalt noch mehr Polizei-
beamte pro Jahr einzustellen.

Damit bin ich noch mal bei Herrn Henke, der gera-
de gesagt hat, was vielleicht viele Menschen füh-
len: Wir brauchen mehr Polizei und bessere Ausrü-
stung, und zwar sofort. Wenn Sie sich heute ent-
schließen und die Finanzministerin in der Lage wä-
re, sofort alles Geld zur Verfügung zu stellen, das
man dafür braucht, werden Sie drei Jahre zusehen
müssen, dass diese jungen Anwärter, die es erst
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einmal sind, in Meiningen ausgebildet werden –
und diese Zeit braucht man auch für eine Ausbil-
dung, weil eine Schnellbesohlung in diesem beson-
deren Bereich überhaupt keinen Sinn macht und
von allen Fachverbänden auch abgelehnt wird.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das ist doch
okay! Aber man muss doch mal mit mehr an-
fangen!)

Deshalb heißt das: Wer heute fordert, wir brauchen
sofort mehr Polizei, redet an der Realität vorbei,
weil Sie diese Leute nicht auf dem Arbeitsamt fin-
den. Es ist der lange Weg der Polizeiausbildung.
Das war auch immer das Credo der Anträge der
Grünen zum Thema Polizei: Stellenabbau ausset-
zen. Wolfgang Fiedler, Sie haben oft darüber gere-
det, aber Sie haben sich in Ihrer Fraktion nicht
durchsetzen können. Ich bin sehr froh, dass wir das
in dieser Koalition jetzt klar haben, dass der Stel-
lenabbau da an der Stelle ausgesetzt wird und dass
wir auch mehr Anwärterinnen und Anwärter einstel-
len. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Fiedler das
Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

(Zwischenruf Abg. Kräuter, DIE LINKE: Bleib
sachlich, Wolfgang!)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Reg
dich nicht wieder so auf, Wolfgang!)

Ich gebe mir große Mühe, mich nicht aufzuregen,
denn alles das, was ich jetzt gehört habe, außer
vom Staatssekretär, zeugt von Unwissenheit, Un-
kenntnis sondergleichen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
war aber jetzt rohe Wirklichkeit!)

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
ja das Thema nicht aus Lust und Tollerei auf die
Tagesordnung gesetzt, sondern weil wir der festen
Überzeugung sind, dass es Nachholbedarf im Frei-
staat Thüringen gibt.

(Beifall SPD)

Ich wollte eigentlich damit anfangen: Wenn der Mi-
nisterpräsident da ist, ist der Innenminister nicht da.
Aber ich lasse es.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Soll ich gehen? Ich höre immer aufmerksam
zu!)

Nein, ist doch schön. Wenn du zuhörst, freue ich
mich darüber.

Ich will zu dem Ernst der Lage zurückkommen. Mei-
ne Damen und Herren, ich möchte als Erstes noch
mal von dieser Stelle aus der vielen unschuldigen
Opfer gedenken und uns allen ins Gedächtnis ru-
fen, wie nah mittlerweile der Terrorismus an
Deutschland und auch an Thüringen herangerückt
ist.

(Beifall AfD)

Man kann immer von abstrakter Lage reden, das ist
alles richtig.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber das ist der Fachbegriff!)

Ja, doch nur! Es geht doch gar nicht darum. Ich will
doch hier gar nicht irgendetwas in die Welt stellen.
Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, lei-
der ist es ganz anders im Land – leider! Ich habe es
schon mal von der Stelle aus gesagt, dass auch wir
in den zurückliegenden zehn Jahren Versäumnisse
hatten. Ich habe überhaupt kein Problem, das zu
sagen.

(Beifall Abg. Kräuter, DIE LINKE)

Dazu gibt es überhaupt keinen Grund. Bloß verges-
sen viele, dass wir seit mehreren Jahren, in den
letzten Jahren insbesondere, eine vollkommen ver-
änderte Sicherheitslage in Deutschland und im
Freistaat Thüringen haben. So etwas hatten wir
noch nicht. Darauf muss ich doch reagieren. Ich
kann mich doch nicht zurücklehnen und sagen: Ja,
das ist zwar alles so, alle Länder tun was, aber
Thüringen, die ziehen sich mal in ihr Schnecken-
haus zurück und machen nichts.

(Beifall CDU)

Das ist der Grund, warum wir darüber reden. Die
Bundesrepublik Deutschland und wir mit, wir haben
es versäumt. Wir hätten die Polizei hochfahren
müssen und nicht runterfahren. Wir haben uns
auch öfter durchgesetzt, dass die entsprechend
ausgebildet wurden.

(Beifall Abg. Henke, AfD)

Ich habe es schon mal von der Stelle aus gesagt,
aber es haben sich hier die Finanzer durchgesetzt,
die dann gesagt haben, wir müssen aber sparen.
Es gab beides immer wieder. Ich gehe davon aus,
dass es in der neuen Koalition nicht viel anders ist.
Aber man muss doch zur Kenntnis nehmen, dass
sich die Lage wirklich total verändert hat.

(Beifall Abg. Pelke, SPD)

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, will ich gar nicht zu sehr auf Herrn Dittes einge-
hen. Der redet hier immer, als ob er schon immer
die innere Sicherheit gepachtet hätte. Meistens war
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er auf der anderen Seite und die Polizisten kennen
ihn sehr gut im Lande – sehr gut.

(Beifall CDU)

Nun ist er der Innenausschussvorsitzende.
Schmerz früh, mittags und abends, aber es ist halt
so!

(Heiterkeit DIE LINKE)

Auch dafür kriegen wir unsere Diäten, die sind auch
manchmal Schmerzensgeld. Das ist halt so.

Wenn Sie sich hierhinstellen, Herr Dittes – bevor
ich auf die anderen Dinge komme –, und sagen,
dass das doch alles überflüssig ist und wir das
doch alles gar nicht brauchen, dann will ich Sie da-
rauf verweisen – und ich finde das fair –, Herr
Staatssekretär, dass Sie am Anfang mit gesagt ha-
ben: Danke für den Antrag, dass wir darüber reden
können.

(Beifall CDU)

Das ist ein fairer Umgangston, weil es um die Si-
cherheitslage dieses Landes geht. Und dann geht
Herr Dittes hier vor und behauptet genau das Ge-
genteil. Ich komme dann beim Verfassungsschutz
noch darauf oder eigentlich muss ich es jetzt ma-
chen. Wenn ich mir vorstelle, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, insbesondere der SPD, die sich heute hierhin-
gestellt haben, die den Verfassungsschutz abschaf-
fen wollen, die heute in der SPD drei große Klat-
schen mitgegeben haben, die darauf verwiesen ha-
ben, dass der Verfassungsschutz nicht notwendig
ist usw. Nun stelle ich mir vor – der Ministerpräsi-
dent bemüht sich ja und macht da in Berlin und al-
les und denkt, wir könnten doch Rot-Rot-Grün in
Berlin wagen –, die erste These wird sein, wir
schaffen den Verfassungsschutz in Deutschland
ab. Meine Damen und Herren, wir schaffen den
Verfassungsschutz in Deutschland ab, dann kommt
Sahra Wagenknecht mit dem und dem und dem
und da bleibt nichts mehr übrig, die NATO wird ab-
geschafft, Verfassungsschutz brauchen wir nicht
mehr, das brauchen wir nicht und das brauchen wir
nicht.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Dann kommt Frau Merkel und sagt: Wir
schaffen das!)

Dann kommt Frau Merkel und sagt: „Wir schaffen
das“, wo auch wir nicht in allen Punkten unserer
Kanzlerin und Parteivorsitzenden zustimmen. Dann
geht der Ministerpräsident heute her

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Und ich sage auch: Wir schaffen das!)

und lädt sie alle ein: „Bleibt doch hier, wir brauchen
euch alle, egal ob ihr den Status habt oder nicht.“

Wie viel Zeit habe ich überhaupt noch?

Vizepräsidentin Jung:

Genau 42 Minuten.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

42 Minuten. Ich weiß, dass Freitag alle nach Hause
wollen, das kann ich nachvollziehen, aber das The-
ma ist zumindest ein kleines Stück wichtiger – mei-
ne Kollegin ist gerade nicht da – als vielleicht die
Kormorane. Die Umweltministerin guckt gleich ganz
düpiert, aber wenn Sie mich fragen, es müssen ge-
nügend abgeschossen werden.

Meine Damen und Herren, ich will einfach beim
Ernst der Dinge bleiben. Herr Dittes, auch Sie ha-
ben wieder von Kriegseinsatz gesprochen. Mir wur-
de mal vorgeworfen, wenn ich hier vorn mal be-
stimmte kräftige Ausdrücke nehme, was da für eine
Empörung kommt. Sie haben einfach nicht verstan-
den, was wir sagen wollen oder was ich sagen will.
Das kommt noch. Ich will es Ihnen nur jetzt schon
sagen: Sie haben sich hier vorn hingestellt, ist doch
alles paletti, brauchen wir nicht, ist nicht, meine Da-
men und Herren.

Meine Damen und Herren, wenn ich das höre, was
Herr Kollege Dittes hier losgelassen hat für die
größte Fraktion in dieser Koalition, dann wird mir
angst und bange. Die Worte höre ich wohl, aber mir
fehlt der Glaube, was hier gesagt wurde. Wenn
man sich hierhinstellt und feiert das alles so ab –
ich bin wirklich lange nicht so deprimiert hier vorge-
gangen. Meine Kollegen, die in der Innenpolitik
sind, haben alle nur noch mit dem Kopf geschüttelt.
Anstatt sich Gedanken zu machen, was wir wirklich
ändern müssen, meine Damen und Herren, ist das
hier einfach so weggewischt worden – brauchen wir
alles nicht, haben wir alles schon, ist schon immer
so gewesen. Deswegen, ich wollte es eigentlich
nicht machen, aber ich denke, der Einstieg ist not-
wendig: Sie kennen sicher den Brief, Hilferuf einer
Polizeikollegin, offener Brief aus der Kreisgruppe
der GdP Nordthüringen. Der Name ist bekannt.
„Sehr geehrter Herr Innenminister Dr. Poppenhä-
ger,“ – ich weiß, er will jetzt hinreisen, das finde ich
gut; er soll hinreisen und soll sich mit den Leuten
vor Ort austauschen – „wir wenden uns mit diesem
Hilferuf in einem offenen Brief direkt an sie, weil wir
am Ende unserer Kraft sind. Wir sind die Dienst-
gruppe der Polizeiinspektion Unstrut-Hainich in
Mühlhausen und Bad Langensalza. Aber wir den-
ken, dass wir stellvertretend für viele Dienstgrup-
pen, für viele Kollegen im Freistaat stehen. Seit
Jahren leiden wir unter dem Personalabbau bei der
Thüringer Polizei. Wie atmeten wir auf, als im ver-
gangenen Jahr seitens der Landesregierung ange-
kündigt wurde, dass die Einstellungszahlen der
Thüringer Polizei nicht weiter nach unten gehen
sollen. Gerade an uns im Nordthüringer Raum
scheinen seit Jahren die Neuzugänge aus Bereit-
schaftspolizei oder der Verwaltungsfachschule vor-
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bei zu gehen. Die jungen Kolleginnen und Kollegen
kommen überall hin, aber die wenigsten nach Mühl-
hausen, Sondershausen und Nordhausen. Das
Durchschnittsalter in unserer Dienstgruppe beträgt
mehr als 48 Jahre. Nicht selten sitzen über
110 Jahre Lebenserfahrung in einem Funkwagen.
Dass dies Folgen hat, ist nur selbstverständlich. Wir
fragen uns manchmal, welches Bild der Bürger von
uns haben muss, wenn wir mit unserer Fastpensio-
närstruppe anrücken. Bestimmt nicht das, was in
den Werbebroschüren“ – man kann das jetzt gleich
für die Werbung für die Gebietsreform nehmen –
„und im Internet von der Thüringer Polizei vermittelt
wird. Wir ziehen unseren Hut vor jedem Kollegen,
der bis zur Pensionierung auf der Straße steht.
Sind wir doch froh, dass wir sie haben, denn Alter-
nativen gibt es nicht. Aber ist es nicht ein Armuts-
zeugnis für ein Bundesland, das keine andere Ver-
wendungsmöglichkeit für lang gediente, ältere Kol-
legen hat als den Streifeneinzeldienst? Schämen
sich die Verantwortlichen nicht ein wenig, wenn sie
die Einstellungszahlen der benachbarten Bundes-
länder sehen, wie z. B. Niedersachsen 1 100, Hes-
sen 890, Sachsen-Anhalt 240.“ Es ist ja gespro-
chen worden, was der Innenminister dort vorhat.
„Und ganz zum Schluss kommt irgendwann Thürin-
gen mit gigantischen 155“, wo sich die Koalition,
Herr Dittes, dafür feiert.

Ich muss den Brief vorlesen, damit man überhaupt
weiß, wo wir stehen: „Inzwischen sind wir weiter de-
zimiert. Es geschah das, was alle realistisch den-
kenden Kollegen in unserer Dienststelle seit lan-
gem befürchtet hatten. Was passiert, wenn unsere
fünf Kollegen einfach nicht reichen, um die polizeili-
chen Maßnahmen durchzusetzen? Was passiert,
wenn es in erster Linie nicht mehr um Strafverfol-
gung gehen kann, sondern nur noch darum, mit ei-
nigermaßen heiler Haut aus einem Einsatz zurück-
zukommen? Was passiert, wenn die Verstärkung,
die sofort gebraucht wird, aus Gotha oder Erfurt
kommen muss? Was passiert, wenn sich die Poli-
zeibeamten komplett hilflos einer Übermacht aus-
gesetzt sehen, derer sie nicht Herr werden? Was
passiert, wenn Sie dieses Gefühl der Hilflosigkeit,
der nackten Angst, einfach nicht mehr los werden?
Immer mehr Kollegen werden durch Widerstands-
handlungen verletzt. Die Täter sind oft durch Dro-
gen und/oder Alkohol so schmerzunempfindlich,
dabei aber immens leistungsfähig und unberechen-
bar, dass oft mehr als eine Besatzung notwendig
ist, um die polizeilichen Maßnahmen durchzufüh-
ren. Oft steht aber nur ein Funkwagen zur Verfü-
gung. Was dann? Das ist heute leider unser Alltag.
Es ist richtig, dass wir alle gut ausgebildet sind,
aber das allein reicht nicht aus. Gut ausgebildete
Polizeibeamte konnten auch den zahlreichen Op-
fern am Kölner Dom in der Silvesternacht nicht hel-
fen, weil es einfach zu wenig waren. Die meisten
Kollegen in unserer Dienststelle haben noch
Dienststärken von zwanzig Beamten pro Dienst-

schicht erlebt. Zwanzig, die tatsächlich zur gleichen
Zeit allein in Mühlhausen im Dienst waren und nicht
nur auf dem Papier standen. Unsere Mindeststärke
liegt inzwischen von unter zehn für Bad Langen-
salza und Mühlhausen zusammen. Vor fünf Jahren
mussten wir noch zwölf Beamte auf die Straße brin-
gen. Schon diese Zahl ist heute utopisch. Uns wun-
dert es nicht, dass sich die Kolleginnen und Kolle-
gen der Landeseinsatzzentrale zum Teil weigern,
die Zuständigkeit für den nördlichen Bereich von
Thüringen zu übernehmen […]. Und nun fragen wir
Sie: Haben Sie selbst auch dieses Bild von Ihrer
Polizei? Ist das die Polizei, die Sie sich für Ihren
Freistaat Thüringen vorstellen? Ist das die Polizei,
die den Aufgaben der Zukunft gewachsen ist? Wir
jedenfalls sind froh, wenn wir gesund nach jeder
Schicht nach Hause kommen. Und für die Zukunft
der Thüringer Polizei sehen wir nur schwarz, wenn
nicht endlich mehr als 155 Anwärter im Jahr ein-
gestellt werden.“

Meine Damen und Herren, ich hoffe, dass der Brief
Sie aufrüttelt.

(Beifall Abg. Henke, AfD)

Deswegen habe ich ihn vorgelesen. Es geht ein-
fach darum, unsere Polizei ist am Ende, unsere Po-
lizei fühlt sich von der Politik verlassen und unsere
Polizei wird nicht unterstützt. Ich will an der Stelle –
mein Fraktionsvorsitzender hat es gestern genannt
– sagen, dass Gott sei Dank noch zwei Fraktions-
vorsitzende dieses „Alle Polizisten sind Bastarde“
zurückgenommen haben. Das führt nicht dazu,
dass die Polizei sich von der Politik unterstützt fühlt.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Ich habe es
nicht zurückgenommen! Ich habe gesagt,
dass es mit uns nichts zu tun hat!)

Du hast es zurückgenommen? Zwei? Also du tust
doch jetzt nicht etwa das, was ich positiv sage,
dass ihr es nicht gemerkt habt, dass sie euch verla-
den haben, und dann habt ihr es zurückgezogen.
Ich meine es doch positiv. Du kannst es natürlich
wieder ins Negative drehen, es war nicht meine Ab-
sicht. Es waren zwei und der andere von den Grü-
nen sitzt daneben. Also, meine Damen und Herren,
ich will einfach nur darauf hinweisen: Wenn für die
Polizei so eine Achtung da ist in unserem Lande,
wie das hier geschildert wird,

(Beifall Abg. Henke, AfD)

dann kann ich nur noch sagen: Mir wird angst und
bange. Und das mache ich nicht, auch wenn Herr
Dittes und andere unterstellen: Ach, der Fiedler hat
doch keine Ahnung – das können Sie doch alles
machen, das ist doch Ihr gutes Recht. Aber Sie
können mir eines glauben: Ich habe von der Pike
auf seit mittlerweile 26 Jahren die Polizei – ich habe
sie nicht aufgebaut, ich habe den zehnten Innenmi-
nister, aber ich war fast die ganze Zeit lang innen-
politischer Sprecher und ich habe sehr, sehr viele
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Gespräche geführt. Wir hatten fast 20 Jahre einen
Arbeitskreis Polizei, der von sehr vielen Polizistin-
nen und Polizisten sehr gut besucht war. Wir haben
uns schon immer ausgetauscht und wir wissen
auch heute noch um die Nöte, die es dort gibt. Ich
will an dieser Stelle – das haben andere auch
schon gemacht – noch mal all unseren Sicherheits-
kräften, insbesondere auch der Polizei, ein herzli-
ches Dankeschön sagen. Wir werden sie unterstüt-
zen,

(Beifall CDU, AfD; Abg. Mitteldorf, DIE LIN-
KE)

damit es im Freistaat Thüringen besser wird. Ich
habe kein Problem, das auch von hier vorn noch
mal zu sagen: Wir wissen seit Jahren, dass drei
Hundertschaften nicht reichen. Wir wissen es seit
Jahren. Und seit Jahren ist es aus finanziellen
Gründen usw. weggeschoben worden.

Meine Damen und Herren, weil von Herrn Dittes
vorhin auch die Ausbildungshundertschaft genannt
wurde, ich sage danach noch etwas dazu: Das ist
eine hoch qualifizierte Einheit, die das in vielen Ein-
sätzen, wie auch in Bayern bei dem großen G7-
Gipfel, bewiesen hat, die wirklich auch in anderen
Ländern anerkannt ist. Deswegen muss man davor
wirklich den Hut ziehen.

Bei dem, was wir heute hier zum Tagesordnungs-
punkt gemacht haben, da geht es nicht darum – ich
habe das bewusst auch schon in der Einbringung
gesagt –, irgendjemandem irgendwas anzuheften.
Man fängt in der Regel bei der Selbstkritik an und
das habe ich gemacht. Aber nun regieren seit zwei
Jahren andere. Die haben gesagt, sie wollen nicht
alles anders machen, aber sie wollen es besser
machen. Ja, da müssen sie es besser machen!

Aber, meine Damen und Herren, dann rühmt sich
Herr Dittes – war es Herr Dittes oder der Staatsse-
kretär; das ist egal –, Cybercrime und Staatsschutz
sind gestärkt worden. Richtig und gut, aber wo ha-
ben wir die Leute hergenommen? Wir haben sie
aus der Fläche geholt. Die fehlen uns in der Fläche.
Es war richtig und gut. Wir waren im Landeskrimi-
nalamt, wir haben uns dort berichten lassen, da ist
uns das gesagt worden, wir haben das an entspre-
chender Stelle, Innenausschuss usw., auch kom-
muniziert. Wir, mein Arbeitskreis, fünf Mann waren
bei der Bereitschaftspolizei und haben mit den Leu-
ten gesprochen.

Was denken Sie, warum wir auf die Idee mit der
Ausbildungshundertschaft gekommen sind? Wir
sind auf diese Idee gekommen, weil uns die Leute
dort gesagt haben – und die haben Ahnung und
müssten es wissen –, dass es schon solche Ausbil-
dungshundertschaften gegeben hat. Da will ich
noch mal klar und deutlich sagen: Was mancher,
der vor mir gesprochen hat, hier vorn losgelassen
hat – hier geht es doch nicht um eine Billigpolizei.

Hier geht es darum, dass wir eine Lösung suchen,
weil wir wissen, dass Meiningen zu ist, damit hier
richtige Polizei ausgebildet wird. Das war gang und
gäbe. Da sind richtige Polizisten ausgebildet wor-
den und nicht irgendwas Halbes. Das ist jahrelang
in der Bundesrepublik und auch hier in Thüringen
gemacht worden. Hier wird suggeriert, wir wollen
hier irgendeine Billigpolizei. Ja, Sie werden um die
Billigpolizei nicht herumkommen.

(Zwischenruf Abg. Kräuter, DIE LINKE: Das
macht kein Mensch!)

Gehe hier vor und erzähle etwas, wie du es verän-
dern willst, als ehemaliger Polizist. Das kannst du
machen.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Er ist
noch einer!)

Als Fraktion haben wir diese Hilfspolizisten seit al-
len Jahren bis dato abgelehnt.

(Beifall CDU)

Wir haben gesagt, wir wollen sie nicht. Aber wenn
wir es nicht schaffen, Polizei auszubilden und Poli-
zei überhaupt erst mal nach drei Jahren auf die
Straße zu bringen …

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Zwei
oder drei Jahre!)

Nach zwei oder drei Jahren, je nachdem, was sie
für eine Laufbahn haben. Herr Dittes, Sie müssten
das eigentlich auch mittlerweile wissen.

Damit wir uns das einfach nur gesagt haben. Da
haben die uns dort vor Ort gesagt: Ja, es wäre
möglich. Man muss natürlich dann Voraussetzun-
gen schaffen. Natürlich müssten dann auch noch
entsprechende Fachleute mit hinzugezogen werden
usw. Wir wissen aber auch, dass das in Meiningen
in absehbarer Zeit einfach nicht geht. Sie wissen
es, Herr Staatssekretär, wir wissen es. Man kann
sich natürlich hinstellen und sagen: Hätten wir doch
damals größer gebaut. Ich erinnere mich daran, wie
viel Geld wir in Meiningen reingesteckt haben. Das
ist eine sehr gute Ausbildungsstätte, da wird wirk-
lich – wir waren mehrfach dort – nahe an der Wirk-
lichkeit geübt usw. Aber da sind eben mittlerweile
die Ausbildungskapazitäten weg oder voll, sie kön-
nen nicht mehr. Auch das, wenn wir vor Ort waren
und das hier gesagt haben, wurde alles runterge-
spielt. Sie haben recht – ich weiß nicht, wer das ge-
sagt hat –, es fehlen jetzt noch die Unterkünfte,
aber die Unterkünfte sind in Planung und die Unter-
künfte werden gebaut. Wir waren alle Mann vor Ort
und wissen, was dort los ist. Aber wir können nur
mittelfristig – wenn der Wille da ist, Geld in die
Hand zu nehmen, Bauunterlagen zu erstellen etc.
pp. Wenn wir Meiningen – jetzt sage ich wieder das
Wort – „aufrüsten“ wollen und müssen, dann müs-
sen wir Geld in die Hand nehmen. Wir wissen, wie
schnell unsere Behörden laufen, wenn es darum
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geht. Da muss der Plan erstellt werden, dann geht
das zum Bauministerium, dann geht das ans Fi-
nanzministerium, dann kommen noch sämtliche Be-
amte und was da so alles ist. Ich sage Ihnen: Das
dauert Jahre, bevor da überhaupt der erste Angriff
oder irgendwas passiert. Deswegen: Wenn wir das
zur Kenntnis nehmen und wissen es einfach, dann
müssen wir doch handeln und nicht immer nur sa-
gen: Ach, die da, die haben doch das usw. Die Be-
drohungslage hat sich im Freistaat und in der gan-
zen Bundesrepublik und auch in der Welt vollstän-
dig verändert. Wenn man das weiß, muss man hier
auch entsprechend reagieren und muss etwas tun.
Wer das so einfach wegwischt mit der Ausbildungs-
hundertschaft, da fällt mir nichts mehr ein. Da bleibt
nur noch eins übrig: Es wird irgendwann die Billig-
polizei kommen. Sie wird kommen, weil sonst nie-
mand mehr da ist, der dann irgendwo noch was
macht. Es ist die 155 in Meiningen genannt worden.
Kaum war die erste Feier vorbei, sind zwei ausge-
schieden. Ich hoffe, dass die zwei wieder eingestellt
wurden. Der Staatssekretär nickt, die zwei sind
schon wieder eingestellt, also nachgerückt.

(Beifall CDU)

Wir wissen, dass auch nicht alle die Prüfung beste-
hen. Wir wissen das. Ich will die Prozentzahl gar
nicht sagen, sonst freuen sich noch welche da-
rüber, die sich nicht freuen sollten, was am Ende
dort wirklich rauskommt. Deshalb, meine Damen
und Herren, müssen wir über diese Dinge reden.
Das kann man nicht so einfach wegwischen, als ob
das nichts wäre. Meine Damen und Herren, ich
denke mal, ich habe auch in der Antragsbegrün-
dung schon einige Dinge genannt, damit auch das
klar ist. Das ist, meine Damen und Herren, nicht nur
unsere Meinung oder meine Meinung, sondern wir
haben das natürlich mit vielen Sicherheitsexperten,
mit zwei Gewerkschaften intensiv besprochen. Wir
haben uns auseinandergesetzt, was passiert ei-
gentlich oder was kann passieren. Ich habe es wei-
ter hinten noch mal, aber wenn ich mich wiederho-
le, ist es mir auch egal. Es geht einfach darum –
und da muss ich Sie noch mal, Herr Dittes, anspre-
chen; Sie sind ja immer so genau, weil Sie alles bei
anderen finden, nur bei sich nicht –, Sie haben vom
Anschlag in Ansbach und Würzburg gesprochen.
Es war der Amoklauf von München, wo der Staats-
sekretär eingeladen hat und wo die entsprechen-
den Leute dort vor Ort waren. Auch so viel sollten
Sie noch wissen, von was Sie eigentlich reden.

Meine Damen und Herren, deswegen erlaube ich
mir hier stellvertretend den obersten Verfassungs-
schützer unseres Landes zu zitieren, denn es ist ja
geänderte Sicherheitslage im Freistaat und bürger-
wirksam vor terroristischen Anschlägen schützen.
Manche sind darauf eingegangen, Kollege Henke.
Manche haben das vollkommen beiseite gewischt,
es ist doch alles paletti, es ist alles gut, wir brau-
chen nicht darüber zu reden. Ich zitiere unseren

Verfassungsschützer, der vor gar nicht allzu langer
Zeit in einem Interview ausgeführt hat, dass der is-
lamistische Terrorismus, vor allem der IS, weiterhin
die größte Gefahr für die freiheitlich-demokratische
Grundordnung in der Bundesrepublik darstellt. Ein
Blick in den aktuellen Verfassungsschutzbericht
verdeutlicht zudem, dass die bestehenden An-
schlagrisiken von verschiedenen Gruppen ausge-
hen. So stieg die Zahl der Salafisten – also derjeni-
gen, die einer fundamentalistischen, islamistischen
Ideologie anhängen – von 8.350 im Jahr 2015 auf
mittlerweile mehr als 8.900 Salafisten an, Stand Ju-
ni 2016. Gleichzeitig ist die Zahl der islamistischen
Gefährder auf mehr als 500 gestiegen, also jener
Personen, denen die Behörden jederzeit einen An-
schlag zutrauen. 500, Frau Rothe-Beinlich, wenn
Sie es interessiert! Nun kann man sagen, in Thürin-
gen hält sich allenfalls eine Handvoll von diesen
Gefährdern auf, oder man kann sagen, das alles
sei ja nur halb so wild. Aber diese Auffassung teilen
wir gerade nicht, meine Damen und Herren. Jeder
von denen ist eine Gefahr zu viel.

(Beifall CDU)

Denn man handelt zumindest grob fahrlässig, und
zwar zum Nachteil der eigenen inneren Sicherheit
und letztlich auch vor allem zum Nachteil der Bevöl-
kerung. Auch Sie, meine sehr geehrten Damen und
Herren von Rot-Rot-Grün, können nicht leugnen,
dass die Sorgen der Menschen vor terroristischen
Anschlägen in diesem Land in den letzten Monaten
nicht weniger geworden sind. Wer also diese Ge-
fahr in der Bedrohungslage zum gegenwärtigen
Zeitpunkt leichtfertig bestreitet, verharmlost oder
darin eine pauschale Vorverurteilung von Asylsu-
chenden und Flüchtlingen sieht, der hat den Blick
für die Realität vollständig verloren.

(Beifall CDU)

Es gehört zur Wahrheit dazu, dass der IS mit dem
Flüchtlingsstrom nach Europa auch Terroristen ein-
schleuste. Das wurde lange bestritten, bis die Ers-
ten erkannt wurden; und auch in Thüringen waren
schon welche unterwegs, die Anschläge unternom-
men haben.

Meine Damen und Herren, Hoffnung allein stellt lei-
der keine Garantie dafür dar, dass es so bleibt.
Auch führt Hoffnung mitnichten dazu, dass unsere
Sicherheitsbehörden im Ernstfall auf derartige Sze-
narien vorbereitet sind. Genau hieran mangelt es
gegenwärtig ganz gewaltig im Freistaat.

(Zwischenruf Abg. Kräuter und Abg. Kalich,
DIE LINKE: Das stimmt nicht!)

Uns haben eindringliche Hilferufe aus der Polizei
und den Gewerkschaften erreicht, wonach unsere
Beamten derzeit nicht den Aufgaben und Anforde-
rungen im Zusammenhang mit der neuen Sicher-
heitslage gewachsen sind. Beklagt wird immer wie-
der und insbesondere fehlende technische Ausstat-
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tung bei Waffenmaterial und Fahrzeugen. Zudem
leidet die Polizei unter der dauerhaften Überbelas-
tung durch Mehrarbeit und Überstunden wegen un-
besetzter und fehlender Stellen. Hier reiht sich auch
der gestern kurz angesprochene offene Brief, den
ich verlesen habe, mit ein. Hierdurch leidet nicht
nur das Arbeitsklima, auch die Kündigungen haben
nach unserem Kenntnisstand in jüngster Zeit bei
der Polizei drastisch zugenommen. Das ist nicht
von uns, das haben uns die Gewerkschaften ge-
sagt. Hinzu kommt, wie es vorhin schon genannt
wurde, der hohe Krankenstand, weil die Kollegin-
nen und Kollegen der Polizei einfach überlastet
sind. Diesem Zustand muss dringend begegnet
werden, um einen Rückgang der inneren Sicherheit
nicht noch zu befördern. Daher fordern wir eine
Reihe von Maßnahmen, die nach unserer Auffas-
sung erstens zu einer spürbaren Entlastung unse-
rer Beamten führen sollen und zweitens eine ad-
äquate Antwort auf die geänderte Sicherheitslage
im Landtag geben. Ich verweise auf unseren An-
trag, dem, ich glaube, das ganze Haus zugestimmt
hat, polizeifremde Aufgaben weiter zu verringern.
Wenn das natürlich alles Monate dauert, dann kom-
men wir nie einen Schritt vorwärts. Ich kann dem
Innenminister und den anderen Ministern nur dazu
sagen: Werden Sie bessere als unsere damals. Wir
haben es versucht, wir sind gescheitert. Vielleicht
werden Sie besser und schneller und es kommt
endlich mal. Ja, man muss auch die eigenen mal
kritisieren. Ich erinnere mich, als wir da zusam-
mensaßen und wie nur Ausreden kamen: Das geht
nicht, das geht nicht, das geht nicht.

Meine Damen und Herren, bisher wurden nur Ta-
schenlampen und Handschuhe angeschafft. Ich
weiß, das will mancher gar nicht hören. Die seit Mo-
naten angekündigten Helme und Schutzwesten feh-
len noch immer oder stehen nur teilweise zur Verfü-
gung.

Meine Damen und Herren, auch das müssten die
Innenpolitiker wissen, die sind in Auftrag gegeben
und es ist vieles, was auch anrollen soll. Wenn man
aber erst ganz spät reagiert, und wir haben das
schon vor vielen Monaten eingebracht – ja, ich
weiß, meine Kollegen und andere wollen heim, ich
kann es doch aber nicht ändern, es muss sein.
Wenn es euch nicht interessiert, müsst ihr es mir
sagen. Da höre ich auf, klappe ich zu und höre auf.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ja!)

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

Es fällt mir aber gar nicht ein, dass vielleicht noch
Herr Harzer recht kriegt, nur weil er heim will – fällt
aus.

Meine Damen und Herren, ja, bleiben wir doch
noch ernst, auch wenn es Freitag ist. Ich weiß, es
schmerzt.

Sie sind in Bewegung gesetzt worden, aber viel zu
spät. Ich erinnere daran, ja, der Staatssekretär
muss immer nicken.

(Zwischenruf Götze, Staatssekretär: Das ist
eine Beschaffungsfrage!)

Wir haben damals darauf hingewiesen – und was
wurde gemacht? Erinnern Sie sich daran, es ging
um die Schutzwesten der Schutzklasse 4. Das sind
die, die Schüsse von Schnellfeuergewehren oder
Ähnlichem – Kalaschnikow – abhalten sollen. Da ist
von manchen gesagt worden, jeder soll eine krie-
gen. Das ist überhaupt nicht wahr. Wir haben ge-
sagt, nur bestimmte Einheiten und nur bestimmte
müssen zur Verfügung gestellt werden. Wenn na-
türlich sämtliche Länder anfangen und ihre Bestän-
de auffüllen, weil sie es erkannt haben, und wir
bestellen dann irgendwann, brauchen wir uns nicht
zu wundern, dass es zu spät kommt. Ob das die
Helme sind, ob das die Schutzwesten sind, das ist
einfach so. Deswegen muss man sich schon da-
rüber Gedanken machen. Das heißt, die Polizei
muss dringend mit Waffen, persönlicher Schutzaus-
rüstung und Fahrzeugen ausgestattet werden, die
geeignet sind – hier geht es nicht um Zivilfahnder
oder irgendwas –, auf Anschläge oder Terrorszena-
rien nach dem Muster von Paris zu reagieren. Es
gibt keine gepanzerten Fahrzeuge, die solchen Din-
gen standhalten. Die haben wir in Thüringen nicht.
Deswegen muss dort dringend nachgearbeitet wer-
den. Das muss in Zusammenarbeit mit dem Bund
passieren, weil das Bereitschaftspolizei und so wei-
ter ist, aber es muss passieren. Unsere Sicherheits-
behörden und Rettungskräfte sind gegenwärtig
nicht hinreichend darauf vorbereitet, sollte es zu ei-
nem Anschlag in der Größenordnung vom 13. No-
vember 2015 in Paris kommen oder an mehreren
Orten gleichzeitig etwas passieren. Existieren hier-
zu Sicherheitskonzepte, die mit allen Sicherheits-
und Rettungskräften abgestimmt sind? Nach mei-
nem Kenntnisstand und meinen Informationen lei-
der nicht.

Zudem, meine Damen und Herren, brauchen wir
mehr Personal. Ich habe es Ihnen vorhin gesagt:
Man kann auch mehr Personal beschaffen, aber
nicht – wenn das hier Herr Dittes aufzählt –, dass
am Ende das Innenministerium nicht mehr da ist.
Man muss seine Ressourcen, die man hat, so um-
schichten, dass man die innere Sicherheit auch ent-
sprechend gewährleisten kann. Da muss man die
Prioritäten setzen, nennt sich das Ganze.

Zum Stellenabbauplan: Warum führt denn die
Nachfolgeregierung das eigentlich weiter? Weil sie
natürlich am Ende weiß, dass 2019/2020 die Klap-
pe fällt und man hier entsprechend Vorsorge treffen
muss. Dass eine Finanzministerin ihr Geld zusam-
menhält, das verstehe ich vollständig, aber da
muss man auch eine Gesamtregierungsentschei-
dung fällen. Ich erinnere daran, was damals 2001 in
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New York passiert ist, wo die Flugzeuge in die
Hochhäuser reingeflogen sind. Was denken Sie,
was wir da in dem Land hier gemacht haben? Wir
haben ein Sicherheitspaket aufgelegt. Wir haben
sofort gehandelt, haben ein Sicherheitspaket aufge-
legt und haben hier entsprechende Maßnahmen
durchgeführt. Ich hätte mir gewünscht, dass diese
Landesregierung, die so schöne, dankenswerter-
weise sprudelnde Steuerquellen hat, da auch ein-
mal 50 Millionen oder Zahl X, sage ich jetzt mal,
nimmt und in Sicherheit investiert. Denn das sind
wir auch unseren Bürgern schuldig, meine Damen
und Herren.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich hoffe, dass der Letz-
te kapiert hat, was eine Ausbildungshundertschaft
ist, und dass man endlich mal ernsthaft darüber
nachdenkt – ernsthaft darüber nachdenkt. Und ich
rede von einer Ausbildungshundertschaft.

(Beifall Abg. Henke, AfD)

Gleichzeitig muss Meiningen aufgerüstet werden,
also muss mehr gebaut werden und es müssen
Vorbereitungen getroffen werden. Die Polizisten
müssen nämlich ausgebildet werden. Die fallen
nicht vom Himmel. Das dauert seine Zeit, zwei bis
drei Jahre. Ich will nur daran erinnern.

Meine Damen und Herren, vorhin hat Herr Dittes
die Polizeistrukturreform zu unserer Zeit benannt.
Da muss nicht alles richtig gewesen sein, Herr Dit-
tes. Es war aber erst 2012, und jetzt schon wieder,
nur weil eine neue Regierung dran ist? Da wird
schon wieder alles überprüft, dass eine Evaluation
von der Gruppe um Prof. Baldus hier stattfindet. Ich
muss Ihnen in einem Punkt zustimmen: Es wäre
schön, wenn wir das Ganze mal kriegen würden,
aber wir kriegen es ja nicht, was da drinsteht. Wir
haben Prof. Baldus mal eingeladen, wir wollen das
Ganze mit ihm diskutieren. Ich denke, Sie können
sich dort verteufeln und hier wird es gleichzeitig ge-
macht, in der größten Bedrohungslage aller Zeiten.
Ich kann dem Innenminister nur – raten will ich
nicht – vielleicht ans Herz legen: Lassen Sie sich
hier nicht drängen, sondern gehen Sie langsam und
behutsam ran. Denn die Polizei braucht in dieser
Zeit nicht noch einmal Verunsicherung, dass aus
sieben PIs vielleicht vier werden, alles wieder um-
strukturiert wird. Das würde nicht funktionieren,
meine Damen und Herren.

Deswegen will ich auch noch mal sagen – und jetzt
kommt wieder so etwas, was falsch, wahrscheinlich
bewusst falsch verstanden wird –: Überdies plädie-
ren wir dafür, dass in Zusammenarbeit mit der Bun-
deswehr Vorbereitungen für den Einsatz von Bun-
deswehreinheiten bei Terroranschlägen zu treffen
sind. Wo hat denn hier jemand gefordert, dass die
Bundeswehr mit Waffen einrücken und die Polizei
ersetzen soll? Kein Mensch hat das gefordert! Da

müssen Sie mal lesen! Ich will Ihnen gleich dazusa-
gen: Dies hatte der Innenminister Dr. Poppenhäger
nach meinem Kenntnisstand selbst schon gefor-
dert, in einer Pressemitteilung begrüßt. Das ist
ganz normal, dass man sich dort natürlich aus-
tauscht und dass man dann auch entsprechende
Dinge unternimmt. Und dann wird das so hinges-
tellt, jetzt wollen die die Bundeswehr im Inneren
einsetzen. Also, meine Damen und Herren, wenn
man das alles so oberflächlich betrachtet, ist es ein-
fach verkehrt, und ich will versuchen, Sie aufzurüt-
teln.

Jetzt kommen wir noch zu einem wichtigen Punkt:
das Amt für Verfassungsschutz personell und mate-
riell weiter aufzustocken. Herr Dittes und seine
Fraktion, an der Spitze Frau Hennig-Wellsow, ha-
ben das nun mehr als deutlich gemacht – heute
noch mal –, was sie davon halten. Sie wollen die-
ses Amt abschaffen und sie arbeiten daran, es ab-
zuschaffen. Da muss der arme Innenminister und
hoffentlich der Fachminister Dr. Poppenhäger –
hoffentlich hält seine Fraktion zu ihm, dass man
das abwendet.

Meine Damen und Herren, da wird auf dem Partei-
tag in Eisenberg einfach mal beschlossen: Das Amt
muss weg. Gut, können Sie ja machen, das geht ja
noch. Aber gleichzeitig dort beschließen, die Kom-
munistische Plattform, die beobachtet wird, weil sie
extremistisch und gefährlich ist, möge nicht mehr
beobachtet werden – das ist wie früher, oder? Die
Partei gibt vor und das Schild und Schwert hat zu
handeln. Das fällt aus in diesem Land.

(Beifall Abg. Hennig-Wellsow, DIE LINKE)

Das fällt in diesem Land aus und da setze ich auf
den Ministerpräsidenten und die Vernünftigen in
dieser Koalition,

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall CDU)

dass sie sich das nicht gefallen lassen und dass
man uns hier blankmacht und wir nichts mehr wis-
sen.

Meine Damen und Herren, ich möchte mich für Ihre
Aufmerksamkeit bedanken. Ich weiß, ich habe Sie
strapaziert, sehr strapaziert am Freitagabend, aber
ich denke, das Thema ist zu wichtig, sodass man
das heute hier noch mal so intensiv ansprechen
muss. Und, meine Damen und Herren, auch die
AfD – wenn sie auch schon immer alles vorher
wusste: Wir lehnen den Antrag ab, weil er uns na-
türlich nicht weit genug geht. Aber zumindest viele
Ansätze sind da, auch das will ich hier mal sagen,
damit wir nicht immer nur die eine Truppe verteu-
feln. Sie haben zumindest einen Teil davon er-
kannt.

Sie wollen und haben nichts erkannt. Und ich setze
auf den Innenminister und auf den Regierungschef,

5654 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016

(Abg. Fiedler)



damit die Sicherheit im Land gewährleistet wird und
damit man endlich Geld in die Hand nimmt und et-
was tut. Vielen Dank!

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Marx das
Wort. Frau Abgeordnete Marx, falls Sie es wissen
wollen: Sie haben 28 Minuten und 40 Sekunden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Abgeordnete Marx, SPD:

Es ist ja nicht so, dass eine lange Rede immer au-
tomatisch inhaltsvoll wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Eben hatte ich so das Gefühl, dass ich den Wald
vor lauter Bäumen nicht mehr sehe – oder den Ur-
wald. Na, wie auch immer.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, der letzte Satz von Wolfgang Fiedler:
Er vertraut darauf, dass der Ministerpräsident und
der Innenminister die Sicherheit entsprechend för-
dern und dafür auch entsprechende Mittel bereit-
stellen. Das hätte man dann mit dem Satz eigent-
lich bewenden lassen können, denn

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

bei der einführenden, sehr detaillierten Darstellung
unseres Staatssekretärs in seinem Reportbericht,
für die ich mich noch mal ausdrücklich hier bedan-
ken will, war schon ausführlich erklärt, was alles an
Maßnahmen gemacht wird, und das ist auch sehr
gut. Da danke ich auch der CDU, dass sie diesen
Antrag gestellt hat, damit wir das auch mal hier öf-
fentlich im Landtag für die geneigten Zuhörerinnen
und Zuhörer in dieser Breite haben aufgelistet be-
kommen. Und nachdem wir dieses alles gehört ha-
ben, kann ich nicht sagen, dass Thüringen in Bezug
auf den Terror nicht gewappnet ist.

(Beifall DIE LINKE)

Wir sind ein kleines Land und müssen trotzdem ge-
gen große Gefahren gewappnet sein. Das ist eine
Herausforderung, die nicht einfach zu bewältigen
ist, aber Staatssekretär Götze hat sehr viele Koope-
rationen, sehr viele spezielle Ausbildungsdinge ge-
nannt. Ich nenne hier jetzt nur noch mal Grundla-
gen- und Aufbauseminare in der polizeilichen Fort-
bildung, spezielle Schulungen und Vorbereitungen
auf Großlagen und Großschadensereignisse. Dafür
gibt es diverse Lagekonzepte, die er aufgezählt hat.
Er hat uns hier gesagt, dass das SEK, das Sonder-
einsatzkommando, aufgestockt werden wird. Er hat

gesagt, dass es wichtig ist, weil wir personelle Res-
sourcen in einem kleinen Land, selbst bei Auf-
stockungen von Kräften, nicht so bereitstellen kön-
nen, wie das in großen Ländern oder in Paris der
Fall ist, dass wir eine Zusammenarbeit mit Hilfs-
und Rettungsdiensten üben. Wir haben von Ihnen
und auch von anderen Rednern gehört – dem
schließe ich mich ausdrücklich an –, dass wir uns
wünschen, dass wir es gemeinsam im nächsten
Haushalt möglich machen, dass wir eine weitere
Erhöhung der Ausbildungskapazität erreichen und
dann, wie gesagt, ist auch zu vielen einzelnen
Punkten noch sehr viel ausgeführt worden. Es liegt
jetzt schon so lange zurück, aber deswegen habe
ich noch mal kurz daran erinnert. Natürlich gibt es
Punkte, die immer schwierig und kritisch sind, und
da kann man auch über den rechten Weg streiten.
Kollege Dittes hat noch mal den Verfassungsschutz
eingeführt. Es ist richtig, dass jede Partei hier ihre
eigenen Ansichten hat. Im Koalitionsvertrag ist zwar
eine grundsätzliche Reform vereinbart, aber eine
grundsätzliche Reform ist niemals eine Abschaf-
fung. Deswegen wird es den Verfassungsschutz
geben, solange Sozialdemokraten hier mitregieren.

(Beifall CDU)

Der Grund ist nicht, dass wir, wie immer so gern
behauptet wird, den sogenannten Inlandsgeheim-
dienst gut finden, sondern wir Sozialdemokraten
hängen aus historischer Erfahrung an dem Tren-
nungsgebot. Wir wollen generalpräventive Aufklä-
rungsarbeit nicht bei der Polizei ansiedeln. Da wür-
de sie sonst hinmüssen. Im Übrigen hat der Verfas-
sungsschutz, so wie wir ihn jetzt reformiert haben
und weiter reformieren wollen, den Vorteil, dass er
einer strengen parlamentarischen Kontrolle unter-
liegt. Wir haben jetzt auch einen entsprechenden
Controller im Amt, der eine sehr gute Arbeit macht,
und einen neuen Chef, der eine sehr gute Arbeit
macht. Diese parlamentarische Kontrolle wäre weg,
wenn diese Aufgabe an die Polizei überginge.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das war
aber noch unsere Produktion!)

Das sind aus sozialdemokratischer Sicht gute
Gründe, dass wir an einem selbstständigen Amt für
Verfassungsschutz festhalten werden. Aber wir se-
hen das vollkommen unideologisch als zweckmäßig
und wichtig an.

Es ist auch etwas zur Bundeswehr gesagt worden.
Ich möchte sagen, dass es bei Großlagen selbst-
verständlich erforderlich sein kann und sein muss,
auch mit der Bundeswehr zu kooperieren. Wir ha-
ben ja auch in schwierigen Situationen für unser
Land, zum Beispiel im letzten Jahr bei der Bewälti-
gung eines unerwartet hohen Zustroms an Flücht-
lingen, gern auf die Hilfe der Bundeswehr im Inland
zurückgegriffen und die Hilfe bei der Unterbringung
gern angenommen.
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Wir sind ein kleines Land und stehen trotzdem vor
großen Herausforderungen. Hier ist Paris genannt.
Wir werden hoffentlich niemals eine solche Lage
wie in Paris bekommen. Natürlich kann man An-
schläge nirgendwo in dieser Welt mehr ausschlie-
ßen. Man kann auch nicht ausschließen, dass An-
schläge immer wieder neue Muster erfinden und
Grausamkeiten ausgedacht werden, an die man
vorher nicht gedacht hat. Aber wir könnten wahr-
scheinlich nicht nach Pariser Muster reagieren. Ich
bin auch in diesem Jahr wieder in Paris gewesen
und ich kann Ihnen sagen: Es ist schon eine Recht-
fertigung da. Man fühlt sich da auch durchaus auf-
gehoben, wenn man da bei Notre-Dame von Poli-
zisten, die mit Maschinengewehren ausgestattet
sind, eine Tasche kontrolliert bekommt. Aber ob
das jetzt für den Erfurter Dom oder für den Weih-
nachtsmarkt erforderlich ist, daran würde ich mal
ein Fragezeichen machen. Wir sind ein kleines
Land, wir stehen vor großen Herausforderungen,
aber wir müssen sie speziell für uns bewältigen.
Das beißt sich auch mit einer Pressemitteilung der
AfD, die vor Kurzem veröffentlicht wurde, worin
stand, dass die Angst vor herrenlosen Koffern et-
was ganz Furchtbares sei und dass die Kanzlerin
daran schuld sei. Im Pariser Flughafen wird der
ganze Bereich abgesperrt, wenn sich jemand zwei
Schritte von seinem Koffer entfernt. Auch das habe
ich erleben dürfen. Deswegen lassen wir die Kirche
im Dorf und arbeiten konstruktiv gemeinsam, so wie
es der Staatssekretär hier ausführlich dargelegt hat,
weiter am Ernstnehmen terroristischer Gefahren
und an den Strukturen, wie wir sie hier im Land be-
reithalten können. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen mir jetzt keine weiteren Wortmeldungen
mehr vor. Kann ich davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen zu Nummer 1 des Alternativantrags
der AfD erfüllt ist, oder ergibt sich Widerspruch?
Das kann ich nicht erkennen. Dann kommen wir zur
Abstimmung, weil keine Ausschussüberweisung
beantragt ist, zu dem Antrag der Fraktion der CDU
in der Drucksache 6/2687 in der Neufassung. Wer
ist für diesen Antrag, den bitte ich um das Handzei-
chen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Bei
Stimmenthaltungen der Fraktion der AfD, den Ja-
stimmen der Fraktion der CDU und den Gegenstim-
men der Koalitionsfraktionen ist der Antrag abge-
lehnt.

Wir stimmen jetzt ab über die Nummer 2 des Alter-
nativantrags der Fraktion der AfD, weil der Antrag
der CDU-Fraktion abgelehnt worden ist. Wer der
Nummer 2 des Alternativantrags zustimmt, den bit-
te ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen
der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Die Stimmen
aus allen anderen Fraktionen und Abgeordneten

des Hauses. Damit ist der Alternativantrag abge-
lehnt und ich schließe jetzt den Tagesordnungs-
punkt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie haben
vergessen, nach Enthaltungen zu fragen!)

Herr Fiedler, ich hatte das auch 18.27 Uhr noch im
Blick.

Enthaltungen? Der Abgeordnete Fiedler hat sich
beim Alternativantrag der AfD der Stimme enthal-
ten. Ich bitte, das im Protokoll noch zu berücksichti-
gen.

(Beifall AfD)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18

Gefährdungssituation der Thü-
ringer Fischfauna verhindern –
Kormoranverordnung fortfüh-
ren
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/2929 -

Die CDU-Fraktion hat die Einbringung angekündigt.
Abgeordneter Malsch hat das Wort.

(Beifall DIE LINKE)

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werte Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen!
Werte Angler, werte Vertreter der Anglerverbände
und der Fischereiwirtschaft, herzlich willkommen
heute Abend hier im Plenarsaal!

(Beifall im Hause)

Uns liegt ein Entwurf zur Änderung der Kormoran-
verordnung vor, mit dem die Bejagung der Kormo-
ranbestände stark eingeschränkt wird und den zur
Bejagung berechtigten Personen sowie den zustän-
digen Behörden erhebliche Bürokratielasten aufge-
bürdet werden. Insbesondere die der Fischhege
verpflichteten Naturschutzverbände befürchten dra-
matische Auswirkungen auf die heimische Fisch-
fauna und die Gewässer, wenn die Einschränkung
der derzeitigen Ausnahmeregelung Rechtskraft er-
langen sollte.

Werte Kolleginnen und Kollegen, aufgrund der dra-
matischen Situation für die heimischen Fischarten
in unseren Thüringer Gewässern ist die Fortführung
der Kormoranverordnung dringend notwendig. Ak-
tuell ist ein zu hoher Kormoranbestand in Europa,
Deutschland und in Thüringen eine der Hauptursa-
chen für den schlechten Zustand der Fischfauna in
vielen Fließ- und Standgewässern. Das ist wissen-
schaftlich belegt und bedarf keines weiteren Bewei-
ses. Der Schutz unserer heimischen Fischarten
setzt vor allem den Schutz der Lebensräume vor-
aus. Diese werden in mehrfacher Weise vom Kor-
moran nachteilig verändert. Insgesamt befindet sich
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der Kormoran in Europa und in Deutschland in ei-
nem hervorragenden Erhaltungsstatus, welcher
spezielle Schutzmaßnahmen in keinem Fall mehr
rechtfertigt. Durch seine starke Vermehrung und
Ausbreitung in Regionen, die er vorher nicht besie-
delte – dazu gehört seit drei Jahren auch Thürin-
gen –, ist er zu einer Tierart geworden, die nachhal-
tige Schäden in der Kulturlandschaft und insbeson-
dere in den Fischpopulationen verursacht. Es ist
unzumutbar, wie die für den Naturschutz zuständi-
ge Ministerin wissenschaftliche Fakten und Unter-
suchungen zum Thema „Kormorane in Thüringen“
ignoriert. Deshalb erwarten wir mit dem Berichtser-
suchen unseres Antrags, dass uns die Landesre-
gierung erstens darlegt, wie sie den Zustand der
heimischen Fischfauna sowie die Situation des Kor-
morans im Verhältnis zum Fischartenschutz in Thü-
ringen einschließlich der Bestandsentwicklung ein-
schätzt, und dass sie uns zweitens die konkreten
Maßnahmen erläutert, mit denen sie der Gefähr-
dungssituation der heimischen Fischfauna durch zu
hohe Kormoranbestände begegnen will.

Werte Kolleginnen und Kollegen, im Einklang mit
den Forderungen der Thüringer Anglerverbände
und der Fischereiwirtschaft fordern wir von der Lan-
desregierung, die Befristung der Kormoranverord-
nung aufzuheben und die derzeitigen Regelungen
vollumfänglich zu erhalten, zu prüfen, ob zur Ab-
wehr erheblicher fischereiwirtschaftlicher Schäden
sowie zum Schutz der heimischen Tierwelt eine
ganzjährige Bejagung des Kormorans ermöglicht
sowie Schlafbäume in die Bejagung einbezogen
werden können, und zu prüfen, welche Regelungen
zu treffen sind, um wirksame Maßnahmen gegen
bestehende und entstehende Kormoranbrutkoloni-
en ergreifen zu können. Nicht allein die Angler sol-
len und müssen ein Interesse an einer intakten
Fischfauna Thüringens haben, wir erwarten das
ebenso von einer für den Naturschutz zuständigen
Ministerin. Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Die Landesregierung erstattet einen Sofortbericht
zu Nummer I des Antrags. Für die Landesregierung
erteile ich Frau Ministerin Siegesmund das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, liebe Gäste der Angelver-
bände und der Fischereiwirtschaft, die Landesre-
gierung wird gebeten, zur anstehenden Novelle der
sogenannten Kormoranverordnung zu berichten.
Das will ich sehr gern tun, verbinde das auch noch
mal mit dem Glückwunsch an die Abgeordnete
Tasch, die heute Geburtstag hat und zu so später
Stunde über Naturschutzthemen gleich mitdiskutie-

ren darf. Darauf freue ich mich, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der amtliche Titel der Verordnung lautet „Thüringer
Verordnung über Ausnahmen von den Verboten
des § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes und zur
Übertragung einer Ermächtigung“. Da geht viel-
leicht die Differenz schon los. Es geht eben um das
Bundesnaturschutzgesetz und eine naturschutz-
fachliche Frage, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Die alte Verordnung läuft zum 31. Dezember aus.
Thüringen besitzt seit 1998 eine Kormoranverord-
nung. Diese ist seitdem stetig in den Möglichkeiten
des Abschusses des heimischen und besonders
geschützten Kormorans erweitert worden. Und ja,
wir nehmen unsere Verantwortung als Ministerium
für Umwelt, Energie und Naturschutz sehr ernst,
und zwar in zweierlei Hinsicht: zum einen, wenn es
im Hinblick auf naturschutzfachliche Aspekte um
die Novelle der Verordnung geht, zum anderen mit
Blick auf die Frage des Fischschutzes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
zurzeit bundesweit die ausgedehntesten Rege-
lungen zum erlaubten Abschuss des Kormorans. Er
darf seit 2008 in allen Thüringer Schutzgebieten an
Schlafplätzen, an allen Flüssen, Teichen, Seen und
fischereiwirtschaftlichen Anlagen geschossen wer-
den. Darüber hinaus dürfen pauschal Brutplätze
zerstört werden. Das ist zwar innerhalb der letzten
fünf Jahre offiziell kein einziges Mal passiert, aber
das – damit Sie mal sehen, welchen Stand wir der-
zeit haben und welche Reichweite die derzeitige
Verordnung hat – zeigt auch, warum die Debatte
heute richtig ist.

2013 hat es genau hier in diesem Rund – Herr Pri-
mas war damals beteiligt – im Thüringer Landtag
eine intensive und auch sehr emotionale Debatte
gegeben. Herr Kummer, Frau Mühlbauer haben
sich geäußert. Es gab an verschiedenen Stellen
Diskussionen. Fakt ist, dass es seit 2007, meine
sehr geehrten Damen und Herren, zu keinem nen-
nenswerten Ausmaß an Bruterfolgen des Kormo-
rans mehr gekommen ist.

Jährlich werden aufgrund der durch die derzeitige
Verordnung gewährten Ausnahmen die Hälfte bis
100 Prozent der durchschnittlichen jährlichen Thü-
ringer Kormoranpopulation geschossen. Das hat
keine nennenswerte Auswirkung auf diese Populati-
on. Was bedeutet das vor dem Hintergrund von
höchstens minimalen Bruterfolgen in Thüringen?
Das heißt, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, dass die Winterdurchzügler die Bestände hier
regelmäßig auffüllen. Winterdurchzügler sind Kor-
morane, die von den norddeutschen und bis zum
Teil nordeuropäischen Küsten, zum Teil aus den

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 67. Sitzung - 11.11.2016 5657

(Abg. Malsch)



Nachbarbundesländern im Vogelzug nach Süden in
Thüringen vorbeikommen. Mit den Erkenntnissen
aus 18 Jahren Thüringer Kormoranverordnung kön-
nen wir nur intelligente Schadensbegrenzung an
bestimmten Gewässern betreiben, um auch im vor-
gegebenen Rahmen zu bleiben. Deshalb wird pau-
schal der Abschuss an fischereiwirtschaftlichen An-
lagen weiterhin erlaubt sein. Deshalb wird es in Ab-
stimmung mit dem TMIL und unter Einbeziehung
des in diesem Jahr fertiggestellten „Thüringer Lan-
desprogramms Gewässerschutz 2016–2021“ für
den Fischartenschutz auch andere Gewässer mit
pauschalen Abschussgenehmigungen geben.

Da stimme ich Ihnen ausdrücklich nicht zu, Herr
Malsch, wenn es um die Frage geht, was wir fische-
reiwirtschaftlich machen müssen. Da müssen wir
bitte schön auch gewässerökologisch schauen, was
da zu tun ist. Wenn Sie an der Stelle die gleiche
Leidenschaft für das Landesprogramm entwickeln
würden wie für diesen Aspekt, würde ich mich künf-
tig freuen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Gewässer werden wir konkret benennen.
Deshalb soll die neue Kormoranverordnung auch
ab kommendem Jahr entfristet werden.

Ich komme jetzt zur Beantwortung der Fragen aus
Teil I Ihres Antrags:

Die Antwort zu Frage 1 lautet: Das Artenspektrum
der Thüringer Fließgewässer umfasst derzeit
39 Fischarten, 15 Arten sind in der Thüringer Roten
Liste geführt. Besonderes Augenmerk verdienen in
Thüringen die streng geschützten Fisch- und Rund-
mäulerarten des Anhangs II der FFH-Richtlinie. Das
sind Groppe, Bachneunauge, Schlammpeitzger und
Bitterling. Neben anderen Fischen haben Groppe,
Bachneunauge und Bitterling einen unzureichenden
und der Schlammpeitzger einen schlechten Erhal-
tungszustand. Der aktuelle Zustand der Fischfauna
weist trotz leichter Verbesserung seit der letzten Er-
hebung für den überwiegenden Anteil der Gewäs-
ser eine unbefriedigende bis schlechte Bewertung
der Fischfauna auf. Derzeit haben nur 10 Prozent
der 124 Fließgewässer eine gute Fischfauna. Der
fischfaunistische Zustand von circa einem Viertel
der Thüringer Gewässer wurde mit „mäßig“, 41 Pro-
zent mit „unbefriedigend“ und 20 Prozent mit
„schlecht“ bewertet.

Jetzt zum Einfluss des Kormorans: Von den im
Zeitraum 2010 bis 2015 gemäß EU-Wasserrah-
menrichtlinie befischten 240 Messstrecken ist an
20 Prozent der Gewässerabschnitte von einem Ein-
fluss des Kormorans auf die Fischzoonose auszu-
gehen. Die Äsche zeigt uns die grundlegenden Pro-
bleme, mit denen die Fischfauna thüringenweit zu
kämpfen hat – 2013 war das sozusagen die Leitart,
die hier auch diskutiert wurde. Die Äsche ist ein ty-
pischer Fisch der Flussmittelläufe der nach ihr be-

nannten Äschenregion. Das geringe Vorkommen
und sogar teilweise Fehlen der Äsche sind darauf
zurückzuführen, dass das Wiederbesiedlungspo-
tenzial durch Querbauwerke stark eingeschränkt
wird. Querbauwerke, meine sehr geehrten Damen
und Herren, das heißt, ein Landesprogramm für
Gewässerökologie und für Gewässerschutz, zu
dem ich auch gleich noch komme, ist die richtige
Antwort auf die Frage: Was können wir für diese
Population tun? Schon jetzt will ich darauf hinwei-
sen: Monokausal argumentieren führt zu kurz. Au-
ßerdem sind die Fließgewässer arm an Strukturen.
Weiterhin führen anthropogen bedingte hohe Nähr-
stoffgehalte sowie Feinsedimenteinträge zu einer
Verschlammung der Gewässersole und somit der
kiesigen Laichplätze. Dadurch verliert nicht nur die
Äsche ihre Kinderstuben; dazu kommt bei der win-
terlichen Bejagung durch den Kormoran das Fehlen
der mittleren, das heißt fortpflanzungsfähigen Grö-
ßenklassen. Somit haben wir den Zustand, der ak-
tuell an einigen Thüringer Gewässern für die Äsche
und andere Fischarten zu beobachten ist.

Der Kormoran weist in Deutschland einen guten, in
Thüringen einen mittleren bis schlechten Erhal-
tungszustand auf. Die Rote Liste der Brutvögel
Thüringens weist ihm aufgrund des Fehlens von
Bruterfolgen den Status „extrem selten“ zu.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Was?)

Extrem selten!

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das ist
Schwachsinn!)

(Unruhe CDU)

Das wollen Sie nicht hören, das ist mir schon klar.
Aber Sie müssen sich schon auch auf Basis der
Daten, die wir haben, an dieser Stelle mit dem The-
ma auseinandersetzen und nicht auf Basis von
Weltbildern, die man sich zurechtzimmert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit zehn Jahren stagnieren die Thüringer Bestän-
de jährlich durchschnittlich um 1.000 bis 1.500 Tie-
re mit höheren Winter- und niedrigeren Sommerbe-
ständen. Dieser Populationstrend deckt sich mit
dem deutschlandweiten Kormoranmonitoring. Des-
wegen, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ist es so wichtig, den Ausgleich zwischen den Posi-
tionen der Fischereiverbände, der Angelverbände
und der Naturschutzverbände zu suchen. Wir tun
das, indem wir den Landesnaturschutzbeirat gebe-
ten haben, hier eine Kompromisslinie aufzuzeigen,
der wir auch bei der Novelle der Verordnung folgen
werden.

Zu Ihrer Frage 2 – welche Aktivitäten zur Umset-
zung eines Kormoranmanagements auf Landes-,
nationaler und europäischer Ebene es gibt: In Thü-
ringen existiert seit 1998 eine Verordnung zum Ma-
nagement des Kormorans. Folgende Flächenländer
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haben ebenfalls eine solche: Das sind Branden-
burg, Baden-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
Deutschland- und europaweit gibt es kein gezieltes
Management. Dies hat das Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit in
der Antwort auf die schriftliche Frage 6/272 vom
30. Juni an den Deutschen Bundestag bekräftigt.
Hier heißt es – ich zitiere –: „Die Europäische Kom-
mission lehnt die Erarbeitung eines europäischen
Kormoranmanagementplans ab. Sie hat interdiszi-
plinäre Forschung zur Reduzierung des Kormoran/
Fischerei-Konflikts finanziert und eine Plattform
zum Austausch verschiedener Interessengruppen
unterstützt.“ Es gibt daher seit vielen Jahren Forde-
rungen nach einem Managementplan für Kormora-
ne. Unter anderem hat sich das Europäische Parla-
ment im Dezember 2008 für die Erhebung wissen-
schaftlicher Daten als Basis für die Erstellung eines
solchen Plans ausgesprochen. Auch die Bundesre-
gierung hat sich wiederholt für einen gesamteuro-
päischen Kormoranmanagementplan starkgemacht,
zuletzt im Juni 2011 im EU-Umweltrat. Die EU lehnt
jedoch bislang ein gemeinsames europäisches Vor-
gehen ab. Sie hat Leitlinien zur Anwendung von Ar-
tikel 9 der Vogelschutzrichtlinie veröffentlicht. Ihr
Ziel soll es sein, den nationalen Behörden eine Hil-
fe für effiziente und korrekte Maßnahmen zum
Schutz der Fischbestände und Fischereien vor dem
Kormoran zu bieten.

In der Bundesrepublik liegt die Zuständigkeit für
den Kormoran grundsätzlich bei den Ländern. Auf
Beschluss der Agrarministerkonferenz vom Oktober
2011 hat das Bundeslandwirtschaftsministerium
das Bundesumweltministerium kontaktiert, um eine
gemeinsame Arbeitsgruppe für ein nationales deut-
sches Kormoranmanagement einzurichten. Diese
arbeitet und auch Thüringen ist Mitglied der Arbeits-
gruppe. Die Agrar- und Umweltressorts des Bundes
und der Länder beschreiten damit den Weg hin zu
einem europäischen Kormoranmanagement, wenn
Sie so wollen, von unten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, über
Jahrhunderte wurden und werden unsere Gewäs-
ser durch den Menschen verändert. Diese Eingriffe
führten dazu, dass in über 90 Prozent der Fließge-
wässer in Thüringen keine natürlichen oder natur-
nahen Lebensgemeinschaften der Tiere und Pflan-
zen mehr vorhanden sind. Auch die natürlichen
Funktionen der Gewässer, wie beispielsweise der
Stoffabbau, sind gestört. Grundsätzlich ist der
Schutz der heimischen Fischfauna langfristig und
nachhaltig nur zu erreichen, wenn wir organische
Belastungen vermindern, wie Abwassereinleitungen
oder Einträge aus Landwirtschaft sie hervorrufen.
Erinnern Sie sich an die erst diese Woche veröf-
fentlichte Einleitung des EU-Vertragsverletzungs-
verfahrens gegen die Bundesrepublik wegen zu ho-

her Nitratbelastung in unseren Gewässern und was
wir da tun müssen. Ich schaue mal in Ihre Fraktion,
was die Bundesebene angeht: Stichwort „Dünge-
mittelverordnung“ – kein Vor und kein Zurück.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Die Land-
wirtschaft …!)

Die Landwirtschaft gehört aber auch zum vollstän-
digen Bild des ökologischen Gewässerzustandes in
Thüringen dazu, Herr Primas. Das ist nun mal so.

(Beifall SPD)

Wenn wir über den Zustand der Gewässer in Thü-
ringen sprechen, dann auch über die Frage von
Stickstoffeinträgen und anderen Sachen, auch
wenn das für Sie vielleicht unbequem ist.

Der zweite Punkt, der entscheidend ist, um den
Schutz der heimischen Fischfauna langfristig und
nachhaltig zu erreichen, ist die Verbesserung der
Gewässerstruktur und der Durchgängigkeit der Ge-
wässer – Stichwort „Querbauwerke“. Hier reagieren
wir mit dem „Landesprogramm Gewässerschutz“,
mit dem wir diese Defizite aktiv angehen. Wir ha-
ben insgesamt 1.300 Maßnahmen zur Wieder-
herstellung der Durchgängigkeit, circa 230 Maß-
nahmen zur Verbesserung der Gewässerstruktur
und knapp 500 Maßnahmen zum weiteren Ausbau
der Abwasserbehandlung geplant und setzen diese
jetzt auch um. Dadurch und mit der Reduzierung
der Erosionseinträge in die Gewässer durch ge-
setzlich verankerte Gewässerrandstreifen – die Dis-
kussion zum Wassergesetz läuft – werden wir den
Lebensraum für unsere Fische deutlich verbessern
können.

Zu Ihrer Frage 3 – mit welchen konkreten Maßnah-
men die Landesregierung der Gefährdungssituation
der heimischen Fischfauna durch zu hohe Kormo-
ranbestände begegnen will: Über unser zukünftiges
Engagement für durchgängige, strukturreiche, sau-
bere Gewässer habe ich Ihnen eben berichtet, kann
aber noch ergänzen: Ein Fischmonitoring für das
Jahr 2016, das erstmals auch den Einfluss natürli-
cher Fressfeinde beispielsweise auf den Äschenbe-
stand hat, führen wir durch. Die Daten liegen noch
nicht vor, aber auf Basis von Daten können wir
dann auch diskutieren, wenn Sie an der Stelle sa-
gen, das ist Ihnen ein wichtiger Punkt.

Ergänzend wird die Landesregierung der Gefähr-
dung der heimischen Fischfauna durch den Kormo-
ran mit der Etablierung einer Flächenkulisse
„Fischartenschutz“ begegnen. Diese wird erstmalig
konkrete Gewässer identifizieren, in denen gefähr-
dete Fischarten gute Lebens- und Reproduktions-
bedingungen vorfinden. Das sind lokale Populatio-
nen, die durch den Kormoran bisher nachweislich
geschädigt werden. Hier wird die Flächenkulisse
„Fischartenschutz“ einen Schutz der Fischbestände
durch pauschale Abschussgenehmigungen des
Kormorans ermöglichen.
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Zusammenfassend bleibt: Eine Novelle der Verord-
nung wird vor allen Dingen eines tun: Sie wird den
Ausgleich zwischen naturschutzfachlichen auf der
einen und fischereiwirtschaftlichen Fragen auf der
anderen Seite suchen. Sie wird zum Zweiten die
weitgehende Regelung an dieser Stelle modernisie-
ren und dem anpassen, was tatsächlich den Kor-
moranbestand betrifft. Und zum Dritten gibt es seit
heute auf der Seite des Umweltministeriums FAQ –
Frequently Asked Questions. Ich lade Sie ein, sich
dort alle nötigen sachbezogenen Informationen an-
zuschauen, durchzulesen und sich dann solide,
sachlich, seriös an der Debatte zu beteiligen. Herz-
lichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Abg.
Schaft, DIE LINKE)

Vizepräsidentin Jung:

Beratungen zu Berichten der Landesregierung wer-
den grundsätzlich in doppelter Redezeit verhandelt.
Ich frage: Wer wünscht die Beratung zum Sofortbe-
richt? Alle Fraktionen wünschen die Beratung zum
Sofortbericht. Ich eröffne die Beratung auf Verlan-
gen der Fraktionen zum Sofortbericht zu Nummer I
des Antrags. Gleichzeitig eröffne ich die Ausspra-
che zu Nummer II des Antrags. Zu Wort hat sich
Abgeordnete Tasch, Fraktion der CDU, gemeldet.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Gäste, die CDU-Fraktion hat heute einen An-
trag vorgelegt, der darauf abzielt, die bisher gelten-
de Kormoranverordnung für Thüringen über den
31.12. dieses Jahres hinaus fortzuführen. Richtig
ist, dass der Kormoran ein prominenter Vogel ist.
Der NABU hat ihn zum „Vogel des Jahres 2010“
ausgerufen. Wir müssen aber auch zur Kenntnis
nehmen, dass sich die Bestände erholt haben.
Wenn wir jetzt feststellen, dass eine Population aus
dem Ruder läuft, muss man auch den Mut haben,
Maßnahmen zu ergreifen und sich diesen Heraus-
forderungen zu stellen.

(Beifall CDU; Abg. Rudy, AfD)

Genau das wurde vom damaligen CDU-geführten
Umweltministerium mit dem Erlass der hier in Rede
stehenden Kormoranverordnung im Jahr 2008 ge-
tan. Widersprüchliche Ergebnisse wissenschaftli-
cher Studien, eine teilweise uneinheitliche Recht-
sprechung und unzählige unterschiedliche Meinun-
gen und Bewertungen machen eine ausgleichende
Betrachtung sehr schwierig. In diesem Fall ist gera-
de der Ausgleich zwischen den verschiedenen Inte-
ressen wichtig. Der Konflikt zwischen Fischerei und
Kormoran hat sich dabei längst zu einem Werte-
konflikt zwischen Fischerei- und Naturschutzver-
bänden entwickelt.

Man muss einerseits festhalten: Die enorme Flexi-
bilität des Kormorans bezüglich fischführender Ge-
wässer und seines Nahrungsspektrums lassen für
die Zukunft keine natürliche Reduzierung der Kor-
moranbestände erwarten. Seine bereits eingetrete-
nen negativen Wirkungen auf die Fischgewässer
bleiben bestehen und würden sich nach der ange-
strebten Verschärfung der derzeit geltenden und
bewährten Kormoranverordnung in Thüringen wei-
ter verstärken. Eine zukünftige Erholung der betrof-
fenen Fischbestände wäre dann nicht zu erwarten.
Die Auswirkungen beständig steigender Kormoran-
bestände auf die Fischfauna und auf die Ökosys-
teme in Thüringen dürfen deshalb nicht verharmlost
oder unbeachtet gelassen werden.

(Beifall CDU)

Wir als CDU-Fraktion wollen dem Rechnung tra-
gen. Deshalb ist es uns wichtig, hier ein Kormoran-
management auf den Weg zu bringen, das die Din-
ge insgesamt betrachtet und erfolgreich wirkt.

(Beifall CDU)

Der Kormoran selbst ist ein Fischfresser. Er ist
schnell, hartnäckig und kann bis zu 40 Meter tief
tauchen. In größeren Gewässern treibt er im Druck
sogar Fischbestände zusammen – das beherrscht
er hervorragend – und jagt so lange, bis nicht mehr
viel davon übrig bleibt.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Interessant!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die zugegeben
schwierige Aufgabe der Thüringer Umweltministerin
muss es nun sein, in diesem Konflikt eine von allen
Seiten, Frau Siegesmund, akzeptierte Lösung zu
finden bzw. fortzuschreiben. In unseren kultivierten
Gewässern kann bei Anwesenheit von geschickten
Fischjägern ein naturnaher Fischbestand nur mit ei-
nem tragfähigen Kormoranmanagement erhalten
werden.

(Beifall CDU)

Für die CDU-Fraktion – das möchte ich hier beto-
nen – hat der Fischartenschutz den gleichen Stel-
lenwert wie der Vogelschutz oder der Tierschutz all-
gemein. Die Erhaltung der Biodiversität muss all-
umfassend behandelt werden und harmonisch er-
folgen. Wir als CDU-Landtagsfraktion, aber auch
besonders ich persönlich, wollen das Miteinander
von Umweltinteressen und wirtschaftlicher Entwick-
lung. Bei dem Thema „Biodiversität und Arten-
schutz“ darf das Gleichgewicht nicht in Vergessen-
heit geraten.

(Beifall CDU)

Einem ausgewogenen Artenschutz kann nicht mit
dem Schutz nur einer ausgewählten Art Genüge
getan werden, sondern wir müssen alle verschiede-
nen Dinge und den Artenschutz aller FFH-Arten
und vom Aussterben bedrohter Tiere im Blick ha-
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ben. Das ist schwierig, das wissen wir auch. Die ra-
sante Bestandszunahme des Kormorans in den
letzten 30 Jahren hat gravierende Auswirkungen
auf unsere natürliche Fischfauna. Europaweit –
Thüringen ist klein, der Vogel macht ja nicht an
Landesgrenzen halt – sind mittlerweile etwa
800.000 Brutvögel vorhanden. Die Gesamtzahl wird
auf über 2 Millionen Vögel geschätzt. Die Zahl der
Brutpaare in Deutschland ist seit den 80er-Jahren
von damals knapp 800 auf 23.500 im Jahr 2009 an-
gestiegen. Mit 47.000 Brutvögeln und der Gesamt-
vogelzahl von 130.000 hat sich der Bestand der
Kormorane zwischen 1990 und 2011 vervierfacht.
Neben der eingängigen Thüringer Kormorankolonie
an den Haselbacher Teichen im Altenburger Land,
die aber durch das Einwirken eines weiteren Neo-
zoon, dem Waschbären, im Bestand zurückgehen,
sind es vor allem die durchziehenden Kormorane,
die in den Thüringer Gewässern auf Jagd gehen.
Ursache dafür ist der wachsende Kormoranbestand
in unseren nordeuropäischen Nachbarländern. Die
Zahl der durchziehenden oder überwinternden Vö-
gel in Deutschland ist dadurch in den letzten Jahren
deutlich gestiegen. Neben der durch zahlreiche
Schutzmaßnahmen in den letzten Jahren ständig
gestiegenen Kormoranpopulation müssen wir leider
feststellen, dass die bisherigen Erfolge der Arten-
schutzprogramme für die einheimische Fischfauna
eher bescheiden ausgefallen sind. Arten wie Lachs,
Äsche, Meeresforelle, Neunauge oder Aal gelten
weiterhin als ernsthaft gefährdet. Trotz Verbesse-
rung der Wasserqualität sind europaweit bereits
38 Prozent der Süßwasserfischarten in Gefahr. In
Deutschland gelten nach Angaben des Bundes-
amts für Naturschutz sogar 74 Prozent einheimi-
scher Rundmäuler und Fischarten als gefährdet
oder ausgestorben. Dabei spiegelt ein gesunder
Fischbestand die Qualität eines Gewässers wider.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Kormoranmanage-
ment mittels der geltenden Kormoranverordnung ist
für uns ausgewogener Artenschutz. Wir können
nicht nur auf eine Art setzen, sondern wir setzen
auf das Gleichgewicht in der Natur und wir setzen
auf die Artenvielfalt, das ist uns wichtig. Es gilt, die
Artenvielfalt langfristig zu sichern und zu erhalten.
Deshalb würden wir uns freuen, wenn Sie unserem
Antrag zustimmen. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Kobelt das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Zunächst erst einmal: Frau Tasch,
ich freue mich wirklich sehr, dass Sie heute ausge-

sprochen haben, sich als CDU-Fraktion für den
Schutz von allen Tierarten einzusetzen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Schon im-
mer!)

Schon immer!

Ich würde mich natürlich auch freuen, wenn das
Gleiche für 5.000 Schweine oder 20.000 Hühner
gilt, die teils in engen Zuständen in einem Stall zu-
sammengepfercht sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Worm, CDU: Thema ver-
fehlt!)

Wir als Bündnis 90/Die Grünen stehen für Natur-
und Artenschutz. Das gilt sowohl für schräge Vögel
als auch für dicke Fische. Wir sind als Koalition von
Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen dafür an-
getreten, dass Thüringen auch ökologisch vorange-
bracht wird. Daher ist es für uns als Grüne nicht ak-
zeptabel, die bestehende Kormoranverordnung ein-
fach weiterlaufen zu lassen.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Windräder!
Wald abholzen!)

Denn in keinem anderen Bundesland war es bis
jetzt so einfach möglich, eine geschützte Art wie
den Kormoran sogar in Naturschutzgebieten zu tö-
ten und damit auch noch andere geschützte Vogel-
arten zu gefährden.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Aber wenn
sie von den Windrädern zerhackt werden, die
anderen Vögel, das interessiert euch nicht!)

Wenn jetzt von Herrn Malsch zum Beispiel der ge-
fühlte Untergang der Fischereiwirtschaft und des
Anglerdaseins prophezeit wird, erlauben Sie mir auf
drei Fakten zur Versachlichung hinzuweisen.

Trotz bisher unbegrenzter Abschussmöglichkeiten
sind die Kormoranbestände nicht zurückgegangen.
Ich bin ja selbst kein Jäger. Aber ich frage zum Bei-
spiel Herrn Primas, warum Sie nicht mit Ihren Kolle-
gen in den 16 Jahren Tag und Nacht losgezogen
sind und die Kormoranbestände reduziert haben!

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Ich antwor-
te gleich!)

Es gibt eine einfache Antwort: Weil Sie es als Jäger
nicht konnten. Die Kormoranbestände haben sich
trotz Bejagung nicht verringert. Es hat sozusagen
an den Ursachen nichts bewirkt, dass es ein voll-
kommen freies Abschussgebot gegeben hat.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Weil die
schwer zu bejagen sind, weil Sie jeden
Schuss selbst bezahlen müssen!)
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Ich finde es gut, dass in der CDU-Fraktion schon
nach Antworten gesucht wird, aber wir müssen fest-
stellen, die bisherigen Maßnahmen haben nichts für
die Fische bewirken können, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das ist doch
Unsinn, was Sie erzählen!)

Deswegen müssen wir über andere Maßnahmen
nachdenken, über nachhaltigere Maßnahmen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das steht in
unserem Antrag drin!)

Ich bin froh, dass in dem vorliegenden Entwurf der
neuen Kormoranverordnung auch weiterhin Aus-
nahmen möglich sind. Zum Beispiel soll sich für Fi-
schereibetriebe und Gewässer außerhalb von Na-
turschutzgebieten nichts ändern und der Abschuss
generell möglich sein. Sie können damit dieses Ins-
trument als Fischereibetrieb weiter nutzen. Auch in
Naturschutzgebieten soll auf Antrag und in begrün-
deten Fällen eine Abschusserlaubnis möglich sein
und erteilt werden

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Erkläre das
mal den Leuten da oben!)

und diese soll möglichst auch für mehrere Jahre
gelten. Somit wird deutlich, dass das Umweltminis-
terium Anregungen der Anglerverbände und der Fi-
schereibetriebe aufgenommen und meiner Meinung
nach einen guten Kompromiss gefunden hat. Deut-
lich möchte ich auch sagen, dass diese Kompro-
misse auch möglich wurden durch die Anregungen
meiner Kollegen Dagmar Becker und Tilo Kummer,
die zu dem Punkt gleich auch noch sprechen wer-
den.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir als
Bündnis 90/Die Grünen haben wie viele Angler und
Naturschützer ein großes Interesse daran, gute Le-
bensbedingungen für die Fische zu gewährleisten.
Daher habe ich auch eine Bitte an alle Fischer,
Angler, Naturschützer und Fischliebhaber: Unter-
stützen Sie uns im Kampf um einen guten ökologi-
schen Zustand unserer Gewässer!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

Für einen hohen Fischbestand und übrigens auch
für den Schutz vor Raubvögeln wie den Kormoran
brauchen die Fische Rückzugsmöglichkeiten in
möglichst naturnahen und natürlichen Gewässern.
Unterstützen Sie uns als Bündnis 90/Die Grünen
bei der Wiederherstellung natürlicher, mäanderarti-
ger Flussverläufe!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unterstützen Sie uns dabei, den Flüssen wieder
mehr Raum zu geben, ohne eingrenzende Bebau-
ung und mit natürlichem Bewuchs! Unterstützen Sie

uns bei der Reduzierung von Einleitung von Dünger
aus der Landwirtschaft und

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

unterstützen Sie uns bei der Klärung von Abwäs-
sern, ohne die Flüsse zu verschmutzen! Ich bitte
auch gerade die Fischfreunde unter den Abgeord-
neten, auch aus der CDU-Fraktion: Sorgen Sie mit
uns dafür, dass der Umbau der Gewässer in einen
guten ökologischen Zustand durch ein umwelt-
freundliches Wassergesetz unterstützt wird!

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wenn es
doch endlich mal käme!)

Ein grünes Wassergesetz ist die beste nachhaltige
Vorsorge für den Schutz unserer Fische.

(Unruhe CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem
aktuellen Stand der Kormoranverordnung, die Mi-
nisterin Siegesmund gerade skizziert hat, wurden
viele Anregungen der Angler und engagierten Fi-
scher aufgenommen, aber gleichzeitig auch den
Empfehlungen des Naturschutzes und des Natur-
schutzbeirats entsprochen. Es wird ein wirksamer
Schutz von gefährdeten Arten gewährleistet, egal
ob es sich um gefährdete Vögel oder Fische han-
delt. Ich beantrage hiermit, dass der aktuelle Stand
der Kormoranverordnung im Umweltausschuss er-
läutert und vorgestellt wird. Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Rudy
das Wort.

(Unruhe CDU)

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Zu-
schauer, um es vorwegzunehmen: Wir unterstützen
das Anliegen der CDU-Fraktion, dass die Kormo-
ranverordnung fortgesetzt werden soll.

(Beifall CDU, AfD)

Gerade die letzten Jahre haben gezeigt, dass es
ohne diese Verordnung um ein Vielfaches schlech-
ter um die Fische des Freistaats stehen würde. Un-
tersuchungen der Weltnaturschutzunion belegen,
dass schon heute Fische deutlich stärker gefährdet
sind als Vögel oder Säugetiere. So sind nach Anga-
ben der IUCN mehr als ein Drittel der Süßwasserfi-
sche in Europa vom Aussterben bedroht. Aufgrund
der deutlich zu hohen Kormoranbestände hier im
Freistaat trifft dies auch in besonderer Weise auf
unsere heimische Fischfauna zu. Der starke Beja-
gungsdruck durch die Kormorane in den Thüringer
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Gewässern stellt jegliche Initiativen in den Fischar-
tenschutz

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Un-
ser Präsident!)

und mittlerweile auch das Erreichen des guten Zu-
stands in unseren Gewässern infrage. Der Kormo-
ran war schon im Jahre 2010 Vogel des Jahres.
1985 wurde er schon einmal in Deutschland fast
ausgerottet. In Mecklenburg-Vorpommern wurde im
Anklamer Moor 2005 versucht, alle Kormorane
samt Brut und Eier zu vernichten; er hat in wenigen
Jahren den Verlust wieder ausgeglichen.

Die Kormoranverordnung leistet einen wertvollen
Beitrag, dass die Fischvielfalt in unseren Gewäs-
sern erhalten bleibt. Die hier vorgelegte Neufas-
sung der Kormoranverordnung ist ein weiteres Bei-
spiel für das langfristig angelegte Vorhaben der
Grünen, an den Wünschen und Bedürfnissen der
Bürger vorbei zu entscheiden.

(Beifall AfD)

Diese ideologisch determinierte Haltung wird jetzt
auch auf die Thüringer Fische in stehenden und
fließenden Gewässern ausgedehnt. Wird der
Schutz der Kormorane 2017 in Thüringen verwirk-
licht, werden diese Vielfresser in kurzer Zeit Seen
und Flüsse leer gefischt haben, Angelvereine wer-
den sich auflösen,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
sind Flüchtlinge! Mit Migrationshintergrund!
Muslime!)

Fischschutzanlagen werden keinen Absatz mehr
haben, Berufsfischer werden ihre Arbeit verlieren,
genauso wie Geschäfte weniger Angelzubehör ver-
kaufen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ach-
tung Sarkasmus: Die fressen deutsche Fi-
sche! Und die Vögel haben Migrationshinter-
grund!)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Mach einfach
weiter!)

Diese Ursachen führen dazu, dass bei uns die
Fischbestände vom Kormoran leer gefressen wer-
den, und man sieht ja, welche Probleme da entste-
hen. Die Kormorane, die in Europa in mehrfacher
Millionenzahl und allein in Deutschland 22.000-fach
als Brutpaare vorkommen, haben hier in Thüringen
dank überzogener Vorstellungen von Naturschutz
zulasten der Fische als Beutetiere und ihrer
menschlichen Nutzer, der Angler, ihr Fressparadies
gefunden. Mittlerweile hat das massenhafte Vor-
kommen der Kormorane, eines übrigens schon seit
dem 11. Jahrhundert als gefräßig und unerwünscht
beschriebenen Vogels, dazu geführt, dass sich in
den Großpopulationen derselben Krankheiten aus-
breiten. Die Schlafbäume und Nistplätze dieser net-

ten Tierchen werden von stark ätzendem Vogelkot
beschädigt, Badegewässer verunreinigt.

(Beifall AfD)

Der nachhaltige Hunger der Vögel auf täglich ein
Pfund Frischfleisch hat in einigen Gewässern
Fischarten

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Fisch, nicht Fleisch!)

mit so schönen Namen wie Hasel, Ukelei, Karau-
sche und Elritze stark dezimiert. In den Gewässern
um Erfurt hatten die Kormorane es durch unge-
bremste Fressorgien geschafft, die Äschen fast
auszurotten.

(Beifall AfD)

Nur durch umfangreiche Bemühungen des Landes-
angelverbands Thüringen ist es gelungen, diese
Fischarten in Ilm und Gera wieder zu etablieren.
Diese Bemühungen auch um Artenschutz und nicht
nur zur Verbesserung der Fangquoten lassen sich
die Angelvereine aus Beitragsmitteln jedes Jahr
Tausende von Euro und ebenso Tausende von Ar-
beitsstunden kosten. Viele der Mitglieder sind be-
reits im Rentenalter und verfügen nur über be-
grenzte finanzielle Mittel. Bevor nun wieder im Sin-
ne von „die paar Fische“ wie beim Ausbau der
Windenergie der Fisch mit dem Bade ausgeschüttet
werden soll,

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

mögen sich die Verantwortlichen bei der Neufas-
sung der Thüringer Kormoranverordnung bitte ein-
mal überlegen, ob in den beratenden Gremien wirk-
lich alle Interessen an diesem Thema in gleichem
Maße und gleichberechtigt mit Sitz und Stimmen
vertreten sind. Der Vertreter des LAVT wurde ge-
gen ein stellvertretendes Mitglied ohne Stimmrecht
ausgetauscht.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Pfui!)

Vertreter von NABU und BUND wurden mit Vollmit-
gliedschaften belohnt. Beide Vereinigungen betrei-
ben den Schutz der Fischbestände nicht mit dem
gleichen Maße und nicht mit so hohem persönli-
chen Einsatz.

Abgesehen vom Fischschutz gibt es auch reichlich
Rezepte für die Zubereitung des Kormorans im In-
ternet.

(Beifall AfD)

Der Fischereiverband Unterfranken hat ein Kormo-
rankochbuch verfasst, mit dem Sie Ihrer Familie
Kormoranspezialitäten kochen können, beispiels-
weise Carpaccio von der Kormoranbrust, schotti-
scher Kormorantopf oder Kormoranbrust rosa ge-
braten.
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(Heiterkeit SPD)

(Beifall AfD)

Ich möchte gern einen Kollegen zitieren: Das Vieh
schmeckt köstlich, meinte er.

(Heiterkeit AfD)

Ich habe es noch nicht probiert, aber ich glaube ihm
das. Das sollten Sie Ihren Familien nicht vorenthal-
ten. Daher möchte ich noch einmal eindrücklich für
die Fortsetzung der im Moment gültigen Kormoran-
verordnung werben. Vielen Dank!

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Becker
das Wort. Ich hoffe, Sie haben jetzt keinen Hunger
bekommen.

Abgeordnete Becker, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Kolleginnen
und Kollegen, liebe Anglerinnen und Angler! Herr
Pleikies, ich begrüße Sie ganz herzlich und sage
Ihnen: Wir nehmen Ihre Sorgen ernst.

(Beifall SPD)

Das ist so! Ich finde das auch sehr traurig, wie die
Debatte zurzeit läuft. Das wird dem nicht gerecht.

(Beifall SPD)

Es ist nämlich ein sehr hartes und wichtiges The-
ma. Das ist für die Anglerinnen und Angler, die da
oben sitzen, nicht so lustig wie für uns hier unten.
Da geht es nämlich um ihre Existenz.

(Beifall CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jawohl, ja-
wohl!)

Insbesondere bei Äsche und Bachforelle haben sie
in den letzten Jahren – seit 2006 – in ihrer Freizeit
87.000 Äschensetzlinge eingesetzt. Sie haben sich
für den Schutz der Fischfauna eingesetzt. Dafür
möchte ich ihnen ganz herzlich danken.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich finde das wirklich nicht sehr glücklich, wenn wir
uns hier gegeneinander ausspielen, weil uns das
wirklich nicht weiterbringt. Dieser schwarze Vogel
treibt uns schon jahrelang um. Wir haben immer
wieder Lösungen gefunden, mit denen wir alle le-
ben konnten. Ich weiß, 2008 war ich dabei, als die
Verordnung erarbeitet wurde: Das war nicht ein-
fach. Alle von Ihnen wissen, dass ich Mitglied des
BUND bin. Es ist nicht einfach, da einen Konsens
zu finden. Aber ich sage Ihnen, dass beides beach-
tet werden muss: einmal der Vogelschutz und ein-
mal der Fisch

(Beifall SPD)

und die Anglerinnen und Angler. Es kann nicht sein,
dass wir uns hier gegeneinander aufreiben und uns
gegenseitig Vorwürfe machen. Es geht darum, eine
gemeinsame Lösung zu finden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Kormoran ist ein Durchgangsvogel. Er hat in
Thüringen keine Brutstätten, außer die eine, die da
angelegt wurde. Also er zieht nur durch. Deshalb
haben wir auch in der Verordnung gesagt: Wir
brauchen keinen Schutz der Brutstätten, weil wir
keine Brutstätten in Thüringen wollen, weil das
nicht gegeben ist. Es ist ein natürlicher Durchzugs-
vogel. Das ist auch so in dieser Verordnung 2008
dann eingesetzt worden. Natürlich sprechen auch
andere Länder – ich habe gerade die Verordnung
von Niedersachsen gelesen, die ist auch noch ein-
mal überarbeitet worden und da ist auch noch ein-
mal darauf hingewiesen worden, dass es vielleicht
Ausnahmen in Naturschutzgebieten geben muss.
Darüber kann man reden, das muss man dann se-
hen, wie man die neue Verordnung anpasst. Aber
ich glaube, insgesamt hat sich die alte Verordnung
wirklich getragen,

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

das zeigen auch die Zahlen. Der Bestand des Kor-
morans hat sich doch in den letzten Jahren trotz
dieser Verordnung nicht verändert. Da muss man
doch mal darüber reden, warum, weshalb nicht. Ich
glaube, wir brauchen noch etwas Zeit, um das alles
aufzubereiten, um Lösungen zu finden; und Lösun-
gen, die wirklich über alle hinweg tragen – wir kön-
nen doch nicht die Naturschützer gegen die Fische-
rei- und Angelverbände ausspielen. Die sind alle
ehrenamtlich tätig, die sind alle ehrenamtlich für un-
ser Wohl unterwegs und wir brauchen sie alle.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Wir brauchen sie alle an unserer Seite und können
keinen in die eine oder andere Ecke stellen. Das ist
ganz wichtig, deshalb sage ich: Es wäre im Sinne
der SPD-Fraktion, wenn wir den Antrag der CDU an
den Umweltausschuss überweisen, um da noch
mal im Detail darüber zu sprechen und dann eine
gemeinsame Lösung zu finden, um eine neue Ver-
ordnung oder eine andere Verordnung mit anderen
Ansätzen, aber im Großen und Ganzen in dieser
Art, wie sie jetzt vorhanden ist, auf den Weg zu
bringen. Diese Verordnung übergangsmäßig noch
mal für ein paar Monate in Kraft zu lassen, wäre
auch ein Weg, um Zeit zu gewinnen, damit wir ge-
meinsam reden können. Ich glaube, dieses gemein-
same Reden ist ganz wichtig. Es ist nicht so, dass
wir keine Fachleute unter uns haben – wenn ich da
an Tilo Kummer denke, der nun wirklich ein ausge-
wiesener Fachmann ist.
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(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vielleicht sollte man auf die Fachleute in diesem
Haus auch ab und zu mal hören und ihre Meinung
auch mal zulassen, was nicht immer ganz einfach
ist. Aber das wäre schön, wenn das im Ganzen ein-
gebracht werden kann und wenn wir uns dem stel-
len können.

(Beifall SPD)

Über den Kormoran ist schon viel gesagt worden.
Wie gesagt, die Leute streiten sich wirklich, ob der
Kormoran nun so ein hochgeschützter Vogel ist
oder nicht. Ist es ein einheimischer Vogel? Auch
darüber wird gestritten. Das ist alles nicht bewie-
sen. Die einen sagen so, die anderen sagen so.
Der Aal ist doch ein geschütztes Lebewesen und
der Aal ist wirklich bedroht durch den Kormoran.
Das ist erwiesen. Dazu gibt es Unterlagen und Gut-
achten der EU, wonach der Aal nachweislich durch
den Kormoran gefährdet ist. Also das müssen wir
doch alles zur Kenntnis nehmen und können nicht
einfach so tun, als ob es die einen oder anderen
Probleme nicht gibt. Deshalb sage ich: Die SPD-
Fraktion ist für alles offen. Wir reden gern mit allen
und Ihnen und vor allen Dingen auch im Umwelt-
ausschuss. Dort könnten wir dazu vielleicht auch ei-
ne Anhörung machen, Tilo Kummer, um die Mei-
nung der Verbände, den NABU genauso wie den
Anglerverband, zu hören. Wir müssen da wirklich
alle Bedenken aufnehmen und mit allen darüber re-
den. Wir haben in diesem Landtag zu diesem Pro-
blem immer eine Einigung erzielt, gestern bei der
Milch, beim Naturschutz mit Frau Tasch. Jetzt ist
sie los, weil sie Geburtstag hat. Das ist in Ordnung.
Wir haben immer Lösungen gefunden und wir ha-
ben uns immer gut gestellt, dass wir den Verbän-
den auch gemeinsame überparteiliche Lösungen
angeboten haben.

Ich glaube, wir brauchen noch ein bisschen Zeit,
weil wir in den Parteien unterschiedliche Ausrich-
tungen und Ansichten haben, aber das ist auch un-
ser gutes Recht. Wir sind keine Einheitsfront. Wir
haben unsere eigenen Ansichten, wir haben unsere
eigenen Einstellungen und wir haben unsere eige-
nen Parteiprogramme und können auch mal ande-
rer Meinung sein als die Fraktionen insgesamt.
Nichtsdestotrotz bin ich der Meinung, dass wir das
in Bezug auf den schwarzen Vogel wirklich hinbe-
kommen. Er ist einfach zu viel und er frisst einfach
zu viel Fisch. Das muss man sagen. Wir müssen
jetzt sehen, in Bezug auf die Qualität der Gewässer
hat sich seit 2000 wirklich viel entwickelt, Frau Mi-
nisterin. Wir haben viel Geld investiert, damit die
Abwässer und der Schutz der Flüsse und unserer
Bäche besser werden. Aber trotzdem hat sich der
Bestand der Fische nicht wirklich gebessert. Da
müssen wir sehen, woran das liegt. Wir müssen al-
les aufarbeiten: Der Kormoran ist schuld, auch die
Abwässer sind schuld. Wir müssen gemeinsam se-

hen, wie wir da rauskommen. Deshalb bitte ich den
Antrag der CDU-Fraktion an den Umweltausschuss
zu überweisen, um dann eine gemeinsame Diskus-
sion zu führen und vielleicht auch so schnell wie
möglich eine Lösung zu finden, weil die Verordnung
Ende des Jahres ausläuft.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Die Gewäs-
ser frieren bald zu. Dann haben wir den Sa-
lat!)

Die Gewässer frieren nicht ganz so oft zu. Es kann
passieren, Herr Emde. Aber Sie wissen, wir haben
den Klimawandel. Die Gewässer frieren nicht im-
mer zu, aber trotzdem brauchen wir eine schnelle
Lösung im Sinne der Anglerinnen und Angler und
der Naturschützer. Ich bin guter Hoffnung, dass wir
das hinbekommen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Jung:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Herr Abgeordne-
ter Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Tasch hat Geburtstag, deshalb war
sie so freundlich zu Ihnen, Frau Ministerin. Das
werde ich wahrscheinlich nicht sein. Aber ich möch-
te mit Herrn Kobelt beginnen. Sie haben wieder die
Ahnungslosigkeit dargestellt, die Sie ausstrahlen.
Den Kormoran als einen Vogel zu bezeichnen, der
geschützt werden muss, das ist ein schützenswer-
ter Vogel, hat auch die Ministerin gesagt, es gibt so
wenige davon – da lachen die Hühner.

(Heiterkeit und Beifall CDU)

Wer soll das noch glauben? Wenn wir mit den Ang-
lern und den Fischern sprechen – Panik. Die Leute,
die Fischerei machen, wollen aufhören. 80 Prozent,
90 Prozent der Fischbestände werden von Kormo-
ranen vernichtet. Die ganze Arbeit eines Jahres ist
einfach hin. Das tun wir einfach so ab: Ach, das ist
ja alles nicht so schlimm, wir werden uns schon ei-
nigen, das kriegen wir schon in die Reihe.

(Beifall CDU, AfD)

Ich denke, das ist doch kein Umgang miteinander.
Da sind Menschen, da sind Angler, die ihr ganzes
Herzblut daran verwenden, die Fische auszuset-
zen, zu hegen und das alles zu machen. Nein, da
gucken wir zu, wie der Kormoran das wegfrisst, und
finden es dann noch gut. Denn das ist ja ein armer
Vogel, der geschützt werden muss. Es ist jetzt
schon so oft gesagt worden: Er ist in der Verbrei-
tung überhaupt nicht mehr gefährdet. Generell ist
die Frage: Ist es überhaupt noch gerechtfertigt,
über Schutz bei dem Vogel zu reden? Ich denke,
nein.
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(Beifall CDU, AfD)

Deshalb haben wir auch im Antrag formuliert, ob wir
die jetzige Kormoranverordnung nicht erweitern
können, damit wir gezielter vorgehen können. Die
Frage, Herr Kobelt, warum das denn nicht zurück-
gegangen ist, kann ich Ihnen beantworten. Wir ha-
ben es mit der Verordnung geschafft, dass die Be-
stände nicht steigen. Das ist schon ein Riesenerfolg
der Verordnung gewesen. Wir haben gar nicht da-
mit gerechnet.

(Beifall CDU)

Jetzt müssen wir schauen, was man noch besser
machen kann.

Meine Damen und Herren, das ist schon eine selt-
same Geschichte. Wir wollen nicht von Europa An-
lastung für die Gewässer kriegen. Wir wollen einen
guten Zustand, danach wird es gerechnet. Aber da-
zu zählen auch die Fische, und wenn die wegge-
fressen sind, haben wir keinen guten Zustand
mehr. Aber dann war es die Landwirtschaft, die ist
dann allein schuld, warum wir die Anlastung krie-
gen – immer diese Schwarz-Weiß-Malerei. Das
funktioniert doch nicht.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Wo kommt
denn die Nitratbelastung her?)

Ja, da haben wir schon Probleme. Sie haben vorhin
gesagt, Sie wollen die Anglerverbände und den Na-
turschutzbeirat mit einbeziehen. Herr Rudy hat es
schon gesagt: Wie passt das ins Bild, wenn der mit-
gliederstärkste anerkannte Naturschutzverband im
Freistaat Thüringen, der Landesangelverband, kein
Stimmrecht mehr im Landesnaturschutzbeirat hat?
Wie kann das sein? Das widerspricht sich!

(Beifall CDU, AfD)

Gleichzeitig bekommen dann NABU und BUND ein
wahlberechtigtes Mitglied und ein stellvertretendes
Mitglied bestätigt. Diese Zielstellung ist doch jetzt
offensichtlich. Wenn es bis jetzt keiner geglaubt
hat, dann ist es so. Ich will es verkürzen: Herr Ko-
belt und auch Frau Becker haben vorgeschlagen, in
den Ausschuss zu überweisen, aber am 31.12. läuft
die Verordnung aus. Jetzt seien wir doch mal Rea-
listen: Nehmen wir mal an, wir würden es tatsäch-
lich das nächste Mal im Umweltausschuss beraten.
Ich hätte es natürlich auch gern, weil es um viele
Fische und Angler geht, im Ausschuss für Infra-
struktur, Landwirtschaft und Forsten, wie sich das
gehört, dass wir gemeinsam darüber diskutieren.
Dann organisieren wir vielleicht eine gemeinsame
Sitzung, dann machen wir eine Anhörung mit Ex-
perten und dann wollen wir bis zum 31.12.2016 fer-
tig sein. Dann müssten wir am 8., 9., 10. Dezember
diesen Antrag wieder im Landtag haben. Wer hält
denn das für realistisch? Wollen Sie uns eigentlich

hier hinter die Fichte führen mit diesem Antrag,
Herr Kobelt, oder ist das ein Witz?

(Beifall CDU, AfD)

Ich bin gern bereit, darüber zu reden, ob wir eine
Ausschussüberweisung machen, möglichst in beide
Ausschüsse, und dann die Experten hören. Aber
dann muss Frau Ministerin jetzt auch erklären, hier
und heute: Ich verlängere die geltende Kormoran-
verordnung, bis wir eine vernünftige Anhörung ge-
macht haben und gemeinsam eine Lösung gefun-
den haben. Damit wäre ich einverstanden. Aber zu
sagen, in den Ausschuss und dann auf Wiederse-
hen und am 01.01. tritt die andere Verordnung in
Kraft – da kommen wir überhaupt nicht mehr dran.
Wer hat denn etwas davon?

(Beifall CDU, AfD)

Das halte ich dann, gelinde gesagt, für – das Wort
nehme ich nicht in den Mund, sonst bekomme ich
einen Ordnungsruf, aber das geht eigentlich nicht,
das können wir nicht machen.

Ich sage Ihnen noch einmal, Frau Ministerin: Durch
Zufall, weil die Verbände uns angesprochen haben,
sind wir erst darauf gekommen, dass es ausläuft.
Das hatten wir gar nicht mehr auf dem Schirm. Wir
haben die Kormoranverordnung, Frau Becker hat
es gesagt, 2008 gemeinsam hingekriegt und haben
bei dieser Verordnung berücksichtigt, dass das mit
Einzelabschuss geht und, und, und. Da sind wir
sehr vorsichtig gewesen. Nach Jahren haben wir
festgestellt, das reicht nicht, das hat sich nicht be-
währt, das ist ein bürokratisches Monster. Es findet
nicht statt, wenn diese Genehmigungen von der un-
teren Naturschutzbehörde erteilt werden müssen,
mit Einzelabschuss, mit Verträglichkeitsprüfung
und, und, und. Das ist nicht umsetzbar. Deshalb
haben wir die Kormoranverordnung in der jetzigen
Fassung im Ausschuss mit allen diskutiert, haben
einen Konsens gefunden. Warum sagen Sie uns
nicht rechtzeitig Bescheid, dass Sie das und das
vorhaben, damit wir im Ausschuss darüber diskutie-
ren können? Warum müssen Sie das hier heimlich
über die Bühne ziehen, dass es uns gerade noch
so erwischt, dass man einen Antrag stellen kann,
damit wir darüber diskutieren können?

(Beifall CDU, AfD)

Was ist das für ein Ziel? Das Ziel heißt: Wir
drücken es durch, die Dummen merken es doch
nicht, und die Angler, was ist denn das schon, die
17.000 vergessen wir doch. Wir haben gerade die
Macht mit einer Stimme Mehrheit und da setzen wir
unseren Willen durch. Ich finde das unredlich, so
geht man nicht miteinander um.

(Beifall CDU, AfD)

Ich bitte Sie herzlich: Sagen Sie heute, dass das
verlängert wird, bis wir uns einig geworden sind.
Dann sind wir einverstanden. Das soll dann in bei-
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de Ausschüsse auch bitte überwiesen werden; wir
werden uns dann schon einig. Ich habe damit kein
Problem, ich bin da ganz offen. Wir wollen Wissen-
schaftler hören; übrigens gibt es da schon in Ihrem
Haus viele Expertisen, die müssten Sie einfach nur
rausziehen, da steht alles drin. Aber wir wollen das
gern machen, mit Wissenschaftlern reden, mit allen
möglichen Leuten, die Sie auch wünschen und die
wir gern hätten, und dann finden wir eine Lösung.
Davon bin ich übrigens wirklich überzeugt. Aber
nicht so rucki, zucki und heimlich machen wir das
mal schnell, vielleicht merkt es keiner. Bitte eine
klare Aussage von Ihnen, dann sind wir bereit, so
abzustimmen! Danke.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen der
Abgeordneten mehr vor. Frau Ministerin Sieges-
mund, Sie haben das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich bin dafür, diese Debatte sachbezogen zu
führen und nicht mit Schaum vor dem Mund.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Wer macht
denn das?)

Und ich bin dafür, die Debatte fachlich zu führen.
Das machen wir, meine sehr geehrten Damen und
Herren, seit über einem Jahr mit den Mitgliedern
des Landesnaturschutzbeirats. Der Verband für An-
geln und Naturschutz ist dort mit einem ordentli-
chen Sitz vertreten und als Stellvertretung der Lan-
desanglerverband Thüringen. Dann muss man zu
diesen Diskussionen auch kommen. Wir haben dort
mehrfach darüber nicht nur geredet; es gab sogar
eine Unterarbeitsgruppe, man hat sich getroffen,
man hat miteinander diskutiert. Und ja, ein guter
Kompromiss wird immer von zwei Seiten kritisiert.
Die eine Seite ist die der Fischereiwirtschaft, die
sagt, dass das alles viel zu weit geht, und die ande-
re Seite ist die des Naturschutzes. Der NABU
schreibt zum Beispiel: Der NABU Thüringen hält
den Abschuss von Kormoranen generell als unge-
eignete Maßnahme. – Aber was regeln wir denn mit
der neuen Verordnung? Wir sagen, dass der Ab-
schuss künftig im Nationalpark Hainich, in Natur-
schutzgebieten, in Kern- und Pflegezonen von Bio-
sphärenreservaten sowie in europäischen Vogel-
schutzgebieten nicht mehr pauschal erlaubt sein
darf. In Naturschutzgebieten wird eine ausgewiese-
nermaßen, keine Idee, sondern „seltene Art“ – so
sagen es die Fachleute – künftig nicht mehr zu
schießen sein. Ich frage Sie, wenn wir einerseits
die Fischereiwirtschaft und die Interessen der Ang-
ler und auf der anderen Seite die naturschutzfachli-

che Seite abwägen und am Ende dieser Kompro-
miss rauskommt, warum Sie dann unbedingt die
Haltung vertreten müssen, dass es an der Stelle in
irgendeiner Form nicht eine Berücksichtigung bei-
der Seiten gegeben hat, sondern im Gegenteil,
dann muss man sich diesem Kompromiss offen ge-
genüber positionieren und auch anerkennen, Herr
Primas, dass es vorher eine Regelung gab, die
bundesweit ihresgleichen gesucht hat. Punkt 1.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das war
aber gut!)

Punkt 2: Realer Interessenkonflikt heißt eben auch,
dass wir austarieren müssen, was die naturschutz-
fachlichen Interessen sind, denn der Kormoran
selbst hat keine Stimme, also müssen wir uns an-
schauen, wie wir damit umgehen. An der Diskus-
sion, die wir im Übrigen überhaupt nicht heimlich
geführt haben, haben sich viele beteiligt. Ich stehe
dazu: Ein effektiver Fischartenschutz bedeutet,
dass wir die Gewässer als Lebensräume der Fi-
scher auch wieder in einen guten ökologischen und
chemischen Zustand bringen müssen. Diese Dis-
kussion ist das Entscheidende. Es stimmt eben
nicht, dass sich seit dem Jahr 2000 an der Gewäs-
serstruktur in Thüringen unglaublich viel verbessert
hätte. 90 Prozent der Flüsse sind begradigt. Ich ha-
be Ihnen etwas von den Querbauwerken berichtet.
Ich habe Ihnen gesagt, dass wir mit Abstand
Schlusslicht sind bei der Frage der

(Unruhe CDU)

Anschlüsse an Kläranlagen – 79 Prozent –, bun-
desweit Schlusslicht, damit Stoffeinträge, Phos-
phor, Nitrat, Stickstoff – all das müssen wir diskutie-
ren. Sie kaprizieren sich hier auf ein Feindbild, weil
es sich, wenn es sich hinstellt und die Flügel breit-
macht, anbietet, als solches auch wahrgenommen
zu werden. Ich bin dafür, den Ausgleich zu suchen.
Wir haben das breit diskutiert und deswegen wird
die Verordnung auch novelliert im Sinne beider Sei-
ten: im Sinne fischereiökologischer Interessen, im
Sinne fischereiwirtschaftlicher Interessen auf der
einen Seite und im Sinne naturschutzfachlicher In-
teressen auf der anderen Seite. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Wird nicht
verlängert?)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Kann ich davon ausgehen, dass das Berichts-
ersuchen zu Nummer I des Antrags erfüllt ist, oder
erhebt sich Widerspruch? Das kann ich nicht erken-
nen. Es ist keine Fortsetzung des Sofortberichts im
Ausschuss beantragt.
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Es ist Ausschussüberweisung an den Ausschuss
für Umwelt, Energie und Naturschutz beantragt.
Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen.

(Unruhe CDU)

Gegenstimmen? Die kommen von den Fraktionen
der CDU und der AfD.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das könnt
ihr doch nicht wollen!)

Meine Damen und Herren, damit ist die Ausschuss-
überweisung zu Nummer II des Antrags beschlos-
sen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Ihr habt die
Angler im Stich gelassen; das muss man zur
Kenntnis nehmen!)

Ich frage jetzt: Die Ausschussüberweisung an den
Ausschuss für Infrastruktur und Landwirtschaft ist
damit erledigt, Herr Primas? Gut.

Dann schließe ich diesen Tagesordnungspunkt und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 26

Einspruch des Abgeordneten
Brandner (AfD) gemäß § 37
Abs. 7 Satz 1 GO

Mit Schreiben vom 4. Oktober 2016 legte Abgeord-
neter Brandner gemäß § 37 Abs. 7 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung Einspruch gegen eine Ordnungs-
maßnahme in der 64. Plenarsitzung am 30. Sep-
tember 2016 ein.

(Unruhe im Hause)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie wirklich
noch etwas um Aufmerksamkeit.

Der Landtag hat nunmehr gemäß § 37 Abs. 7
Satz 3 der Geschäftsordnung über den Einspruch
zu entscheiden, nachdem der Ältestenrat in seiner
31. Sitzung am 1. November 2016 dazu beraten
hat. Der Einspruch des Abgeordneten Brandner
liegt Ihnen in der Vorlage 6/1763 vor. Die Entschei-
dung des Landtags erfolgt gemäß § 37 Abs. 7
Satz 3 der Geschäftsordnung ohne Aussprache.
Daher kommen wir sofort zur Abstimmung über den
Einspruch.

Wer stimmt dafür, dem Einspruch stattzugeben?
Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegen-
stimmen? Das sind die von den Koalitionsfraktionen
und der Fraktion der CDU. Wer enthält sich der
Stimme? Das kann ich nicht erkennen. Damit ist

dem Einspruch nicht stattgegeben und ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 27

Einspruch des Abgeordneten
Brandner (AfD) gemäß § 37
Abs. 7 Satz 1 GO

Mit Schreiben vom 4. Oktober 2016 legte Abgeord-
neter Brandner gemäß § 37 Abs. 7 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung Einspruch gegen eine Ordnungs-
maßnahme in der 63. Plenarsitzung am 29. Sep-
tember 2016 ein. Der Landtag hat nunmehr gemäß
§ 37 Abs. 7 Satz 3 der Geschäftsordnung über den
Einspruch zu entscheiden, nachdem der Ältestenrat
in seiner 31. Sitzung am 1. November 2016 dazu
beraten hat. Der Einspruch des Abgeordneten
Brandner liegt Ihnen in der Vorlage 6/1764 vor. Die
Entscheidung des Landtags erfolgt, wie vorange-
gangen, ohne Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung.

Wer stimmt dafür, dem Einspruch stattzugeben?
Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegen-
stimmen? Das sind die Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Fraktion der CDU. Enthält sich je-
mand der Stimme? Das kann ich nicht erkennen.
Damit ist dem Einspruch nicht stattgegeben und ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Bevor ich Sie aus der Plenarsitzung entlasse, ertei-
le ich dem Abgeordneten Kuschel für die Bezeich-
nung der Abgeordneten Tasch am gestrigen Tag im
Rahmen des Aufrufs einer Mündlichen Anfrage als
„Kalaschnikow des Eichsfelds“ einen Ordnungsruf.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Zu
Recht!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist eine Sauerei!)

Damit schließe ich die Plenarsitzung und wünsche
Ihnen einen guten Nachhauseweg.

Ende: 19.31 Uhr
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(Vizepräsidentin Jung)


